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Wirtschaft

Ebenso wie das marxistische Denken die menschliche Arbeit mit bloßem
Blick auf ihren Gebrauchswert, das heißt nur zum Zweck als in
ausschließlich individuelle Bedürfnisbefriedigung investiert ausmacht,
wird das ursprüngliche Verständnis des Wirtschaftens und der
Wirtschaft mithin als ein lediglich auf Selbstversorgung und
Gastfertigkeit angelegtes Unterfangen beschrieben.

Eine Wirtschaft oder gar Ökonomie zu betreiben, wäre dann im Ursprung
des Wortgehaltes inklusive der archaisch darin begründeten
Gastfreundschaft keineswegs das Synonym für profitable Betriebsamkeit.

Die Ökonomie, anfänglich das Wort für Verwaltung von Land und Gütern,
ist ebenso wenig wie das Wirtschaften zwingend mit der
kapitalistischen Orientierung einer profitablen also auf Gewinn
ausgerichteten Absicht oder Konzeption gleichzusetzen. Hierzu müßte
zuvor der Tauschwert der damit erbrachten Leistungen oder Arbeiten
definiert und frei nach Marx als Warencharakter bestimmt und in die
Praxis des Handels umgesetzt werden.

Nur noch Worte wie "unwirtlich", das heißt ungemütlich oder
unfreundlich, erinnern uns noch an eine völlig andere, dem
herrschenden kapitalistischen System entgegengesetzte Bedeutung jenes
Wirtschaftsbegriffs in sicherlich negativer Umschreibung, nämlich die
der Gastlichkeit und Selbstversorgung, also der dem natürlichen
Stoffwechsel und Leben verhafteten Arbeits- und Schaffenskraft.

Wirtschaft kann nur unter der Maßgabe einer leidlich hergeholten und
im wesentlichen von bösen Absichten erfundenen Verknüpfung ihres
Selbstverständnisses mit den Absichten des Marktes, des Profits oder
der Warenproduktionsmotivation gegen ihren eigentlichen Sinn
pervertiert werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


13. Juli 2018
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KOHLEALARM/452: Klimakampf und Kohlefront - Schulterschluß der Kohlenutzer ... (Robin Wood)


Robin Wood-Pressemitteilung vom 13. Juli 2018

Online-Protest startet: Kein Kohlekraftwerk in Stade!



ROBIN WOOD startet heute eine Online-Aktion gegen den Plan des
Chemie-Riesen DOW, auf seinem Werksgelände im niedersächsischen Stade
eine neues Kohlekraftwerk zu bauen. Damit unterstützt die
Umweltorganisation den beharrlichen Protest vor Ort gegen das extrem
klimaschädliche Projekt. Unter www.robinwood.de/kein-kohlekraftwerk-stade
können Gegner*innen des Vorhabens per Mail Bundesumweltministerin Svenja
Schulze und Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier auffordern, ein Verbot
von Kraftwerks-Neubauten wie in Stade durchzusetzen.

"Die Bundesregierung nimmt es sehenden Auges hin, dass Deutschland das
Klimaziel 2020 verfehlen wird. Statt umzusteuern und zügig den
Kohleausstieg einzuleiten, spielt sie mit der 'Kohlekommission' auf
Zeit. Während die Kommission in Berlin tagt, wird in Stade ein neues
Kohlekraftwerk geplant. Das ist eine Farce", sagt ROBIN
WOOD-Energiereferentin Ronja Heise.

Das neue 920-Megawatt-Kohlekraftwerk in Stade würde die Atmosphäre
zusätzlich mit bis zu fünf Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr
belasten. Der Chemie-Konzern DOW hält - wider alle klimapolitische
Vernunft und trotz jahrelanger Proteste von lokalen Initiativen und
Umweltschutzorganisationen - an seinen Neubauplänen fest.

"Dem Chemiekonzern DOW liegt der eigene Profit am Herzen, nicht der
Klimaschutz. Mit dem geplanten Kohlekraftwerk wird DOW das Klima weiter
anheizen und die Menschen missachten, die schon jetzt existentiell durch
den Klimawandel bedroht sind!", sagt ROBIN WOOD-Aktivistin Paula. "Wir
wollen zeigen, dass unser Widerstand gegen DOWs Kraftwerkspläne von
vielen getragen wird und unübersehbar ist. Daher wird für jede
Unterschrift unter unserem Online-Protest unser Aktions-Banner ein
Stückchen größer werden."

Weitere Proteste gegen den Klimakiller sind schon in Vorbereitung. Ein
breites Bündnis von Initiativen und Organisationen, zu dem auch ROBIN
WOOD gehört, ruft für den 8. September 2018 zu einer Demonstration in
Stade gegen den Kraftwerksbau auf.

Mehr erfahren über das Kraftwerksprojekt in Stade:

https://www.robinwood.de/kein-neues-kohlekraftwerk-stade

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Juli 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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KOHLEALARM/451: Klimakampf und Kohlefront - gestanzte Gutachten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 13.07.2018

Kohlekommission darf nicht auf falscher Zahlengrundlage arbeiten

Wirtschaftsministerium veröffentlichte nachweislich zu hohe
Arbeitsplatzeffekte der Braunkohlewirtschaft



Cottbus/Berlin, 13.06.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA mahnt vor der
heutigen Tagung der Kohlekommission mehr Sachlichkeit in der
Braunkohledebatte an. Ein als Grundlage für die Arbeit der Kommission vom
Bundeswirtschaftsministerium veröffentlichtes Gutachten nennt nachweislich
zu hohe Arbeitsmarkteffekte des Kohleabbaus.

"Den Kommissionsmitgliedern sollen hunderte vom Steuerzahler finanzierte
Jobs als Teil der privaten Kohlenwirtschaft untergejubelt werden. So wird
die Bedeutung der Branche für die Regionen überhöht dargestellt",
kritisiert René Schuster, Braunkohle-Experte der GRÜNEN LIGA. "Angesichts
der weitreichenden Schlußfolgerungen, die aus den Arbeitsplatzzahlen
abgeleitet werden, ist dringend mehr Sachlichkeit und Gründlichkeit nötig."

Das Gutachten "Erarbeitung aktueller vergleichender Strukturdaten für die
deutschen Braunkohleregionen" wurde im Auftrag des
Bundeswirtschaftsministeriums erstellt. Es nennt in Kapitel 3 (Seite 35)
für das Jahr 2016 in der Lausitz 8.278 direkt in der Braunkohle
Beschäftigte. Es verschweigt dabei, dass darin hunderte Mitarbeiter der
bundeseigenen Lausitzer und Mitteldeutschen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft
(LMBV) enthalten sind. Diese saniert auf Kosten des Steuerzahlers die
stillgelegten DDR-Tagebaue. Sie hat also mit der aktuellen oder künftigen
Kohleförderung und damit mit dem Auftrag der Kommission nichts zu tun. Die
falschen Zahlen sind Grundlage zahlreicher Berechnungen des Gutachtens, so
dass die Rolle der Braunkohlenutzung in allen folgenden Kapiteln überhöht
bewertet wird. Zu jedem falsch angerechneten direkten Arbeitsplatz werden
beispielsweise nochmal indirekte und induzierte hinzugerechnet.


Quellen:

Gutachten des Bundeswirtschaftsministeriums:

http://www.rwi-essen.de/forschung-und-beratung/umwelt-und-ressourcen/projekte/392/

Internetseite der LMBV (Mit Aufschlüsselung der Beschäftigtenzahlen):

https://www.lmbv.de/index.php/Personal.html

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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SPRACHE/978: Erwerb von Fremdsprachen - Denglisch für Fortgeschrittene (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 12.07.2018

Erwerb von Fremdsprachen - Denglisch für Fortgeschrittene



"Bed" oder "bad"? Manche Lautkontraste im Englischen werden von deutschen
Muttersprachlern meist undeutlich nachgesprochen. Eine LMU-Studie zeigt
nun, dass jeder seinen eigenen Akzent am besten versteht.

Wer eine Fremdsprache lernt, macht oft trotz jahrelangen Übens Fehler bei
der Aussprache. Eine Studie von Dr. Eva Reinisch und Nikola Anna Eger vom
Institut für Phonetik und Sprachverarbeitung der LMU zeigt nun am Beispiel
deutschsprachiger Englischlernender, dass jeder sein eigenes Denglisch am
besten versteht. Das ist selbst dann der Fall, wenn andere ganz ähnliche
Fehler machen.

Für die Studie wurden deutsche Muttersprachler gebeten, englische
Wort-Paare auszusprechen, mit denen Deutsche erfahrungsgemäß Schwierigkeiten
haben. Darunter waren zum Beispiel das Doppel "bed" und "bad" sowie "ice"
und "eyes". Einige Wochen später wurden ihnen die Sprachaufnahmen
vorgespielt - sowohl ihre eigenen als auch jene der anderen Teilnehmenden.
Nun war die Aufgabe, zu verstehen, welches Wort des ähnlich klingenden
Doppels zu hören war. "Deutsche minimieren diese Kontraste, die es im
Deutschen nicht gibt, beim Aussprechen. Das macht es so schwierig zu
verstehen, ob man gerade "pan" oder "pen", "pig" oder "pick" hört", sagt
Nikola Anna Eger.

Den Probanden fiel es leichter, die von ihnen selbst ausgesprochenen
Wörter korrekt zu erkennen als jene der anderen, obwohl diese die
Wortpaare sehr ähnlich ausgesprochen hatten. "Beim Erlernen einer
Fremdsprache passen wir die neuen Laute unbewusst den Lautkontrasten der
Muttersprache an. Da wir uns selbst beim Aussprechen immer hören, haben
wir mehr Erfahrung mit unserem eigenen Sprachmuster und verstehen die
selbst gesprochenen Wörter besser", erklärt Eger. Wer Fremdsprachen lernt,
steckt also in einem Teufelskreis: Man versteht die fremden Lautkontraste
nicht so gut, reproduziert sie falsch und gewöhnt sich dann auch noch
daran, weil man sich unweigerlich selbst dabei zuhört. Die Ergebnisse der
Studie lassen die Forscherinnen über einen Ausweg spekulieren: "Wer eine
Fremdsprache lernt, könnte mit Aufnahmen seiner eigenen Aussprache
arbeiten. Dies sollte aber unter der Voraussetzung geschehen, dass man
gezielt auf die eigenen Fehler, an die man sich mit der Zeit gewöhnt hat,
hingewiesen wird und zusätzlich viele Äußerungen von englischen
Muttersprachlern hört". Mit der kritischen Auseinandersetzung mit dem
eigenen Denglisch sollte sich die Aussprache und somit auch die
Kommunikationsfähigkeit in der Fremdsprache dann nach und nach verbessern
lassen.


Publikation:

Nikola Eger, Eva Reinisch:

The impact of one's own voice and production skills on word recognition
in a second language

In: Journal of Experimental Psychology: Learning, Memory, and Cognition,
Jul 09, 2018,

http://psycnet.apa.org/doiLanding?doi=10.1037%2Fxlm0000599




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 12.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7184: Stuttgart - Ernährung der Zukunft, Jugendforum am 20. und 21. Juli 2018


idw - Pressemitteilung: IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung

Ernährung der Zukunft, Jugendforum am 20./21. Juli in Stuttgart



Junge Leute im Alter zwischen 16 und 26 Jahren sind eingeladen, sich
eineinhalb Tage mit neuen, ungewöhnlichen Lebensmitteln zu
beschäftigen. Das Jugendforum findet am 20./21. Juli in einem
Jugendgästehaus in Stuttgart statt. Produkte aus Insekten und Algen
können auch probiert werden. Die Teilnahme ist kostenlos. Die
Veranstaltung ist für 20 Teilnehmende ausgelegt, es gibt noch freie
Plätze. Mehr Informationen unter:
https://projekt.izt.de/was-wir-morgen-essen/

Limonade und Bier aus Algen, Burger aus Insekten, Bratlinge aus
Lupinensamen: Zunehmend kommen neue und unkonventionelle Lebensmittel
auf den Markt. Was halten Jugendliche von diesem Trend? Ein neues
Projekt will Jugendliche an der Debatte über neue Lebensmittel
beteiligen. Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung gefördert. Am 20. und 21. Juli haben neugierige junge Leute
die Möglichkeit, über die Ernährung der Zukunft zu diskutieren und
auch neue Lebensmittel zu probieren. Zwei WissenschaftlerInnen werden
dabei sein, um Fragen fachkundig zu beantworten. Den TeilnehmerInnen
entstehen keine Kosten. Die Veranstalter kommen für Verpflegung und
Übernachtung auf sowie für die An- und Abreise (Bahnticket 2. Klasse).

Weitere Infos zum Jugendforum (PDF):

https://projekt.izt.de/fileadmin/downloads/pdf/substanz/Einladung_Jugendforum_Was_wir_morgen_essen.pdf

Zur Homepage des Projektes:

https://projekt.izt.de/was-wir-morgen-essen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution604

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung, 12.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4980: Bielefeld - "Arabisch für Anfänger" ab 23. Juli 2018


VHS-Kurs: Arabisch für Anfänger



Bielefeld (bi). Für Menschen, die in der Flüchtlingshilfe tätig sind
oder die privat oder beruflich mit Menschen aus dem arabisch
sprechenden Raum zu tun haben, bietet die Volkshochschule im
Ravensberger Park ab Montag, 23. Juli, den einwöchigen Kurs "Arabisch
für Anfänger" an. Der Angebot richtet sich an Interessenten ab 16
Jahren ohne oder mit sehr geringen Vorkenntnissen. Durchgeführt wird
der Kurs von der muttersprachlichen Trainerin Nagham Al Asi. Infos und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MELDUNG/929: Nukleare Abrüstng von unten (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
vom 16. Juli 2018

Nukleare Abrüstng von unten



18 FriedensaktivistInnen aus vier verschiedenen Ländern haben am Sonntag,
den 15. Juli 2018 die Zäune des Fliegerhorsts Büchel überwunden, um auf
das Militärgelände zu gelangen. Auf diesem werden etwa 20 US-amerikanische
Atomwaffen gelagert. Die Gruppe der AktivistInnen bestand aus sieben
US-AmerikanerInnen, sechs Deutschen, vier NiederländerInnen und einem
Engländer.

Die AktivistInnen, darunter eine Person im Rollstuhl, gelangten durch den
Stacheldraht und andere Zaunanlagen auf das Gelände. Einige von ihnen
konnten bis zur Start- und Landebahn vordringen, drei von ihnen gelangten
auf einen der Atomwaffenbunker, welche durch einen ganz neuen
Sicherheitsszaun geschützt werden. Die FriedensaktivistInnen wurden durch
SoldatInnen aufgefunden und der Polizei übergeben. Von dieser wurden die
Personalien der AktivistInnen aufgenommen und nach rund viereinhalb Stunden
wieder entlassen.

Die Aktion war Teil der Internationalen Woche, welche von der Gruppe
GAAA (Gewaltfreie Aktion Atomwaffen Abschaffen, www.gaaa.org) im Rahmen der
20-wöchigen Aktionspräsenz der Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt" organisiert wurde. Die Kampagne fordert, dass die in
Büchel stationierten Atomwaffen abgezogen statt aufgerüstet werden, sowie
ein Verbot von Atomwaffen.

Auf dem Fliegerhorst Büchel werden deutsche PilotInnen und Tornados für den
Einsatz der US-amerikanischen B-61-Atomwaffen bereitgehalten. Über den
Einsatz der Atomwaffen kann Präsident Trump entscheiden.

Die "Nukleare Teilhabe" der Nato ist ein Verstoß gegen den
Atomwaffensperrvertrag, welcher es Deutschland nicht erlaubt, Atomwaffen
von Drittstaaten anzunehmen und den USA verbietet, ihre Atomwaffen mit
Nicht-Atomwaffen-Staaten zu teilen. Die FriedensaktivistInnen fordern von
ihren Regierungen, dass sie den Atomwaffenverbotsvertrag, der am 7. Juli
2017 von 122 verabschiedet wurde, unterzeichnen.

"Ziviler Ungehorsam ist nötig, um große Veränderungen wie die
Abschaffung der Sklaverei, das Frauenwahlrecht oder die
BürgerInnenrechtsbewegung zu ermöglichen", sagt Marion Küpker,
Internationale Koordinatorin der DFG-VK. Die gewaltfreie Kampagne ist Teil
des ICAN-Netzwerkes, welche 2017 mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet
wurde und jüngst zu gewaltfreien Aktionen an Atomwaffenstandorten aufrief.
Dadurch solle der Druck erhöht werden, damit mehr Staaten dem
Atomwaffenverbot beitreten. Der niederländische Friedensaktivist Frits ter
Kuile sagt: "Meine Motivation ist das Gebot der "Feindesliebe" und die
Nürnberger Prinzipien, welche besagen, dass jedeR verantwortlich ist für
die Verbrechen, welche die Regierungen begehen. Wir haben
die Pflicht die Zäune einzureißen, die die atomare Massenvernichtung
schützen und das Land für die Menschen und ihre Bedürfnisse
zurückzuerobern."




Informationen im Internet:

https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com/

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de
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APPELL/121: Trump-Putin-Gipfel - Ärzteorganisation fordert Dialog und Deeskalation (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 16. Juli 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Ärzteorganisation fordert Dialog und Deeskalation

Trump-Putin-Gipfel



Anlässlich des Trump-Putin-Gipfels fordert die ärztliche
Friedensorganisation IPPNW die Bundesregierung auf, sich für eine
gemeinsame Sicherheitspolitik durch vertrauens- und sicherheitsbildende
Maßnahmen, Rüstungskontrolle und Abrüstung einzusetzen. "Statt auf
Abschreckung durch Aufrüstung, Feindbildaufbau und gegenseitige Drohungen
zu setzen, sollten die NATO und Russland zu einer von Dialog und
Deeskalation geprägten Politik zurückkehren", erklärt Susanne Grabenhorst,
stellvertretende IPPNW-Vorsitzende.

Die Bundesregierung müsse Brücken bauen für einen fairen
Interessensausgleich mit Russland im Dienste des Friedens. Ohne solche
Maßnahmen drohten weitere Konfrontationen und ein neues Wettrüsten, die
Eskalation des Ukraine-Konflikts und ein Anheizen von Terror und Kriegen
im Nahen Osten, die Millionen Menschen in die Flucht treiben.

Die IPPNW betont allerdings, dass internationale Friedensbemühungen nicht
allein Sache von zwei Regierungschefs sein können. Daher sei zum Beispiel
der »Strukturierte Dialog« der OSZE zu begrüßen, der unter deutschem
Vorsitz 2016 angeregt wurde, um die Sicherheitskooperation wiederzubeleben
und zur konventionellen Rüstungskontrolle zurückzukehren. Die
Bundesregierung solle sich in dem Gremium für einen neuen konstruktiven
Ansatz für die nukleare Rüstungskontrolle stark machen, damit in dessen
Rahmen auch der INF-Vertrag (Vertrag über die Abrüstung von
Mittelstreckenraketen) und der neue START-Vertrag (Vertrag zur Verringerung
der strategischen Nuklearwaffen) gerettet und ausgebaut werden könnten. Die
parlamentarische Versammlung der OSZE ruft die Atomwaffenstaaten in der
Berliner Erklärung vom Juli 2018 auf, sich erneut zur Nichtverbreitung und
Abrüstung von Atomwaffen zu verpflichten, einschließlich einer Einigung
über den Verzicht auf den Ersteinsatz und über Strategien für
Atomwaffenreduzierungen. Die IPPNW unterstützt diesen Ansatz der OSZE.

Die Atomwaffenexpertin der IPPNW, Xanthe Hall, mahnt: "Der INF-Vertrag ist
akut in Gefahr und der START-Vertrag läuft bald aus. Wenn diese beiden
Verträge nicht mehr Bestand haben, könnte es mit der Aufrüstung in Europa
richtig losgehen. Deswegen reicht in Helsinki ein nettes Fotoshooting mit
Händeschütteln nicht - es braucht intensive diplomatische Arbeit."



Die IPPNW ist Unterstützerin der Initiative "Neue Entspannungspolitik
jetzt!". Weitere Informationen unter: 

neue-entspannungspolitik.berlin/aufruf/

Sie finden die Berliner Erklärung der OSZE unter: 

www.bundestag.de/blob/564076/e459ea2a3d4d2846b290824e6e5bdd4a/berlin-declaration-and-resolutions-data.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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FRAGEN/005: Ann Wright - "Es ist euer Land und doch benutzen es die USA, um Menschen auf der ganzen Welt zu töten" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Interview mit Ann Wright: "Es ist euer Land und doch benutzen 
es die USA, um Menschen auf der ganzen Welt zu töten"

Interview von Reto Thumiger und Gaëlle Smedts, 14. Juli 2018






[image: Bild: © Reto Thumiger]

Ann Wright während ihres Vortrags "Trump and Peace?" am 29.6.2018 in
der Versöhnungskirche in Kaiserslautern

Bild: © Reto Thumiger



Ann Wright diente 29 Jahre in der US Army und wechselte im Rang
eines Colonels in den diplomatischen Dienst, wo sie 16 Jahre lang als
Diplomatin in US-Botschaften in Nicaragua, Grenada, Somalia,
Usbekistan, Kirgisistan, Sierra Leone, Mikronesien, Afghanistan und
der Mongolei tätig war. Sie trat im März 2003 zurück, um gegen den
Krieg von Präsident Bush gegen den Irak zu protestieren und engagiert
sich seitdem als Friedensaktivistin. Sie beteiligte sich aktiv an der
diesjährigen Protestwoche Stopp Air Base Ramstein, wo wir die
Gelegenheit hatten, folgendes Interview mit ihr zu führen.

Ann, schön dich hier zu haben! Warum hast du den weiten Weg nach
Ramstein auf dich genommen?

Ich bin den ganzen Weg von Hawaii gekommen, um hier in Ramstein zu
sein, weil ich es für so wichtig halte, was die Menschen in
Deutschland tun, Nein zum US-Militärstützpunkt Ramstein zu sagen,
wegen der Beteiligung am Mord-Drohnenprogramm, das Menschen auf der
ganzen Welt umbringt.

Es ist wirklich wichtig, dass wir als amerikanische Bürger*innen
hierher kommen, um euch alle hier in Deutschland zu unterstützen, wo
sich diese amerikanische Basis befindet. Es ist euer Land und doch
benutzen es die USA, um andere Menschen auf der ganzen Welt zu töten.

Was ist deiner Meinung nach eigentlich das Verhältnis mit der
deutschen Regierung? Warum ist diese Zusammenarbeit immer noch so
stark?

Nun, ich denke, dass die deutsche Regierung aufgrund der langjährigen
Zusammenarbeit auf vielen Ebenen zwischen der deutschen und der
amerikanischen Regierung es immer noch zulässt, dass die
Ramstein-Basis zum Töten in anderen Ländern genutzt wird.

Die Tatsache, dass Deutschland auch 70 Jahre nach dem Zweiten
Weltkrieg noch so viele US-Militärstützpunkte hat, dass die deutsche
Regierung den USA nicht gesagt hat, diese Stützpunkte abzuziehen,
zeigt, dass es eine langjährige Zusammenarbeit zwischen Deutschland
und den USA gibt.

Das Ramstein als Koordinierungszentrum dient für die Ermordung von
Menschen in Afghanistan, Irak, Syrien, Libyen, Somalia, Niger,
Jemen, ... alles läuft über Deutschland, das sollte der deutschen
Regierung zu denken geben. Ich weiß, dass die Friedensaktivistinnen
und -aktivisten hier in Deutschland sehr, sehr stark versucht haben,
das Parlament, den Bundestag, zu mobilisieren, um zu sagen: "Stopp,
das haben war so nicht ausgemacht", aber leider konnten sie Ihr
eigenes Parlament nicht dazu bringen Nein zu sagen.

Und deshalb ist es so wichtig, dass die Bevölkerung in Deutschland
jedes Jahr in einer öffentlichen Demonstration nach Ramstein geht und
der deutschen Regierung sagt: "Schmeißt diese Amerikaner raus, weil
sie Menschen töten und dafür unsere Basen, unser Land benutzen".

Seit Trump an der Macht ist, haben die Beziehungen zwischen
Deutschland und den USA, mit Europa im Allgemeinen, in verschiedenen
Bereichen gelitten, aber wenn es um Militärausgaben und militärische
Zusammenarbeit geht, sehe ich keine Veränderung. Warum ist das so?

Unabhängig davon, wer in den Vereinigten Staaten an der Macht ist und
wie empörend einige der Erklärungen und Aktionen von Präsident Trump
sind, einige der Dinge, die er auf internationaler Ebene sagt, die
Tatsache, dass er wirklich die traditionellen Verbündeten der
Vereinigten Staaten vor den Kopf stößt, sie in der Handelspolitik und
in einer Vielzahl von Fragen riskiert zu entfremden, und dennoch ist
die militärische Zusammenarbeit immer noch sehr bemerkenswert. Das ist
die eine Sache.

Die andere Sache: Trump züchtigt die europäischen Länder, weil sie
ihren Anteil am NATO-Haushalt nicht bezahlt haben.

Es ist sehr merkwürdig, dass Trump sehr hohe Zölle auf Stahl,
Aluminium und andere Dinge erheben wird, und doch spricht niemand über
den Militärhaushalt und die Militäroperationen.

Es muss also bedeuten, dass die Länder und die NATO immer noch sehr
viel Wert darauf legen, dass die Vereinigten Staaten ein wichtiger
Teil davon sind und so viele Menschen und so viel Geld in sie
investieren.

Womit ich nicht einverstanden bin. Ich bin total dafür, dass die USA
diese Kriegstreiberei hier in Europa beenden.

Wie sehen Sie das Verhältnis zu Russland? Deutschland hat durch den
Zweiten Weltkrieg ein ganz besonderes Verhältnis zu Russland. Russland
hat den größten Preis für die Befreiung des Nazi-Regimes bezahlt.
Auf der anderen Seite gibt es eine sehr starke Medienpropaganda, die
ein sehr schlechtes Bild von Russland, insbesondere von Putin,
zeichnet. Glauben Sie, dass es eine gewisse Strategie gibt,
Deutschland in die Konfrontation mit Russland zu treiben?

Nun, in erster Linie bin ich besorgt darüber, was die Vereinigten
Staaten direkt tun und es begann bereits mit der Obama-Regierung. Die
Obama-Regierung hat meiner Meinung nach mitgeholfen, den Staatsstreich
in der Ukraine zu orchestrieren, der die Menschen auf der Krim zu
einem Referendum veranlasste, bei dem sie für Russland und nicht für
die Ukraine stimmten. Als das passierte, haben die G7 und alle anderen
Russland rausgeworfen. Vor allem die Obama-Regierung war sehr stark
bei den Sanktionen gegen Russland und die Krim und unterstützte die
neue Regierung, die die USA dort eingesetzt hatten. Das und eine echte
antirussische Propaganda in den Vereinigten Staaten, die darauf
basiert.

Ich war Teil einer Gruppe, die 2015/2016 auf die Krim und dann nach
Russland reiste. Wir haben eine 18-tägige Reise durch Russland
unternommen, um mit den Russen zu sprechen. Wir haben sie gefragt:
"Was ist hier los? Haltet ihr die USA für eine Bedrohung? Warum nennen
die USA euch alle einen Feind?" Die allgemeine Antwort lautete: "Wir
wissen es nicht, wir sind über all das sehr verblüfft". Und dann
verschlimmerte die Situation noch, was Obama während der Wahl 2016 mit
Clinton und Trump getan hatte, die Behauptungen, die Russen würden
sich einmischen und in den sozialen Medien Trump unterstützen. Diese
ganze Sache ist total aus dem Ruder gelaufen. Ich glaube, die
russische Bevölkerung fragt sich gerade, wie das alles passieren
konnte?

Wir wissen, dass die russische Regierung ihren Militärhaushalt kürzt,
obwohl sie an der Grenze zu Europa militärische Übungen durchführt,
meiner Meinung nach, um den zunehmenden militärischen Kriegsspielen
der NATO an dieser Grenze entgegenzuwirken.

Die Russen reagieren, ich glaube nicht, dass sie etwas initiieren.
Aber wenn wir den großen Anstieg des Militärbudgets der Vereinigten
Staaten anschauen, über 10% unter Trump in diesem Jahr, und dennoch
eine Reduzierung in Russland. Es sollte den Leuten zu denken geben.
Ich glaube nicht, dass Russland versucht in irgendein Gebiet
einzudringen oder es zu besetzen.

Nun hat Trump gesagt, dass er sich am 16. Juli in Helsinki mit Putin
treffen wird. Der Tumult, der jetzt in Washington darüber tobt. Wie
kann er ihn nur treffen, jetzt bezahlt er Putin, dass er ihm ins Amt
verholfen hat ... die Geschichten in Washington sind gerade
unglaublich und selbstverständlich sagen alle Demokraten, dass er sich
nicht mit Putin treffen darf, weil die Russen ihm Wahlhilfe geleistet
haben.

Und doch, ich möchte, dass er mit ihm redet. Ich möchte, dass die
Führer dieser beiden Länder die Spannungen abbauen, denn es ist sehr
gefährlich. So wie ich sehr froh war, dass Trump sich mit Kim Jong-un
aus Nordkorea getroffen hat.

Was ebenfalls zu einer großen Empörung bei den Demokraten geführt
hat.

Wenn Obama sich mit Kim Jong-un getroffen hätte, wären die
Republikaner empört gewesen, und die Republikaner sind empört über das
Atomabkommen mit dem Iran, das Obama geschlossen hat. Wenn Trump
anfangen würde, sich mit den Iranern zu treffen, um eine andere
Vereinbarung zu treffen, SEINE Vereinbarung mit ihnen, wäre ich nicht
überrascht. Das könnte irgendwann passieren, denn es dreht sich alles
um Trump.

Die amerikanische Politik steckt in einem echten Schlamassel. Trump
ist bei innenpolitischen Themen schrecklich, er ist furchtbar; bei der
Umwelt, bei den Bürgerrechten, bei den Menschenrechten, bei der
Einwanderung, ... was auch immer. Im Inland ist es schrecklich, und
die Zerstörung der staatlichen Institutionen ist wirklich furchtbar.
Aber auf der internationalen Seite gibt es einige positive Dinge.
Nicht alle, aber ein paar, wo man sagen kann, 'das ist gut'. Aber der
überwiegende Teil seiner Politik ist schrecklich.

Nun, bitte nennen wir auch die positiven Dinge.

Ich habe sie bereits genannt, nur zwei: das Treffen mit Nordkorea, das
hoffentlich zu einem guten Abkommen führt, das die Spannungen auf der
koreanischen Halbinsel abbauen wird, hoffentlich die diplomatischen
Beziehungen zu den Nordkoreanern aufzubauen und die militärischen
Übungen zu stoppen, die jetzt ausgesetzt sind. Als Trump sie einseitig
suspendierte, ohne mit seinen eigenen Beratern zu sprechen, war das
US-Militär genauso schockiert wie alle anderen, als Trump sagte: "Wir
werden damit aufhören, sie sind zu provokant, zu teuer".

Ich habe diese Dinge in Artikeln geschrieben, warum diese Spiele
gestoppt werden müssen. Ich dachte: "Ach, Trump muss meinen Artikel
gelesen haben" (lacht). Das sind ein paar positive Dinge, aber wir
müssen sehr vorsichtig sein in Bezug auf die Beziehungen, was er in
Bezug auf die Entfremdung der Länder in Europa durch sehr unhöfliche
Bemerkungen über die nationalen Führer, über verschiedene Dinge in
diesen Ländern, geschweige denn gegenüber dem Rest der Welt, getan
hat. Er zerstört den letzten guten Willen, der gegenüber den
Vereinigten Staaten übriggeblieben sein mag.

Um eine Veränderung herbeizuführen, muss meines Erachtens viel mehr
öffentlicher Druck ausgeübt werden. Was kann getan werden, um diesen
Druck auf die verschiedenen Regierungen zu koordinieren und zu
verstärken?

Sicherlich sind es unsere nationalen Bemühungen, entweder hier, die
Bürger in Deutschland, die Druck auf die deutsche Regierung ausüben,
oder wir in den USA, die Druck auf unsere eigene Regierung ausüben.
Die Hin- und Herbewegung von AktivistInnen aus jedem Land spielt
ebenfalls eine Schlüsselrolle. Zum Beispiel komme ich hierher nach
Deutschland, um mit euch allen an einer deutschen Aktion gegen
US-Basen teilzunehmen. Und wir versenden Einladungen und laden
Menschen aus anderen Ländern ein, in die USA zu kommen und zu
beobachten, was hier vor sich geht. Aber sie müssen vorsichtig sein,
denn unsere Einwanderungsbehörden sind sehr gemein und wenn ihr einer
unserer Demonstrationen zu nahe kommt, werdet ihr vielleicht aus dem
Land vertrieben. Aber es muss eine Informationsverbreitung geben.
Beispielsweise haben am vergangenen Wochenende in den USA zehn
verschiedene Großdemonstrationen zum Thema Einwanderung, Reiseverbote
usw. stattgefunden.

Sicher zu stellen, dass andere Organisationen wissen, was in jedem
unserer Länder vor sich geht, ist eine große Herausforderung, und
internationale Websites zu erstellen, so dass jeder seinen Beitrag
dazu leisten kann, damit wir sehen können, was in den Niederlanden, in
Mexiko, in Kanada, in Deutschland, in den USA passiert ... Damit wir
uns bewusst sind, dass die Menschen auf der ganzen Welt sich erheben,
vielleicht nicht in der Zahl, die wir in allen Ländern brauchen.

Schau dir Südkorea an; sie haben ihre Regierung durch die Mahnwachen
mit Kerzen ausgewechselt.

Sie haben eine Präsidentin angeklagt, hinausgeworfen und ins Gefängnis
gebracht, wo sie heute sitzt. Das ist Bürgeraktivismus der besten Art,
wenn man so viel Veränderung erzeugen kann, wenn man eine Million
Menschen Woche für Woche in die Hauptstadt bringen kann. Das führt zu
solchen Veränderungen. Das südkoreanische Modell ist ein sehr gutes
Modell.

Es zeigt, dass wir etwas tun können. Wir sind nicht völlig
machtlos. Es müssen nur genug Menschen auf die Straße gehen.

Und den Mut haben, weiterzumachen. Zum Beispiel hatten wir vor
anderthalb Jahren über eine Million Menschen, meist Frauen, für den
Frauenmarsch in Washington. Und es waren Märsche in der ganzen Welt an
diesem Tag. Die Organisation wurde fortgesetzt, aber nicht wie in
Washington jede Woche. Vor allem, weil Washington DC eine sehr kleine
Stadt ist. Es sind 500.000 Menschen im Vergleich zu Seoul, wo alleine
in dieser Stadt 20 Millionen Menschen leben. Den Drehpunkt, den
Druckpunkt zu finden und ihn optimal zu nutzen, ist eine der großen
Herausforderungen.

Du hast die Frauenmärsche erwähnt, die es überall auf der Welt
gibt, in Spanien, in Lateinamerika, in Polen, ... Versteh mich nicht
falsch, ich bin der glücklichste Mensch, dass diese Märsche
stattfinden. Aber warum gibt es diese großen Märsche nicht auch für
den Frieden? Es scheint mir, dass Frieden nicht "sexy" genug ist.

Es ist eine echte Herausforderung. Vor dem Krieg im Irak, das heißt,
als es die großen Märsche gab und sie zwei, drei und vier Jahre
während des Krieges weiterliefen. In den USA konnten wir immer noch
500.000 Menschen in Washington oder New York mobilisieren. Als diese
Kriege andauerten, haben sich die Menschen daran gewöhnt. Sie haben
sie einfach vergessen.

Sie kamen zwei, drei oder vier Jahre lang zu diesen Märschen und
wurden müde. Das ist eine der großen Herausforderungen, dass die
Menschen kriegsmüde sind und wir auf die nächsten Generationen hoffen
müssen.

Die nächste Generation, die vielleicht in den Krieg ziehen muss. Wir
alle, die wir älter werden, wir waren da draußen, wir haben das getan.
Aber es ist nicht einfach, die jüngeren Menschen dazu zu bringen, zu
sagen: "Frieden ist wirklich das, was wir brauchen, damit wir alle ein
wunderbares Leben haben". Es macht vollkommen Sinn, aber wie du sagst,
es ist nicht so sexy.

Also hoffen wir, dass wir sehr bald einen #Peacetoo haben werden
(lacht).

Ja, Frieden auch. Wir brauchen das, damit die Leute es wirklich
glauben.

Kann ich dir zum Schluss noch eine persönliche Frage stellen? Du
warst ja früher ein Teil des US-Militärs, was ist passiert, eher aus
persönlicher Sicht, um von einem Colonel eine Friedensaktivistin zu
werden?

Ich war nicht nur für 29 Jahre Colonel im US-Militär, sondern ich war
auch 16 Jahre lang US-Diplomatin. Ich habe als Diplomatin gekündigt.
Ich hatte mich bereits als Soldatin zurückgezogen und war Diplomatin,
als ich aus Opposition zum Irak-Krieg zurücktrat.

Es war nicht so, dass ich während der vielen Jahre, die ich in der
US-Regierung war, mit allem einverstanden war, was die US-Regierung
tat. Wie die meisten Leute war ich nicht mit allem einverstanden, aber
ich habe nicht gekündigt. Es gab immer Wege, wie man sich von der
Politik fernhalten konnte, mit der man nicht einverstanden war und
woran man nicht arbeiten wollte. Es gibt immer etwas anderes, woran
man arbeiten kann.

Ich wollte sichergehen, dass ich meine Pension bekomme. Das hört sich
ziemlich schlecht an, mein Leben daran auszurichten, einen Job zu
finden, bei dem ich eine Pension erhalte, wenn ich wie jetzt 70 Jahre
alt bin. Aber das ist wirklich das, was ich im Sinn hatte, und für die
US-Regierung zu arbeiten, war die Art und Weise, wie ich es erreichen
wollte.

Viele meiner Freunde in der Friedensbewegung sagen: "Ich hätte nie für
die US-Regierung gearbeitet". Und das würden sie nicht, aber ich tat
es. Ich war nicht mit allem einverstanden, aber vor allem mit diesem
Krieg gegen den Irak, ich hatte einfach das Gefühl, dass es so falsch
war und ich wollte einfach nichts damit zu tun haben. Ich war nur eine
von drei Personen in der US-Regierung, die wegen des Irak-Krieges
zurückgetreten ist. Wir haben in der US-Regierung keine Tradition des
Rücktritts aus Prinzip, so dass nur sehr wenige Menschen jemals
zurückgetreten sind.

Ich habe diese Entscheidung getroffen und bin sehr froh darüber, weil
ich dadurch wunderbare Menschen auf der ganzen Welt getroffen habe.
Ich kannte niemanden in der Friedensbewegung in den Vereinigten
Staaten. Ich kannte mehr Menschen, die Teil der Widerstandsbewegung in
anderen Ländern waren als in meinem eigenen Land.

Es war also wirklich eine bemerkenswerte, wunderbare Erfahrung für
mich, so viele Menschen in meinem eigenen Land kennenzulernen, die die
Regierung in den Fragen des Krieges, der sozialen Gerechtigkeit
herausgefordert haben und hoffentlich dazu beitragen können, unsere
Regierung dazu zu bewegen, Dinge zu tun, die sie hätte tun sollen.

Ich persönlich glaube, dass das Leben einen Menschen auf die eine
oder andere Seite der Dinge stellt. Eine Person befindet sich nicht so
sehr absichtlich in einer Situation, sondern durch Bildung, Familie,
Umstände. Und dann zuzugeben, dass diese Seite nicht in Ordnung ist,
braucht viel Mut. Ich denke, du bist ein großartiges Beispiel für
Mut.

Ich danke dir. Ich erhalte große Unterstützung von den Leuten in der
Friedensbewegung und außerhalb der Szene. Leute, die noch in der
US-Regierung arbeiten, sagen mir: "Ich bin so froh, dass du das getan
hast, es war wichtig, aber ich konnte nicht kündigen, weil ich Kinder
im College habe, ich habe eine Hypothek auf meinem Haus, aber ich
glaube nicht an diese Dinge, die jetzt passieren".

Ich danke dir sehr für deine freundlichen Bemerkungen und wir alle
müssen zusammenarbeiten, um unsere Welt zu einem besseren, sichereren
und schöneren Ort zu machen.

Vielen Dank für deine Zeit und das Gespräch.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/6114: Cuxhaven - Olaf Fritsche liest aus "Das Geisterschiff" am 25. Juli 2018


Gibt es Geisterschiffe wirklich?

Autorenlesung im Rahmen der Reihe "EWE Stiftung unterwegs"



Die Sache erscheint eindeutig: Die Geschichten der Seeleute von
spukenden Phantomschiffen, fantastischen Meereswesen, mörderischen
Riesenwellen und mysteriösen Geisterinseln sind allesamt nicht mehr
als Schauermärchen, um sich die Zeit zu vertreiben und Landratten zu
erschrecken. Das hatte sich der promovierte Biologe und
Wissenschaftsjournalist Olaf Fritsche auch gedacht, bis er über die
Recherchen zu seinem Buch "Das Geisterschiff" lernte, wie viel von dem
Seemannsgarn gar nicht so übertrieben war. Am Mittwoch, 25. Juli 2018
ab 19.30 Uhr liest Olaf Fritsche im Rahmen der neuen
Veranstaltungsreihe "EWE Stiftung unterwegs" im Wrack- und
Fischereimuseum "Windstärke 10" aus seinem Buch und zeigt in seinem
spannenden Vortrag auf, wie die Wissenschaft heute über die Mythen der
Meere denkt.

"Das Buch und die Lesung eignen sich ganz hervorragend als
Begleitprogramm für unser Haus", freut sich "Windstärke 10"-Leiterin
Dr. Jenny Sarrazin. "Das Publikum bekommt verständlich und
unterhaltsam wissenschaftliche Inhalte zu einem maritimen Thema
vermittelt - das entspricht auch unseren Auftrag als Forschungs-,
Kultur- und Bildungseinrichtung und stärkt einmal mehr unser Profil".
Ulla Bergen, stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsrats der EWE
Stiftung, ergänzt: "Mit der neuen Reihe 'EWE Stiftung unterwegs'
wollen wir das Wirken einer der größten Stiftungen Niedersachsens
bekannter machen und einen Beitrag zum kulturellen Leben und zur
Wissenschaftsvermittlung hier im Nordwesten leisten. Das passt auch zu
den gemeinnützigen Stiftungszwecken Kunst und Kultur, Erziehung und
Bildung sowie Forschung und Wissenschaft."

Wer sich mit Olaf Fritsche ins Reich der maritimen Mythen begeben
möchte, der muss sich beeilen: Karten sind noch an der Kasse des
Museums "Windstärke 10" oder online unter
https://www.mohrevents.de/ewe/geisterschiffe/ erhältlich. Der Eintritt
zu der Veranstaltung ist übrigens kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSICHTEN/8339: Und morgen, den 17. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.07.2018 bis zum 18.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8339 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Hitzewellen,

Sonnenschein,

Wolken quellen,

Jean taucht ein.
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ITALIEN/231: Italiens Antifaschisten en Marche (Gerhard Feldbauer)


Italiens Antifaschisten en Marche

Auf internationaler Kundgebung solidarisierten sich Zehntausend mit den einer menschenfeindlichen rassistischen Hetze der Regierung in Rom ausgesetzten
Migranten

von Gerhard Feldbauer, 16. Juli 2018



In Ventimiglia, der rund 24.000 Einwohner zählenden Grenzstadt zu
Frankreich in Ligurien, solidarisierten sich am Sonnabend zehntausend
Italiener mit den einer menschenfeindlichen rassistischen Hetze der
Regierung der Lega und der Fünf-Sterne-Partei (M5S) in Rom
ausgesetzten Flüchtlingen und Migranten. An den Veranstaltungen nahmen
zahlreiche Franzosen, Deutsche, Spanier und Niederländer teil.

Zu dem internationalen Solidaritätstag hatten rund 30 Organisationen,
darunter zahlreiche in der Hilfe für Flüchtlinge engagierte
Sozialzentren, der nationale Partisanenverband ANPI, die kulturelle
Vereinigung ARCI, das Linksbündnis Potere al Popolo, die Linkspartei
Sinistra Italia (SI), die Basis-Gewerkschaft COPAS, die Partei der
Rifondazione Comunista (PRC), Journalisten des linken Manifesto
aufgerufen. Der Bürgermeister der Stadt von der Demokratischen Partei
(PD) Enrico Ioculano hatte zunächst die Solidaritätskundgebung nicht
genehmigen wollen, musste aber Protesten nachgeben. Die römische
La Repubblica distanzierte sich am Sonntag und wertete
Ventimiglia als Signal, dass "Salvini nicht Italien ist".

Ventimiglia ist eine wichtige Transitstadt für Migranten, die von
Italien aus versuchen, in andere EU-Länder zu gelangen. Seit 2016 sind
12 Migranten beim Versuch, nach Frankreich zu kommen, ums Leben
gekommen. Die Veranstalter machten publik, dass viele von ihnen auf
der Flucht vor den entsetzlichen Zuständen in ihren Heimatländern, vor
Krieg, Terror und unmenschlicher Gewalt sind. In Ventimiglia sind
viele in Lager eingepfercht und müssen unter oft katastrophalen
Bedingungen leben, ohne medizinische Versorgung. Eine Gruppe Médecins
Sans Frontières versucht, ihr Elend zu lindern. Die Pfarrei der Stadt
hat 198 Frauen und 246 Männern eine Unterkunft gegeben.

Wie das linke Online-Portal DinamoPress berichtete, bewegte
sich der vier Kilometer lange, von einem starken Polizeiaufgebot
überwachte Protestzug auf die Grenze zu, die italienische und
französische Sicherheitskräfte mit Zäunen und Schützenpanzerwagen
abgeriegelt hatten. Danach kehrte er in die Stadt zurück.

Während Tausende in Ventimiglia durch die Strassen zogen, warteten bei
Lampedusa ein italienisches und ein Frontex-Schiff mit 450 geretteten
Flüchtlingen auf das Einlaufen in einen Hafen. Laut der
Nachrichtenagentur ANSA waren sie von Libyen bis kurz vor die
Küsten italienischer Inseln gefahren. Unter den Geretteten seien viele
Minderjährige. Vizepremier Matteo Salvini erklärte, man werde die
Menschen nur dann an Land lassen, wenn sich andere europäische Länder
zu deren Aufnahme bereiterklärten. Bis Sonntag willigten Frankreich,
Malta und die Bundesrepublik dann ein, jeweils 50 Flüchtlinge
aufzunehmen.

Auf Plakaten, Transparenten und in Sprechchören prangerten die
Teilnehmer an, dass die Rassisten-Regierung, seit sie am 1. Juni ins
Amt kam, permanent die italienische Verfassung verletzt, indem sie
NGO-Schiffen und anderen internationalen Rettungsschiffen mit
Flüchtlingen an Bord das Einlaufen in italienische Häfen verbietet,
Migranten aus ihren Unterkünften vertreibt, ihnen die Unterstützung
streicht, sie demütigt, mißhandelt, bedroht und elementarster
Menschenrechte beraubt. Diese menschenfeindliche Politik werde von der
EU in Brüssel, von den Innenministern in Berlin und Wien unterstützt
und erhalte die Zustimmung des französischen Staatspräsidenten Macron.
Die regionale San Remo News zitierte den bekannten Zeichner
Vauro Senesi, der sagte, Ventimiglia klage die Regierung in Rom als
"Komplizen eines neuen Holocaust" an.

In einer gemeinsamen Erklärung forderten die Veranstalter "eine
Mobilisierung zur Anprangerung der Brutalität der nationalen und
internationalen Politik zum Umgang mit Migration". Sie verlangten "ein
europäisches Aufenthaltsrecht und das Recht auf Mobilität" für
Migranten innerhalb Europas". Der Abschottung Europas gegen
Flüchtlinge müsse ein Ende gesetzt werden. Auf einem Transparent
stand: "Für einen würdigen Empfang von Flüchtlingen in einem Europa
ohne Grenzen".

Die Frauenrechtlerin Simona Pittaluga vom Frauenbündnis "Non una di
meno", einer in der antirassistischen Bewegung in erster Reihe
engagierten Organisation, erklärte gegenüber dem Korrespondenten, die
Bedeutung von Ventimiglia bestehe darin, dass nach Monaten der Lähmung
dem Widerstands frischer Wind verliehen werde. "Die rassistische
Propaganda des Angst-Ministers Salvini bricht in das Leben aller ein:
aber wir stehen auf gegen den Rassistenführer und wir sind stolz
darauf, und wir sind sehr viele und wir werden noch mehr." Sie hob die
große Bedeutung der in Ventimiglia gezeigten internationalen
Solidarität hervor, gemeinsam zu verhindern, dass aus "Europa eine
mörderische Festung wird, in der Waren kursieren und Menschen
sterben".

Die spanische Hilfsorganisation Proactiva kündigte am Wochenende an,
dass sich ihr Hilfsschiff »Open Arms« wieder auf den Weg vor die
libysche Küste gemacht habe. »Wir fahren dorthin, wo es weder
Kriminelle noch Übeltäter gibt, nur Menschenleben in Gefahr. Und zu
viele Tote auf dem Meeresgrund«, teilte die Organisation über Twitter
mit.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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AGRAR/1714: Deutschland und Frankreich mit gemeinsamen Vorstellungen (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 16.07.2018

Die Zukunft der europäischen Landwirtschaftspolitik:

Deutschland und Frankreich mit gemeinsamen Vorstellungen




Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, und
ihr französischer Amtskollege Stéphane Travert haben heute eine gemeinsame
Stellungnahme zur Zukunft der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) vorgestellt.
Darin wird an die Bedeutung gesunder und qualitativ hochwertiger
Nahrungsmittel erinnert. Auch die Anforderungen der Verbraucher und Bürger
an die Landwirtschaft sind Teil des Papiers. "Mein Kollege Minister Travert
und ich sind von dem Erfolg der GAP für die Landwirtschaft, die ländlichen
Räume und die Gesellschaft überzeugt. Gemeinsam wollen wir die GAP nun auf
die Herausforderungen der Zukunft ausrichten. "

Das gemeinsame Papier geht konkret auf die Vorschläge der Europäischen
Kommission zur Zukunft der GAP nach 2020 ein. So wird die Notwendigkeit
unterstrichen, die GAP zu vereinfachen und für verlässliche rechtliche
Rahmenbedingungen für die Landwirte in der EU zu sorgen. Die deutsche
Landwirtschaftsministerin und der französische Landwirtschaftsminister
bekennen sich dazu, mit der künftigen GAP sowohl den Klima- und
Umweltherausforderungen also auch den gesellschaftlichen Anforderungen an
die Landwirtschaft gerecht zu werden. In Bezug auf das Budget ist man sich
einig, schnellstmöglich eine Einigung über den mehrjährigen Finanzahmen zu
erzielen. Übereinstimmung herrscht auch bei der Überzeugung, dass eine
Kürzung der für die GAP bereitgestellten Mittel mit den steigenden
Anforderungen und Erwartungen nicht gegenüber dem Agrarsektor zu
vereinbaren ist.

Bundesministerin Julia Klöckner ist zuversichtlich: "Ich bin überzeugt,
dass es uns gelingen kann, einen Ausgleich zu schaffen zwischen einer
wettbewerbsfähigen, modernisierten, nachhaltigen Landwirtschaft und einer
angemessene Finanzierung für unsere Landwirte. Ich freue mich sehr, dass
Stéphane Travert und ich bei unserem Treffen ein so hohes Maß an
gemeinsamen Zielsetzungen feststellen konnten. Wir werden nun gemeinsam mit
den anderen EU-Partner, dem Europäischen Parlament und der Kommission mit
Hochdruck an den Beschlüssen für die künftige GAP arbeiten." Der Entschluss
zu einer gemeinsamen Stellungnahme war das Ergebnis eines Treffens zwischen
Julia Klöckner und Stéphane Travert Ende Juni 2018 in Paris.

Auch beim heutigen EU-Agrarministertreffen wird sich Deutschland für eine
deutliche Vereinfachung der GAP einsetzen.




Die Stellungnahme finden Sie unter folgendem Link:

http://bmel.de/goto?id=11251166

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 81 vom 16. Juli 2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin
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MELDUNG/367: Ötzis letzte Mahlzeit weist hohen Fettanteil auf (idw)


Eurac Research - 12.07.2018

Ötzis letzte Mahlzeit weist hohen Fettanteil auf

Mumienforscher des Forschungsinstitutes Eurac Research (I) analysieren
Mageninhalt der Gletschermumie und erlangen neue Erkenntnisse zur
Ernährung und Nahrungszubereitung vor 5.300 Jahren.

Frisches oder getrocknetes Wildfleisch von Steinbock und Rothirsch,
Einkorn und Spuren von giftigem Adlerfarn: So setzte sich Ötzis letzte
Mahlzeit zusammen.



In einer internationalen Studie, geleitet von Forschern am Bozner Zentrum
Eurac Research, haben Wissenschaftler den Mageninhalt der Gletschermumie
auf Biomoleküle wie Proteine, Lipide und Kohlenhydrate und deren Ursprung
untersucht.

Dank der Ergebnisse können die Forscher erstmals eine kupferzeitliche
Mahlzeit rekonstruieren. Die Studienergebnisse wurden kürzlich im
renommierten Fachjournal "Current Biology" veröffentlicht.

Der Mann aus dem Eis muss sich sicher gefühlt haben, kurz bevor er ums
Leben kam. Zwei Stunden bis eine halbe Stunde vor seinem Tod hat er ein
ausgiebiges Mahl zu sich genommen. Vom hohen Fettanteil in Ötzis komplett
gefüllten Magen zeigen sich die Forscher überrascht: "Fett unterscheidet
sich stark von anderen Substanzen, weil es wasserabweisend ist. Den hohen
Fettanteil konnten wir daher mit bloßem Auge erkennen", berichtet Frank
Maixner, Mikrobiologe bei Eurac Research. Detaillierte Lipidanalysen haben
dann bestätigt, dass es sich dabei um Fett tierischen Ursprungs handelt,
und zwar um Fettgewebe vom Steinbock.

"Es schien Ötzi bewusst gewesen zu sein, dass Fette eine ausgezeichnete
Energiequelle sind. Die hochalpine Umgebung, in der der Mann aus dem Eis
lebte und 5.300 Jahre nach seinem Tod gefunden wurde (3.210 m), stellt für
die menschliche Physiologie eine besondere Herausforderung dar. Sie
erfordert eine optimale Nährstoffversorgung, um einen schnellen
Energieverlust zu vermeiden.", erläutert Maixner.

Die ausführliche Analyse des Mageninhalts lässt zudem Rückschlüsse auf die
Nahrungszubereitung in der Kupferzeit zu: Das Steinbockfleisch in Ötzis
Magen war noch sehr gut erhalten. An der quergestreiften Fleischfaserung
konnten die Forscher erkennen, dass es sich dabei um Muskelfleisch
handelt, das luftgetrocknet beziehungsweise nur sehr mild erhitzt worden
war - wahrscheinlich um es haltbar zu machen. Nur bis zu einer
Erhitzungstemperatur von 60 Grad bleibt die Fleischfaserung nämlich so gut
strukturiert. Das zeigen Tests, die die Forscher mit frischem Wildfleisch
durchgeführt haben: Nach dem Braten oder Kochen verschwanden die
regelmäßigen Muster in den Fleischfasern.

Was die pflanzlichen Bestandteile des Mageninhalts betrifft, stellten die
Forscher in Ötzis letzter Mahlzeit Einkorn in nicht gemahlener Form und
Spuren von Adlerfarn fest. Beim Einkorn handelt es sich um eine der
ältesten domestizierten Getreidearten, die als Vorläufer des Weizens gilt.
Wie die Spuren des giftigen Adlerfarns in Ötzis Magen gelangt sind,
darüber können die Forscher nur Mutmaßungen anstellen: "Es kann sein, dass
Ötzi aufgrund der Parasiten, die bereits in vorangehenden Studien in
seinem Darm festgestellt wurden, an inneren Beschwerden litt und er den
Adlerfarn als Medikament dagegen eingenommen hat. Es ist jedoch auch
möglich, dass er die Farnblätter verwendet hat, um das Essen darin
einzuwickeln und die Farnbestandteile unbeabsichtigt in seine Nahrung
gelangt sind", erklärt Albert Zink, Leiter des Instituts für
Mumienforschung von Eurac Research. Trotz seiner Toxizität konsumieren
verschiedene indigene Völker in Asien auch heute noch die Sprossen von
Adlerfarn als pflanzliches Nahrungsmittel.

"Ötzis letzte Mahlzeit war eine ausgewogene Mischung aus Kohlenhydraten,
Proteinen und Lipiden - perfekt abgestimmt auf die Anforderungen im
Hochgebirge", so Zink abschließend.


Originalpublikation:


https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.05.067


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=AV1LEIY3ScM

- Kurzvideo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eurac Research, 12.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/676: Münster - Museumsführung zum Westfälischen Frieden am 21.7.2018


Stadtmuseum: Führung zum Frieden



Münster (SMS) Am Samstag, 21. Juli, findet um 16 Uhr im Stadtmuseum
eine Führung durch die Sonderausstellung "Ein Grund zum Feiern?
Münster und der Westfälische Frieden". Die Ausstellung widmet sich der
Rezeptionsgeschichte des Westfälischen Friedens, wobei die Jubiläen
1748, 1848, 1898 und 1948 im Fokus stehen. Hierbei zeigt sich schnell,
dass die Bewertung von historischen Ereignissen immer von der
Einschätzung der gegenwärtigen Lage abhängt. Treffpunkt ist im
Museumsfoyer (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 14. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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PFLANZEN/042: Der Bambus, schön und nützlich ... (SB)




Bei Gras denken wir zuerst an eine grüne Rasenfläche oder eine schöne
Wiese. Zarte, dünne Hälmchen wiegen sich im Wind sanft hin und her.
Obwohl die Grashalme so zierlich anmuten, entwickeln sie dennoch eine
enorme Kraft. Sie bahnen sich ihren Weg durch die Ritzen zwischen
Betonplatten auf Gehwegen oder Pflastersteinen, zwängen sich durch
schmale Spalten und Risse zwischen dem Sockel von Hauswänden und dem
Erdboden. Ihnen reichen schon geringe Mengen an Erde aus, um zu
überleben. Selbst eine frisch geteerte Straßendecke, ist für sie unter
Umständen kein Hindernis.
Diese faszinierenden Grünpflanzen, die ein jeder von uns kennt, haben
in ihrer Verwandtschaft noch weitere beeindruckende
Familienmitglieder wie zum Beispiel den Bambus.


Bambus - ein riesiges Gras

Betrachtet man einen Bambushalm, kann von Zierlichkeit oder Zartheit
nicht die Rede sein. Er wächst in kräftiger Gestalt, wobei sein
Halmdurchmesser bis zu 35 cm beträgt und er eine Höhe von 35 Metern
erreichen kann. Bei dem Anblick einer so großen Bambuspflanze ist es
kaum zu glauben, dass sie zu den vielen Arten der Süßgräser gehört.

Die verschiedenen Bambusarten sind auf allen Erdteilen anzutreffen,
mit Ausnahme von Europa und natürlich der Antarktis. Das Bambusgras
weist einige Besonderheiten auf, die es wie ein Wunderwerk der Natur
erscheinen lassen. Beeindruckend ist die Geschwindigkeit, mit der ein
Bambus wächst, die allerdings je nach Region und klimatischen
Bedingungen verschieden sein kann. So hat man in einigen Bambuswäldern
ein Wachstum von 25 cm innerhalb nur eines Tages (24 Stunden)
gemessen. In tropischen Gebieten entdeckte man Pflanzen dieser Art,
die sogar ganze 3 Meter in 24 Stunden wuchsen!




[image: Gezeigt werden mehrere Bambushalme, an denen die Unterteilungen in die einzelnen übereinander gewachsenen Halmabschnitte zu erkennen sind - Foto: 2007, by I, Manfred Heyde, [CC BY-SA 2.5 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], from Wikimedia Commons]

Bambushalme

Foto: 2007, by I, Manfred Heyde, [CC BY-SA 2.5
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5)], from Wikimedia
Commons



Dabei fangen die Bambushalme ihr Leben ganz gewöhnlich an. Sie
durchstoßen den Erdboden vergleichbar mit Spargelspitzen und strecken
sich in die Höhe. Sobald sie sich an der Oberfläche befinden, härtet
bereits ihr unterer Teil aus, nur die Halmspitze bleibt noch weich.
Die ersten Blätter können sich schon aus dem unteren Halm entfalten.
Es dauert ungefähr 2 bis 3 Jahre, bis die Halmwand des Bambus ganz
ausgehärtet ist. Gleich einem Grashalm ist auch der Halm einer
Bambuspflanze innen hohl, was ihm im Zusammenhang mit der festen
Halmwand eine hohe Stabilität verleiht. Hinzu kommt noch, dass in der
Wand des Halms ein Stoff enthalten ist, Lignin genannt, der auch im
Holz der Bäume vorkommt. In dieser Weise ausgestattet kann die
Pflanze auch orkanartigen Stürmen standhalten ohne zu brechen.




[image: Die Grafik zeigt einen Halm, der aus einem Rhizom sprießt, umgeben von Blattscheiden, aus denen er empor wächst - Grafik: © 2018 by Schattenblick]

Wachstum eines Bambushalms

Grafik: © 2018 by Schattenblick






Das Riesengras, das nicht sterben muss?

Zu einer Bambuspflanze gehört im unterirdischen Bereich das sogenannte
Rhizom, was auch gern Wurzelstock genannt wird. Es wächst in
horizontaler Richtung und verbindet die Bambushalme. So ein
Wurzelstock kann 30 cm lang werden und sich sogar auf einer Fläche von
bis zu 12 Metern ausbreiten. Aus ihm heraus wachsen die Wurzeln in den
Erdboden hinein. Ein Rhizom enthält in bestimmten Abständen sogenannte
"Augen" (Rhizomaugen), aus denen jeweils eine neue Knospe sprießt und
ein neuer Halm erwächst. Darüber hinaus ist in ihm Stärke
enthalten, die als Energielieferant dient. Im oberirdischen Teil der
Pflanze befinden sich Halme, Knospen, Zweige und Blätter. Das
Phantastische ist, dass ein einzelner Halm zwar nach ungefähr sieben
bis neun Jahren stirbt, die gesamte Bambuspflanze aber theoretisch
ewig weiterlebt, denn sie kann aus ihrem Rhizom immer wieder
nachwachsen. Diese ganz besondere Eigenart macht sich der Mensch
zunutze, wie wir später noch sehen werden.






SCHATTENBLICK - FERIEN/915: Wertheim - 9. Ferienleseclub Heiß auf Lesen vom 23.7. bis 11.9.2018
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FERIEN/915: Wertheim - 9. Ferienleseclub "Heiß auf Lesen" vom 23.7. bis 11.9.2018


Stadt Wertheim

Ferienleseclub "Heiß auf Lesen"

Clubausweise gibt es in der Stadtbücherei



Wertheim. Spätestens seit dem letzten Jahr ist klar: Kinder können und
wollen nicht den ganzen Tag nur auf ihren Smartphones "daddeln". Auch
nicht, wenn sie Ferien haben. Die Zahlen der Stadtbücherei Wertheim
sprechen für sich: 2017 haben trotz "Netflix", "Instagram" und
"WhatsApp" 123 Mädchen und Jungen bei "Heiss auf Lesen", dem
mittlerweile traditionellen Ferienleseclub, teilgenommen. Die neunte
Runde startet am Montag, 23. Juli.

Wie es in einem Bericht der Stadtbücherei heißt, haben im letzten Jahr
alle Kinder zusammen 840 Bücher mit insgesamt 131.753 Seiten
"verschlungen". Und viele von ihnen haben bei der letzten
Abschlussparty angekündigt, auch in diesem Jahr wieder dabei zu sein.
Dafür gibt es nur zwei Bedingungen: Wer bei "Heiss auf Lesen"
teilnehmen möchte, muss vor Ferienbeginn die vierte, fünfte oder
sechste Klasse besucht haben und einen gültigen Ausweis der Bücherei
besitzen. Wer noch keinen Ausweis hat, kann sich bei der Anmeldung zum
Leseclub einen ausstellen lassen. Das dauert nur ein paar Minuten und
ist kostenfrei.

Dieses Jahr öffnet der Club am Montag, 23. Juli, ab 14 Uhr seine
Türen. Die Clubmitgliedschaft ist kostenlos. Einsteigen ist jederzeit
während der Sommerferien zu den regulären Öffnungszeiten möglich. Wer
also erst in den Urlaub verreist, kann auch nach seiner Rückkehr noch
teilnehmen.

Bei der Anmeldung erhält jedes Mitglied einen Clubausweis, mit dem
diejenigen Bücher ausgeliehen werden können, die ein spezielles "Heiss
auf Lesen"-Logo tragen. Die Auswahl reicht auch dieses Jahr wieder von
spannenden Krimis über magische Fantasy-Bücher und Liebesgeschichten
bis hin zu jeder Menge Sachbüchern. Damit möglichst viele Kinder auf
ein breites Angebot zugreifen können, beträgt die Leihfrist im
Ferienleseclub - anders als im regulären Büchereibetrieb - maximal
zwei Wochen. Und jedes Mitglied kann höchstens zwei Bücher auf einmal
ausleihen. Erst wenn diese wieder zurückgebracht werden, können neue
Bücher mitgenommen werden.

Bis zum Ende des Ferienleseclubs (Stichtag ist Dienstag, 11.
September), werden alle abgegebenen Clubausweise in der Stadtbücherei
gesammelt und ausgewertet: Wer mindestens drei Bücher gelesen, sie im
Clubausweis vermerkt hat und bei der Rückgabe ein paar Fragen zur
Lektüre beantworten konnte, erhält auf jeden Fall eine Urkunde und
eine Einladung zur großen Abschlussparty am Freitag, 28. September.
Gefeiert wird im Saal des Kulturhauses: mit tollen Preisen
(Gutscheinen, Büchern, Freikarten, Spielen, Ausflugsgutscheinen usw.)
und mit leckerer Pizza und Freigetränken. Außerdem spendet die
Fachstelle für das öffentliche Büchereiwesen beim Regierungspräsidium
Stuttgart, die "Heiss auf Lesen" koordiniert, für jede Bücherei ein 
4-er-Tagesticket für den Erlebnispark Tripsdrill. Darüber hinaus verlost
sie unter allen teilnehmenden Büchereien als Hauptgewinne zwei
Familienwochenenden mit Übernachtung im Erlebnispark.

Weitere Informationen zum Ferienleseclub gibt es während der
Öffnungszeiten vom Team der Stadtbücherei und telefonisch unter
09342/301-515.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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FERIEN/914: Braunschweig - Ferienworkshop "Hoppla! Hier kommen die Clowns!", 1.-3.8.2018


Stadt Braunschweig

Ferienworkshop im Kulturpunkt West: "Hoppla! Hier kommen die
Clowns!" 

Anmeldung bis Freitag, 20. Juli



Braunschweig. Tania Klinger vom Braunschweiger Theater Feuer und
Flamme bietet von Mittwoch, 1. August, bis Freitag, 3. August, jeweils
von 10 bis 15 Uhr einen Ferienworkshop mit dem Titel "Hoppla! Hier
kommen die Clowns!" im Kulturpunkt West, Ludwig-Winter-Straße 4, für
Kinder von sieben bis zwölf Jahren an. Es sind noch einige Plätze
frei. Die Teilnahmekosten betragen 15 Euro pro Kind, bequeme Kleidung
und Verpflegung sind mitzubringen. Nähere Informationen und
verbindliche Anmeldungen bis Freitag, 20. Juli, unter der
Telefonnummer 470-4863. Vom 21. bis 29. Juli macht der Kulturpunkt
West eine Woche Sommerpause.

Im Workshop lernen die Kinder das Clownstheater kennen. Dazu gehören
Clownstechniken wie Stolpern, über einen Stuhl fallen, Ohrfeigen, eine
Clownssprache und ein ganz persönlicher Clownstyp, den die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer gemeinsam erarbeiten. Es werden kleine
Clownsgeschichten erfunden und nachgespielt.

Es stehen Kostüme zur Verfügung, so dass sich jeder ein eigenes
Clownskostüm aussuchen kann. Am Ende entsteht eine kleine Show, die
den Familien und Freunden präsentiert wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FERIEN/913: Münster - Buntes Ferienprogramm in der Stadtbücherei 


Stadt Münster

Ferienprogramm in der Stadtbücherei

Viele Angebote für Kinder und Jugendliche / Alle Infos im Stadtportal



Münster (SMS) Das Team der Stadtbücherei am Alten Steinweg bietet in
den Sommerferien viele interessante Veranstaltungen für Kinder und
Jugendliche an. Für die Kleinen fährt im Bilderbuchkino Bauer Beck in
den Urlaub, während die Großen Youtube-Formate ausprobieren und auf
den Tablets der Stadtbücherei Video-Blogs erstellen. Die kurzen
Sketche, Nachrichten und Challenges der Vlogs können real oder fiktiv
sein, im Vordergrund steht der Unterhaltungswert für den Zuschauer.
Auch rund um "Beauty, Fashion und Lifestyle" kann gefilmt und
geschnitten werden.

Den eigenen Bücherbestand aufstocken oder in den Ferien die
Urlaubskasse füllen? Beides ist beim Deckenflohmarkt von Kindern für
Kinder. Laut und spannend wird es bei den Experimenten für kleine
Wissenschaftler. Kräftig gewerkelt werden kann beim Bau eines
Kugellabyrinths. Die Murmel wird anschließend durch eine
selbstgestaltete Urlaubswelt geschickt. Das "Kleine Sägewerk" bringt
die mobile Werkstatt in die Stadtbücherei und hilft beim Bau eines
Tischhockey-Spiels im Büchereigarten.

Wer neugierig geworden ist, findet das komplette Ferienprogramm und
die Infos zur Anmeldung im Stadtnetz unter
www.stadt-muenster.de/buecherei/veranstaltungen oder wählt Tel. 02
51/4 92-42 43 (Kinderbücherei) bzw. 02 51/4 92-42 45 (JuWel).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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LESUNG - KINDER-UNI/189: Trier - Kinder machen Ferien an der Uni, bis 20.07.2018


Kinder machen Ferien an der Uni

Universität Trier bietet spezielles Betreuungsangebot



Entführte Burgfräuleins, Wettkämpfe mit der Lanze und ein Ausritt über
den Campus - für die Mitarbeitenden an der Universität Trier ist es
ein normaler Arbeitstag, für 20 Kinder von Universitätsbeschäftigten
dagegen ein ganz besonderer Tag. "Ritter" ist das Thema, um das sich
von acht bis 17 Uhr alles dreht. Bei den "UniKids", der Ferienfreizeit
der Universität Trier, jagt ein Highlight das nächste. In zwei
Ferienwochen stehen unter anderem ein Survivaltag, ein Piratentag und
ein Urwaldtag auf dem Programm.

Die elfjährige Nina ist das erste Mal an der Universität Trier. "Das
alles hier, der Park und die Bäche, ist voll schön", staunt die
Schülerin. In einem bunten Zirkuszelt mit Blick über den Campus haben
die UniKids ihr Hauptquartier aufgeschlagen. "Viele Kinder lernen
durch die Freizeit erst kennen, wo ihre Eltern arbeiten", berichtet
Dr. Sibylle Rahner vom Familienbüro der Universität Trier. Für sie war
es bei der Planung des Angebots wichtig, dass die Ferienfreizeit
direkt auf dem Campus stattfindet: "Es ist etwas Besonderes, wenn
Eltern und Kinder morgens gemeinsam losfahren. Außerdem wird durch die
Kinder auf dem Campus sichtbar, was familienfreundliche Universität
bedeutet."

In ähnliche Richtung geht auch das, was Kanzlerin Dr. Ulrike Graßnick
sagt: "Als einer der größten Arbeitgeber der Region ist es uns ein
Anliegen, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern, und hier
auch eine Vorbildfunktion einzunehmen."

Auch Christian Jäger weiß um die Problematik vieler Eltern, für die
Kinder in den Ferien eine adäquate Betreuung zu finden. Er ist
Bereichsleiter beim Palais e. V., der die UniKids-Ferienfreizeit im
Auftrag der Universität durchführt. Bereits kurz nach Bekanntgabe
waren viele Ferienfreizeitangebote der Trierer Kinder- und Jugendhilfe-
Einrichtung ausgebucht. Bei der erstmals in dieser Form stattfindenden
UniKids-Ferienfreizeit haben alle angemeldeten Kinder auch einen Platz
bekommen.

Egal ob in der Mensa oder bei einer Rallye über den Campus - noch bis
zum 20. Juli erleben die Sechs- bis Zwölfjährigen ihren ganz eigenen
Uni-Alltag. "Das Essen schmeckt gut", sagt der elfjährige Joshua auf
die Frage, was ihm am besten gefällt. Die gleichaltrige Nina findet es
toll, dass sie schon neue Freunde gefunden hat. Emma, die acht Jahre
alt ist, mag vor allem die Spiele.

Im Mittelpunkt stehe der Spaß, erläutert Freizeitleiter Christian
Jäger das Konzept, schließlich hätten die Kinder Ferien. Kleine
Entdecker, die Wissenschaft erleben wollen, können sich bei der
Kinder-Uni anmelden. Der nächste Termin findet am 20. Juli statt.

Familienbüro

0651 201-3198

familie@uni-trier.de

www.uni-trier.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 12. Juli 2018

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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SPORT UND SPIEL/233: Herten - Wasserdisco in den Sommerferien, 18.7.-22.8.2018


Stadt Herten

Wasserdisco in den Sommerferien im Copa Ca Backum Herten

Jeden Mittwoch eine große Tanzparty



Herten. Die Sommerferien sind die beliebtesten Ferien bei den Kids. Da
darf das passende Ferienspaßprogramm im Copa natürlich nicht fehlen.
Jeden Mittwoch können die kleinen Wasserflöhe von 15 bis 17 Uhr bei
der Wasserdisco zu den neuesten Hits tanzen. Los geht's am Mittwoch,
18. Juli.

Das Nichtschwimmerbecken im Hallenbad verwandelt sich dann in eine
große Disco-Zone: Kinderclub-Leiterin Ioana hat lustige Choreografien
zu aktuellen Hits vorbereitet. Außerdem steht den kleinen Badegästen
jede Menge Wasserspielzeug zur Verfügung, um ausgiebig zu toben.
Weitere Termine für die Wasserdisco - jeweils von 15 bis 17 Uhr:

- Mittwoch, 25. Juli

- Mittwoch, 01. August

- Mittwoch, 08. August

- Mittwoch, 15. August

- Mittwoch, 22. August

Das Angebot ist im normalen Eintrittspreis enthalten. Familien mit
zwei Erwachsenen und bis zu drei Kindern unter 16 Jahren bezahlen zum
Beispiel 23 Euro für vier Stunden in der Wasserwelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. Juli 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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THEATER - FIGURENTHEATER/231: Unna - "Das Geheimnis des roten Katers" am 25. Juli 2018


Stadt Unna

Der rote Kater kommt ins Stadtteilzentrum Süd



Kreisstadt Unna. Jedes Jahr zur Unnaer Summertime gibt es
Kindertheater in den Stadtteilen, alle vierzehn Tage bei freiem
Eintritt. Auf Einladung des Bereichs Kultur der Kreisstadt Unna
gastiert am Mittwoch, 25. Juli, um 15.00 Uhr das Figuren-Theater
"Marmelock" mit dem Stück "Das Geheimnis des roten Katers". Alle
Kinder mit ihren Familien sind in das Stadtteilzentrum Unna-Süd
eingeladen, dieses Stück sehr frei nach dem Märchen "Der gestiefelte
Kater" zu sehen.

Die Hausdame, Madame Plumeau, versucht im königlichen Wäscheschrank
Ordnung zu schaffen, als sie den alten Kater Louis dort entdeckt.
Zwischen königlichen Bettdecken, spitzenbesetzter Unterwäsche und
prächtigen Gehröcken hat er es sich gemütlich gemacht.

Die Hausdame will das dicke Tier vertreiben, doch der Kater entwickelt
durch seine geschliffene Erzählkunst eine solch starke Magie, dass
Objekte lebendig werden und die Hausdame mit Haut und Haaren in seine
Geschichte hineingezogen wird.

Der Schrank steckt voller Überraschungen. Aus dem Paradekissen mit
königlichem Wappen schält sich der König, der elegante Muff aus
Leopardenfell entpuppt als königliche Tochter, die Kleiderbürste
mutiert zum stummen Diener und der Wischmopp zur hektischen Gans...

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. Juli 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFFEN/151: Hannover - Veranstaltungen im Sprengel Museum für Kinder und Familien, 11. und 26.8.2018


Sprengel Museum Hannover

Veranstaltungen für Kinder und Familien im August 2018


11. August, 14.00 - 17.00 Uhr

WerkstattAKTIONEN

Zukunftswerkstatt: Zu Gast bei Ella Bergmann-Michel und Robert Michel

Was wird es in der Zukunft alles geben? Fliegende Autos? Urlaub auf
dem Mond? Und wie hat man sich vor 100 Jahren die Zukunft vorgestellt?
In der Zukunftswerkstatt erkunden wir die Kunstwerke von Robert Michel
und Ella Bergmann-Michel. Danach entwerfen wir unsere eigene
Zukunftsvision.

SprengelEXPERIMENTE mit Bleistift, Papier und Pappe: Eine Werkstatt
für die ganze Familie rund um die Kunstwerke des Museums

mit Katja Krause

Gebühr: 5 Euro pro Familien plus Eintritt, Kinder 12 Jahren Eintritt
frei

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46

E-Mail: petra.sollorz@hannover-stadt.de

26. August, 10.15 - 12.00 Uhr

FamilienAKTION

Museum entdecken: Kunst zum Reingehen?

Es gibt Kunst für die Wand und Kunst, die im Raum steht. Aber was ist,
wenn ein Raum Kunst ist? Wie fühlt sich das an? Was kann man da alles
sehen? Einige Künstler haben Räume in Kunstwerke verwandelt. Die
schauen wir uns an. Ein Vormittag mit der ganzen Familie mit Spaß und
Spiel rund um die Kunstwerke und Künstler des Museums von 3 bis 99
Jahren.

mit Anette Walz

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro pro Kind

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46

E-Mail: petra.sollorz@hannover-stadt.de

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz / 30169 Hannover

presse.smh@hannover-stadt.de

T 0511 168 4 39 24 / F 0511 168 4 50 93

Internet: www.sprengel-museum.de
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TREFF/693: Hannover - Veranstaltungen im Sprengel Museum im August 2018


Sprengel Museum Hannover

Veranstaltungsprogramm im August 2018



Mi 1. August, 10.15 Uhr

Kunst am Tage

Von Künstler-Ingenieuren und Konstruktivisten bis zum Prinzip der
Collage. Kurt Schwitters, El Lissitzky, Ella Bergmann-Michel, Robert
Michel u. a.

mit Dörte Wiegand

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 2. August, 12.00 Uhr

20-Minuten-Gespräch

Fake News: Dirk Dietrich Hennig und Kurt Schwitters

mit Jörg Worat

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 5. August, 11.15 Uhr

Führung

Ella Bergmann-Michel und Robert Michel. Ein Künstlerpaar der Moderne

mit Kristina Tieke

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 7. August, 18.30 Uhr

Führung

Kleine Geschichte(n) der Fotografie (#1)

Eine Ausstellung in mehreren Kapiteln mit Alexander Leinemann

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 8. August, 16.00 Uhr

Kunst am Tage

Von Künstler-Ingenieuren und Konstruktivisten bis zum Prinzip der
Collage. Kurt Schwitters, El Lissitzky, Ella Bergmann-Michel, Robert
Michel u. a.

mit Dörte Wiegand

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 9. August, 12.00 Uhr

20-Minuten-Gespräch

Dialog: Wilhelm Lehmbruck, Mutter und Kind, 1918, und Theaster Gates,
Black Madonna, 2018

mit Gabriele Sand

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 12. August, 11.15 Uhr

Führung

Theaster Gates. Black Madonna

Kurt-Schwitters-Preis der Niedersächsischen Sparkassenstiftung 2017

mit Kristina Tieke

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 14. August, 18. 00 Uhr

Eröffnung/Gespräch

Gerd Vanhove

Reinhard Spieler, Direktor des Sprengel Museum Hannover, im Gespräch
mit Siegfried Neuenhausen, Künstler aus Hannover

Eintritt frei

Di 14. August, 18.30 Uhr

Kuratorenführung

Kleine Geschichte(n) der Fotografie (#1)

mit Stefan Gronert

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 15. August, 10.15 Uhr

Kunst am Tage

Von Künstler-Ingenieuren und Konstruktivisten bis zum Prinzip der
Collage. Kurt Schwitters, El Lissitzky, Ella Bergmann-Michel, Robert
Michel u. a.

mit Carmen Putschky

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 16. August, 12.00 Uhr 

20-Minuten-Konzert

Ein Musiker. Ein Kunstwerk

Eine Musikerin oder ein Musiker präsentiert die persönliche Interpretation eines ausgewählten Bildes

mit Yannick Hettich, Viola und Ahed Nofal, Oud

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 19. August, 11.15 Uhr

Führung

Ella Bergmann-Michel und Robert Michel. Ein Künstlerpaar der Moderne

mit Jörg Worat

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 21. August, 18.30 Uhr

Kuratorenführung

Ella Bergmann-Michel und Robert Michel. Ein Künstlerpaar der Moderne

mit Karin Orchard

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 22. August, 16.00 Uhr

Kunst am Tage

Von Künstler-Ingenieuren und Konstruktivisten bis zum Prinzip der
Collage. Kurt Schwitters, El Lissitzky, Ella Bergmann-Michel, Robert
Michel u. a.

mit Jörg Worat

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 23. August, 12.00 Uhr

20-Minuten-Märchen-Erzählen

Die schwarze Prinzessin zu Anton Henning, Großes Stillleben No. 5,
2014

mit Gisela von Arnim

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

So 26. August, 11.15 Uhr

Führung

Theaster Gates. Black Madonna

Kurt-Schwitters-Preis der Niedersächsischen Sparkassenstiftung 2017

mit Thorsten Henke

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Di 28. August, 18.30 Uhr

Vortrag/Gespräch

"Meine kleine Geschichte der Fotografie" mit Wilhelm Schürmann,
Fotograf und Sammler

Moderation: Stefan Gronert, Kurator der Ausstellung

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Mi 29. August, 10.15 Uhr

Kunst am Tage

Von Künstler-Ingenieuren und Konstruktivisten bis zum Prinzip der
Collage. Kurt Schwitters, El Lissitzky, Ella Bergmann-Michel, Robert
Michel u. a.

mit Carmen Putschky

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Do 31. August, 12.00 Uhr

20-Minuten-Gespräch

Kleine Geschichte(n) der Fotografie: Abstraktion

mit Alexander Leinemann

Eintritt 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro

Veranstaltungen für Kinder und Familien

11. August, 14.00 - 17.00 Uhr

WerkstattAKTIONEN

Zukunftswerkstatt: Zu Gast bei Ella Bergmann-Michel und Robert Michel

Was wird es in der Zukunft alles geben? Fliegende Autos? Urlaub auf
dem Mond? Und wie hat man sich vor 100 Jahren die Zukunft vorgestellt?
In der Zukunftswerkstatt erkunden wir die Kunstwerke von Robert Michel
und Ella Bergmann-Michel. Danach entwerfen wir unsere eigene
Zukunftsvision.

SprengelEXPERIMENTE mit Bleistift, Papier und Pappe: Eine Werkstatt
für die ganze Familie rund um die Kunstwerke des Museums

mit Katja Krause

Gebühr: 5 Euro pro Familien plus Eintritt, Kinder 12 Jahren Eintritt
frei

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46

E-Mail: petra.sollorz@hannover-stadt.de

26. August, 10.15 - 12.00 Uhr

FamilienAKTION

Museum entdecken: Kunst zum Reingehen?

Es gibt Kunst für die Wand und Kunst, die im Raum steht. Aber was ist,
wenn ein Raum Kunst ist? Wie fühlt sich das an? Was kann man da alles
sehen? Einige Künstler haben Räume in Kunstwerke verwandelt. Die
schauen wir uns an. Ein Vormittag mit der ganzen Familie mit Spaß und
Spiel rund um die Kunstwerke und Künstler des Museums von 3 bis 99
Jahren.

mit Anette Walz

Eintritt: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro zzgl. 1 Euro pro Kind

Bitte anmelden unter Tel. (0511) - 168 - 4 46 46

E-Mail: petra.sollorz@hannover-stadt.de

Neue Ausstellung im August

14. August bis 7. Oktober 2018

Gerd Vanhove

Der Outsider-Künstler (geb. 1950 in Hannover-Letter), den der Künstler
Siegfried Neuenhausen in den 1980er Jahren bei seinem
Bildhauerprogramm in der Psychiatrie der Klinik Wunstorf kennengelernt
und seither gefördert hat, lebte von 1985 bis 2016 im Souterrain der
Kornbrennerei in Hannover-Hainholz. Den in jahrzehntelanger Arbeit
dort entstandenen Objekten, Zeichnungen, Bildern und Fotografien
widmet das Museum eine Ausstellung.

Aktuelle Ausstellung

Bis 2. September

Ella Bergmann-Michel und Robert Michel

Ein Künstlerpaar der Moderne

Ella Bergmann-Michel (Paderborn 1895 - 1971 Vockenhausen) und Robert
Michel (Vockenhausen 1897 - 1983 Titisee-Neustadt) zählen zu den
weniger bekannten Künstlern der avantgardistischen Moderne. Ihr Bilder
und Collagen sind eine Synthese aus expressiven und dadaistischen
Ansätzen sowie konstruktiven Tendenzen. Darüber hinaus haben sie sich
mit Typografie, Leuchtreklame, Fotografie und Film beschäftigt. Der
künstlerische Nachlass befindet sich als Dauerleigabe im Museum, wie
ebenso die Schenkung des dokumentarischen Nachlasses als Archiv Robert
Michel/Ella Bergmann-Michel. Ergänzt durch Leihgaben werden beide
Künstler in Avantgarde der Weimarer Zeit eingebettet. Katalog

Bis 2. September

Kleine Geschichte(n) der Fotografie (#1)

Eine Ausstellung in mehreren Kapiteln

Diese auf mehrere Teile projektierte Ausstellungreihe versucht die
Entwicklungen der neueren Fotografiegeschichte in den Kontext der
Kunst zu stellen. Exemplarischen werden Arbeiten von Ed Ruscha,
Barbara Kasten, Andreas Gursky, VALIE EXPORT, Lynda Benglis, Sherrie
Levine, Giuseppe Penone, Jörg Sasse, Thomas Ruff, Gottfried Jäger und
anderen in dieser ersten Ausstellung unter Themen und Begriffen wie
"Abstraktion", "Blick" oder "Reproduktion" aber auch "Weiblicher
Körper" oder "Bewegung" zu sehen sein.

Bis 9. September

Theaster Gates. Kurt-Schwitters-Preis der Niedersächsischen

Sparkassenstiftung 2017

Theaster Gates (geb. 1973 in Chicago, USA), der in Deutschland vor
allem seit der documenta 13 im Jahr 2012 mit seiner Neugestaltung des
Hugenottenhauses in der Kassler Altstadt bekannt wurde, ist seitdem
international mit Ausstellungen zu sehen gewesen. Für die Obere
Sammlung hat Gates eine ortsbezogene Arbeit eingerichtet mit Bezug zu
dem Themenfeld der Schwarzen Madonna ("Black Madonna"), zu dem er mit
Bezug zu ausgewählten Werken der Sammlung des Sprengel Museum
Hannover, dem von ihm angekauften Bildarchiv des 1950er-Jahre Magazins
"Ebony" (Elfenbein) sowie anderen Referenzen arbeiten wird.

Bis 7. Oktober

GÜNTHER HAESE - HANS UHLMANN

Bildhauer der Zweiten Moderne

Mit Haese (Kiel 1924 - 2016 in der Nähe von Hannover) und Uhlmann
(Berlin 1900 - 1975 Berlin) werden zwei Bildhauer in Dialog gesetzt,
deren Werk trotz ihrer großen Prominenz im Westdeutschland der
Nachkriegszeit zu Unrecht in Vergessenheit geraten sind. Das
Ausgangsmaterial beider Künstler ist zunächst Draht. Bei Uhlmann
zunächst während seiner Inhaftierungszeit im Nationalsozialismus zu
Köpfen geformt, entstanden ab den 1950er Jahren abstrakte skulpturale
Kompositionen. Haese entwickelt seit den 1960er-Jahren filigrane,
kinetisch anmutende Skulpturen aus Messingdraht.

Bis 14. Oktober 2018

Leiv Warren Donnan. Druckgrafik

Sammlungspräsentation im Zwischengeschoss

Anlässlich des 80. Geburtstags des gebürtigen Australiers und Wahl-
Hannoveraners Leiv Warren Donnan (*1938, Bairnsdale) werden expressiv-
figurative Grafiken vornehmlich aus den 1960er und 1970er-Jahren
gezeigt. Es ist eine Auswahl aus der Schenkung des Künstlers an das
Museum.

In der Sammlung

SKULPTUREN Sehen Zeichnen Entdecken

Die Besucherinnen und Besucher - kleine wie große - sind eingeladen,
am Zeichentisch mit Papier und Stift Skulpturen des 20. Jahrhunderts
aus der Sammlung zeichnerisch zu entdecken.

FAKE NEWS - Original

In einem Sammlungsraum des Erweiterungsbaus werden Werke von Giorgio
de Chirico, Alberto Giacometti, Oskar Kokoschka, Max Beckmann und Wols
ausgestellt, die sich nach bisheriger Beweislage als Repliken,
Fälschungen und Kopien erwiesen haben. Gegenübergestellt wird dieser
Präsentation eine Arbeit von Dirk Dietrich Hennig, dessen Werk sich
mit Original und Fälschung auseinandersetzt.

 * 

Quelle:

Sprengel Museum Hannover

Kurt Schwitters Platz / 30169 Hannover

presse.smh@hannover-stadt.de

T 0511 168 4 39 24 / F 0511 168 4 50 93

Internet: www.sprengel-museum.de
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VORTRAG/293: München - Vermeers "Briefleserin in Blau", Vortrag mit Konzert am 18.07.2018


Terminhinweis | Alte Pinakothek | Vortrag mit Konzert

VORTRAG MIT KONZERT

Begleitprogramm ZU JOHANNES VERMEERS "BRIEFLESERIN IN BLAU"

MI 18. JULI | 18.30 | Alte Pinakothek, Rubenssaal



Die weltberühmte "Briefleserin in Blau" des holländischen Malers
Johannes Vermeer (1632-1675) ist bis 30. September in der Alten
Pinakothek zu Gast. Dieses Meisterwerk des Goldenen Zeitalters, das
zweifellos zu den bekanntesten und schönsten Werken des Delfter Malers
zählt, wird der zuständige Sammlungsleiter des Amsterdamer
Rijksmuseums Gregor J. M. Weber in einem Vortrag mit musikalischer
Begleitung vorstellen. Referent: Gregor J. M. Weber, Sammlungsleiter
Bildende Kunst, Rijksmuseum Amsterdam

Studierende des Instituts für Historische Aufführungspraxis der
Hochschule für Musik und Theater München begleiten den Vortrag mit
Niederländischer Barockmusik für Violine und Cembalo. Leitung: Michael
Eberth

MI 18. JULI | 18.30 | Alte Pinakothek, Rubenssaal

Eintritt 12 Euro, ermäßigt 8 Euro

Tickets im VVK an der Museumskasse der Alten Pinakothek erhältlich
sowie am Veranstaltungsabend

 * 

Quelle:

Presseabteilung der Pinakotheken

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Barer Str. 29 | 80799 München

Telefon: +49 (0)89 23805-253

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: www.pinakothek.de
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GLEICHHEIT/6686: Vor Trump-Besuch bei Putin - 12 russische Offiziere angeklagt


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Vor Trump-Besuch bei Putin: 12 russische Offiziere angeklagt

Von Bill Van Auken

16. Juli 2018



Am vergangenen Freitag wurde vor einem Schwurgericht in Washington Anklage
gegen ein Dutzend Russen, angebliche Offiziere des russischen
Militärgeheimdiensts GRU, erhoben. Sie wurden beschuldigt, während des
Präsidentschaftswahlkampfs 2016 die E-Mails hochrangiger Vertreter der
Demokratischen Partei und ihres Wahlkampfteams ausgespäht zu haben.

Sonderermittler Robert Mueller hatte die Vorwürfe im Rahmen seiner
Untersuchung der russischen "Einmischung" in die US-Wahl und der möglichen
Komplizenschaft mit der Trump-Kampagne erhoben. Rod Rosenstein stellte den
Fall auf einer Pressekonferenz des Justizministeriums vor. Der
stellvertretende US-Justizminister erklärte: "Das Internet erlaubt es
ausländischen Gegnern, Amerika auf neue und unerwartete Weise anzugreifen."

Er fügte hinzu: "Es wird Gegner geben, die versuchen, die inneren
Unterschiede zu verschärfen und uns zu verwirren, zu spalten und in die
Knie zu zwingen."

Rosenstein räumte ein, dass die Anklage sich nicht auf geheime Absprachen
zwischen amerikanischen Bürgern und den mutmaßlichen russischen Hackern
beziehe. Er fügte hinzu: "Niemand behauptet, dass die Verschwörung die
Stimmenauszählung verändert oder das Wahlergebnis beeinflusst habe."

Sowohl der Zeitpunkt der Anklage als auch ihr Inhalt deuten darauf hin,
dass ihr eigentlicher Zweck eher politischer als juristischer Natur ist.
Die Wahrscheinlichkeit, dass einem der russischen Angeklagten vor einem
US-Gericht der Prozess gemacht wird, ist gleich Null.

Die öffentliche Bekanntgabe traf mit dem Zeitpunkt zusammen, als 
US-Präsident Donald Trump gerade Königin Elizabeth auf Schloss Windsor
besuchte, kurz vor seinem geplanten Gipfeltreffen mit dem russischen
Präsidenten Vladimir Putin im finnischen Helsinki.

Rosenstein sagte, er habe Trump über die bevorstehende Anklage schon Anfang
letzter Woche informiert. "Ich werde dem Präsidenten zugestehen, für sich
selbst zu sprechen", sagte er. "Es war für den Präsidenten wichtig zu
wissen, welche Informationen aufgedeckt wurden, weil er sehr wichtige
Entscheidungen für das Land treffen muss."

Die Ankündigung der Strafanzeige gegen die 12 Russen löste eine Welle der
Hysterie bei den US-Fernsehsendern aus. Führende Demokraten, darunter der
Senatsminderheitsführer Chuck Schumer und die ranghöchsten demokratischen
Mitglieder des Senats und der parlamentarischen Geheimdienstkomitees, Mark
Warner und Adam Schiff, forderten Trump auf, sein Treffen mit Putin
abzusagen.

"Es wäre eine Beleidigung für unsere Demokratie, Wladimir Putin so kurz
danach freundlich die Hand zu schütteln", sagte Schumer. Warner warnte,
dass "der Präsident ausgenutzt werden könnte", und Schiff warf Trump vor:
"Ihm fehlt offenbar der Mut - oder das Motiv - um Putin zur Rede zu
stellen."

Anstatt Trump wegen seiner faschistischen Einwanderungspolitik, seiner
Angriffe auf die sozialen Errungenschaften der Arbeiterklasse oder seiner
Kriegspolitik anzugreifen, hat die Demokratische Partei derartige
Beschuldigungen wegen russischer "Einmischung" ins Zentrum ihrer
Differenzen mit dem republikanischen Präsidenten gestellt.

Dieser Angriffslinie liegen scharfe Meinungsverschiedenheiten innerhalb der
amerikanischen herrschenden Klasse über die außenpolitische Strategie
zugrunde. Dem Treffen Trumps mit Putin ging eine Reihe von besorgten
Leitartikeln und Meinungsspalten in der New York Times, der
Washington Post und dem Wall Street Journal voraus. Alle
warnten sie davor, dass das Treffen in Helsinki dazu führen könnte, den
militärischen Druck der USA auf Russland zu vermindern und die Lage im
Nahen Osten zu entspannen, wo die USA einen Regimewechsel in Syrien durch
Krieg herbeiführen wollen.

Typisch ist ein Artikel der Times von Susan Rice, Obamas ehemaliger
nationaler Sicherheitsberaterin, die schreibt: "Mr. Trump hat Herrn Putin
bereits viel von dem Nutzen erbracht, den dieser durch Wahlunterstützung
für Mr. Trump wohl erreichen wollte. Der Rest steht in Helsinki auf der
Tagesordnung." Ihre größte Sorge ist, dass Trump "die Streitkräfte der
Vereinigten Staaten vorzeitig abziehen und damit Russland, Herrn Assad und
dem Iran den totalen Sieg überlassen könnte".

Weder solche Medienberichte und Ausbrüche führender Demokraten, noch die 
29-seitige Anklage selbst enthalten auch nur den geringsten Beweis dafür, dass
die mutmaßlichen russischen Geheimdienst-Offiziere tatsächlich mit dem
detailliert geschilderten Computer-Hacking in Verbindung stehen. Bisher
liegen ausschließlich Anschuldigungen vor.

Sollte es tatsächlich Beweise geben, dann stammen sie zweifellos von den 
US-Geheimdiensten selbst. Schließlich ist Washingtons Cyberwarfare-Apparat
darin geübt, Regierungen, politische Parteien und Einzelpersonen in
Russland und auf der ganzen Welt auszuspionieren. Dieser Apparat ist
durchaus in der Lage, Beweise für Schlussfolgerungen zu liefern, die aus
politischen Gründen schon vorher feststehen. Da die Anklage aus den
hochgradig geheim operierenden US-Militär- und Nachrichtendiensten stammt,
ist es wenig wahrscheinlich, dass Beweise dafür, dass die angeklagten
Russen tatsächlich in Verbindung mit dem Hacken von E-Mails der Demokraten
stehen, jemals das Licht eines öffentlichen Gerichts erblicken werden.

Die Anklage behauptet, die E-Mails der Demokraten seien über eine 
Online-Person namens "Guccifer 2.0" an die Organisation einer Website
weitergeleitet wurden, die "zuvor Dokumente von US-Personen, -Einheiten und
der US-Regierung gestohlen hatte". Dieser Hinweis bezieht sich eindeutig
auf WikiLeaks. Diese Website hat Dokumente über US-Kriegsverbrechen im Irak
und in Afghanistan und über die weltweite Verschwörung des
Außenministeriums, der CIA und der Cyberwarfare-Operationen öffentlich
bekanntgemacht. WikiLeaks-Redakteur Julian Assange hat immer wieder betont,
dass das Material der Demokraten nicht von der russischen Regierung stammt.

Die Anklageschrift erwähnt auch nicht den Inhalt der gehackten E-Mails,
denn sie würden die Versuche der Demokratischen Partei enthüllen, die
Vorwahlen der Partei zu manipulieren, um den Sieg von Clinton und die
Niederlage ihres Herausforderers Bernie Sanders zu sichern.

Die Anklage vom Freitag ist das zweite Mal, dass Sonderermittler Mueller,
der ehemalige Chef des FBI, gegen eine Gruppe russischer Bürger Anklage
erhebt. Im Februar wurden 13 russische Staatsangehörige und drei russische
Unternehmen wegen angeblicher Einmischung in die US-Wahlen 2016 angeklagt.

In der damaligen Anklage wurde behauptet, die Russen hätten "sich als
politische Aktivisten ausgegeben und kritische Themen wie Einwanderung,
Religion und Rasse genutzt, um eine Kampagne zu manipulieren, in der diese
Themen bereits besonders spaltend wirkten". Bestandteil dieser
"Einmischung" waren angeblich 100.000 Dollar, die für Anzeigen auf Facebook
und Twitter während des Wahlkampfes 2016 bezahlt wurden. Das entspricht
ungefähr einem Tausendstel von einem Prozent der insgesamt 6,5 Milliarden
Dollar, die im Wahlkampf 2016 in den USA ausgegeben wurden.

Es ist bemerkenswert, dass die jüngsten Vorwürfe zwar nicht wie in der
früheren Anklage Behauptungen des Justizministeriums enthalten, Russland
führe "einen Informationskrieg gegen die Vereinigten Staaten", aber
Rosenstein sie dennoch als Beispiele für die angeblichen russischen
Versuche präsentiert, "innerstaatliche Differenzen zu verschärfen" und das
amerikanische Volk zu "verwirren" und zu "spalten".

Diese offizielle Darstellung führt die wachsenden Klassenkonflikte und
sozialen Spannungen in den USA auf angebliche russische "Einmischung" in
die sozialen Medien zurück. Sie wird nicht nur dazu benutzt, eine
militärische Konfrontation mit Moskau herbeizuführen, sondern damit will
man auch das Internet zensieren und sozialistische und progressive
Ansichten und den Widerstand gegen Krieg zum Schweigen bringen.

 * 
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IZ3W/378: Editorial zum Themenschwerpunkt von Ausgabe 364 - 1968 international ... ein grenzenloser Aufbruch


iz3w - informationszentrum 3. Welt - Ausgabe 364 - Januar/Februar 2018

1968 international

Editorial zum Themenschwerpunkt 



»Für mich wichtig an der Bewegung von 1968 war die Ermutigung der
iranischen Studentenbewegung durch im Ausland studierende Iranerinnen
und Iraner, die mit dieser Bewegung in Kontakt gekommen waren. Dies
war eine wichtige Inspirationsquelle für den Wunsch, das Regime des
Schahs zu stürzen. Der Kontakt mit der 68er-Bewegung gab auch wichtige
Anstöße, das Ausbildungssystem im Iran zu modernisieren. Auf den Sturz
des Schahs folgte die Errichtung der Diktatur der Ajatollahs. Ich
konnte 1987 dank glücklicher Umstände aus dem Gefängnis im Iran nach
Deutschland fliehen. Hier traf ich auf viele dieser ehemaligen 68er,
die mir nun halfen, in Deutschland eine sichere Bleibe zu finden. Auch
der Arzt, der meine durch die Folter verursachten Leiden behandelte
und dabei viel Zeit und Mühe investierte, gehörte der 68er-Generation
an.«

Mit diesen Worten beschreibt der heute in Konstanz lebende ehemalige
Studentenaktivist Ali Schirasi einen oft in Vergessenheit geratenen,
aber enorm wichtigen Aspekt von 1968: die internationale Solidarität.
Heute gilt Solidarität als ein aus der Zeit gefallener
Old-School-Begriff. Die damit verbundenen Demoparolen werden
allenfalls noch ironisch zitiert - gerade von jenen, die sie früher
voller Inbrunst skandierten. Doch im Jahr 1968, nach zwei Weltkriegen,
war es revolutionär, eine über alle nationalen Grenzen hinausreichende
Solidarität konkret zu gestalten. Es blieb nicht beim bloßen
Theoretisieren, sondern es ging um ganz praktische Unterstützung, etwa
wenn westdeutsche Wohngemeinschaften Vietnamkriegs-Deserteuren aus den
USA Unterschlupf boten. Die Entstehung eines solchen Grenzen
sprengenden solidarischen Geistes ist eine Zäsur gewesen, die bis
heute zumindest einen Teil der Gesellschaft prägt - zum Beispiel uns
im iz3w.
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1968 international

- ein grenzenloser Aufbruch

2018 jähren sich die Proteste der Studentenbewegungen von 1968 zum
fünfzigsten Mal. Die hiesigen Rückblicke werden vor allem die
Ereignisse in Westeuropa und Nordamerika thematisieren. Doch dabei
wird übersehen, dass die Protestbewegungen und die davon ausgehenden
gesellschaftlichen Entwicklungen weltweit viele Länder prägten, und
zwar auf allen Kontinenten.

In unserem umfangreichen Themenschwerpunkt blicken wir auf fünfzig
Jahre internationale Solidarität zurück und fragen: Warum waren
gerade die antikolonialen Bewegungen und DenkerInnen der "Dritten
Welt" so bedeutend für die Aufbrüche von 1968? Was bleibt von ihnen
bis heute, in politischer, kultureller und lebensweltlicher Hinsicht?

1968 war auch für das iz3w ein ganz besonderes Jahr: Im Frühjahr
versammelten sich in Freiburg erstmals junge Studierende, um eine
"Lobby für die Dritte Welt" zu bilden. Seither hat sich vieles
geändert, doch der Wille zur radikalen Umgestaltung der globalen
Verhältnisse ist bis heute im iz3w höchst lebendig.
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iz3w - informationszentrum 3. Welt - Ausgabe 363 - November/Dezember 2017

Gegen sexualisierte Gewalt

Schreit auf!



Sexualisierte Gewalt im Kontext von Kriegen, Flucht und Migration ist
in den letzten Jahren immens angestiegen. Extreme Ausformungen sind
Feminizide in Lateinamerika, "korrektive" Vergewaltigungen von Lesben
in Südafrika oder Foltergefängnisse für Schwule in Tschetschenien. Es
zeigt sich: Wer von der (patriarchalen) Norm abweicht und
Rollenzuschreibungen ablehnt, ist weltweit ein potentielles Opfer von
sexualisierten und geschlechterbasierten Gewaltausübungen.

Der Themenschwerpunkt fokussiert sexualisierte Gewalt als eine Form
von Machtmissbrauch. Es handelt sich dabei nicht ausschließlich um
physische, sondern auch um psychische Übergriffe wie sexuelle
Belästigung, Drohungen oder Zwangsverheiratung Minderjähriger. Wir
fragen uns: Was sind die spezifischen Hintergründe dieser Gewalt? Wie
äußert sie sich konkret? Und nicht zuletzt: Was kann dagegen getan
werden?
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KAZ/283: Die Theorie von Fraktionen im Monopolkapitalismus


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 363, Juni 2018

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Die Theorie von Fraktionen im Monopolkapital 

oder Wie entsteht politischer Wille und Handeln des Staates?

Beitrag von Conny Renkl (Kommunistische Arbeiterzeitung - KAZ)



Einer der größten Beiträge Kurt Gossweilers zur Erforschung des
Faschismus ist die gründliche Untersuchung der Kapitalfraktionen im
deutschen Monopolkapital. Sie zieht sich durch die Werke "Großbanken,
Industriemonopole, Staat - Ökonomie und Politik des
staatsmonopolistischen Kapitalismus 1914-1932 (1971)[1], "Die
Röhm-Affäre" - Hintergründe-Zusammenhänge-Auswirkungen (1983 auf der
Grundlage seiner Dissertation aus dem Jahr 1963). Und es spricht für
den hohen Stellenwert der Gossweilerschen Analyse wie natürlich auch
für die Expertise und den Mut des Papyrossa-Verlags, diese Schriften
vor kurzem neu aufgelegt zu haben. Abgerundet und zusammengefasst
werden die Aussagen dieser Bücher durch die "Aufsätze zum Faschismus"
(1988), die darüberhinaus weitere Beweise vorlegen, die die
Verantwortung des Kapitals für den Faschismus aufzeigen.

Die Fragestellung 

Die Bedeutung der Frage nach den Kapitalfraktionen hatte Kurt aus der
berühmten Definition des Faschismus durch Dimitroff abgeleitet:
"Der Faschismus an der Macht, Genossen, ist, ... die offene,
terroristische Diktatur der reaktionärsten, chauvinistischsten, am
meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals."

Wer sind diese Elemente damals und heute? Welche besonderen Interessen
hatten sie gegenüber den anderen "Elementen des Finanzkapitals"? Wie
konnten sie sich gegenüber diesen Elementen durchsetzen? Und daraus
ableitend: Wann geht die herrschende Klasse auf den abenteuerlichen
Kurs in Richtung Faschismus und Krieg und wer setzt sich dabei gegen
wen durch?

Dahinter steht die noch allgemeinere Fragestellung: Wie entsteht im
Kapitalismus politischer Wille und politisches Handeln? Wie entstehen
aus divergierenden ökonomischen Interessen der Einzelkapitale
politische Vorstellungen des Gesamtkapitalisten und des Staates? Wie
wird die Politik zum konzentrierten Ausdruck der Ökonomik - um eine
Formulierung Lenins aufzugreifen?

Als Vater der Theorie der Monopolgruppen stellt Gossweiler Jürgen
Kuczynski heraus. Sein Buch "Großbanken etc." widmet er deshalb auch
der kritischen Auseinandersetzung mit Kuczynskis Ergebnissen. Diese
Theorie ist in ernsthafter und gründlicher Forschung und in scharfen,
aber solidarischen Auseinandersetzungen der Historiker aus der DDR und
aus anderen sozialistischen Ländern entstanden (s. z.B. das Protokoll
einer Tagung der Deutschen Historiker-Gesellschaft, erschienen unter
dem Titel: Monopole und Staat in Deutschland 1917-1945). Sie wurde
aber auch in z.T. heftiger Polemik mit krassen, aber auch schamhaften
(z.B. Tim Mason) bürgerlichen Verdunklern und Weißwäschern aus der
westlichen Historikerzunft entwickelt und verteidigt.

Gossweilers Analyse ist eine scharfe Waffe gegen die heute dominanten
Faschismustheorien vom Typ "wahnwitziger Alleintäter Hitler",
verselbständigte irrational-faschistische Führungselite, wildgewordene
Kleinbürger und Volksmassen - im Kern immer das Primat der Politik vor
der Ökonomie postulierend und somit aus den mächtigen Herrn von Bank
und Industrie letztlich arme von den Faschisten getriebene Opfer zu
machen statt Agenten des monopolkapitalistischen Expansionszwangs.

Die Ergebnisse der Gossweilerschen Analyse

Gossweiler kommt zum Ergebnis, dass die reaktionärsten usw. Elemente
des Finanzkapitals in den "alten" Industrien, der Schwerindustrie um
die Vereinigten Stahlwerke mit Haniel (damals u.a. Deutsche Werft/HDW,
GHH, MAN heute mit 73 % bei Volkswagen = Piëch/Porsche, ...), Hoesch,
u.a. unter der Führung der Deutschen Bank mit so berüchtigten
Repräsentanten wie v. Stauss, Kirdorf, Vögler zu suchen waren. Sie
bildeten ursprünglich die "alldeutsche" Fraktion im deutschen
Monopolkapital. Diese drängte besonders zur Vernichtung der
Arbeiterbewegung und ihrer Gewerkschaften unter Ausschaltung nicht nur
der Kommunisten, sondern auch der Sozialdemokratie. Sie waren es auch,
die besonders zur kriegerischen Neuaufteilung der Welt drängten. Den
Ausschlag aber bei der Machtübertragung an Hitler gaben die
Industriemonopole aus den "neuen" Industrien, von Chemie/Elektro, die
auch unter der Führung der Deutschen Bank standen wie Daimler und BMW,
Siemens und die IG Farben (nach dem Krieg BASF, Bayer, Hoechst u.a.).
Sie gaben den Ausschlag, als sie in den Verhandlungen unter
Vermittlung der Bankhäuser Schröder und Stein zwischen den
Novemberwahlen 1932 und dem Machtantritt Hitlers sich mit der
Schwerindustrie (und dem eng mit ihnen verbundenen preußischen Adel,
den sog. Junkern) einigten - zunächst auf einen Reichskanzler Hitler,
der von der DNVP (um den ehemaligen Krupp-Direktor Hugenberg) und die
Zentrums-Clique um von Papen (seit Juni 1932 parteilos) "eingerahmt"
werden sollte. Zur Erinnerung: Diese Regierung hatte keine Mehrheit im
Parlament.

Damit stellte Chemie/Elektro, der sog. Reformflügel des
Finanzkapitals, sein "Maximal-Programm" zurück. Dieses sah u.a. vor:

"5. Verbreiterung der Massenbasis der faschistischen Diktatur durch
geringfügige Zugeständnisse und durch Heranziehung auch
rechtssozialistischer und christlicher Gewerkschaftsführer an den
faschistischen Staat.

6. Deutsch-französische Allianz, natürlich unter deutscher Führung
auf der Grundlage der Zusammenarbeit der deutschen und französischen
Chemie- und Kalikonzerne und einer Minderheitsbeteiligung der
französischen Schwerindustrie an der verstaatlichten deutschen
Rüstungsindustrie, mit dem Ziel der Beherrschung Europas und der
Niederwerfung und Aufteilung der Sowjetunion als Vorstufen zur
Errichtung der deutschen Weltherrschaft." (aus Kurt Gossweiler,
Röhm-Affäre und Monopole, S. 158, in: Deutsche
Historiker-Gesellschaft, Monopole und Staat in Deutschland 1917-1945,
Westberlin 1973)




[image: Grafik: Kapitalfraktionen in Deutschland in der Zwischenkriegszeit -Quelle: Kurt Gossweiler: Großbanken - Industriemonopole - Staat, Berlin 1971, S. 344 f]







Mit der Machtübertragung an die Hitler-Faschisten war damit die
Fraktion im deutschen Finanzkapital gescheitert, die eine
Verständigung mit Frankreich d.h. mit dem französischen Monopolkapital
und Heranziehung der rechten Sozialdemokratie ins Auge gefasst hatte.
Ihre Hauptprotagonisten Schleicher und Röhm wurden am 30. Juni 1934
von der SS ermordet.

Der schwerindustrielle Flügel (ohne Thyssen u.a.) um die Deutsche
Bank, nunmehr mit Unterstützung von IG Farben und Siemens, stand aber
in scharfer Auseinandersetzung mit dem sog. "Amerika"-Flügel um die
Dresdner- und Danat-Bank (geschwächt durch die Beinahe-Pleite im Juli
1931) mit der AEG sowie Thyssen u.a., die unter Vermittlung von
Hjalmar Schacht (damals auch Präsident der Reichsbank) eng mit dem
US-Finanzkapital, insbesondere dem Morgan-Trust verbunden waren.

"Die Unterschiede zwischen der politisch-strategischen und
ökonomischen Konzeption der Schacht-Thyssen-Gruppierung und derjenigen
der Göring/IG-Farben lassen sich auf folgende äußerst grobe,
modellhaft konstruierte Formel bringen:

Schacht/Thyssen: Die gesteckten Ziele sind nur zu erreichen, wenn
wir uns der Unterstützung der USA, wenigstens der wirtschaftlichen,
versichern. Ohne diese Unterstützung reicht unser Potenzial nicht aus,
um einen Krieg gen Osten, gegen die Sowjetunion, und später auch gegen
Westen zu führen. Dieser Krieg kann auf keinen Fall geführt werden,
bevor wir uns nicht bei optimalem Tempo der Rüstung, das heißt,
möglichst unter Vermeidung inflationärer und sonstiger krisenhafter
Erscheinungen, bis an die Zähne bewaffnet, die notwendigen Vorräte
angelegt und Reserven bereitgestellt haben.

Göring/IG Farben: Unsere Ziele werden uns unvermeidlich in
Gegensatz zu allen am status quo interessierten Großmächten bringen.
Der Krieg lässt sich nicht auf den Kontinent (einschließlich
Sowjetunion) beschränken, sondern Großbritannien und wahrscheinlich
auch die Vereinigten Staaten werden im Krieg von Anfang an auf der
Gegenseite stehen. Ihr Ziel ist es zunächst, Deutschland und die
Sowjetunion sich im Kampf gegenseitig erschöpfen zu lassen. Das
gegnerische Lager wird bald den deutschen Rüstungsvorsprung aufholen.
Unser Potenzial reicht für einen längeren, großen Krieg nicht aus. Der
einzige Ausweg liegt in einer maximal forcierten Rüstung für eine
Reihe von Blitzkriegen, mit denen man nicht mehr lange warten kann,
und wirtschaftlich in einer wenigstens zeitweilig aufrechterhaltenen
Autarkie als Mittel gegen Blockade." (D. Eichholtz/K. Gossweiler,
Noch einmal: Politik und Wirtschaft 1933-1945, in Argument, Juli 1968,
S. 221)

Die Schacht/Thyssen-Linie, das heißt Unterordnung unter den
US-Imperialismus, wird 1936 mit dem Vierjahrplan unter Führung der IG
Farben zurückgedrängt. 1937 tritt Schacht als Wirtschaftsminister
zurück, als Reichsbankpräsident, der immerhin die Finanzierung der
Kriegsrüstung finanziell und währungspolitisch abgesichert hatte, wird
er im Januar 1939 abgelöst. Thyssen verlässt im September 1939
Nazideutschland (wird aber von Vichy an die Gestapo ausgeliefert; er
wird als "Sonderhäftling" in "Ehrenhaft" gehalten, u.a. in
Sachsenhausen und Buchenwald).

Was dann kommt, ist bekannt: Mit dem Überfall auf Polen wird der
Schlag gegen den Westen vorbereitet, der den Rücken frei machen soll
gegen den eigentlichen Feind des Imperialismus, gegen die Sowjetunion.
Die alldeutsch-schwerindustrielle Linie hatte sich durchgesetzt und
die übrigen Fraktionen des Finanzkapitals für sich gewonnen durch die
Riesenprofite, die zunächst die Aufrüstung, dann der Krieg brachte.

Erst war also die Fraktion ausgeschaltet worden, die die Verständigung
mit Frankreich suchte, um zur Weltdominanz zu gelangen (Röhm-Affäre),
dann die Fraktion, die zum gleichen Ziel die zeitweise
Unterordnung unter der US-Imperialismus befürwortete (Amerika-Flügel
um Thyssen/Schacht), so dass nur noch die Fraktion übrigblieb, die nun
auch den Krieg mit dem "Westen" vorbereitete.

Die wissenschaftliche Leistung ...

Die Entwicklung der Fraktionen verfolgt Gossweiler zurück in die
Anfangsjahre des deutschen Imperialismus als sich die Kapitalisten der
Ruhrkohle- und Stahlindustrie mit den preußischen Junkern 1878 auf
eine Schutzzollpolitik für Eisen (gegen englische Kapitalisten)
einerseits und Getreide (gegen Importe aus Russland und Amerika)
andererseits einigten. Im gleichen Jahr erfolgte mit dem
Sozialistengesetz das Verbot der damals revolutionären
Sozialdemokratie (damals SAP, seit 1890 SPD).

Damit ist auch das Profil sehr knapp umrissen: Von der Konkurrenz in
der Existenz bedroht und deshalb aggressiv nach Außen und Innen, den
Staat benutzen ohne sich von ihm ins Geschäft hineinregieren zu
lassen.

Dem gegenüber stehen die damals neuen Industrien wie Chemie und
Elektro, die mit überlegener Technik eine führende Rolle auf den
Weltmärkten erobert haben und durch ihre raschen technischen
Entwicklungen und durch Patente hohe Extraprofite erzielen. Sie sind
für Freihandel und versuchen, ihre gesellschaftliche Basis zu
erweitern durch Bestechung einer Oberschicht der Arbeiter und durch
Reformen Führer aus Gewerkschaften und Partei herüberzuziehen.

Dabei halten beide Gruppierungen an ihren monopolistischen und den
gesamtimperialistischen Zielen Deutschlands fest - die neuen
Industrien kommen jedoch mit dem Flair des Modernen, Liberalen und
Fortschrittlichen daher.

... gegen Schematismus

Es zeichnet den Wissenschaftler im besten Sinne aus, dass er keine
Schemata liefert, sondern auf mögliche Einwände eingeht:

"Die gegensätzlichen Linien der Schwerindustrie und der neuen
Industrien sind zwar objektiv vorhandene, von denen es aber auf beiden
Seiten eine Vielzahl von Abweichungen und oft geradezu eine Verkehrung
der Fronten und ein Überlaufen ins gegnerische Lager gibt.
Kapitalismus ist nicht nur gleichbedeutend mit tausendfachen
Interessengegensätzen, sondern auch mit tausendfachen
Interessenverflechtungen, aus denen sich ein verwirrendes Gewebe
ergibt, durch das sich die Linien der unterschiedlichen
Gruppeninteressen - an einer Stelle deutlich, an einer anderen kaum
erkennbar - als Grundmuster hindurchziehen." (S. 28)

Das öffnet auch den Blick auf eine von Schematismus freie Sicht auf
die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus. Ja, die Monopole
haben sich den Staat weitgehend untergeordnet, aber um die
Durchsetzung der Interessen der einzelnen Monopole und ihrer Allianzen
gibt es Konkurrenz, z.T. heftig, so weit sogar, dass sich manche
blenden lassen und als fortschrittlich oder liberal gelten lassen, was
in Wirklichkeit nur eine andere Verkleidung der Diktatur des
Finanzkapitals ist.

Es gilt das dominierende Interesse herauszufinden, das letzten
Endes die Linie des Handelns bestimmt. Erst damit gewinnen wir einen
Schlüssel für das "Verständnis der konkreten Einwirkung der
Monopole auf die Politik, für die Umsetzung von Ökonomie in Politik
durch das Monopolkapital." (s. S. 36)

... durch Anerkennen von Schwächen

Große Forscher sind sich auch der offenen Fragen und der Defizite der
eigenen Analyse bewusst, hier nur ein paar Beispiele: In seinen
Schriften weist Gossweiler verschiedentlich darauf hin, dass etwa
Fraktionen im Monopolkapital der anderen imperialistischen Großmächte
und die Widersprüche zwischen diesen Imperialisten z.B. zwischen
Großbritannien und den USA in den 1920er Jahren im Kampf um die
Aufteilung der Ölquellen und der Einflusssphären in den arabischen
Staaten und im Iran, im sog. Nahen und Mittleren Osten, stark
vernachlässigt werden mussten.

Auch die Rolle bestimmter Zwischenstaaten wie z.B. die Niederlande mit
bedeutenden Monopolen wie Philips oder Shell, oder Schweden und die
Schweiz, die als Drehscheiben, Vermittler z.T. ausschlaggebend
Entscheidungen beeinflussen konnten.

Oder auch die Aktenlage: Zwar, klagte mir Kurt einmal, waren der DDR
viele Akten zur Deutschen und Dresdner Bank in die Hände gefallen, ein
schwieriges Terrain blieb aber für die Historiker der DDR die
Entwicklung in Bayern, jedenfalls soweit sie mit August von Finck
verknüpft ist und damit mit solch gerade heute wieder bedeutenden
Teilen des deutschen Finanzkapitals wie Allianz und Münchner Rück.

... durch Aufdecken der Gesetzmäßigkeit

Doch durch all diese Schwierigkeiten hindurch legt Gossweiler die
Gesetzmäßigkeit hinter der Bildung von Gruppierungen im Monopolkapital
offen - langes Zitat:

"Das Beispiel Bethmann Hollweg und Ludendorff kann uns helfen den
dialektischen Wirkungsmechanismus imperialistischer Politik, die
spontane Kombination von gegensätzlichen imperialistischen Interessen
im imperialistischen Gesamtinteresse, besser zu verstehen. Auf dem
Boden der kapitalistischen Konkurrenz erwächst unausweichlich die
Konkurrenz verschiedner Linien imperialistischer Politik. ...

Welche der konkurrierenden Linien imperialistischer Politik im
gegebenen Zeitpunkt realisierbar ist, hängt viel weniger von der
ökonomischen Stärke der hinter ihr stehenden Monopole ab als von der
innen- und außenpolitischen Gesamtlage des jeweiligen Imperialismus,
d.h. vom inneren Kräfteverhältnis und von der Stärke im Vergleich zu
dem imperialistischen Konkurrenten bzw. vom Kräfteverhältnis zwischen
Imperialismus und Sozialismus. Aus dieser Wechselwirkung der
verschiedenartigsten Kräfte ergibt sich, dass aus dem Kampf der
Strömungen und Gruppen innerhalb der kapitalistischen Klasse durchaus
nicht immer die stärkste Gruppe als Sieger hervorgeht, sondern dass
sich gewöhnlich jene Gruppen durchsetzen, deren spezifische
Gruppeninteressen in einem gegebenen Zeitpunkt am meisten dem
Gesamtinteresse des jeweiligen Imperialismus kongruent sind und deren
individuelle Lage am meisten der des jeweiligen Imperialismus
entspricht. Daraus ergibt sich, dass man aus der Zusammensetzung einer
Regierung nicht ohne weiteres Schlussfolgerungen über die Stärke der
miteinander um die Vormachtstellung ringenden Monopolgruppen ziehen
kann. Will man - bei Kenntnis ihrer allgemeinen Zielsetzung - die
Ursachen für die konkrete Politik einer imperialistischen Regierung
aufdecken, dann kann am Anfang nicht die Analyse der Zugehörigkeit
ihrer Mitglieder zu bestimmten Gruppen der Monopolbourgeoisie, sondern
muss die Untersuchung der Gesamtsituation des zu untersuchenden
Imperialismus stehen.

Aus dem Gesagten ergibt sich als eine Eigenart imperialistischer
Politik, dass die Vertreter einer bestimmten imperialistischen Linie
die einer anderen gewöhnlich, und nicht einmal zu Unrecht, als Gegner
ansehen und bekämpfen, die der erfolgreichen Durchsetzung der eigenen
Linie Hindernisse in den Weg legen, und dass dennoch sie alle sich
ergänzen, aufeinander angewiesen sind und erst zusammen die
Kontinuität imperialistischer Politik über die gegensätzlichsten
Situationen hinweg möglich machen. Ja, erst die gleichzeitige Existenz
verschiedener Linien imperialistischer Politik gibt dieser die
Elastizität, sich an neue Situationen anzupassen und eine
kompromittierte und festgefahrene Politik gegen eine 'neue'
auszutauschen, die dasselbe Ziel auf geschicktere Weise zu erreichen
sucht, zugleich bietet erst diese Vielfalt die Möglichkeit, jederzeit
eine Massenbasis für jede Variante imperialistischer Politik
vorzubereiten." Zitat Ende aus Großbanken, ...(S. 56 f.)

Dieses "Gossweilersche Gesetz" bestätigt in seiner Analyse der
Politikentwicklung im deutschen Imperialismus glänzend die Dialektik
von Einheit und Widerspruch.

Die Bedeutung für heute

Wir können den Ball von Kurt Gossweiler aufnehmen: Das strategische
Ziel des Gesamtimperialismus war seit 1918 die Beseitigung der
Sowjetunion. Diesem Ziel waren die zwischenimperialistischen
Widersprüche untergeordnet, aber wenn auch z.T. verdeckt, höchst
wirksam. Der Faschismus in Deutschland wurde unter dem Gesichtspunkt
des Antikommunismus und Antisowjetismus von den westlichen Alliierten
gefördert. Innerhalb des deutschen Monopolkapitals wurde die Linie
eines Ausgleichs mit Frankreich 1934 im Juni-Massaker, der sog.
Röhm-Affäre, liquidiert. Die Linie der Unterordnung unter die USA
wurde 1936 mit der Hitler-Rede zum Vierjahrplan beseitigt. Der Angriff
auf die Sowjetunion sollte nicht stattfinden als Werkzeug der
Finanzgewaltigen in New York, London oder Paris, sondern auf eigene
Faust und Rechnung durch vorherige Unterordnung Frankreichs und
Resteuropas unter Einschluss (oder Neutralisierung bis zum Sieg über
die SU) Großbritanniens.

Im Ergebnis des 2. Weltkriegs waren die Sowjetunion und die
antikolonialen Befreiungsbewegungen und die Arbeiterbewegung in den
kapitalistischen und imperialistischen Ländern erstarkt, aber auch die
USA. Das strategische Ziel des Gesamtimperialismus war nun das
Rollback des sozialistischen Lagers inklusive der DDR. Die USA waren
zur dominierenden Macht im Imperialismus geworden. Ihre zwei
Hauptziele, erstens, die Dominanz im Imperialismus aufrecht zu
erhalten und zweitens, den Widerstand der Arbeiterklasse und der
unterdrückten Völker unter Führung der SU zu brechen, erschienen
zunächst nicht widersprüchlich. Der Widerspruch zwischen den beiden
Hauptzielen des US-Imperialismus entfaltete sich innerhalb und
außerhalb der USA erst im Lauf der Nachkriegsjahre.

Der auf Westdeutschland reduzierte deutsche Imperialismus konnte ohne
Unterstützung des US-Imperialismus nicht an den Wiederaufstieg denken.
"Bollwerk gegen den Osten", aggressive Frontstellung gegen die
Sowjetunion und die DDR und scharfe Unterdrückung des kommunistischen
Einflusses in Westdeutschland selbst - damit wurden die Dollars
eingeworben. Doch schon durch die Montanunion mit Frankreich 1951
schaffte sich der alte schwerindustriell-alldeutsche Flügel des
deutschen Monopolkapitals eine Ausgangsbasis, um mit den USA zu
rivalisieren durch Stärkung des Einflusses in Europa. Der
unverbesserliche Separatist und nationale Verräter Adenauer war über
seine vielen Verbindungen zu Frankreich und zu den USA (Kölner
Klüngel, McCloy etc.) der geeignete Mann, dieses Doppel-Spiel zwischen
dem französischen und dem US-Imperialismus im Gesamtinteresse des
deutschen Imperialismus an führender Stelle zu betreiben und mit der
Spaltung Deutschlands zu krönen.

Es würde in diesem Rahmen zu weit führen, auf die weitere Entwicklung
der Kapitalfraktionen einzugehen. Soviel nur: Nach der vollständigen
Wiederherstellung der Deutschen Bank 1957 finden wir in ihrem
Aufsichtsrat die Namen solch bekannter Nazi-Kriegsverbrecher wie
Hermann Schmitz von den früheren IG Farben, Helmut Zangen von
Mannesmann und Hermann von Siemens - ja von wem wohl?

Die Dresdner ebenfalls 1957 rundum auferstanden, kann ihren
Aufsichtsrat mit Alfried Krupp von Bohlen und Halbach und Friedrich
Flick schmücken. Soviel zur Kontinuität der Strukturen in Deutschland,
die Krieg und Faschismus hervorgebracht haben!

Schluss

Wir erhalten mit der Theorie der Kapitalfraktionen einen
Seismographen, der die Erschütterungen in der herrschenden Klasse
anzeigt. Und solche Erschütterungen sind für Revolutionäre ja eine
Vorbedingung von Revolution: Wenn die Herrschenden untereinander nicht
mehr einig sind, nicht mehr so können wie sie wollen ...[2]

Und sie ist ein Mikroskop, unter dem wir schärfer sehen können, welche
Interessen hinter manchen Positionen, die auf den ersten Blick nach
Frieden und Demokratie aussehen, nur eine Variante der Politik der
Monopolbourgeoisie steckt.

Kurt Gossweiler hat im Vorwort zu "Großbanken ...", auf die damalige
neue Ostpolitik eingehend, dazu ausgeführt:

"Der Sozialdemokratismus ist seit Jahren darum bemüht, die flexible
Variante imperialistischer Politik, wie sie z.B. in der 'neuen
Ostpolitik' der Brandt-Scheel-Regierung praktiziert wird, als eine
echte Alternative zur offen aggressiven politischen Linie eines
Franz-Josef Strauß anzubieten. Der moderne Revisionismus unterstützt
solche Bemühungen durch die Verbreitung der These, die flexible,
raffiniertere imperialistische Politik sei eine Linie 'vernünftiger',
'realistischer' Politiker, die sich zur friedlichen Koexistenz und
damit zur Absage der Beseitigung des Sozialismus bekehrt hätten.
Ultralinke Abenteurer wiederum treten mit der Behauptung auf, die
Unterschiede der beiden taktischen Linien der Politik des
Imperialismus seien für die Arbeiterklasse völlig ohne Belang, so dass
man sie überhaupt nicht berücksichtigen dürfe."[3]

Vielleicht hätte die Konterrevolution 1989 nicht so einfach siegen
können, wenn die Kommunistischen - und Arbeiterparteien auf Kurt
Gossweiler gehört hätten. Statt: vom Revisionismus durchsetzt, von der
Friedensfähigkeit des Imperialismus im Allgemeinen zu schwärmen und
die Aggressivität des deutschen Imperialismus im Besonderen zu
unterschätzen. Und vielleicht hätte die Linke in Westdeutschland
besser dem Siegeszug des deutschen Imperialismus widerstanden, wenn
sie statt in der Friedensbewegung mit ihrem Hauptstoß gegen den
US-Imperialismus aufzugehen, sich stärker dem Aggressionskurs des
Monopolkapitals im eigenen Land widersetzt hätte.

Kurt Gossweiler wollte eigentlich nichts mehr zu Faschismus schreiben,
sondern sich nur noch der Klärung der Frage nach den Ursachen des
Siegs der Konterrevolution und die Rolle des Revisionismus widmen.
Seiner Lust zur Teilnahme an den Diskussionen in der Linken sei Dank
hat er diesen Vorsatz nicht wirklich eingehalten. Ganz in der
Tradition seiner Forschungen veröffentlicht er 2005, im zarten Alter
von 87 Jahren: Der deutsche Imperialismus und der Platz des Faschismus
in seinem Herrschaftssystem heute:

"Der deutsche Imperialismus hat aus den zwei Niederlagen, die er
erlitt, als er im Alleingang bzw. mit nur so schwachen Bundesgenossen,
wie Österreich und Türkei im ersten, Italien und den Satellitenstaaten
der 'Achse' Berlin-Rom in Europa im zweiten Weltkrieg glaubte, die
ganze übrige Welt niederringen zu können, gelernt und daraus die
Schlussfolgerung gezogen: er kann den dritten Anlauf zum Griff nach
der Weltherrschaft nicht mehr mit einem durch Waffengewalt
unterworfenen Europa als Hinterland unternehmen, sondern nur mit einem
Europa, das Deutschland als die stärkste ökonomische und politische
Macht des Kontinents als Führungskraft einer Europäischen Union
anzuerkennen bereit ist.

In der Tat hat die BRD als stärkste ökonomische Macht in Europa und
dritt- oder gar zweit-stärkste ökonomische Macht in der Welt die
Vorherrschaft in der Europäischen Union erlangt und strebt danach, die
Europäische Union unter deutscher Führung zur ökonomisch, politisch
und militärisch den USA zunächst ebenbürtigen, dann aber sie
überholenden Macht auszubauen."

Auf dieser Gossweilerschen Grundlage aufzubauen ist sinnvoll und
lohnenswert, um wieder die Monopole ins Blickfeld zu bekommen und
damit das Profitsystem. Ohne Sturz dieses Systems durch die
Arbeiterklasse und ihre Verbündeten werden Krieg, Elend, Unsicherheit
der Existenz, faschistische Gefahr unvermeidliche Begleiter unseres
Lebens sein.

Kurt, der Analytiker der größten Niederlagen der Arbeiterbewegung, des
Faschismus 1933 und der Konterrevolution 1989, blieb trotzdem immer
revolutionärer Optimist. Er zitierte gelegentlich die Vietnamesen:
Erstens sind wir dagegen, zweitens haben wir keine Angst!


Anmerkungen

[1] Die Seitenangaben in Klammern

[2] "Erst dann, wenn die Unterschichten das Alte nicht mehr wollen und
die Oberschichten in der alten Weise nicht mehr können, erst dann kann
die Revolution siegen." (Lenin, Der 'linke Radikalismus', die
Kinderkrankheit im Kommunismus, LW 31, S. 71)

[3] Kurt Gossweiler, Großbanken, Industriemonopole, Staat - Ökonomie
und Politik des staatsmonopolistischen Kapitalismus 1914-1932, Berlin
1971, S. 9
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SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2018
Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Neues von Amazon

In Italien konnte eine Betriebsvereinbarung durchgesetzt werden

von Violetta Bock



«Wir verhandeln nicht mit Gewerkschaften», so lautete lange Zeit
das Credo von Amazon. Seit fünf Jahren streiken die Beschäftigten in
Deutschland für einen Tarifvertrag. Den Kolleginnen und Kollegen in
Italien ist nun ein Durchbruch gelungen.



Im Juni sorgte Amazon mal wieder für jede Menge Schlagzeilen: Frontal
21 und die Wirtschaftswoche deckten die massenhafte Vernichtung von
Waren auf, die, wenn sie zurückgeschickt werden, direkt im Müll landen
- egal wie neuwertig sind. In einem Beitrag wird eine Mitarbeiterin
zitiert, die schätzt, dass sie täglich Waren im Wert von 23000 Euro
vernichtet.

In Seattle behinderte Amazon zusammen mit anderen Firmen die
Einführung einer Obdachlosenabgabe. Sie sollte eingeführt werden für
größere Unternehmen. Denn als große Arbeitgeber tragen sie dazu bei,
dass mehr und mehr Menschen in die Städte ziehen, die Mieten steigen,
die Wohnungen knapper werden und mehr auf der Straße landen -
inzwischen spricht man von 6300 Obdachlosen in Seattle (seit 2015 hat
sich diese Zahl damit verdoppelt). Ergänzt um diejenigen in
Notunterkünften, leben hier laut einem Verband zur Unterstützung
Obdachloser 12.500 Menschen ohne festes Zuhause. Durch die Abgabe
sollten die Konzerne an den Kosten zum Bau von Sozialwohnungen
beteiligt werden. Im Mai wurde sie eingeführt. Unter dem schicken
Motto «No Tax for Jobs» («Keine Steuer auf Arbeitsplätze») wurde ein
Bürgerentscheid initiiert, finanziert unter anderem durch Amazon,
größter Arbeitgeber der Stadt. Das Unternehmen, das seinen Hauptsitz
in Seattle hat, drohte die Pläne für die Errichtung eines
Bürokomplexes abzubrechen. Im Juni wurde das Gesetz wieder
aufgehoben - ein Paradebeispiel für die Macht der Konzerne.

Für Amazon hätte es sich lediglich um 11 Millionen US-Dollar pro Jahr
gehandelt. Um 11 Millionen US-Dollar wird Jeff Bezos seit Januar
reicher - stündlich. Denn seit Januar ist sein Vermögen um 44 Mrd.
US-Dollar angestiegen, wie die Berliner Zeitung kürzlich in einem
Bericht über die Methoden der Datenkrake berichtete. Thematisiert
wurde darin nicht nur die Datensammelwut in bezug auf Kundenwünsche,
sondern auch in bezug auf die Zustimmung der Kundinnen und Kunden zum
Zugang zu ihrem Kontostand (natürlich nur um die Zahlungsfähigkeit
prüfen zu können...) und ihren Standort per Smartphone-GPS-Funktion.
Und doch, oder gerade deswegen, wächst Amazons Gewinn weiter, werden
neue Standorte eröffnet und die Marktmacht ausgeweitet.


Die andere Seite

Unterdessen ist es den Gewerkschaften in Italien gelungen, eine erste
schriftliche Vereinbarung durchzusetzen. Am 22. Mai musste Amazon für
das Versandhandelslager Castel San Giovanni eine Betriebsvereinbarung
unterzeichnen. Sie ergänzt den landesweiten Branchentarifvertrag im
italienischen Handel und regelt die Arbeitszeiten zugunsten der
Beschäftigten: Die Nachtschichten konnten reduziert werden und die
Wochenendarbeit wird gerechter verteilt. Nachtschichten sollen nun in
erster Linie freiwillig vergeben und mit einem Zuschlag von 25 Prozent
statt wie bisher mit 15 Prozent honoriert werden. Die Vereinbarung
trat am 17. Juni für ein Jahr in Kraft.

Zurückzuführen ist sie unter anderem auf den Streik am Black Friday im
November letzten Jahres, an dem sich nach Aussagen der Gewerkschaft
über die Hälfte der Beschäftigten beteiligt haben. Auch in Deutschland
wurde an allen Standorten gestreikt, in Berlin organisierte «Make
Amazon pay» eine Blockade. In Italien folgten weitere
Arbeitskampfmaßnahmen. Insgesamt gibt es hier sieben Standorte.

Die Vereinbarung wurde den Beschäftigten zur Abstimmung vorgelegt und
von der Mehrheit angenommen. Beteiligt waren daran die
Gewerkschaftsverbände CGIL, CISL und UIL. Diese Betriebsvereinbarung
ebnete den Weg für weitere Verhandlungen. Der internationale Vergleich
bestärkt die Forderungen der Gewerkschaft auch hierzulande immer
wieder. So fordert Ver.di in Deutschland den Tarifvertrag des Einzel-
und Versandhandels. Amazon gibt sich in Deutschland als
Logistikunternehmen aus. In Italien zählen solche Unternehmen dagegen
schon immer zum Handel. Dies zeigt, wie sich Amazon je nach Land
verschiedenen Branchen zuordnet, je nachdem wo die Löhne günstiger
sind.

Doch immer mehr Kolleginnen durchschauen das Spiel von Amazon oder
erleben ihre eigene Enttäuschung nach einem Feedback-Gespräch über
zwei Minuten aufgezeichneter Untätigkeit, nachdem ihnen jahrelang
erzählt wurde: «Wir sind eine Familie.» Ver.di konnte bei den
Betriebsratswahlen trotz verschiedenster Gegenmaßnahmen von Amazon an
einigen Standorten gut abschneiden. Neu eröffnete Standorte werden von
Kolleginnen und Kollegen zeitig aufgesucht, um auch dort Ver.di
bekannt zu machen.

Und auch die Streiktaktik entwickelt sich weiter, sie wird flexibler,
unberechenbarer. In Bad Hersfeld treten die Beschäftigten etwa immer
häufiger aus dem laufenden Betrieb in den Streik. Amazon will nicht
verhandeln - das gibt Zeit zum Ausprobieren verschiedenster Methoden.

Dazu gehört nicht zuletzt auch die koordinierte internationale
Zusammenarbeit. Die Kolleginnen und Kollegen in Spanien rufen im Juli
zu einem Aktionstag auf. Anbei ihr Aufruf:


Amazon en lucha

Aufruf zum europäischen Generalstreik

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Kämpfe gegen den Missbrauch des multinationalen Unternehmens
Amazon und für die Verteilung seiner Vorteile breiten sich in ganz
Europa aus. Trotz der Strategie des Unternehmens, neue Zentren in
Ländern zu eröffnen, die aus gewerkschaftlicher Sicht «ruhiger» sind,
treiben die harten Arbeitsbedingungen immer mehr Beschäftigte dazu,
gegen sie zu rebellieren.

In Polen verwenden sie ein hartes Antistreikgesetz, um miserable
Gehälter durchzusetzen. In Deutschland wird weiter für einen
Tarifvertrag gekämpft, der die Rechte aller Beschäftigten unabhängig
von ihrem Zentrum garantiert. In Frankreich bleiben die sehr
anspruchsvollen Maßnahmen zur Zeit- und Effizienzkontrolle bestehen.
In Spanien wurden die Arbeitsbedingungen nach Ablauf des bisherigen
Tarifvertrags einseitig vom Unternehmen in seinem Hauptlogistikzentrum
festgelegt. In Italien, wo befristete Verträge die Regel sind, gibt es
Tausende von Gelegenheitsarbeitern in den Logistikzentren. Im Rest der
Welt schreibt Amazon Geschichte, verteilt aber kaum seine
Millionengewinne.

Im vergangenen März haben wir in MAD4* einen intensiven Kampf um einen
Tarifvertrag begonnen, der unsere historischen Rechte festschreibt und
bessere Arbeitsbedingungen schafft, wie wir sie verdienen. Am 21. und
22. März riefen wir zu einem Streik auf, der von über 95 Prozent der
Beschäftigten unterstützt wurde. Seitdem setzen wir unser Handeln
fort, um Druck auf das Unternehmen auszuüben.

Wir wissen jedoch, dass Amazon sein logistisches Netzwerk in Europa
nutzt, um die Auswirkungen unserer jeweiligen Streiks zu
konterkarieren. Wir in Madrid glauben, dass wir nur dann Anerkennung
für unsere Forderungen finden, wenn wir gemeinsam kämpfen. Ebenso
werden sich die Kolleginnen und Kollegen nur mit einer gemeinsamen
Aktion auf europäischer Ebene dort organisieren, wo es noch keine
gewerkschaftliche Vertretung gibt.

Aus diesen Gründen fördern wir die Idee eines europäischen
Generalstreiks in der zweiten Juliwoche. Dann ist Prime Day, ein Tag,
an dem Amazon Millionen von Produkten an einem seiner wichtigsten
Verkaufstage verkaufen will. Die Idee ist, dass dieser Tag nicht
stattfinden wird, wenn keine Zugeständnisse an die Beschäftigten
gemacht werden. In den folgenden Wochen werden wir mit allen Zentren
Kontakt aufnehmen, um die Idee zu diskutieren und im Rahmen dieser
historischen Mobilisierung zusammenzuarbeiten.

Gesundheit und menschenwürdige Arbeitsplätze für alle

Amazon-Beschäftigten!

Immer bis zum Sieg!

Quelle: https://amazonenlucha.wordpress.com/2018/05/16/llamiento-a-una-huelga-europea-frente-a-amazon/.


Anmerkung:
* MAD4 ist die Standortbezeichnung des Amazonlagers in Spanien.
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Wir müssen uns vereinen, weil der Gegner schon vereint ist

Vom Europäischen Humanistischen Forum 2018, 14. Juli 2018
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Daniel Cruz
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Daniel Cruz ist Spezialist für Kommunikation, europäischer Aktivist,
Gewerkschafter, Mitglied von DiEM25 in der lokalen Gruppe in Barcelona
und Presssenza-Mitarbeiter. Er nahm an dem kürzlich in Madrid
abgehaltenen Europäischen Humanistischen Forum [1] als Redner am
Runden Tisch "Unabhängiger Journalismus und sozialer Aktivismus" [2]
teil.

Was ist das DIEM25-Projekt?

DiEM25 [3] kann zwar als eine soziale Bewegung betrachtet werden, ist
aber auch eine politische Bewegung, wegen der Rolle, die sie spielen
will. Es ist eine Bewegung, die im Februar 2016 gegründet wurde. Einer
ihrer Gründer ist Yanis Varoufakis, der aus seiner Erfahrung als
griechischer Finanzminister und nach der Krise in Griechenland
beschlossen hat, die bestehenden politischen Parteien zu verlassen und
etwas Neues von Unten in Europa zu schaffen. Derzeit gibt es rund
70.000 Mitglieder in verschiedenen lokalen Gruppen. In Madrid gibt es
zwei, in Barcelona gibt es eine, auch auf den Kanarischen Inseln und
in Andalusien; in Spanien wie in ganz Europa.

Von allen gegenwärtigen Bewegungen sind wir am ehrgeizigsten, denn
während andere die konkreten Gesetze ändern wollen, wollen wir die
Europäische Union verändern. DiEM25 steht für Demokratie in Europa
Bewegung 2025. Der Gedanke ist, dass Europa zerfallen wird, wenn die
Politik, die wir bei den Wahlen zum Europäischen Parlament 2019
vorlegen werden, nicht umgesetzt wird, dass alle Länder der Union in
der Krise enden könnten, so wie es in Griechenland passiert ist.
DiEM25 ist in Arbeitssäulen organisiert, um Vorschläge in allen
Bereichen machen zu können.

Welche Rolle spielen unabhängige Medien bei der sozialen
Transformation?

Es sind die unabhängigen Medien, die denjenigen eine Stimme geben
müssen, die den Status quo ändern wollen. Wir als sozial-politische
Bewegung wollen den Status Quo der gegenwärtigen Macht verändern. Es
kostet nicht viel, unsere Vorschläge zu kommunizieren, ich glaube
nicht, dass jemand mit den Vorschlägen, die DIEM25 auf der sozialen
und politischen Ebene skizziert, nicht einverstanden ist. Einige der
von uns vorgeschlagenen Änderungen brauchen Zeit und sind schwer zu
erreichen, aber andere sind einfach, sie erfordern nur Willen, um
einige Vereinbarungen zwischen mehreren Staaten oder sogar innerhalb
desselben Staates zu erreichen.

Im Fall der digitalen Zahlungsplattform haben wir beispielsweise die
Möglichkeit, das Zahlungsmonopol der Banken in Europa zu beenden. Dies
ist ein Beispiel, das morgen umgesetzt werden könnte. Ich meine, wir
sind realistisch bezüglich der Möglichkeiten für Veränderungen in
Europa; manche können sofort realisiert werden, andere dauern länger.

Neulich hatten wir ein Treffen in Barcelona und wir luden mehrere
Gruppen in verschiedene Arbeitskreise ein: die Auslieferfahrer, die
Hafenarbeiter und die Vertrags-Reinigungskräfte. Ihre Forderungen
sind, dass die bestehenden Vorschriften eingehalten werden, das heißt,
die europäischen Richtlinien berücksichtigen bereits alle ihre
Forderungen. Zum Beispiel verlangen die Vertrags-Reinigungskräfte, als
Teil des Unternehmens und nicht als externe Dienstleistungen
betrachtet zu werden. Diese Regelung existiert bereits, das Problem
ist, dass sie nicht eingehalten wird. DiEM25 schlägt vor, die
Einhaltung europäischer Richtlinien zu verlangen.

In Bezug auf das Motto dieses Forums: "Was verbindet uns", welchen
gemeinsamen Vorschlag könnten wir in Zukunft umsetzen?

Auf der Ebene der Kommunikation ist Julian Assange einer der
berühmtesten Mitglieder von DiEM25, der ohne Kontakt zur Außenwelt in
der ecuadorianischen Botschaft in London festgehalten wird. Er ist
eines der deutlichsten Beispiele für die fehlende Meinungsfreiheit,
die Europa derzeit erlebt, und das sehen wir auch an anderen
Beispielen wie den inhaftierten Rappern (Mund halten - Spaniens Kampf
gegen die Meinungsfreiheit in der Demokratie) [4]. Aber das gleiche
passiert auch in Brasilien, mit Lula da Silva im Gefängnis oder in
Ecuador, wo Rafael Correa wegen einer Anklage verfolgt wird, die nicht
bewiesen werden konnten. Der Mangel an Meinungsfreiheit wird zu einem
globalen Problem.

Auf einer Konferenz in Barcelona, auf der sich Vertreter unabhängiger
Medien und sozialer Bewegungen trafen, erfuhr ich von Pressenza und
vom Humanismus. Ich wurde eingeladen, an einem Panel teilzunehmen. Es
ist wichtig, dass wir zusammenkommen, wir werden nirgendwohin kommen,
wenn wir getrennt sind. DiEM25 wurde geboren, um soziale Bewegungen
zusammenzubringen, die einen konkreten Kampf auf politischer Ebenen
durchführen wollen.


Übersetzung aus dem Englischen von Valentin Grünn


Anmerkungen:

[1] https://www.humanistforum.org/de/

[2] https://www.humanistforum.org/de/themenbereiche/unabhaengiger-journalismus-und-sozialer-aktivismus/

[3] https://diem25.org/main-de/

[4] https://www.pressenza.com/de/2018/01/mund-halten-spaniens-kampf-gegen-die-meinungsfreiheit-der-demokratie/
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FRAGEN/071: Sara García Toledano von der Plattform für Opfer von Hypotheken in Madrid (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Problem mit der Erschaffung eines einzigartigen Narrativs 
ist, dass wir uns keine anderen Modelle vorstellen können

Vom Europäischen Humanistischen Forum 2018, 13. Juli 2018
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Sara García Toledano ist Jurastudentin und Aktivistin bei der
"Platforma de afectados por la Hipoteca PAH Madrid" (Plattform für
Opfer von Hypotheken (PAH) Madrid). Sie nahm am Europäischen
Humanistischen Forum [1], das kürzlich in Madrid stattfand, als
Rednerin am Runden Tisch "Unabhängiger Journalismus und sozialer
Aktivismus" [2] teil.

Welche Erfahrungen hat die Plattform für Opfer von Hypotheken mit
der Erschaffung eines neuen Narrativs über Zwangsräumungen aufgrund
von Problemen bei Hypothekarzahlungen gemacht?

Zunächst möchte ich meinen Kollegen, die derzeit im Zentrum von Madrid
und in anderen Städten mobilisieren, Grüße senden.

Jeder in diesem Raum geht davon aus, dass die Medienmacht ein Monopol
ist, aber manchmal vergessen wir, dass dieses Monopol wiederum von
Kapitalakteuren finanziert wird, die ihrerseits andere Monopole wie
Banken und Geierfonds bilden. Trotz all dieser großen Mächte ist es
dieser Plattform von Menschen, die von Hypotheken betroffen sind,
gelungen, sich in die Medien "einzuschleichen" und ein Beispiel für
Aktionen anderer Bewegungen zu sein.

Die Tatsache, dass Informationen monopolisiert werden, führt zu einem
einzigartigen Narrativ, das als einzige Möglichkeit zur Wahrnehmung
von Dingen einverleibt wird. In der Tat ist das der größte Sieg des
Kapitals, uns glauben zu machen, dass dies das einzig mögliche System
ist. Wie Fredric Jameson sagte: "Es ist einfacher, sich das Ende der
Welt als das Ende des Kapitalismus vorzustellen". Das Problem mit der
Erschaffung eines einzigartigen Narrativs ist, dass wir uns keine
anderen Modelle vorstellen können.

Es gibt jedoch immer wieder Fenster, durch die eine alternative
Erzählung gefunden werden kann, die in den gesunden Menschenverstand
integriert wird und eine neue Realität strukturiert.

Im Fall von PAH geschah zu Beginn der Immobilienkrise, dass Probleme
mit Zwangsräumungen als ein individuelles Familienproblem betrachtet
wurden. PAH ist eine Plattform, die organisiert wurde, um für das
Recht auf Wohnraum zu kämpfen, um auf dieses Problem von Familien zu
antworten, die ihre Hypotheken nicht bezahlen konnten und aus ihren
Häusern vertrieben wurden. Wir sind bekannt als diejenigen, die vor
den Türen der Häuser stehen und eine Räumung stoppen.

PAH fungierte als "Hashtag" für soziale Netzwerke. Mit den ständigen
Mobilisierungen auf der Straße, die Zwangsräumungen und die
Missbräuche der Banken anzuprangern, gelang es, das individuelle
Problem der Zwangsräumung, das die Vertreibung war, die die Familien
schweigend erlitten (sie verließen das Haus mit ihren Koffern und
Kindern schweigend), in ein kollektives Problem zu verwandeln, unter
dem viele Menschen litten. Als die Menschen diese Situationen jeden
Tag in den großen Medien sahen, entstand ein neues Narrativ, welches
das Problem näher an die Bürger brachte. Morgen könnte ich derjenige
sein, der vertrieben wird! Es wurde deutlich, dass dies kein
individuelles Problem der betroffenen Familien war, sondern dass diese
Situation eine Antwort auf ein kapitalistisches System und ein
konkretes Wirtschaftsmodell war: die Anhäufung von Reichtum durch
Immobilienspekulation.

Einige konkrete Aktionen, die uns halfen, ein neues Narrativ zu
schaffen, waren die ständige Präsenz auf den Straßen, die dazu
beitrug, den Opfern ein Gesicht zu geben, und dank derer wir auf die
Schuldigen hinweisen konnten, die nicht wie zuvor angenommen die
Vertriebenen waren. Wir konnten die Schuldigen dank der Kampagne
"Prozess und Strafe" zeigen, die niemand anderer waren, als die
Hauptverantwortlichen für Finanzinstitutionen und Wirtschaftspolitik
der Regierung. Es zeigte sich, dass diese Täter auf ein bestimmtes
Wirtschaftsmodell reagierten und in den Verwaltungsräten großer Banken
oder in Geierfonds saßen.

Sobald die Verantwortlichen identifiziert waren, wurden Lösungen
benötigt und so wurde der "PAH Social Work" gegründet, das darin
bestand, die leeren Wohnungen der Banken zu besetzen, die die Familien
vertrieben hatten. Diese Aktionen haben ein neues Narrativ über die
Idee der Besetzungen geschaffen. Früher dachte man, dass Hausbesetzer
sehr dreist waren, aber jetzt konnte man sehen, dass Häuser von
vertriebenen Menschen besetzt wurden, die das Bedürfnis hatten,
zusammen mit ihren Kindern ein Dach über dem Kopf zu haben. Wir
brachten diese Besetzungen an die Öffentlichkeit, damit die Menschen
sehen konnten, wie schwer es war, aus der Not heraus zu besetzen.

Welche Rolle haben die unabhängigen Medien in Ihren Forderungen
gespielt?

Die unabhängigen Medien waren zu jeder Zeit da und ohne sie hätten wir
nicht so viel Einfluss gehabt. Obwohl das meiste von unserer Resonanz
durch die Präsenz auf den Straßen kam, waren die unabhängigen Medien
der Schlüssel, um dahin zu kommen, wo wir nicht waren. In diesem Sinne
war PAH insbesondere in den unabhängigen Medien immer stark medial
präsent.

In Bezug auf das Motto dieses Forums: "Was verbindet uns" Wie
können wir unsere gemeinsame Arbeit mit den Medien und sozialen
Bewegungen verbessern?

Ich möchte einige Vorschläge zu den Dingen machen, die meiner Meinung
nach fehlen. Unabhängige Medien haben keine spezifischen Sparten für
soziale Bewegungen, um Artikel zu schreiben, noch haben Fernsehmedien
exklusive Räume für soziale Bewegungen. Dies ist ein wichtiger
Vorschlag, denn wer könnte besser die Geschichte eines Problems
erzählen als diejenigen, die darunter leiden? Auf diese Weise, so
schlage ich vor, dass die Nachbarschaftszeitungen Sparten für die
sozialen Bewegungen entwickeln. Es geht nicht darum, dass andere uns
in sozialen Bewegungen eine Stimme geben, sondern dass wir in der
ersten Person sagen können, was passiert.


Übersetzung aus dem Englischen von Valentin Grünn


Anmerkungen:

[1] https://www.humanistforum.org/de/

[2] https://www.humanistforum.org/de/themenbereiche/unabhaengiger-journalismus-und-sozialer-aktivismus/
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AKTION/342: Mönchengladbach - Noch Restplätze beim Audioprojekt "Ohrenbibliothek", 20./21.7.


Achtung Aufnahme: jetzt Restplatz beim Sommerferien-Special der "Ohrenbibliothek" sichern



Stadtbibliothek Mönchengladbach setzt erfolgreiches Audio-Projekt
"Ohrenbibliothek" im Rahmen des Programms "Kulturrucksack NRW" fort.
Am 20. und 21. Juli gibt es für junge Medienmacher in Mönchengladbach
in der "Ohrenbibliothek 2018" wieder was "auf die Ohren". Die
Stadtbibliothek startet ein Ferien-Special. Unter Anleitung des
erfahrenden Hörfunkredakteurs Axel Tillmanns produzieren Kinder und
Jugendliche im Alter von 10 und 14 Jahren Audio- und Videobeiträge -
packende Reportagen, interessante Interviews, spannende Podcasts und
tolle Hörspiele - und veröffentlichen sie im Netz - von Soundcloud
über Youtube bis Whatsapp. Die angehenden Medienmacher lernen Schritt
für Schritt, wie es geht: Umgang mit Sprache und ihrer Stimme,
Aufnahme, digitale Bearbeitung. Außerdem blicken sie hinter die
Kulissen ihrer Stadt und schauen im MINTO vorbei. Dort dürfen sie
exklusiv hinter die Kulissen des Mönchengladbacher Shoppingcenters
blicken und spannende Interviews mit den Verantwortlichen des MINTO
führen.

Mitmachen kann jeder, der was zu sagen hat: Die Teilnahme am Projekt
"Ohrenbibliothek" - gefördert vom Land NRW - ist kostenlos. Weitere
Infos unter ohrenbibliothek.de. Die Teilnehmer treffen sich am 20.
Juli von 14 bis 18 Uhr in der Stadtteilbibliothek in Rheydt. Am 21.
Juli geht es von 10 bis 17 Uhr weiter. Interessierte sollten sich
schnell per Mail unter OHRENBIBLIOTHEK@MOENCHENGLADBACH.DE anmelden,
denn die Plätze sind begrenzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle
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AUGEN/472: Sicherer Auto fahren ohne Grauen Star - Geringeres Unfallrisiko nach Linsenoperation (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 12.07.2018

Sicherer Auto fahren ohne Grauen Star: Geringeres Unfallrisiko nach Linsenoperation



München, Juli 2018 - Patienten, die einen Grauen Star operieren lassen,
haben ein um 9 Prozent geringeres Risiko, als Autofahrer einen schweren
Verkehrsunfall zu verursachen. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle
Studie, die kürzlich im Fachjournal JAMA Ophthalmology erschien. Die DOG -
Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft weist vor diesem Hintergrund
darauf hin, dass schlechtes Sehen das Unfallrisiko im Straßenverkehr
erhöhen kann. Vor allem ältere Menschen ab dem 60. Lebensjahr sollten ihre
Augen deshalb regelmäßig auf Anzeichen eines Grauen Stars untersuchen und,
wenn nötig, operieren lassen.

Die Autoren beobachteten über 500 000 Menschen im durchschnittlichen Alter
von 76 Jahren über einen Zeitraum von dreieinhalb Jahren bevor und ein
Jahr nachdem sie wegen eines Grauen Stars (Katarakt) operiert wurden. Nach
dem Eingriff verzeichneten die Studienautoren 9 Prozent weniger
Verkehrsunfälle, die durch ihre Patienten verursacht wurden. Die Autoren
notierten nur Unfälle, bei denen der Fahrer mit schweren Verletzungen in
der Notaufnahme behandelt werden musste. Nach Schätzung der DOG wechseln
deutsche Augenärzte mindestens 800 000 Augenlinsen pro Jahr und verhindern
dadurch - glaubt man der Studie - rund 200 schwere Verkehrsunfälle.
Professor Dr. med. Bernd Lachenmayr von der Verkehrskommission der DOG und
des Berufsverbands der Augenärzte erklärt: "Angesichts der hohen
Sterblichkeit und der Tatsache, dass Senioren sich meist nicht vollständig
von einem Unfall erholen, ist jede Maßnahme, die das Unfallrisiko
verringert, ein Schritt in die richtige Richtung."

Ab dem 60. Lebensjahr kann die menschliche Augenlinse trüb werden. Bei
fast 10 Millionen Menschen in Deutschland schreitet die Trübung so weit
voran, dass das Sehen dadurch stark eingeschränkt wird. "Besonders im
Straßenverkehr, wo es auf gutes Sehvermögen ankommt, kann der Graue Star
zu Unfällen führen", betont Lachenmayr. Dadurch, dass die Trübung oft
schleichend verläuft, merken viele Patienten nicht, dass sie schlechter
sehen, ergänzt der Münchener Ophthalmologe: "Viele Betroffene sehen noch
ausreichend, um einen Fahreignungstest zu bestehen - aber beim Autofahren
können auch kleine Einschränkungen schon zu einem Unfall führen." Damit
sie nicht unentdeckt in dieser Grauzone bleiben, sollten Menschen ab dem
60. Lebensjahr regelmäßig zur Kontrolluntersuchung beim Augenarzt gehen.

Die Katarakt-Operation ist ein Routineeingriff, der fast immer ohne
Komplikationen verläuft. Dabei tauscht der Augenarzt die getrübte Linse
gegen eine künstliche Linse aus, mit der der Patient wieder scharf sehen
kann. Die Kosten dafür trägt die Krankenkasse.


DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als 7.200
Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen, lehren und
behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die Forschung in der
Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt wissenschaftliche Projekte und
Studien, veranstaltet Kongresse und gibt wissenschaftliche
Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt sich die DOG für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in der Augenheilkunde ein, indem sie zum
Beispiel Stipendien vor allem für junge Forscher vergibt. Gegründet im
Jahr 1857 in Heidelberg ist die DOG die älteste augenärztliche
Fachgesellschaft der Welt und die älteste fachärztliche Gesellschaft
Deutschlands.


Weitere Informationen finden Sie unter

www.dog.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 12.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HNO/291: Forschung - Taube Mäuse können mit optischem Cochlea Implantat wieder hören (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 11.07.2018

Taube Mäuse können mit optischem Cochlea Implantat wieder hören.



Wissenschaftler der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) entwickeln
optische Stimulation der Hörschnecke und demonstrieren Hörreaktion tauber
Wüstenrennmäuse nach Gentherapie und Implantation eines optischen Cochlea
Implantats. Veröffentlichung in Science Translational Medicine.

(umg) Hörminderungen sind ein weltweit stark verbreitetes Krankheitsbild,
mit dem fast jeder Mensch früher oder später konfrontiert wird. Die
Sinneszellen des Innenohrs - äußere und innere Haarzellen - dienen der
Schallverstärkung beziehungsweise der Umwandlung des Schalls in
elektrische Impulse zur Weiterleitung an unser Gehirn. Dieselben
Haarzellen des Innenohres, die zu Beginn des Lebens ausgebildet werden,
müssen im besten Fall auch im hohen Lebensalter noch ihren Dienst
verrichten. Der Grund: Die Zellen können, wenn sie verloren gegangen sind,
nicht neu gebildet werden. Diese Haarzellen sind im Laufe ihres Lebens
täglich starken Belastungen ausgesetzt. Vor allem Lärm führt zu
Schädigungen, aber auch Medikamente, Infektionen oder
Durchblutungsstörungen können zum Haarzell- und damit Hörverlust
beitragen.

Ein Team von Forschern unter Leitung von Prof. Dr. Tobias Moser, Direktor
des Instituts für Auditorische Neurowissenschaften der Universitätsmedizin
Göttingen (UMG), konnte nun die optogenetische Anregung des Hörnervs im
erwachsenen Tiermodell etablieren. Damit haben sie eine bedeutende Hürde
in Richtung einer zukünftigen Anwendung des optischen Cochlea Implantats
(CI) beim Menschen nehmen können. Die Ergebnisse wurden am 11. Juli 2018
im Wissenschaftsjournal "Science Translational Medicine" veröffentlicht.

In der vorliegenden Studie konnten die Wissenschaftler über Injektionen
von harmlosen Viruspartikeln in das Innenohr von ausgewachsenen Nagern
Lichtschalter in die Hör-Nervenfasern einbauen. Sie konnten nachweisen,
dass die Lichtstimulation des Hörnervs das gesamte auditorische System bis
hin zur Hörrinde, dem Ort der bewussten Wahrnehmung von Geräuschen,
anregt. Zudem konnten die Autoren an ertaubten Tieren zeigen, dass die
Lichtstimulation des Hörnervs ein Hören wiederherstellt. Dazu wurde
tauben, optogenetisch manipulierten Tieren zunächst ein einfaches
optisches CI implantiert. Im Anschluss wurden funktionelle Messungen und
Verhaltensversuche durchgeführt. Dabei konnten die Tiere ein zuvor durch
akustische Reize erlerntes Verhalten auf eine optische Stimulation des
Hörnervs übertragen. Umgedreht konnten hörende Tiere ein durch optische
Stimulation des Hörnervs erlerntes Verhalten direkt auf akustische Reizung
übertragen. Dabei waren Lichtpulse geringer Leistung von wenigen Milliwatt
und kürzester Dauer von weit unter einer Millisekunde in den Experimenten
ausreichend für eine Anregung des auditorischen Systems.


Originalveröffentlichung:

Optogenetic stimulation of cochlear neurons activates the auditory pathway
and restores auditory-driven behavior in deaf adult gerbils. Christian
Wrobel#, Alexander Dieter#, Antoine Huet, Daniel Keppeler, Carlos J.
Duque-Afonso, Christian Vogl, Gerhard Hoch, Marcus Jeschke, Tobias Moser,
Science Translational Medicine; 11. July 2018 (DOI: )


HINTERGRUND

Bislang existiert kein ursächlicher Therapieansatz für die
Innenohrschwerhörigkeit: Zwar gibt es dabei Fortschritte in der Forschung,
aber der Weg bis zu einer klinischen Nutzung ist noch weit. Patienten, die
an hochgradigem Hörverlust oder gar Taubheit leiden, kann aktuell mit
einem elektrischen Cochlea Implantat (CI) geholfen werden. Das elektrische
CI ist ein implantierbares Hörsystem, welches Schall in elektrische
Signale umwandelt und den Hörnerv direkt - unter Umgehung der geschädigten
oder verlorenen Haarzellen - stimuliert. Aktuell nutzen über 500.000
Menschen weltweit ein solches Hörsystem, die meisten von Ihnen können in
ruhiger Umgebung Sprache verstehen. Damit gilt das elektrische CI als die
erfolgreichste Neuroprothese. Bei Umgebungsgeräuschen fällt diesen
Patienten das Sprachverstehen jedoch weiterhin schwer und ein Musikgenuss
ist ihnen meist nicht möglich. Diese Nachteile begründen sich auf der
weiten Ausbreitung elektrischer Felder in der Cochlea, was die Zahl der
unabhängigen Stimulationskanäle auf typischerweise weniger als zehn
begrenzt. Vergleicht man die gesunde Hörschnecke vereinfacht mit einer
Wendeltreppe, bei der jede Stufe einer Tonhöhe entspricht (bis zu 2.000
können unterschieden werden), dann stimuliert das elektrische CI statt
einzelner Stufen ganze Treppenabsätze. Das heißt: CI-Nutzern gelingt eine
Unterscheidung von Tonhöhen nur sehr grob.

OPTOGENETIK VERSRPICHT VERBESSERTE ANREGUNG DES HÖRNERVS

Eine optische Anregung des Hörnervs würde wesentlich mehr separate
Stimulationskanäle ermöglichen und könnte diesen Flaschenhals des
gegenwärtigen CI überwinden. Der Grund: Licht kann besser gebündelt werden
als der elektrische Reiz. Hörnervenzellen sind jedoch nicht
lichtempfindlich. Daher müssen diese mit lichtempfindlichen Proteinen
(vereinfacht: "Lichtschalter") ausgestattet werden. Dies wird durch die
Optogenetik möglich, eine neue Technik, die in den letzten Jahren die
Neuro- und Lebenswissenschaften geprägt und teilweise revolutioniert hat.

Die Forscher um Prof. Tobias Moser haben erstmals die funktionelle
Manipulation von Hörnervenfasern mit lichtsensitiven Proteinen am
erwachsenen Tiermodell entwickelt und eine hieraus resultierende
Möglichkeit der Hörrehabilitation demonstriert. Diese Erkenntnisse ebnen
den Weg zur Entwicklung eines optischen Cochlea-Implantats mit
außerordentlichem Potential in der Hörrehabilitierung und dessen
zukünftiger Anwendung im Menschen.

"Es war unsicher, ob die optogenetische Kontrolle des Hörnervs an einem
erwachsenen Tier gelingen könne", sagt Dr. Marcus Jeschke, einer der
korrespondierenden Autoren und Nachwuchsgruppenleiter am Institut für
auditorische Neurowissenschaften der UMG und am Deutschen Primatenzentrum
in Göttingen. "Jetzt müssen wir die optische Stimulation so anpassen, dass
sie eine dem natürlichen Hören möglichst vergleichbare Wahrnehmung
bedingt." Dr. Christian Wrobel, einer der Erstautoren, ein
HNO-Weiterbildungsassistent, der in dem Projekt seine wissenschaftliche
Ausbildung zum Hochschulmediziner (Clinician-Scientist) absolviert, sagt:
"Die Gentherapie und Optogenetik in der Hörschnecke erwachsener Tiere zu
etablieren, war nicht trivial. Ich bin begeistert, dass ich zur
Entwicklung des optischen Cochlea Implantats beitragen konnte." Alexander
Dieter, zweiter Erstautor, Doktorand des Göttingen
Neurowissenschaften-Programms und Stipendiat der Studienstiftung des deutschen Volkes, sagt:
"Eines der wichtigsten Ergebnisse unserer Studie ist, dass die Tiere neben
einer elektrisch messbaren Aktivität des Hörsystems auch eine Wahrnehmung
des optischen Reizes hatten, die sie zur Lösung einer Verhaltensaufgabe
nutzen konnten."

"Es bleibt noch sehr viel zu tun, bevor wir überhaupt über eine klinische
Studie nachdenken können", sagt Projektleiter Prof. Dr. Tobias Moser:
"Selbstverständlich sind einfache optische CIs, wie wir sie eingesetzt
haben, nicht ausreichend. Zusammen mit unseren Kollegen aus Chemnitz und
Freiburg, und mit dem neuen OptoGenTech Team am Göttinger Photonik
Inkubator arbeiten wir intensiv an der Entwicklung von optischen
Vielkanal-CIs. Die in der aktuellen Studie erzielten
molekularmedizinischen Durchbrüche stimmen uns aber zuversichtlich, dass
der Ansatz zur klinischen Anwendung entwickelt werden kann."

Noch sind die Wissenschaftler weit von ihrem Ziel eines verbesserten
Cochlea Implantats für Schwersthörige entfernt. Die vorklinische Forschung
wurde durch das Projekt "OptoHear" des Europäischen Forschungsrats, durch
das Leibniz Programm der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), den
Sonderforschungsbereich 889 "Cellular Mechanisms of Sensory Processing"
der UMG sowie das Exzellenzcluster "Mikroskopie im Nanometerbereich und
Molekularphysiologie des Gehirns (CNMPB)" gefördert.

Originalpublikation:

Optogenetic stimulation of cochlear neurons activates the auditory pathway
and restores auditory-driven behavior in deaf adult gerbils. 

Christian Wrobel#, Alexander Dieter#, Antoine Huet, Daniel Keppeler, Carlos J.
Duque-Afonso, Christian Vogl, Gerhard Hoch, Marcus Jeschke, Tobias Moser,

Science Translational Medicine; 11. July 2018
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Hochschule für Gesundheit - 12.07.2018

Kennt Jens Spahn das neue Pflegeberufereformgesetz nicht?



In einem Interview hatte Bundesgesundheitsminister Jens Spahn im Juli 2018
den Praxisbezug einer Berufsausbildung in der Pflege als Vorteil gegenüber
einem Studium hervorgehoben. Darauf reagierte heute die Hochschule für
Gesundheit (hsg Bochum).

"Die Äußerungen vom Bundesgesundheitsminister in Bezug auf die akademische
Pflegeausbildung gestern haben mich irritiert. Im Gespräch mit Alexander
Jorde, einem Auszubildenden der Gesundheits- und Krankenpflege, der im
Herbst 2017 in der ARD-Wahlarena im Gespräch mit Bundeskanzlerin Angela
Merkel die Missstände in der Pflege aufzeigte, sagte Jens Spahn, dass der
Vorteil der Berufsausbildung der Praxisbezug sei und ein Bachelor- und
Masterstudium vor allem hieße, die Universitäts- oder Schulbank zu
drücken. Alle Pflege-Studiengänge, die zur Berufszulassung führen,
enthalten die komplette Ausbildung mit 2.500 Praxisstunden", stellte heute
Prof. Dr. Anne Friedrichs, Präsidentin der Hochschule für Gesundheit (hsg
Bochum), klar.

"Für all jene, die Ende 2009 eine akademische Pflegeausbildung an der hsg
Bochum entwickelt und umgesetzt haben sowie für all jene, die ein solches
Pflege-Studium inklusive Berufszulassung absolviert haben und natürlich
auch für jene, die aktuell studieren, sind solche Äußerungen unendlich
deprimierend", sagte Friedrichs und fügte hinzu: "Unser
Bachelor-Pflegestudiengang integriert eine komplette Pflege-Ausbildung mit den
2.500 Praxisstunden, die auch Auszubildende zu absolvieren haben. Hinzu
kommen die Theorie- und Praxiseinheiten im Skills-Lab der Hochschule."

Die Pflege-Studierenden an der hsg Bochum absolvieren parallel zum Studium
eine Ausbildung bei einem Kooperationspartner der Hochschule. Friedrichs:
"Es wundert mich sehr vom Bundesgesundheitsminister zu hören, dass die
vielen Praxiszeiten und das Arbeitgeberverhältnis ein Vorteil der
Berufsausbildung seien, da wir all das im Rahmen des Studiums ebenfalls
komplett integrieren. Dies führt dazu, dass unsere Studierenden einen
hohen Workload zu bewältigen haben und die sonst üblichen Semesterferien
in dem Sinne gar nicht kennen. Nun aus dem Munde des zuständigen
Bundesgesundheitsministers solche Worte zu hören, die dies komplett
ausblenden, muss auch unsere Studierenden, Lehrenden und Absolvent*innen
sehr irritieren."

Seit der Gründung der hsg Bochum setzen sich die Angehörigen der
Hochschule dafür ein, dass die primärqualifizierende Pflege in Deutschland
etabliert wird. Bereits im Jahr 2012 hatte der Wissenschaftsrat empfohlen,
das in komplexen Aufgabenbereichen der Pflege tätige Fachpersonal an
Hochschulen auszubilden. Die hochschulische Ausbildung soll laut
Wissenschaftsrat in erster Linie in Form von primärqualifizierenden,
patientenorientierten Studiengängen mit dem Ziel eines zur unmittelbaren
Tätigkeit am Patienten befähigenden Bachelor-Abschlusses erfolgen. "Genau
dies setzen wir an der hsg Bochum um. Unsere Absolvent*innen werden für
die Tätigkeit am Patienten hochschulisch ausgebildet. Das heißt nicht,
dass alle Pflegefachkräfte in Deutschland studiert haben müssen, aber wir
benötigen eine bestimmte Quote an akademisierten Pflegekräften", erklärte
Anne Friedrichs.

Die Präsidentin setzte hinzu: "Nein, es geht uns nicht nur darum, einzelne
Pflegekräfte nach ihrer Ausbildung akademisch weiter zu qualifizieren,
sondern insbesondere um eine primärqualifizierende Hochschulausbildung für
einen Teil der Pflegekräfte in Deutschland." An der hsg Bochum erwerben
Studierende in vier Jahren eine Berufszulassung und einen
Bachelorabschluss. Friedrichs: "Pflegende, die erst die Ausbildung
absolvieren und dann studieren, benötigen sechs oder sieben Jahre. Soll
das politisch so gewollt sein?"

"Mit seiner Aussage widerspricht der Minister dem im letzten Jahr von der
großen Koalition verabschiedeten Pflegeberufereformgesetz. Ab 2020 ist
Pflege in Deutschland regulär und ohne Modellklausel studierbar. Ich kann
zwischen beruflicher und hochschulischer Ausbildung frei wählen", so der
Gründungsdekan des Departments für Pflegewissenschaft an der hsg Bochum,
Prof. Dr. Markus Zimmermann. Auf beiden Wegen sei dann auch die staatliche
Berufszulassung möglich. Da erst Ende Juni 2018 die Prüfungsverordnung für
das neue Berufsgesetz durch den Bundestag verabschiedet wurde, sollte der
Minister genau wissen, wie viele Praxisstunden im Rahmen eines
Pflegestudiums zu leisten sind. Zimmermann: "Es bleibt bei den 2.500
Stunden praktischer Ausbildung auch im Studium, denn das wird durch eine
EU-Richtlinie vorgegeben."

"Gerne möchte ich den Minister fragen, ob er die gerade im Bundestag
verabschiedeten gesetzlichen Neuerungen zur akademischen Ausbildung in der
Pflege nicht kennt. Die jüngsten Reformen sowie das Angebot des
Pflegestudiums sollten auch dazu dienen, den Pflegeberuf insgesamt
attraktiver zu machen. Dies wird als ein wichtiger Baustein zur Lösung des
Personalmangels in der Pflege benötigt. Bislang war das das Ziel der
Bundesregierung. Ich frage mich, ob sich das geändert hat", fügte Anne
Friedrichs hinzu.
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Stammzellen im Fliegenhirn: Forscher entdecken Regulator



Einen Mechanismus, der die asymmetrische Teilung der Stammzellen im Gehirn
der Fruchtfliege Drosophila reguliert, entdeckten Wissenschaftler der
Arbeitsgruppe um Andreas Wodarz vom Exzellenzcluster CECAD für
Alternsforschung. Die Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift "The EMBO
Journal" veröffentlicht.

Stammzellen im Fliegenhirn: Forscher entdecken Regulator

Der im Gehirn der Fliegen entdeckte Mechanismus wird mit Genen in
Verbindung gebracht, deren Bedeutung für die Funktion von embryonalen
Stammzellen in Säugern schon länger bekannt war. Damit wird zum ersten
Mal eine direkte Verbindung zwischen den von Säugern bereits bekannten
Stammzellfaktoren und der asymmetrischen Teilung von Stammzellen im Gehirn
der Fliegen hergestellt.

Stammzellen sind überlebenswichtig, weil sie in der Lage sind, aus
undifferenzierten Zellen viele verschiedene Zelltypen zu bilden. Dies ist
sowohl für die Entwicklung des Embryos als auch für die Regeneration von
Organen wie Haut, Darm oder Leber von großer Bedeutung. Stammzellen können
sich wieder und wieder teilen, wobei jeweils zwei Tochterzellen entstehen.
Eine Zelle, die den Weg der Differenzierung einschlägt und zum Beispiel
eine Nervenzelle wird, und eine weitere Zelle, die als Stammzelle den
Zyklus fortsetzt. Diese asymmetrische Teilung ist entscheidend für deren
Funktion. Unklar war bislang jedoch, wie dieser Vorgang reguliert wird.

Wärend der asymmetrischen Zellteilung werden bestimmte Proteine so in der
Zelle verteilt, dass sie bei der Teilung nur in die Tochterzelle gelangen,
die sich zu einer spezialisierten Zelle entwickeln wird. Dieser Zustand
wird als "polarisiert" bezeichnet. Eine Gruppe von Genen, die die
Polarität der Stammzelle steuern, war bereits bekannt. Völlig unklar war
jedoch bislang, welche Faktoren diese Polaritätsregulatoren in Stammzellen
anschalten und damit für den Erhalt der Stammzelle verantwortlich sind.
Die Doktorandin Katja Rust untersuchte diese Frage in der Fruchtliege
Drosophila, indem sie mit der Methode der "reversen Genetik" eine Vielzahl
von Genen ausschaltete, die in Säugern als unentbehrlich für den Erhalt
von Stammzellen identifiziert worden waren.

Schließlich wurde Katja Rust fündig. Sie fand insgesamt acht Gene, die zu
deutlich kleineren Gehirnen führten, wenn sie in den Stammzellen des
Nervensystems ausgeschaltet wurden. Alle acht Gene haben Erbinformationen
für Untereinheiten des sogenannten Tip60-Komplexes. Dieser Komplex ist
entscheidend an der Regulation der Transkription, dem Ablesen der Gene,
beteiligt und wird benötigt, um die Teilungsfähigkeit embryonaler
Stammzellen in Säugern zu erhalten. Es war bekannt, dass der Tip60-Komplex
mit dem Transkriptionsfaktor Myc zusammenwirkt. Tatsächlich konnte Rust
zeigen, dass der Verlust von Myc ebenfalls zu kleineren Gehirnen in der
Fliege führt. Interessanterweise verlieren viele Stammzellen in diesen
Gehirnen ihre Polarität, was durch den Verlust eines Schlüsselregulators
der Polarität zu erklären ist, der atypischen Proteinkinase C (aPKC). Rust
konnte zeigen, dass aPKC direkt durch Myc und den Tip60-Komplex
angeschaltet wird.

"Die Funktion des menschlichen Myc-Proteins wird sehr intensiv erforscht,
da es in menschlichen Tumoren eines der am häufigsten deregulierten Gene
ist", erklärt Andreas Wodarz. "Gerät dieses Gen außer Kontrolle, beginnen
die Zellen, sich unkontrolliert zu teilen. Verlieren die Zellen darüber
hinaus ihre Polarität, kann die Bildung von Metastasen die Folge sein."
Myc und den Tip60-Komplex untersuchen Wodarz und seine Doktorandin Hong
Nguyen jetzt auch in einem anderen Kontext: den Stammzellen des Darms der
Fruchtfliege. "Speziell der Dickdarm des Menschen ist eines der Gewebe, wo
häufig Krebs entsteht, weil Stammzellen aus dem Ruder laufen. Die Fliege
ist ein interessantes Modell, weil wir dort die Stammzellen sehr genau
untersuchen und genetisch verändern können." Dabei betont der Forscher
besonders die Übertragbarkeit der Erkenntnisse von der Fliege auf den
Menschen: "Sie ist eher die Regel, als die Ausnahme. Fast alle molekularen
Signalwege, die wir kennen, sind konserviert, finden sich also in sehr
ähnlicher Form beim Menschen." Auch wenn die klinische Anwendung noch in
der Ferne liegt, so ist die Grundlagenforschung an Modellorganismen doch
ein unentbehrlicher Schritt auf dem Weg zur Entwicklung neuartiger
Diagnose- und Therapiemethoden.

Die Arbeitsgruppe von Andreas Wodarz beschäftigt sich mit den molekularen
Mechanismen der Zellpolarität und untersucht diese in verschiedenen
Zelltypen. CECAD ist ein Exzellenzcluster der Universität zu Köln und
Uniklinik Köln und erforscht alternsassoziierte Erkrankungen.


Weitere Informationen: / Zur Publikation:

Myc and the Tip60 chromatin remodeling complex control neuroblast
maintenance and polarity in Drosophila

Katja Rust, Manu D. Tiwari, Vivek Kumar Mishra, Ferdi Grawe and Andreas
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Neue Steuerung der Zellteilung entdeckt



Wenn eine Zelle sich teilt, werden sämtliche ihrer Bestandteile
gleichmässig auf die Tochterzellen verteilt. UZH-Forschende haben nun ein
Enzym identifiziert, das sicherstellt, dass auch Zellbestandteile ohne
Membran korrekt aufgeteilt werden. Ihre Entdeckung eröffnet neue
Möglichkeiten für die Behandlung von Krebs, neurodegenerative Krankheiten,
Alterungsprozessen und Virusinfektionen.

Man kennt es aus der Küche: Werden Aceto balsamico und Olivenöl
miteinander vermischt, trennen sich die beiden Flüssigkeiten. Runde
Essigtropfen formen sich, die an der Oberfläche des Öls schwimmen.
Physikalisch spricht man von zwei Phasen, die sich in der Flüssigkeit
bilden. Auch im Innern von Zellen findet die Phasentrennung von Molekülen
statt, in dem sich Flüssigkeitströpfchen im Zellplasma bilden.

Phasentrennung sichert Aufteilung der Zellkomponenten

Forschende im Labor von Lucas Pelkmans, Professor am Institut für
Molekulare Biologie der Universität Zürich (UZH), haben nun entdeckt, dass
eine Klasse von Enzymen - die Dualspezifizität-kinasen - diesen Prozess in
den Zellen aktiv steuert. Wenn sich eine Zelle teilt, fördert das Enzym
DYRK3 die Durchmischung der Phasen. Dies stellt sicher, dass die Zellen
die Maschinerie zur Trennung der Chromosomen und zur Teilung des
Zellinhalts richtig aufbauen können. Nach erfolgter Teilung wird das Enzym
abgebaut, und die einzelnen Phasen beginnen sich wieder zu bilden.
Funktioniert alles nach Plan, werden Erbmaterial, Organellen und
Zellinhalte korrekt auf die Tochterzellen aufgeteilt. «Diese grundlegenden
Erkenntnisse verleihen einen völlig neuen Blick auf die Zellteilung: als
einen Prozess, bei dem sich die Zellinhalte durchmischen und wieder
trennen», sagt Lucas Pelkmans.

Grosses Potenzial für Krebs- und neurodegenerative Krankheiten

Das Wissen, dass dieser physikalisch-chemische Prozess in den Zellen durch
Enzyme aktiv reguliert wird, ist sehr relevant für die Erforschung und
Behandlung diverser weitverbreiteter Krankheiten. Funktioniert die
Phasentrennung während der Zellteilung nicht richtig, werden die
Chromosomen unvollständig getrennt und falsch auf die Tochterzellen
verteilt - ein wesentliches Kennzeichen zahlreicher Krebsarten. Auch viele
Proteindefekte, die etwa neurodegenerative Störungen verursachen, sind
vermutlich die Folge einer fehlgeschlagenen intrazellulären
Phasentrennung. «Dank der Erkentnis, welche Eiweisse die Phasentrennung
steuern, lassen sich neue Strategien vorantreiben, um Fehler in diesem
Prozess zu verhindern», ergänzt Pelkmans.

Alterungsprozesse steuern und Virusinfektionen behandeln

Die Aufteilung des Zellinhalts auf die Tochterzellen, aber auch die
spezifische Speicherung von «alten» Komponenten in einer Zelle sind
zentrale Prozesse des Alterns. Auch hier ist das fein gesteuerte Mischen
und Entmischen von Phasen ein wichtiger Prozess, der das Schicksal der
Zellen bestimmt. Eine weitere Anwendungsmöglichkeit dürften
Virusinfektionen sein: Wenn Viren Zellen infizieren, lösen auch sie oft
die Phasentrennung von Molekülen aus. Damit schaffen sie abgetrennte
Bereiche, in denen neue Viren gebildet werden. Virusinfektionen sind auch
der Ursprung der Entdeckung der UZH-Wissenschaftler. «Da wir nun wissen,
dass bei Virenbefall diese Enzyme die intrazelluläre Phasentrennung
kontrollieren, können wir neue antivirale Therapien erforschen», sagt
Pelkmans.


Originalpublikation:

Arpan Kumar Rai, Jia-Xuan Chen, Matthias Selbach, and Lucas Pelkmans.

Kinase-controlled phase transition of membraneless organelles in mitosis.

Nature. July 4, 2018. 

DOI: 10.1038/s41586-018-0279-8
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Blick ins Gehirn: Glück ist unsichtbar

Studie mit funktioneller Bildgebung kommt zu überraschendem Ergebnis



Dopamin ist ein wichtiger Botenstoff des Nervensystems. Es spielt im
Belohnungssystem eine zentrale Rolle und wird zum Beispiel ausgeschüttet,
wenn sich ein Schüler über eine 1 in Mathe freut oder auch wenn wir abends
nach Hause kommen und sehen, dass der Partner unser Lieblingsessen gekocht
hat. In einer neuen Studie im Fachmagazin NeuroImage haben Dr. Michael
Lippert, Leiter der Arbeitsgruppe Neuro-Optik, und Doktorandin Marta
Brocka gemeinsam mit weiteren Kollegen am Leibniz-Institut für
Neurobiologie (LIN) in Magdeburg untersucht, wie gut sich
Dopaminausschüttungen im Kernspintomografen messen lassen.

Depressive Patienten oder Suchterkranke leiden unter Veränderungen in
ihrem hirneigenen Belohnungssystem. Neurowissenschaftler und Ärzte
untersuchen diese Veränderungen mit der funktionellen Kernspintomografie
(fMRI), bei der Hirnaktivitäten ohne Eingriff von außen sichtbar gemacht
werden. Michael Lippert und seine Kollegen wollten prüfen, wie gut sich
diese Methode wirklich eignet, um die Ausschüttung des dem Glücksgefühl
zugrundeliegenden Neurotransmitters Dopamin zu untersuchen. Für ihre
Studie haben die Forscher vom LIN mit genetisch veränderten Ratten
gearbeitet, bei denen die Dopaminausschüttung im Gehirn gezielt gesteuert
werden kann.

Die Ratten konnten im Experiment einen Hebel drücken und sich so durch
eine optogenetische Stimulationen - also eine Stimulation mit Licht, das
die Dopamin-ausschüttenden Zellen feuern ließ - selbst belohnen. "Dabei
wird ein extrem starker Belohnungsreiz ausgelöst", erklärt Doktorandin
Marta Brocka. "Anschließend wurden die Tiere im Kleintierscanner
untersucht, um zu sehen, welche Hirnareale aktiviert wurden - und
natürlich auch wie stark."

Aktivierte Hirnareale können mit Hilfe von Bildgebungsverfahren, wie der
funktionellen Magnetresonanztomografie, in einer hohen räumlichen
Auflösung sichtbar gemacht werden. "Durch Aufnahmen im Tomografen sehen
wir Durchblutungsänderungen von Hirnarealen. Diese beruhen auf
Stoffwechselvorgängen, die wiederum mit neuronaler Aktivität
zusammenhängen", so Lippert.

Die Wissenschaftler stellten bei ihren Experimenten fest: "Die messbaren
Effekte des Dopamins waren trotz des hohen Belohnungswertes der
Stimulation sehr klein. Nur in der Vergleichsgruppe, wo nicht nur die
Dopamin-Zellen stimuliert wurden, waren sie deutlich sichtbar. Das
bedeutet: Die den Glücksgefühlen zugrundeliegende Freisetzung des Dopamins
ist nicht direkt im Kernspintomografen messbar, sondern die
Gesamtaktivierung des Hirnareals liefert die Signale. Die Essenz des
Glücks bleibt also mit dieser Methode unsichtbar."

Die Ergebnisse dieser Studie sind auch für andere Forschungsprojekte
relevant, da Belohnungsstudien bei Tieren und auch Menschen stets von
einem großen Dopamin-Einfluss auf die gemessenen Signale im Gehirn
ausgehen. Studienleiter Lippert fasst das so zusammen: "Wir müssen uns von
der Annahme verabschieden, dass die Aktivitätsänderungen im Gehirn, die
wir infolge einer Belohnung sehen, direkt durch Dopamin ausgelöst werden.
Stattdessen müssen wir andere Methoden verwenden, um Belohnungsmuster des
Dopamins im Gehirn sichtbar zu machen, zum Beispiel
Kontrastmittelstudien."

Auch für den klinischen Bereich sind die Forschungsergebnisse für
eventuelle Diagnosen von Bedeutung: Befindet sich der Dopaminspiegel
nämlich in einem Ungleichgewicht oder ist die Funktion des Dopamins
gestört, können Krankheiten wie Parkinson, Sucht oder Depression die Folge
sein.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.neuroimage.2018.04.059

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1053811918303781

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution178
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Neurobiologie - 11.07.2018
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STATISTIK/103: Verkehrsunfälle 2017 - Ältere Menschen machen Großteil der getöteten Fahrradfahrer aus (DGU)


Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) e.V. - 12. Juli 2018

Verkehrsunfallstatistik 2017: Ältere Menschen machen Großteil der getöteten Fahrradfahrer aus

Appell an Senioren: Helm auf beim Radeln mit dem Fahrrad oder Pedelec



Berlin, 12.07.2018: Helm auf beim Fahrradfahren - in jedem Alter. An
diese Empfehlung der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und
Unfallchirurgie e.V. (DGOU) sollten sich aufgrund ihrer hohen
Verletzungsgefahr insbesondere auch ältere Menschen halten. Denn die
heute veröffentlichte endgültige Verkehrsunfallstatistik von 2017
zeigt: Vor allem ältere Fahrradfahrer verunfallen und verletzen sich.
Von den in 2017 insgesamt 382 getöteten Fahrradfahrern waren 155 älter
als 75 Jahre: darunter 44 Pedelec-Fahrer von insgesamt 68 und 111
Fahrradfahrer von insgesamt 314. In der Altersgruppe ab 60 Jahre liegt
die Helmtragequote jedoch unter 30 Prozent. "Bei den schweren
Verletzungen ist vor allem der Kopf betroffen. Gerade auf den von
Senioren gern genutzten Pedelecs ist ein Kopfschutz wichtiger denn
je", sagt Professor Dr. Joachim Windolf, stellvertretender
DGOU-Präsident und Präsident der Deutschen Gesellschaft für
Unfallchirurgie e.V. (DGU) sowie Direktor der Klinik für Unfall- und
Handchirurgie der Universitätsklinik Düsseldorf.

Insbesondere bei der Generation 65 Plus steigt die Nachfrage nach
Fahrrädern mit hybridem Antrieb - den sogenannten Pedelecs. Sie können
damit höhere Geschwindigkeiten erreichen, als es ihnen ohne
Motorisierung möglich wäre - bis zu 25 km/h. Pedelecs bieten Menschen
mit Handicaps oder Fitnessdefiziten eine mögliche Alternative zum
herkömmlichen Fahrrad. "Sie erhöhen die Mobilität von älteren
Menschen, fordern jedoch trotz Elektroantrieb körperlichen Einsatz
ab", sagt Dr. Christopher Spering, Leiter der DGOU-Sektion Prävention
und Oberarzt an der Klinik für Unfallchirurgie, Orthopädie und
Plastische Chirurgie an der Universitätsmedizin Göttingen (UMG). Daher
hat die Pedelec-Nutzung in jedem Fall einen positiven Effekt für
Senioren.

Höhere Geschwindigkeiten und die bei Senioren zunehmenden körperlichen
Einschränkungen erhöhen aber auch das Unfallrisiko und die Schwere der
Verletzungen. Denn: Radfahren erfordert Balance, Koordination und
schnelle Reaktionsfähigkeit. Senioren sind in ihrer Wahrnehmung jedoch
oftmals eingeschränkt: Sie hören und sehen nicht mehr so gut und ihr
Gleichgewichtssinn ist gestört. "Die höheren Geschwindigkeiten der
Elektroräder erhöhen das Unfallrisiko und führen zusammen mit
altersbedingten Einschränkungen zu schweren Verletzungsmustern", sagt
Spering.

Daten aus dem TraumaRegister DGU® der Deutschen Gesellschaft für
Unfallchirurgie zeigen, dass das schwere Schädel-Hirn-Trauma bei den
lebensgefährlich verletzten Radfahrern die Hauptverletzung ist. "Die
Chance, ein schweres Schädel-Hirn-Trauma zu überleben, nimmt mit
zunehmendem Alter ab", sagt Spering. Dabei könne schon ein leichter
Unfall durch die Einnahme von blutverdünnenden Medikamenten - so wie
es bei Älteren oft der Fall ist - zu einer schweren Hirnblutung
führen. "Ein Helm schützt den Kopf im Falle eines Sturzes. Daher
sollte jeder Radler einen Helm nutzen", betont Spering.

Referenzen:

Statistisches Bundesamt (Destatis): Verkehrsunfallstatistik 2017

www.destatis.de

Weitere Informationen:

Dass Erwachsene und Kinder einen Helm tragen sollten, verdeutlicht die
DGOU mit einer Grafik.

www.dgou.de

www.dgu-online.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie (DGU) e.V.

Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Straße des 17. Juni 106-108, 10623 Berlin

Telefon: 030 / 340 603 620, Fax: 030 / 340 603 621

E-Mail: office@dgu-online.de

Internet: http://www.dgu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - FORSCHUNG/1260: Die Wirkung von Medikamenten auf Krebszellen messen (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1260: Die Wirkung von Medikamenten auf Krebszellen messen (idw)


Universität Zürich - 11.07.2018

Die Wirkung von Medikamenten auf Krebszellen messen



Ein neuer Ansatz der Universität Zürich zeigt sehr präzise die Wirkung von
Medikamenten und die Verteidigungsmechanismen von Krebszellen auf. Mit der
Methode können rasch verschiedene Medikamente und Behandlungskombinationen
auf Zellebene getestet werden.

Krebszellen sind Körperzellen, die ausser Kontrolle geraten sind. Weil sie
körpereigene Zellen sind, ist es umso schwieriger, sie wirksam zu
bekämpfen: was ihnen schadet, schadet meist auch den gesunden Zellen.
Deshalb gilt es herauszufinden, was die besonderen Schwachstellen von
Krebszellen sind.

Bei bestimmten Arten von Brust- und Eierstockkrebs zum Beispiel ist eine
solche Schwachstelle gegeben durch Mutationen bestimmter Gene mit
Funktionen bei der DNA-Reparatur. Werden solche Krebszellen mit einer
Gruppe neu zugelassener Medikamente - den sogenannten PARP-Inhibitoren -
behandelt, kommt es zu Problemen bei der Verdopplung des Erbguts und
schliesslich zum Zelltod. Normale Zellen hingegen lösen diese Probleme
einfach mit Hilfe ihrer intakten Reparaturmaschinerie.

Wirkung der Medikamente an tausenden Zellen beobachtet

Das Institut für Molekulare Mechanismen bei Krankheiten der Universität
Zürich untersucht an Krebszellkulturen, welche Wirkung die neue
Medikamentengruppe genau hat. «Mit unserer Methode der
fluoreszenzbasierten Hochdurchsatz-Mikroskopie können wir an tausenden von
Zellen gleichzeitig beobachten, wann ein Medikament wie wirkt», erklärt
die Post-Doktorandin Jone Michelena. Ihre Messungen ergaben, dass die
PARP-Inhibitoren in den Zellen ihr Zielprotein an der DNA blockieren und
die Verdopplung des Erbgutes erschweren. Die DNA wird so geschädigt.
Werden diese Schäden nicht schnell behoben, können sich die Zellen nicht
mehr vermehren.

Der neue Ansatz ermöglicht es erstmals, die initiale Reaktion von
Krebszellen auf PARP-Inhibitoren zu analysieren. Das Besondere an dem sehr
sensitiven Verfahren ist die hohe Anzahl von einzelnen Zellen, die
gleichzeitig und in hoher Auflösung mithilfe der automatisierten
Mikroskope am Zentrum für Mikroskopie und Bildanalyse der UZH ausgewertet
werden können. Krebszellen sind individuell verschieden und reagieren
unterschiedlich auf Medikamente, je nachdem welche Mutationen sie
aufweisen und in welcher Phase des Zellzyklusses sie sich gerade befinden.
Diese Unterschiede können die UZH-Forschenden nun sichtbar machen und
präzise quantifizieren.

Schnelle und präzise Tests der Krebszellen

In der Praxis wird der Erfolg von PARP-Inhibitoren und anderen
Krebsmedikamenten dadurch gemindert, dass der Krebs bei einigen Patienten
zurückkommt - die Krebszellen sprechen irgendwann auf die Medikamente
nicht mehr an. Genau für solche Probleme ist die Methode der Zürcher
Forschenden besonders geeignet: In kurzer Zeit können Zellen getestet
werden, bei denen verschiedene Gene gezielt ausgeschaltet werden. Dadurch
zeigt sich, welche Zellfunktionen Voraussetzung dafür sind, ob ein
bestimmtes Medikament wirkt oder nicht.

Zudem können die Wirkmechanismen von kombinierten Medikamenten genau
untersucht werden. In ihrer Studie hat Jone Michelena bereits eine solche
Kombination entdeckt, die die Zellteilung von Krebszellen deutlich stärker
hemmt als die beiden Mittel für sich alleine genommen. «Wir hoffen, dass
dank unserem Ansatz noch effizienter nach Strategien gegen den Krebs
gesucht werden kann», sagt Matthias Altmeyer, Forschungsgruppenleiter am
Institut für Molekulare Mechanismen bei Krankheiten an der UZH.


Literatur:

Jone Michelena, Aleksandra Lezaja, Federico Teloni, Thomas Schmid, Ralph
Imhof, Matthias Altmeyer. 

Analysis of PARP inhibitor toxicity by
multidimensional fluorescence microscopy reveals mechanisms of sensitivity
and resistance. Nature Communications. 

July 11, 2018. 

DOI: 10.1038/s41467-018-05031-9

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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STUDIE/611: Werbung steigert Kalorienaufnahme bei Kindern (idw)


Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten - 12.07.2018

Studien zeigen: Werbung steigert Kalorienaufnahme bei Kindern



Berlin - Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) begrüßt
die Forderung der Verbraucherschutzministerkonferenz, gegen an Kinder
gerichtete Werbung für energiereiche Lebensmittel vorzugehen. Eine
aktuelle Studie aus Australien zeigt, dass Kinder schon durch eine kurze
Werbeeinwirkung messbar mehr Kalorien pro Tag zu sich nehmen. "Die Politik
muss endlich Kinder vor dieser gesundheitsschädlichen Beeinflussung
schützen", sagt DANK-Sprecherin Barbara Bitzer.

Jedes siebte Kind in Deutschland ist laut KiGGS-Studie zu dick: Über 15,4%
der Kinder und Jugendlichen zwischen drei und 17 Jahren sind
übergewichtig, rund 5,9% sogar adipös (Schienkiewitz et al 2018). In dem
Experiment der Universitäten Sydney, Liverpool und Wollongong wurden 160
Kinder eines Feriencamps zufällig in vier Gruppen eingeteilt (Norman et al
2018). Gruppe 1 sah täglich einen 10-minütigen Film mit
Werbeunterbrechungen für ungesunde Produkte wie Frühstücksflocken, ein
Burger-Menü oder Schokoladencreme. Gruppe 2 spielte zusätzlich noch ein
kurzes Computerspiel mit ähnlicher Werbung. Gruppe 3 und 4 erhielten
dieselbe Intervention, sahen aber Werbung für andere Produkte (Non-Food).
Gemessen wurde dann, wie viel die Kinder bei Frühstück und Mittag sowie in
einer Snackpause direkt nach dem Film/Spiel essen.

Ergebnis: Kinder, die in TV und Computerspiel Werbung für ungesunde
Produkte sahen, aßen am Tag durchschnittlich 46 kcal mehr als die Kinder
der beiden Kontrollgruppen. Besonders ausgeprägt war der Effekt bei
bereits übergewichtigen Kindern - sie aßen 95 kcal mehr. Dabei wurden
nicht einmal die beworbenen Produkte angeboten: Die Werbung verführte die
Kinder offenbar generell dazu, mehr zu essen. Bietet man den Kindern genau
den beworbenen Snack an, fällt der Effekt noch dramatischer aus - das
zeigt eine Studie aus den USA mit 60 Vorschulkindern (Jennifer et al
2016). Sie konsumierten mit Snack-Werbung 30% mehr Kalorien als ohne.

Die Studien bestätigen die Befunde vieler anderer Untersuchungen mit
Kindern, die ebenfalls einen erhöhten Nahrungsmittelkonsum nach Werbung
feststellen (Boyland und Whalen 2015). "Wissenschaftlich ist hinreichend
erwiesen, wie schädlich Snack-Werbung für Kinder ist", sagt Prof. Dr. med.
Hans Hauner, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Diabetes Stiftung, "es
ist deshalb nicht zu erklären, dass wir das als Gesellschaft immer noch
zulassen." Die DANK fordert die Bundesregierung auf, Werbung für ungesunde
Produkte für Kinder generell zu verbieten.

Umgekehrt, auch das zeigen Studien, kann der Lebensmittelkonsum durch
verständlichere Nährwertinformationen auch positiv beeinflusst werden. Die
Experten begrüßen daher die Ankündigung des Herstellers Danone, ab 2019
das fünfstufige Ampelsystem "Nutri-Score" auch in Deutschland einzuführen.
Mehrere Studien in Online- und realen Supermärkten haben gezeigt, dass
sich dadurch die Nährwertqualität des eingekauften Warenkorbs um 6 bis 9%
verbessert (Chantal und Hercberg 2017) - auch bei Personen mit geringem
Einkommen. "Die Ergebnisse zeigen, dass die derzeitige Kennzeichnung in
Deutschland, kleingedruckt und auf der Rückseite der Verpackung, nicht
ausreicht", sagt Bitzer, die auch Geschäftsführerin der Deutschen Diabetes
Gesellschaft ist: "Verbraucher haben das Recht auf verständlichere
Informationen - dann treffen sie auch gesündere Kaufentscheidungen." Die
DANK fordert ein verpflichtendes Ampelsystem in Deutschland. Dies wird,
ebenso wie ein Verbot von an Kinder gerichtetes Marketing für dickmachende
Produkte, auch von der Weltgesundheitsorganisation empfohlen.


Quelle:

Studie im Feriencamp: Norman J et al: Int J Behav Nutr Phys Act. 2018; 15:
37. 

https://doi.org/10.1186/s12966-018-0672-6

Studie mit Vorschulkindern: Jennifer A et al: Pediatrics. 2016 Dec;
138(6): e20162361. 

https://doi.org/10.1542/peds.2016-2361

Studie zur Lebensmittelkennzeichnung: Chantal J, Hercberg S: Nutr J. 2015;
14: 100. 

https://doi.org/10.1186/s12937-015-0090-4


Über die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK)

Die Deutsche Allianz Nichtübertragbare Krankheiten (DANK) ist ein
Zusammenschluss von 22 medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften,
Verbänden und Forschungseinrichtungen, der sich für Maßnahmen zur
Verhinderung von Krankheiten wie Adipositas, Diabetes, Krebs und
Herz-Kreislaufkrankheiten einsetzt. 

www.dank-allianz.de

Originalpublikation:

https://www.rki.de/DE/Content/Gesundheitsmonitoring/Gesundheitsberichterstattung/GBEDownloadsJ/FactSheets/JoHM_01_2018_Adipositas_KiGGS-Welle2.pdf?__blob=publicationFileJ6E9Rm5u6z

https://doi.org/10.1186/s12966-018-0672-6

https://doi.org/10.1542/peds.2016-2361

https://doi.org/10.1111/pedi.12278

https://doi.org/10.4455/eu.2017.048

Weitere Informationen finden Sie unter

www.dank-allianz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2151
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AKTION/2673: Lievelde - Mundartband "Boh Foi Toch" spielt am 22. Juli 2018


Mundartband "Boh Foi Toch" spielt auf Erve Kots

Konzert der Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige" am Sonntag, 22. Juli,
in Lievelde (NL) / Abschluss des Dialekt-Festivals



Münsterland / Lievelde (NL). Einen ganzen Tag dreht sich alles um den
Dialekt im Grenzgebiet des Achterhoek und des Westmünsterlandes: In
niederländischer und deutscher Mundart werden Musik, Literatur, Poesie
und Theater aufgeführt. Schlusspunkt des Dialekt-Festivals
"Gren(z)enloos Plat(t)" in Lievelde im Achterhoek am Sonntag, 22.
Juli, ist das Konzert mit der Mundartband "Boh Foi Toch". Das
musikalische Programm der Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik
in Gärten und Parks im Münsterland" auf dem Gelände des
Freilichtmuseums (Openluchtmuseum) Erve Kots, Eimersweg 4, beginnt wie
gewohnt um 16 Uhr. Im Rahmen des Festivals gibt es ein vielfältiges
Programm von 10.30 bis 18 Uhr.

"Boh Foi Toch" ist eine Dialekt-Rock-Band aus dem Achterhoek,
gegründet im Jahr 1989. Der Name bedeutet so etwas wie "Junge, ich bin
es!". Die Band bilden die beiden Gründungsmitglieder Hans Keuper
(Akkordeon, Gesang) und Willem te Molder (Bassgitarre und Gesang)
sowie Han Mali (Schlagzeug) und Paul Kemper (Gitarre). Gemeinsam
spielen sie Tex-Mex, Cajun und Zydeco-ähnliche Musik. Cajun ist eine
Volksmusik der französischen Ureinwohner des amerikanischen Staates
Louisiana, Zydeco lehnt sich eher an einen schwarzen Ursprung an. Die
gemeinsame Sprache ist niedersächsisch, der Dialekt im hiesigen
Grenzgebiet. Nach dem Auftaktkonzert am 1. Januar 1990 in Hengelo
spielte die Gruppe in vielen Hallen und Partyzelten, hauptsächlich in
den Niederlanden. 1992 erschien die erste CD "Zeet de Jongs". Im Jahr
2015 feierte "Boh Foi Toch" sein 25-jähriges Jubiläum mit speziellen
Konzerten und dem neuen Album "Sòh".

Das Konzert und das Dialekt-Festival finden auf Erve Kots statt. Das
kleine Freilichtmuseum mit Brauerei, Konferenzzentrum und
Pfannkuchenrestaurant in Lievelde in der Gemeinde Oost Gelre in der
Provinz Gelderland war ursprünglich ein Gasthaus. Das Gasthaus, später
Bauernhaus, wurde von der Familie Henry Vomit bis 1936 bewohnt
beziehungsweise betrieben. Das heutige Museum zeigt das Leben von
Bauernfamilien mit Bediensteten und Tieren aus der Region Achterhoek.
Dabei wird sowohl die Arbeit mit den Haustieren als auch die häusliche
Textilarbeit der Bäuerin dargestellt. Zu sehen sind mehrere mit
originalen Gerätschaften eingerichtete Bauernhöfe und eine Mühle.
Desweiteren gibt es ein mit Dampfmaschinen betriebenes Sägewerk, das
als Museumsanlage in Stand gehalten wird.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Gemeinsam
mit der Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt Münsterland e.V.
die Organisation. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum und
Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Lievelde findet im Rahmen des
Dialekt-Festivals statt, das "Trompetenbaum und Geigenfeige" gemeinsam
mit dem Dialectkring Achterhook en Liemers, der Stichting Achterhoek
Spektakel, der Stichting Culturele Grenscontacten
Achterhoek-Westmünsterland, dem Kulturkreis Schloss Raesfeld und der
Kreisheimatpflege Borken organisiert. Finanziell unterstützt wird es
von der Gemeinde Oost Gelre, der Provinz Gelderland, der Euregio und
dem Museum Erve Kots.

Der Eintritt für das Konzert und das gesamte Dialekt-Festival kostet
zehn Euro. Ermäßigungen gibt es für Kinder, Schüler, Auszubildende und
Studenten. Kinder unter 12 Jahren haben freien Eintritt. Weitere
Informationen gibt es beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter
der kostenfreien Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags
von 9 bis 17 Uhr). Das Programm der Musikreihe ist darüber hinaus im
Internet unter www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt
es am Veranstaltungstag unter Tel. 02564/9899 110.

Zum Hintergrund: Das Dialekt-Festival

Am Sonntag, 22. Juli, findet das Erfgoedfestival Gelderland "Over
Grenzen" mit dem Dialekt-Festival "Gren(z)enloos Plat(t) in Lievelde
im Achterhoek seinen Abschluss. Den ganzen Tag, von 10.30 bis 18 Uhr,
gibt es ein Programm in niederländischer und deutscher Mundart, dem
niedersächsischen Dialekt im Grenzgebiet. Bei Musik, Literatur,
Poesie, szenische Inszenierungen und Theater erfahren Besucherinnen
und Besucher ebenso wie die Aktuere, wie verbindend die
gemeinschaftliche Sprache und Kultur beiderseits der Grenze sein kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. Juli 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AKTION/2672: Augsburg - UTOPIA. Ein Konzert zum Augsburger Hohen Friedensfest 2018 am 25.07. im TIM


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Am Mittwoch, dne 25. Juli 2018 im TIM: UTOPIA

Ein Konzert zum Augsburger Hohen Friedensfest 

- mit Texten von Thomas More und Werken aus Renaissance und Neuzeit

- präsentiert vom Ensemble MEHR MUSIK! 

- unter Leitung der LMZ-Dozentin Iris Lichtinger



Augsburg/UL/KPP - Unter dem Titel "Utopia" präsentiert das MEHR
MUSIK!-Ensemble unter Leitung von Irais Lichtinger, Dozentin am
Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg, am 25. Juli 2018 im
Staatlichen Textil- und Industriemuseum Augsburg Texte von Thomas More
und Kompositionen von John Cage, Giovanni Sollima, Vinko Globokar und
Francesco La Licata.

1516 zeichnete der englische Staatsmann und Humanist Thomas More in
"Utopia - Vom besten Zustand des Staates und der neuen Insel Utopia"
erstmals das Bild einer idealen Gemeinschaft. Er schuf damit einen
klaren Gegenentwurf zu den tatsächlichen Verhältnissen im England
seiner Zeit. Sein Werk wurde so zum Vorläufer für viele
Idealvorstellungen und literarische Zukunftsträume einer besseren
Welt.

In dem Konzert "Utopia" am 25. Juli 2018 werden Texte von Thomas More -
 rezitiert von Karl Borromäus Murr - und durch alte und moderne Klänge
des MEHR MUSIK! Ensembles lebendig gemacht - mit Musik vom Hofe
Heinrichs VIII. und Kompositionen von John Cage, Giovanni Sollima,
Vinko Globokar und Francesco La Licata.

MEHR MUSIK! ist das Musikvermittlungsprogramm im Kulturamt der Stadt
Augsburg. Das Konzert "Utopia" - gemeinsam präsentiert mit dem
Leopold-Mozart-Zentrum der Universität Augsburg, dem Staatlichen
Textil- und Industriemuseum ntrum der Universität Augsburg, dem
Staatlichen Textil- und Industriemuseum TIM und mit dem Friedensbüro
der Stadt Augsburg - ist ein Beitrag zum Kulturprogramm aus Anlass des
Augsburger Hohen Friedensfests 2018.

UTOPIA - Ein Konzert des Ensembles MEHR MUSIK!

Mittwoch, 25. Juli, 20 Uhr

Staatliches Textil- und Industriemuseum Augsburg (tim)

Provinostraße 46, 86153 Augsburg

Eintritt: 15,-/(ermäßigt) 12,- Euro

(Kartenreservierung: info@mehrmusik-augsburg.de

Kartenvorverkauf: TIM, Telefon 0821/8100150)

Das MEHR MUSIK! Ensemble:

Yi Zhu Wang, Hsiao Ling Huang, Jin Shi und (als Gast) Julien Chappot - Cello

Fabian Strauss - Percussion

Shenglong Li - Piano

Iris Lichtinger - Stimme, Leitung

Karl B. Murr - Rezitation

 * 

Quelle:

UPD 86/18 - Pressemitteilung vom 13. Juli 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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Italien plädiert für Beendigung der Rußland-Sanktionen

Die neue Regierungskoalition aus Lega-Partei und der
Fünf-Sterne-Bewegung in Rom will EU-Sanktionen gegen Rußland künftig
nicht mehr unterstützen. Sollte Brüssel die Strafmaßnahmen gegen
Rußland nicht beenden, werde Italien in dieser Frage aus der
gemeinsamen EU-Linie ausscheren, sagte der italienische Innenminister
Matteo Salvini bei einer Pressekonferenz in Moskau. Er verwies
darauf, daß sein Land am meisten unter den Sanktionen zu leiden habe.
Salvini sprach sich zudem für eine Rückkehr Rußlands in die
G8-Staatengruppe aus. Die EU hatte vor vier Jahren nach dem Anschluß
der ukrainischen Halbinsel Krim an Rußland politische und
wirtschaftliche Strafmaßnahmen gegen Moskau verhängt.
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Hamburg will Streifenbeamte mit Elektroschocker ausrüsten

Die Hamburger Polizeibehörden erwägen den Einsatz von
Elektroschockgeräten auch im Streifendienst. Bisher wurden nur
Sondereinheiten mit den sogenannten Tasern bewaffnet, mit denen
50.000-Volt-Pfeile auf kurzer Distanz abgefeuert werden. Bei den
Getroffenen sorgen die Elektroschocks für schmerzhafte Muskelkrämpfe
und kurzzeitige Lähmungen. Die Verwendung der Elektropistole ist
umstritten. Es gibt einige Experten, die davor warnen, daß die
Strompulse Herzrhythmusstörungen auslösen und so lebensbedrohlich
sein können. In Berlin, Rheinland-Pfalz und Hessen gehört der Taser
bereits zur Standardausrüstung der Polizei.
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Schwere Explosion vor Ministerium in Kabul

Vor dem Eingang des Ministeriums für ländliche Entwicklung in Kabul
sprengte sich ein Mann in die Luft und riß dabei mindestens sieben
Menschen mit in den Tod, weitere 15 wurden verletzt. Die Explosion
ereignete sich laut Behördenangaben zum Feierabend, als viele Beamte
das Ministerium verließen. Die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat
(IS) reklamierte das Attentat für sich. Auf die Behörde war bereits
am 11. Juni ein Selbstmordanschlag mit 13 Toten verübt worden. Die
IS-Miliz hatte sich auch zu diesem Anschlag bekannt.
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Spahn für mehr Festangestellte in der Pflegebranche

In der Debatte über die Pflege in Deutschland plädiert
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn für eine bessere Bezahlung von
Pflegekräften. Gehälter von 2.500 bis 3.000 Euro im Monat sollten
möglich sein, sagte der CDU-Politiker am Montag im ARD-Morgenmagazin.
Wichtig sei auch, daß die Arbeitsbedingungen überall stimmten. Der
Minister sprach sich zudem für mehr Festangestellte in der Pflege
aus. Dem Fachkräftemangel will Spahn durch mehr Ausbildung,
Umschulung und Anwerbung von Kräften aus dem Ausland entgegenwirken.
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Dorfbewohner massakrieren Hunderte Krokodile in Aufzuchtfarm

Nachdem ein Mann von einem Krokodil getötet worden ist, haben
aufgebrachte Dorfbewohner in der Provinz Papua im indonesischen Teil
der Insel Neuguinea Hunderte Krokodile abgeschlachtet. Laut
Behördenangaben war der 48jährige am Freitag in ein Gehege einer
Krokodilfarm gefallen. Im Anschluß an die Beerdigung des Mannes
drangen wütende Familienangehörige und Nachbarn mit Macheten, Hämmern
und Schaufeln bewaffnet in die Farm ein und töteten fast 300 der
Reptilien.
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Großbritannien plant Raketenstartkomplex in Schottland

Acht Jahre nach Gründung der britischen Raumfahrtbehörde nehmen die
Pläne der UKSA (United Kingdom Space Agency) für die Schaffung eines
eigenen Weltraumbahnhofs immer mehr Gestalt an. Nach langer Suche
wurde offenbar ein geeigneter Standort gefunden. Wie Behördenchef
Graham Turnock am Montag mitteilte, soll auf der Halbinsel A'Mhoine
in der schottischen Grafschaft Sutherland der erste europäische
Startplatz für Weltraumraketen entstehen. Für den Bau der Anlage im
äußersten Norden der schottischen Highlands will London zunächst 2,8
Millionen Euro zur Verfügung stellen. Ab 2020 könnten von dort die
ersten Raumsonden in den Weltraum transportiert werden. Schon heute
werden in der schottischen "Arbeiterstadt" Glasgow die meisten
Satelliten außerhalb der USA gebaut. Die britische Regierung erhofft
sich von einem eigenen Weltraumbahnhof einen weiteren Wachstumsschub
für die Raumfahrtindustrie des Landes.
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Erdogan nutzt seine Macht für sieben weitere Dekrete

Der türkische Staats- und Regierungschef Recep Tayyip Erdogan hat
sieben neue Dekrete erlassen, die am Sonntag im Amtsblatt erschienen
sind. Die Erlasse betreffen die Aufgaben staatlicher Institutionen,
wie die Nachrichtenagentur Anadolu meldete. Demnach wird der
Generalstab dem Verteidigungsministerium unterstellt. Erdogan kann
ohne Zustimmung des Parlaments per Dekret in die türkische
Gesetzgebung eingreifen und Kabinettsmitglieder ernennen. Nach seiner
Vereidigung als Präsident am Montag letzter Woche hatte Erdogan drei
Dekrete erlassen, mit denen er unter anderem seinen Einfluß auf die
Streitkräfte festigte. Die Macht Erdogans gründet sich in dem
Präsidialsystem, welches nach dem gescheiterten Militärputsch vor
zwei Jahren eingeführt wurde. Seitdem befindet sich die Türkei im
Ausnahmezustand, der bereits siebenmal verlängert wurde. Per Dekret
entließ Erdogan weit über 100.000 Staatsbedienstete.
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Bayern fördert Gründung von Landarztpraxen

Bayerns Gesundheitsministerium sieht sich beim Förderprogramm für
Landarztpraxen auf einem guten Weg. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, sind 452 Mediziner bislang bei der Gründung einer Praxis
auf dem Land unterstützt worden. 364 davon sind Hausärzte und 88
Fachärzte. Das Förderprogramm war 2012 mit der Unterstützung von
Landpraxen für Hausärzte gestartet worden, seit 2015 erhalten auch
Fachärzte eine Förderung. Außerdem wurde der Förderbetrag zum 1.
Februar 2018 von 300 auf 600 Euro verdoppelt.
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Keine Bundespolizei in AnkER-Zentren

In den sogenannten AnkER-Zentren (Ankunft, Entscheidung, Rückführung)
zur Erstunterbringung von Schutzsuchenden und Abwicklung ihrer
Asylanträge soll vorerst keine Bundespolizei zum Einsatz kommen. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der
Grünenfraktion im Bundestag zurück. Spiegel Online berichtete von der
Position des Innenministeriums. Innenstaatssekretär Mayer (CSU)
hatte noch vor wenigen Wochen erklärt, ein erstes AnkER-Zentrum
solle in Verantwortung der Bundespolizei betrieben werden. Die
Gewerkschaft der Polizei (GdP) hatte sich gegen den Einsatz von
Bundespolizei in derartigen Einrichtungen verwahrt.

16. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KULTUR/7774: Sprache, Kunst und Medium - 16.07.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7774: Sprache, Kunst und Medium - 16.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Schauspielschule "Ernst Busch" zieht mit Verspätung um

Die im Osten Berlins gelegene Hochschule für Schauspielkunst "Ernst
Busch" zieht im August um. Bisher sind die vier Sparten Schauspiel,
Regie, Puppenspiel und Tanz über die Stadt verteilt untergebracht. Mit
der Fertigstellung des Um- und Neubaus wird die renommierte
Bildungsstätte in Berlin-Mitte unter einem Dach vereint.

Für den neuen Campus werden seit 2014 ehemalige Opernwerkstätten
umgebaut, saniert und erweitert. Der Bau verteuerte sich allerdings
beträchtlich. Wie es hieß, waren die zunächst veranschlagten 33
Millionen Euro nicht zu halten. Wegen der "unerwartet schadhaften"
bestehenden Gebäude werden sich die Kosten um 11 Mio. Euro erhöhen.

Aus der Ernst-Busch-Schule sind viele prominente Schauspieler
hervorgegangen. Bei jährlich über tausend Bewerbungen werden nur etwa
25 Schülerinnen und Schüler angenommen.
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Israelischer Luftangriff auf Militärposten in Nordsyrien

Die israelische Luftwaffe hat am späten Sonntagabend einen
Militärposten nahe dem Militärflughafen Nairab der nordsyrischen
Stadt Aleppo angegriffen. Dabei wurden nach Angaben der in London
sitzenden, oppositionsnahen Syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte mindestens neun Menschen getötet. Bei sechs Opfern
soll es sich um Syrer handeln. Die Nationalität der anderen war
zunächst nicht bekannt. Syrische Staatsmedien hatten ebenfalls von
dem Angriff berichtet.
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Bayern darf eigene Grenzpolizei auf Streife gehen lassen

Die bayerische Landesregierung hat sich mit Bundesinnenminister
Seehofer auf die Einführung einer bayerischen Grenzpolizei geeinigt.
Letztere soll nur mit Erlaubnis des Bundes oder auf dessen
Anforderung hin Kontrollen an der Staatsgrenze zu Österreich
durchführen. Seehofer teilte am Sonntag unter anderem mit, die
bayerische Grenzpolizei dürfe niemanden an der Grenze zurück nach
Österreich schicken. Für alle aufenthaltsrechtlichen Maßnahmen ist
weiterhin die Bundespolizei zuständig. Von der Einigung hatte Bayerns
Ministerpräsident Söder am Samstag auf einer CSU-Veranstaltung
berichtet, ohne auf Einzelheiten einzugehen. Bayerische
Staatsregierung und Seehofer hatten der Presse am Montag von der
Einigung berichten wollen. Letzterer hat die Pressekonferenz
abgesagt. Bayerns Innenminister Herrmann will mit Hilfe der
Grenzpolizei noch mehr Kriminelle möglichst schnell aus dem Verkehr
ziehen, bevor sie in Bayern Straftaten verüben können. Für die
bayerische Grenzpolizei werden zunächst rund 500 Beamte und
Beamtinnen abgestellt. Bis 2023 wird ihre Anzahl schrittweise auf
1000 erhöht.
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8000 Schweine bei Stallbrand in Rheine umgekommen

Am Sonntagmittag wurden nahe der niederländischen Grenze die
Feuerwehren aus Rheine und Umgebung zu einem Schweinezuchtbetrieb im
Ortsteil Altenrheine gerufen. Wie WDR1 berichtete, waren dort mehrere
riesige Ställe sowie ein Futtersilo in Brand geraten. Die Hallen
brannten demnach völlig aus und stürzten ein. Lediglich einige
Nebengebäude und die Biogasanlage konnten gerettet werden.

Die Rauchsäule war kilometerweit zu sehen. Das Feuer ist unter
Kontrolle. Personen wurden bei dem Feuer nicht verletzt. Der Schaden
geht nach ersten Schätzungen in die Millionen Euro.
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Streik in Norwegens Öl- und Gasindustrie

In der norwegischen Öl- und Gasindustrie sind vergangene Woche 700
Beschäftigte in den Ausstand getreten. Am Montag schlossen sich
weitere 900 Arbeiter auf den Ölplattformen dem Streik an.
Gewerkschaftsangaben zufolge wird in den nächsten Tagen entschieden
werden, ob alle 2250 organisierten Arbeiter auf den norwegischen
Bohrinseln zu Arbeitsniederlegungen aufgerufen werden sollen. Die
Arbeiter fordern von ihren Arbeitgebern ein besseres Angebot für
Lohn- und Pensionserhöhungen. Die Arbeitgeber hatten in der Nacht auf
Montag ein Ultimatum der Arbeitnehmerseite verstreichen lassen. Beim
Streik 2016 war die Ölförderung Norwegens binnen 16 Tagen um 13 und
die Gasförderung um vier Prozent zurückgegangen.
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Niedersachsen will das Füttern von Wölfen verbieten

Offenbar haben einige Bundesbürger noch immer nicht verstanden, daß
der Wolf ein Raubtier ist. So berichten Naturschutzbehören dpa
zufolge immer wieder über Menschen, die aktiv Kontakt zu Wölfen
suchen, indem sie diese mit Futter ködern, um sie fotografieren oder
gar körperlich kontaktieren zu können. Nicht wenige Jäger warnen
davor, daß der Wolf dadurch die natürliche Scheu vor dem Menschen
verlieren und diesen bejagen könnte. Damit die Medien nicht schon
bald über gerissene Kinder oder Senioren berichten, will das Land
Niedersachsen das Füttern und Fotografieren von wildlebenden Wölfen
verbieten. Bei Verstößen droht ein Bußgeld.

16. Juli 2018
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VOM TAGE



Öffentlichkeitsverfahren für Rückbau des AKW Krümmel angelaufen

Das Öffentlichkeitsverfahren zum Rückbau des Atomkraftwerks Krümmel
(Kreis Herzogtum Lauenburg) hat am Montag begonnen. Anwohner und
andere Interessierte können die Pläne des Betreibers Vattenfall auf
der Internetseite des Energiewendeministeriums prüfen. In einer
Woche können die Unterlagen auch zwei Monate lange im Rathaus von
Geesthacht und in der Reaktorsicherheitsbehörde in Kiel eingesehen
werden. Vattenfall will auf dem AKW-Gelände an der Elbe ein Lager für
schwach- und mittelradioaktive Abfälle einrichten und betreiben.
Bedenken gegen die Pläne können Bürger bei einer Anhörung am 11.
Dezember vortragen.

Der Siedewasserreaktor Krümmel mit einer Nettoleistung von mehr als
1300 Megawatt war 1983 aktiviert worden. Nach dem Mehrfach-GAU in der
japanischen Präfektur Fukushima wurde Vattenfall im August 2011 die
Berechtigung für den Leistungsbetrieb des AKW Krümmel entzogen.
Bereits seit Sommer 2007 hatte der Atommeiler wegen mehrerer Pannen
kaum noch Strom produziert. In Schleswig-Holstein stehen zwei
weitere Atomkraftwerke. Wann das AKW Brunsbüttel abgerissen werden
kann, soll im laufenden Jahr entschieden werden. Brokdorf hat eine
Betriebsgenehmigung bis Ende 2021.

16. Juli 2018
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VOM TAGE



Microsoft plant Android-Smartphone

Experten hatten dem Betriebssystem, das Microsoft für mobile
Endgeräte entwickelte, bereits beim Start der Bemühungen vor
einem Jahr keine echte Chance eingeräumt. Zu übermächtig ist die
Konkurrenz von Google und Apple. Offenbar hat man das in Redmond
inzwischen auch erkannt. Wie winfuture.de meldete, will Microsoft
jetzt ein Smartphone entwickeln, das mit Android betrieben wird.

16. Juli 2018
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MELDUNG/233: Feste Zellwand bereitete Landgang vor (idw)


Philipps-Universität Marburg - 12.07.2018

Feste Zellwand bereitete Landgang vor



Wie Pflanzen das Land eroberten, zeigt sich in ihren Genen: Die
Erbanlagen von Armleuchteralgen enthalten zahlreiche evolutionäre
Neuerungen, die es ihren Vorläufern ermöglichten, sich auf dem Trockenen
breit zu machen. Das hat ein internationales Konsortium herausgefunden,
indem es den Genbestand von "Brauns Armleuchteralge" mit dem von
Landpflanzen verglich. Insbesondere für die Bildung der Zellwand greift die
Alge auf Erbanlagen zurück, wie sie auch bei Landpflanzen vorkommen,
schreiben der Marburger Zellbiologe Professor Dr. Stefan Rensing sowie
Kolleginnen und Kollegen aus aller Welt, die im Fachblatt "Cell" vom
12. Juli 2018 an vorab online über ihre Ergebnisse berichten.




[image: Illustration: © Debbie Maizels]

Der Stammbaum der Landpflanzen weist die Armleuchteralgen als nahe
Verwandte aus. Diese teilen sich mit den Landpflanzen viele Eigenschaften,
zum Beispiel eine spezielle Form der Zellteilung.

Illustration: © Debbie Maizels



Landpflanzen bilden eine außerordentlich vielfältige Gruppe von Lebewesen,
die eine Fülle von Anpassungen an ganz unterschiedliche Lebensräume
aufweisen - mächtige Baumriesen gehören ebenso dazu wie zarte Kräuter,
Moose genauso wie Blütenpflanzen. "Die Landpflanzen teilen sich einen
gemeinsamen Ahnen mit den Armleuchteralgen", erklärt Seniorautor Stefan
Rensing von der Philipps-Universität. Die beiden Linien trennten sich vor
mehr als 500 Millionen Jahren. Armleuchteralgen, die im Süßwasser leben,
besitzen eine komplexere Morphologie als andere verwandte Algenarten. Ihr
Aussehen erinnert an mehrarmige Kerzenleuchter - davon leitet sich ihr
deutscher Name ab.

Als die ersten Pflanzen an Land gingen, waren sie mit veränderten
Umweltbedingungen konfrontiert. So mussten sich die Pioniere unter anderem
gegen Austrocknung schützen. "Es gibt mehrere Algengruppen, die das Land
besiedelt haben, aber nur eine davon hat sich zur Großgruppe der
Landpflanzen weiterentwickelt", erläutert Rensing. Welche Anpassungen
waren dafür erforderlich?

Um das herauszufinden, präsentiert die Forschergruppe um den Marburger
Zellbiologen erstmals das Genom der Armleuchteralgenart Chara braunii, um
es mit dem von Landpflanzen zu vergleichen. "Unsere vergleichende Analyse
deckt Gene auf, die im gemeinsamen Vorfahren der Armleuchteralgen und
Landpflanzen entstanden", führt der Studienleiter aus - Gene, die über
Hunderte von Millionen von Jahren erhalten blieben. "Diese Gene stehen für
evolutionäre Veränderungen, die mit der Entstehung einer vielfältigen
morphologischen Komplexität einhergingen, wie wir sie von Landpflanzen
kennen."

Eine der auffälligsten Neuerungen, die das Autorenteam in den Genen dieser
Algen und Landpflanzen nachweist, betrifft die Zellteilung und den Aufbau
der Zellwand - kein Wunder, wenn man an die Bedeutung denkt, die der
Schutz vor Austrocknung für den Landgang hatte. "Ähnlich wie Landpflanzen
führen die Armleuchteralgen eine Zellteilung durch, bei der spezielle
Proteine eine Zellplatte zusammensetzen. Diese entwickelt sich
anschließend zur neuen Querwand", schreiben die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler.

"Unsere Daten zeigen: Eine Reihe von Genen, die in der wissenschaftlichen
Literatur bisher als Landpflanzen-typisch galten, finden sich schon bei
den Armleuchteralgen", legt Rensing dar. Daneben gibt es bei "Brauns
Armleuchteralge" aber auch Neuerungen, die unabhängig von denen der
Landpflanzen entstanden.

Stefan Rensing lehrt Zellbiologie der Pflanzen an der Philipps-Universität
und ist assoziiertes Mitglied des Exzellenzclusters "BIOSS Centre for
Biological Signalling Studies" an der Universität Freiburg sowie des
Marburger "LOEWE"-Zentrums für Synthetische Mikrobiologie. Neben seiner
Arbeitsgruppe beteiligten sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
aus zahlreichen Ländern an den Forschungen, die der Veröffentlichung
zugrunde liegt.

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft, der Europäische Forschungsrat, die
Leibniz-Gemeinschaft, die US-amerikanische National Science Foundation
sowie Forschungsförderer aus Japan, Belgien und Dänemark unterstützten die
Arbeiten finanziell.


Originalpublikation: 

Tomoaki Nishiyama, Hidetoshi Sakayama & al.: 

The Chara genome: secondary complexity and implications for plant
terrestrialization,

Cell 12.7.2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376
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ASTRO/374: Durchbruch bei der Fahndung nach Teilchenbeschleunigern im Weltall (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 12.07.2018

Durchbruch bei der Fahndung nach Teilchenbeschleunigern im Weltall



Mit einer international angelegten astronomischen Ringfahndung haben
Forscher erstmals eine Quelle hochenergetischer kosmischer Neutrinos
geortet, geisterhafter Elementarteilchen, die Milliarden Lichtjahre durch
das Weltall reisen und dabei mühelos Sterne, Planeten und ganze Galaxien
durchqueren. Die gemeinsame Beobachtungskampagne wurde durch ein einzelnes
Neutrino ausgelöst, welches das Neutrinoteleskop IceCube am Südpol am 22.
September 2017 aufgezeichnet hatte. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der insgesamt 18 beteiligten Observatorien stellen ihre
Beobachtungen im Fachblatt "Science" vor.

Die Teleskope auf der Erde und im Weltraum konnten den Ursprung des
exotischen Elementarteilchens in einer fast vier Milliarden Lichtjahre
entfernten Galaxie im Sternbild Orion ermitteln, in der ein gigantisches
Schwarzes Loch als natürlicher Teilchenbeschleuniger fungiert. Eine
zweite, ebenfalls in "Science" veröffentlichte Analyse zeigt zudem, dass
bereits früher von IceCube aufgezeichnete Neutrinos ebenfalls aus dieser
Quelle stammen.




[image: Bild: © DESY, Science Communication Lab]

Künstlerische Darstellung des aktiven Galaxienkerns. Das supermassive
Schwarze Loch im Zentrum der Akkretionsscheibe schickt einen
energiereichen, scharf gebündelten Teilchenstrahl senkrecht ins All.

Bild: © DESY, Science Communication Lab



Die Beobachtungskampagne, an der Forscher aus Deutschland zentral
beteiligt waren, ist ein entscheidender Schritt zur Lösung des mehr als
100 Jahre alten Rätsels der genauen Herkunft energiereicher, subatomarer
Teilchen aus dem Weltall, die als "kosmische Strahlung" fortwährend in die
Erdatmosphäre hageln. "Das ist ein Meilenstein für das junge Feld der
Neutrino-Astronomie. Wir öffnen ein neues Fenster in das
Hochenergie-Universum", sagt Marek Kowalski, Leiter der Neutrino-Astronomie
bei DESY, einem Forschungszentrum der Helmholtz-Gemeinschaft, und Forscher
an der Humboldt-Universität zu Berlin. "Die konzertierte Beobachtungsaktion
mit Instrumenten rund um den Globus ist auch ein wichtiger Erfolg der
Multi-Messenger-Astronomie, also der Untersuchung des Kosmos mit Hilfe
verschiedener Boten wie elektromagnetischer Strahlung, Gravitationswellen
und Neutrinos."

Boten aus dem Hochenergie-Universum

Die energiereichen Neutrinos entstehen nach Erwartung der Wissenschaftler
unter anderem als eine Art Nebenprodukt in kosmischen
Teilchenbeschleunigern wie etwa dem Materiestrudel gigantischer Schwarzer
Löcher oder explodierenden Sternen gemeinsam mit den elektrisch geladenen
Atomkernen der kosmischen Teilchenstrahlung. Anders als diese Atomkerne
werden die elektrisch neutralen Neutrinos auf ihrem Weg durchs Weltall
jedoch nicht von kosmischen Magnetfeldern abgelenkt, so dass ihre
Ankunftsrichtung direkt zu ihrer Quelle weist. "Die Beobachtung kosmischer
Neutrinos erlaubt Einblicke in solche Vorgänge, die für elektromagnetische
Strahlung undurchsichtig sind", ergänzt Klaus Helbing von der Bergischen
Universität Wuppertal, Sprecher des deutschen IceCube-Verbunds. "Kosmische
Neutrinos sind Boten aus dem Hochenergie-Universum."

Der Nachweis von Neutrinos ist allerdings extrem aufwendig, denn die
geisterhaften Elementarteilchen durchqueren mühelos selbst die komplette
Erde, ohne eine Spur zu hinterlassen. Nur ganz selten reagiert ein Neutrino
mit seiner Umgebung. Es erfordert gewaltige Detektoren, um wenigstens ein
paar der seltenen Reaktionen zu erwischen. Für den IceCube-Detektor hat
ein internationales Forscher-Konsortium unter Führung der
Universität von Wisconsin in Madison (USA) darum 86 Löcher ins Eis der
Antarktis gebohrt, jedes 2500 Meter tief. In diese Löcher wurden, verteilt
über einen vollen Kubikkilometer, 5160 Lichtsensoren installiert. Diese
registrieren die winzigen Lichtblitze, die bei den seltenen
Neutrino-Reaktionen im durchsichtigen Eis entstehen.

Vor fünf Jahren hat IceCube zum ersten Mal hochenergetische Neutrinos aus
den Tiefen des Weltalls nachgewiesen. Die Ankunftsrichtungen dieser
Neutrinos schienen aber zufällig über den Himmel verteilt zu sein. "Wir
wussten bis heute nicht, woher sie stammen", sagt Elisa Resconi von der
Technischen Universität München, deren Gruppe wesentlich zu den
Ergebnissen beigetragen hat. "Mit dem Neutrino vom 22. September ist es
uns jetzt gelungen, eine erste Quelle zu identifizieren."

Von Radiowellen bis Gammastrahlung

Dieses Neutrino hatte eine Energie von etwa 300 Tera-Elektronenvolt, das
ist mehr als 40 Mal so viel wie die Protonen im größten
Teilchenbeschleuniger der Erde erreichen, dem Large Hadron Collider am
europäischen Beschleunigerzentrum CERN bei Genf. Wenige Minuten nachdem
das Neutrino aufgezeichnet worden war, schickte der IceCube-Detektor eine
automatische Benachrichtigung an zahlreiche andere astronomische
Observatorien. Eine große Zahl davon untersuchte daraufhin die
Herkunftsregion des energiereichen Teilchens, quer durch das
elektromagnetische Spektrum: von der energiereichen Gamma- und
Röntgenstrahlung über das sichtbare Licht bis hin zu den Radiowellen.
Tatsächlich ließ sich auf diese Weise erstmals der Herkunftsrichtung eines
hochenergetischen kosmischen Neutrinos ein Himmelsobjekt zuordnen.

"In unserem Fall haben wir eine aktive Galaxie gesehen, das ist eine große
Galaxie mit einem riesigen Schwarzen Loch im Zentrum", erklärt Kowalski.
Senkrecht zu dem gigantischen Strudel, mit dem Materie ins Schwarze Loch
gesaugt wird, schießen gewaltige "Jets" ins All hinaus. Astrophysiker
haben schon länger vermutet, dass in diesen Jets ein erheblicher Teil der
kosmischen Teilchenstrahlung erzeugt wird. "Für diese Annahme haben wir
jetzt einen entscheidenden Beleg geliefert", unterstreicht Resconi.

Bei der jetzt identifizierten aktiven Galaxie handelt es sich um einen
sogenannten Blazar, eine aktive Galaxie, deren Jet genau auf uns zeigt.
Bei diesem Blazar mit der Katalognummer TXS 0506+056 hatte der
Gammastrahlen-Satellit "Fermi" der US-Raumfahrtbehörde NASA durch eine von
DESY-Forschern entwickelte Software einen drastischen Anstieg der
Aktivität um den 22. September herum registriert. Auch ein irdisches
Gammastrahlen-Observatorium wurde nun fündig. "Bei der Nachbeobachtung des
Neutrinos mit dem Teleskopsystem MAGIC auf der Kanareninsel La Palma
konnten wir den Blazar erstmals auch im Bereich der sehr energiereichen
Gammastrahlung nachweisen", sagt die Koordinatorin der MAGIC-
Beobachtungen, Elisa Bernardini von DESY. "Die Gammastrahlen kommen der
Neutrino-Energie am nächsten und tragen damit besonders zu der
Entschlüsselung der Produktionsmechanismen der Neutrinos bei." Das
Programm zur effizienten Nachbeobachtung von Neutrinos mit
Gammastrahlen-Teleskopen wurde von Bernardinis Gruppe entwickelt.

Die NASA-Röntgensatelliten "Swift" und "NuSTAR" registrierten ebenfalls
den Ausbruch des Blazars. Auch die erdgebundenen Gamma-Teleskope H.E.S.S.,
HAWC und VERITAS sowie die Gamma- und Röntgen-Satelliten "AGILE" der
italienischen Raumfahrtagentur ASI und "Integral" der Europäischen
Weltraumorganisation ESA beteiligten sich an der Nachbeobachtung.
Insgesamt sieben optische Observatorien (der ASAS-SN-Verbund, das
Liverpool-, Kanata-, Kiso-, SALT- und Subaru-Teleskop sowie das Very Large
Telescope VLT der europäischen Südsternwarte ESO) beobachteten die aktive
Galaxie, und das Karl G. Jansky Very Large Array (VLA) verfolgte die
Aktivität im Bereich der Radiowellen. So entstand ein umfassendes Bild der
Strahlung dieses Blazars, von der Radiostrahlung bis zu hunderte
Milliarden Mal energiereicherer Gammastrahlung.

Archivsuche enthüllt weitere Neutrinos

Um zu untersuchen, ob das Zusammentreffen des Neutrinos mit den Gamma-
Beobachtungen nur ein Zufall gewesen sein könnte, arbeitete unter
Hochdruck ein weltweites Team von Wissenschaftlern aus allen beteiligten
Gruppen an einer komplizierten statistischen Analyse. "Die
Wahrscheinlichkeit, dass es sich lediglich um eine zufällige Koinzidenz
handelt, haben wir auf ungefähr 1 zu 1000 bestimmt", erklärt die Leiterin
der statistischen Analyse der unterschiedlichen Datensätze, Anna
Franckowiak von DESY. Das klingt wenig, ist aber noch nicht wenig genug,
um der berufsmäßigen Skepsis von Physikern zu begegnen.

Das änderte eine zweite Analyse: Die IceCube-Forscher durchsuchten ihre
Daten der vergangenen Jahre auf mögliche frühere Messungen von Neutrinos
aus der Richtung des jetzt identifizierten Blazars. Tatsächlich fanden sie
für September 2014 bis März 2015 einen merklichen zeitweiligen
Neutrino-Überschuss von mehr als einem Dutzend dieser Geisterteilchen aus
der Richtung von TXS 0506+056, wie sie in einem weiteren Artikel in derselben
Ausgabe von "Science" berichten. Die Wahrscheinlichkeit, dass dieser
Überschuss lediglich ein statistischer Ausreißer ist, wird auf nur 1 zu 5
000 geschätzt. "Eine Zahl, bei der man hellhörig wird", sagt Christoper
Wiebusch von der RWTH Aachen, dessen Gruppe schon in einer früheren
Analyse die Andeutung eines Neutrino-Überschusses aus der Richtung von TXS
0506+056 festgestellt hatte. "Die Daten erlauben uns zudem eine erste
Abschätzung des Neutrino-Flusses von dieser Quelle." Zusammen mit dem
Einzelereignis vom September 2017 liefern die IceCube-Daten nun den
bislang besten experimentellen Beleg dafür, dass aktive Galaxien Quellen
energiereicher kosmischer Neutrinos sind.

"Wir verstehen jetzt besser, wonach wir suchen müssen. Für die Zukunft
heißt das, dass wir solche Quellen gezielter aufspüren können", sagt Elisa
Resconi. Und Marek Kowalski fügt hinzu: "Da Neutrinos eine Art
Nebenprodukt von geladenen Teilchen der kosmischen Strahlung sind,
impliziert unsere Beobachtung, dass aktive Galaxien auch die Beschleuniger
dieser Teilchen sind. Mehr als ein Jahrhundert nach der Entdeckung der
kosmischen Strahlung durch Victor Hess im Jahr 1912 hat IceCube damit
erstmals eine konkrete extragalaktische Quelle der energiereichen Teilchen
geortet."


Die internationale IceCube-Gemeinschaft besteht aus rund 300
Wissenschaftlern aus 12 Ländern und wird unter der Federführung der
US-amerikanischen National Science Foundation (NSF) betrieben. Die University
of Wisconsin/Madison in den USA ist die Leitinstitution, die auch die
Hauptverantwortung für den Betrieb des Neutrinoteleskops am Südpol trägt.
Deutschland stellt nach den USA das zweitstärkste Kontingent des
IceCube-Teams. Neben DESY als größtem europäischen Partner sind neun
deutsche Universitäten beteiligt: RWTH Aachen, Humboldt-Universität zu
Berlin, Ruhr-Universität Bochum, Technische Universität Dortmund,
Universität Erlangen-Nürnberg, Gutenberg-Universität Mainz, Universität
Münster, Technische Universität München und Bergische Universität Wuppertal.

Die deutsche Beteiligung an IceCube wird durch das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF), die Helmholtz-Gemeinschaft, die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) und die beteiligten Universitäten finanziert.
Die Beteiligung an MAGIC und H.E.S.S. wird durch die
Max-Planck-Gesellschaft, das BMBF, die DFG und die beteiligten Universitäten
finanziert.

DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und erforscht
die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel kleinster
Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft
und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und
zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.



Originalarbeiten:

"Multimessenger observations of a flaring blazar coincident with
high-energy neutrino IceCube-170922A"; IceCube, Fermi-LAT, MAGIC, AGILE,
ASAS-SN, HAWC, H.E.S.S, INTEGRAL, Kapteyn, Kanata, Kiso, Liverpool, Subaru,
Swift, VERITAS, VLA; "Science", 2018;

DOI: 10.1126/science.aat1378

"Neutrino emission from the direction of the blazar TXS 0506+056 prior to
the IceCube-170922A alert"; IceCube Collaboration; "Science", 2018;

DOI: 10.1126/science.aat2890


Weitere Informationen unter:

http://www.desy.de/e428/e548/e4802/e274718/e274917/index_ger.html

- Pressemitteilung mit Bildern, Videos und Animationen im Web

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution31

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY, 12.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MELDUNG/789: Weltformel einmal anders (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/789: Weltformel einmal anders (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 13.07.2018

Weltformel einmal anders



Vom 30. Juli bis 3. August 2018 treffen sich an der Universität Würzburg
theoretische Physikerinnen und Physiker aus aller Welt. Im Rahmen der
Konferenz "Gauge/Gravity Duality 2018" wollen sie grundlegende Fragen der
theoretischen Physik mit modernen Anwendungen neu in Verbindung bringen.

Die Suche nach der "Weltformel", die allen physikalischen Prozessen zu
Grunde liegt, ist ein treibendes Konzept moderner Forschung in der Physik.
Auf dem ganzen Globus arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
daran, mit dieser Formel die Gesetze der Quantenphysik und der Gravitation
unter einen Hut zu bringen.

Die Suche nach der Weltformel bringt jedoch auch neue Konzepte und
Methoden hervor, die in ganz anderen Bereichen der Physik wichtig sind.
Ein solches Konzept ist die "Dualität", mit der sich stark gekoppelte
Quantensysteme beschreiben lassen. Diese sind weit verbreitet und haben
sogar technologische Anwendungen, entziehen sich jedoch einer
herkömmlichen Beschreibung. Die "Dualität" löst diese Quantensysteme auf
originelle Weise, indem sie sie auf Gravitationstheorien abbildet.

Informationen zur Tagung

Unter anderem mit dieser Theorie werden sich Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler beschäftigen, die von Montag, 30. Juli, bis Freitag, 3.
August, an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) stattfindet.
Die gut 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmer kommen aus sehr
unterschiedlichen Forschungsbereichen der Physik, nämlich aus der
String-Theorie, der Relativitätstheorie, der Festkörperphysik, der
Elementarteilchenphysik und der Quanteninformationstheorie. Auf der Tagung
werden sie unerwartete neue Verknüpfungen zwischen fundamentalen Fragen
und Anwendungen in der Physik vorstellen und diskutieren.

Organisiert wird die Tagung von Johanna Erdmenger. Die Professorin wurde
im Oktober 2016 an die JMU berufen; sie hat dort den Lehrstuhl der
Theoretischen Physik III inne.

Schwarze Löcher und Supraleiter

Einen möglichen Kandidaten für eine Weltformel liefert die sogenannte
String-Theorie - nach dem englischen String für Saite. Sie besagt, dass
die kleinsten Teilchen nicht punktförmig, sondern ausgedehnte schwingende
Saiten sind. Aus der String-Theorie folgt das neue Konzept der Dualität,
das heißt einer Äquivalenz zwischen Quantentheorien ohne Gravitation
einerseits und Gravitationstheorien andererseits.

"Die Dualität von Quanten- und Gravitationstheorien ist nicht nur von
fundamentaler, sondern auch von praktischer Bedeutung: Mit ihr lassen sich
stark gekoppelte Quantensysteme besser verstehen, indem sie auf einfacher
lösbare klassische Gravitationstheorien abgebildet werden", erklärt
Johanna Erdmenger. Stark gekoppelte Systeme kommen sowohl in der
Festkörperphysik als auch in der Elementarteilchenphysik vor. Ein
Anwendungsbeispiel sind die elektrischen Leitfähigkeitseigenschaften von
Hochtemperatur-Supraleitern. "Eine wichtige Frage in diesem Zusammenhang
ist auch, inwieweit sich Elektronen in einem Leiter als Flüssigkeit im
Rahmen der Hydrodynamik beschreiben lassen", sagt die Physikerin.

Auch die Eigenschaften Schwarzer Löcher, die vor kurzem zum ersten Mal
direkt im Universum beobachtet wurden, lassen sich möglicherweise mit
diesem Ansatz beschreiben. "Bei Schwarzen Löchern gibt es noch viele
offene Fragen zur Struktur der Raumzeit und insbesondere zu ihrem
Informationsgehalt", sagt Erdmenger. Die Dualität biete hier neue
Lösungsansätze, indem sie die Physik Schwarzer Löcher auf die
Quanteninformationstheorie abbilde. Die Frage nach der Physik eines
Quantencomputers sei somit mit der Frage nach der Quantennatur Schwarzer
Löcher verknüpft.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1266: Maschinelles Lernen - Neue Methode ermöglicht genaue Extrapolation (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 12.07.2018

Maschinelles Lernen: Neue Methode ermöglicht genaue Extrapolation

Wissenschaftler entwickeln neue maschinelle Lernmethode, die Roboter
sicherer machen kann. Methode ermöglicht einfachere und intuitivere
Modelle von physikalischen Situationen



Um den sicheren Betrieb eines Roboters zu gewährleisten ist es
entscheidend zu wissen, wie der Roboter unter verschiedenen Bedingungen
reagiert. Aber woher soll man wissen, was einen Roboter stört, ohne ihn
tatsächlich zu beschädigen? Eine neue Methode, die Wissenschaftler des
Institute of Science and Technology Austria (IST Austria) und des
Max-Planck-Instituts für Intelligente Systeme entwickelten, ist die erste
Methode für maschinelles Lernen, welche Beobachtungen, die unter sicheren
Bedingungen getroffen wurden, nutzt, um genaue Vorhersagen für alle
möglichen Bedingungen zu treffen, die von der gleichen physikalischen
Dynamik bestimmt werden. Die Methode ist speziell für reale Situationen
entwickelt und bietet einfache, interpretierbare Beschreibungen der
zugrundeliegenden Physik. Die Forscher stellen morgen ihre Ergebnisse auf
der diesjährigen renommierten International Conference for Machine
Learning (ICML) vor.




[image: Bild: © IST Austria/Birgit Rieger]

Ein Roboter muss seinen Körper und die Umwelt kennenlernen. Er macht
Testbewegungen und verwendet den Algorithmus um vorherzusagen, was
bei größeren Bewegungen und höheren Geschwindigkeiten passiert.

Bild: © IST Austria/Birgit Rieger



In der Vergangenheit konnte maschinelles Lernen Daten nur interpolieren -
also Vorhersagen treffen über eine Situation, die "zwischen" anderen,
bekannten Situationen liegt. Maschinelles Lernen konnte nicht
extrapolieren - das heißt es konnte keine Vorhersagen treffen über
Situationen die außerhalb der bekannten Situationen liegen, da es nur
lernt, bekannte Daten lokal so genau wie möglich zu modellieren. Das
Sammeln von genügend Daten für effektive Interpolation ist außerdem zeit-
und ressourcenintensiv, und erfordert Daten aus extremen oder gefährlichen
Situationen. Georg Martius, ehemaliger Postdoc des IST Austria und
ISTFELLOW und seit 2017 Gruppenleiter am MPI für Intelligente Systeme in
Tübingen, Subham S. Sahoo, ein PhD Student am MPI für Intelligente
Systeme, und Christoph Lampert, Professor am IST Austria, entwickelten nun
eine neue maschinelle Lernmethode, die diese Probleme anspricht. Es ist
die erste maschinelle Lernmethode, die präzise für unbekannte Situationen
extrapoliert.

Das Besondere der neuen Methode ist, dass sie versucht, die wahre Dynamik
der Situation herauszufinden: Gegeben der Daten liefert sie Gleichungen,
die die zugrundeliegende Physik beschreiben. "Wenn man diese Gleichungen
kennt", sagt Georg Martius, "dann kann man sagen, was in allen Situationen
passieren wird, auch, wenn man sie nicht gesehen hat." Das ist, was es der
Methode ermöglicht, zuverlässig zu extrapolieren, und sie so einzigartig
unter maschinellen Lernmethoden macht.

Die Methode des Teams ist in mehrfacher Hinsicht einzigartig. Erstens
waren die Lösungen, die maschinelles Lernen zuvor erstellte, viel zu
komplex, als dass ein Mensch sie verstehen könnte. Die Gleichungen, die
aus der neuen Methode resultieren, sind viel einfacher: "Die Gleichungen
unserer Methode sind etwas, was man in einem Lehrbuch sehen würde -
einfach und intuitiv", sagt Christoph Lampert. Letzteres ist ein weiterer
Vorteil: Andere maschinelle Lernmethoden geben keinen Einblick in den
Zusammenhang zwischen Eingaben und Ergebnissen - und damit auch keine
Einsicht darüber, ob das Modell überhaupt plausibel ist. "In allen anderen
Forschungsbereichen erwarten wir Modelle, die physikalisch Sinn machen,
und die uns sagen, warum", ergänzt Lampert. "Das sollten wir auch vom
maschinellen Lernen erwarten und das ist, was unsere Methode bietet."
Deshalb basierte das Team seine Lernmethode auf einer einfacheren
Architektur als übliche Methoden, um die Interpretierbarkeit zu
gewährleisten und sie für physikalische Situationen zu optimieren. In der
Praxis bedeutet das, dass weniger Daten benötigt werden, um die gleichen
oder sogar bessere Ergebnisse zu erzielen.

Und es ist nicht alles Theorie: "In meiner Gruppe arbeiten wir an der
Entwicklung eines Roboters, der diese Art des Lernens nutzt. In Zukunft
würde der Roboter mit verschiedenen Bewegungen experimentieren und dann in
der Lage sein, die Gleichungen herauszufinden, die seinen Körper und seine
Bewegung beschreiben, so dass er gefährliche Aktionen oder Situationen
vermeiden kann", fügt Martius hinzu. Während hauptsächlich an der
Roboteranwendung geforscht wird, kann die Methode mit jeder Art von Daten,
von biologischen Systemen bis hin zu Röntgenübergangsenergien, eingesetzt
werden und auch in größere maschinelle Lernnetzwerke integriert werden.


Originalpublikation:

S. S. Sahoo, C. H. Lampert, and G. Martius:

"Learning equations for extrapolation and control"

In Proceedings of the 35th International Conference on Machine Learning
(ICML 2018), Stockholm, Sweden, 2018. PMLR, 2018.

http://proceedings.mlr.press/v80/sahoo18a.html

Arxiv Preprint: https://arxiv.org/abs/1806.07259


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Computerwissenschaften. Das Institut beschäftigt
ProfessorInnen nach einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen
sowie PhD StudentInnen in einer internationalen Graduate School. Neben dem
Bekenntnis zum Prinzip der Grundlagenforschung, die rein durch
wissenschaftliche Neugier getrieben wird, hält das Institut die Rechte an
allen resultierenden Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste
Präsident ist Thomas Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler
und vormals Professor an der University of California in Berkeley, USA,
und der EPFL in Lausanne, Schweiz.

www.ist.ac.at

Über das MPI-IS

Das Max-Planck-Institut für Intelligente Systeme hat sich zum Ziel
gesetzt, die Prinzipien von Wahrnehmen, Handeln und Lernen in autonomen
Systemen zu verstehen. Aus diesem Verständnis heraus wollen die
Wissenschaftler künstliche intelligente Systeme entwickeln. An seinen zwei
Standorten in Stuttgart und Tübingen verbindet das Institut
Spitzenforschung in Theorie, Software und Hardware.
Der Standort in Stuttgart beherbergt führende Expertise in den Bereichen
Mikro- und Nano-Robotik, Haptik, Mensch-Maschine-Interaktion, bio-hybride
Systeme sowie Medizinrobotik. Am Standort Tübingen wird mittels Forschung
in den Bereichen Maschinelles Lernen, Maschinelles Sehen und Robotik
untersucht, wie intelligente Systeme Informationen verarbeiten, um
wahrnehmen, handeln und lernen zu können.

Für dieses Projekt wurden im Rahmen der
Marie-Skłodowska-Curie-Finanzhilfevereinbarung Nr. 291734 Fördermittel
aus dem Programm der Europäischen Union für Forschung und Innovation
"Horizont 2020" bereitgestellt.

Die Forschung wurde aus dem ISTFELLOW-Programm, einem Marie Sk?odowska-
Curie COFUND Förderung, das von IST Austria und der Europäischen Union im
Rahmen des Forschungs- und Innovationsprogramms "Horizont 2020"
kofinanziert wird, gefördert. Dieses Programm wurde inzwischen durch ein
weiteres COFUND Förderung, das ISTplus-Programm, abgelöst, das für
Bewerbungen von qualifizierten Postdocs aus aller Welt offen ist.

Weitere Informationen unter:

https://icml.cc/

- Link zur Konferenz

http://cvml.ist.ac.at/

- Webseite der Forschungsgruppe um Prof. Lampert

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2147
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BERICHT/027: Pränataldiagnostik - Bezichtigung und Schuldverschiebung ... (SB)


Die Schlüsselfrage moderner, auf "Inklusion" ausgerichteter Diagnostik
lautet: Wie können Menschen wissenschaftlich begründet in Gruppen eingeteilt
werden, ohne dass dies mit offenkundiger Stigmatisierung verbunden ist? Die
Antwort, welche die verdatete Welt bereithält, lautet: Die Menschen werden nicht
auf eine imperativistische, qualitative Norm hin ausgerichtet, sondern vor dem
Hintergrund eines einheitlichen Maßstabes quantitativ miteinander verglichen.
Nicht: "Wie soll der Mensch sein?", sondern "Wer oder wie ist beziehungsweise
wie handelt der Einzelne im Vergleich zu den anderen?"

Anne Waldschmidt - Eintrag "Normalität" im "Glossar der Gegenwart" [1]



Geht es darum, die vermeintlichen Sachzwänge einer zusehends
sozialdarwinistisch orientierten Vergesellschaftung in ihre Schranken zu weisen,
dann reichen vollmundige Versprechungen und gutgemeinte Absichtserklärungen
nicht aus. Papier ist häufig zu geduldig, um der Gewalt materiell begründeter
Argumente wirksam entgegenzutreten. Wer leben darf und wer nicht, ist keine
bloße Rechtsfrage, wie die zahlreichen Opfer der Staaten, die die
zwischen ihnen herrschenden Produktivitätsunterschiede im freien Welthandel
bewirtschaften, in den Ländern des globalen Südens belegen. Als Subjekte
unteilbarer Menschenrechte haben sie keine Handhabe dagegen, unter den Rädern des
kapitalistischen Akkumulationsregimes ein Leben voller Entbehrungen und einen
vorzeitigen Tod zu erleiden.

Rechtsansprüche sind nicht unwirksam, ihre Durchsetzung ist jedoch an den
sozialen Status und die materielle Bemittelung derjenigen geknüpft, die sie
erheben. In aller Welt begrüßte und gefeierte Fortschritte in internationalen
Abkommen wie der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) des Jahres 2008 bedürfen
nicht nur der jeweiligen nationalen Implementierung, sondern auch der häufig
mühseligen und arbeitsintensiven Durchsetzung ihrer zentralen Normen. So sind im
Fall des Praenatestes zur Feststellung chromosomaler Abweichungen bei Embryos
und Feten nicht wenige Menschen der Ansicht, daß die Verhinderung der Geburt von
Menschen mit Trisomien oder anderen humangenetisch markierten Normabweichungen
zum Besten aller Beteiligten sei. Wer will schon ein behindertes Kind aufziehen,
warum sollte die Gesellschaft dadurch entstehende Mehrbelastungen auf sich
nehmen, ja ist es nicht ohnehin für den davon betroffenen Menschen besser, gar
nicht erst den leidvollen Weg gehen zu müssen, der ihm aufgrund seiner ungewöhnlichen
psychophysischen Konstitution vorgezeichnet ist?

Aus Fragen wie diesen spricht die Herrschaft einer Normalität, deren Ein- und
Ausschließungsprozessen konkrete gesellschaftliche Wertbestimmungen zugrunde
liegen. Wie die Verrohung der Sprache in der Debatte um flüchtende Menschen und
die allgemeine Rechtsdrift der Gesellschaft zeigt, bricht sich eine
sozialdarwinistische Abkehr von zivilisatorischen Idealen Bahn, die nicht nur
Behinderte, sondern alle Menschen bedroht, die aus Gründen diskriminiert und
stigmatisiert werden, für die sie häufig nichts können. 

Weder geht es den Verfechtern einer nicht nur erbbiologisch, sondern auch
verhaltenstechnisch durchzusetzenden "Normalität" um Menschen mit Behinderung
noch um deren Eltern. Dabei wurde die Inhumanität selektiver Werturteile und
daraus resultierender Konsequenzen der Diskriminierung und Eliminierung durch
die im NS-Staat praktizierte Vernichtung "unwerten" Lebens hinlänglich belegt.
Der den anderen Menschen be- und abwertende Blick ist jedoch mit dem Ende des
NS-Regimes nicht verschwunden, und er trifft insbesondere Menschen mit
Behinderung, die das Streben nach Erfolg, Leistungsfähigkeit und Schönheit durch
die Unmöglichkeit konterkarieren, jemals im Wettbewerb um positiv definierte
Ausschlußkriterien antreten zu können. Wieso Menschen überhaupt den ihnen
aufoktroyierten Idealen nachstreben sollen, anstatt ihr Leben so autonom und
souverän wie möglich zu führen, ist mithin eine relevante Frage für die große
Mehrheit derjenigen, denen alle Anstrengung, der verlangten Normalisierung zu
entsprechen, nicht dazu verhilft, den Ansprüchen sozial und körperlich
privilegierter Eliten zu genügen.




[image: Im Vortrag - Foto: © 2018 by Schattenblick]
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Menschenrechte und ihre technokratische Relativierung

Das Vorhaben, nicht invasive Methoden der Pränataldiagnostik zur vorgeburtlichen
Entdeckung von Embryonen und Feten mit Trisomie 13, 18 und 21 in die
kassenfinanzierte Regelversorgung für Schwangere aufzunehmen, zielt auf eine
erbbiologische Konditionierung künftiger Menschen ab, deren Zurichtung durch die
anwachsenden Möglichkeiten humangenetischer Selektion mit der beabsichtigten
Verhinderung von Trisomien längst nicht ausgeschöpft ist. Insofern geht es
KritikerInnen wie den AktivistInnen des Netzwerkes gegen Selektion durch
Pränataldiagnostik nicht nur um die Begrenzung der Anwendung des Praenatestes,
dessen Einführung in die Regelversorgung im Mittelpunkt der Beratungen im
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), dem Beschlußgremium der gemeinsamen
Selbstverwaltung der Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeuten, Krankenhäuser und
Krankenkassen in Deutschland, steht. Es geht auch um die prinzipielle Frage,
inwiefern reproduktionsmedizinische und humangenetische Formen negativer
Selektion - und absehbar positiver Eugenik - überhaupt mit den Grundsätzen
einer demokratischen und egalitären Gesellschaft vereinbar sind.

Dementsprechend sinnvoll erscheint der Versuch, die grundlegenden Normen der
UN-Behindertenrechtskonvention daraufhin zu untersuchen, ob sie eine
rechtswirksame Möglichkeit der Intervention in den Zulassungsprozeß darstellen.
Auf der Jahrestagung des Netzwerkes gegen Selektion durch Pränataldiagnostik,
die vom 15. bis 17. Juni in Essen stattfand, erklärte der Rechtsanwalt und
Mitbegründer der Kanzlei Menschen und Rechte in Hamburg, Dr. Oliver Tolmein,
welche Möglichkeiten sich auf diesem Wege bieten.

Aus dem ersten Staatenbericht zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
in der Bundesrepublik ging hervor, daß die von Kanzlerin Angela Merkel bei deren
Ratifizierung 2009 aufgestellte Behauptung, in Deutschland gebe es keine
Probleme bei der Inklusion behinderter Menschen, nicht zutraf. Dieser Kritik
sollte mit dem Bundesteilhabegesetz entsprochen werden. Zwar beruft sich der
2016 öffentlich unter Beteiligung aller Behindertenverbände diskutierte und
trotz starker Proteste gegen seine inhaltlichen Mängel in ursprünglicher Form
zum Jahresende verabschiedete Gesetzestext auf Forderungen der
UN-Behindertenrechtskonvention. Im Ergebnis hat sich jedoch gezeigt, daß es zu
keiner Verbesserung der materiellen Lebensverhältnisse von Menschen mit
Behinderung kommt. Die erklärte Absicht, keine neue Ausgabendynamik entstehen zu
lassen und statt dessen die Steuerungsfähigkeit der Eingliederungshilfe zu
verbessern, führt letztlich dazu, daß die Mittel lediglich anders und nicht
immer zum Vorteil ihrer EmpfängerInnen verteilt werden. Im Endeffekt hat sich an
den Mängeln, unter denen Menschen mit Behinderung zuvor litten, kaum etwas
geändert, was nahelegt, daß auch ein Menschenrechtsabkommen wie die
UN-Behindertenrechtskonvention keinen Kurswechsel erzwingen kann. Doch selbst
mit einem optimalen Bundesteilhabegesetz wäre das Thema Pränataltests nicht vom
Tisch, so Tolmein, gehe es bei der Entscheidung, zu dieser Methode zu greifen,
doch nicht nur um Fragen der materiellen Gerechtigkeit und des Sozialstaates.

So sei die Einführung der Pränataldiagnostik nicht nur wegen ihrer
diskriminierenden Wirkung auf Widerstand gestoßen, sondern auch als Ausdruck des
Selbstbestimmungsrechtes auf Reproduktion begrüßt worden. Zwar wurden in den
Diskussionen um Pränataldiagnostik der 1980er Jahre die Kontinuitäten und
Unterschiede zwischen moderner Humangenetik und NS-Rassenhygiene kritisch
untersucht, doch in der feministischen Bewegung sei es auch um die Chancen
gegangen, durch PND das Selbstbestimmungsrecht der Frauen zu stärken. In jedem
Fall habe man es mit konkreten sozialen und gesellschaftlichen
Herrschaftsinteressen zu tun.

Ein weiteres Konfliktfeld bestehe in den konträren Positionen, die das Recht auf
Wissen wie auf Nichtwissen betreffen. Letzteres sei zwar juristisch abgesichert,
werde aber nicht ausreichend mit Konsequenzen und Sanktionen geschützt. Das
Recht auf Wissen durch die Anwendung pränataldiagnostischer Verfahren sei
juristisch demgegenüber deutlich besser gestellt. Zudem bedarf es des Wissens,
um die Option des Nichtwissens überhaupt in Anspruch nehmen zu können. Wenn sich
Schwangere mit den Möglichkeiten der PND befassen, werden sie vor
Entscheidungssituationen gestellt, von denen sie zuvor möglicherweise nichts
wußten, was dann aber nicht mehr rückgängig zu machen ist. So begrüßenswert die
Forderung der informierten Zustimmung sein mag, so bahnt sie mit der dafür
erforderlichen Aufklärung über die Möglichkeiten der PND auch deren selektiver
Praxis den Weg. KritikerInnen beanstanden denn auch, daß die selbstbestimmte
Entscheidung über die Anwendung pränataldiagnostischer Verfahren zumal dann,
wenn sie Befunde hervorbringen, für deren Behebung keine medizinische Behandlung
zur Verfügung steht, auch als Legitimierungsstrategie verstanden werden können.

Seit Beginn der Debatte um PND haben sich die rechtliche Rahmenbedingungen stark
verändert, wie Tolmein anhand einer kurzen Auflistung belegt. So hat sich das
Strafrecht durch die Streichung der embryopathischen Indikation in Paragraph
218a verändert, 1994 wurde das Grundgesetz in Artikel 3 durch das
Diskriminierungsverbot für Menschen mit Behinderung ergänzt, 2009 traten die
UN-Behindertenrechtskonvention und das Gendiagnostikgesetz in Kraft, 2011 wurde
das Embryonenschutzgesetz dahingehend modifiziert, daß
Präimplandationsdiagnostik (PID) in Ausnahmefällen erlaubt ist. Insbesondere
letzteres habe gezeigt, daß es ein starkes Interesse daran gibt, selbst extrem
selektive Techniken wie diese durchzusetzen.

Die UN-Behindertenrechtskonvention sei als internationaler Menschenrechtspakt in
der Bundesrepublik nicht mit dem Ziel in Gesetzesform gegossen worden, Menschen
mit Behinderung neue Rechte zuzuerkennen, sondern die allgemeinen Menschenrechte
für ihre spezielle Situation noch einmal ausdrücklich zu bestätigen. So finden
sich zu jeder Vorschrift der BRK korrespondierende Vorschriften in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den internationalen Pakten über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte oder bürgerliche und politische
Rechte wie beispielsweise die Anti-Folter-Konvention. Die
UN-Behindertenrechtskonvention stellt sich, gemessen an dem Erfolg anderer
internationaler Menschenrechtspakte, in Deutschland als sehr gut akzeptiert dar.
So wirkt sie sich auf die Rechtsprechung der Gerichte weit mehr aus als etwa die
Kinderrechtskonvention, die nicht annähernd so oft erwähnt und zur Grundlage von
Entscheidungen gemacht werde wie sie.

Mit der Pränataldiagnostik habe sich die BRK jedoch nicht auseinandergesetzt,
nicht weil es vergessen worden wäre, sondern weil es nicht durchsetzbar
war. Dementsprechend laute die kurze Antwort auf die seinem Vortrag
vorangestellte Frage, was die UN-Behindertenrechtskonvention mit
Pränataldiagnostik zu tun habe: ausdrücklich nichts. So könne nicht
einfach argumentiert werden, daß die BRK Diskriminierung verbiete und damit auch
pränataldiagnostische Verfahren einschränke. Zudem knüpfe die BRK an die Rechte von
Menschen mit Behinderung an, die bereits geboren sind, während PND Menschen
betrifft, die von Geburt an behindert sind. 

Das Gendiagnostikgesetz wiederum bezieht sich ausdrücklich nicht nur auf den
geborenen Menschen, sondern auch auf Embryonen und Feten während der
Schwangerschaft. Laut dem darin verankerten Benachteiligungsverbot dürfe niemand
- und das schließt Embryonen und Feten ein, was wiederum AbtreibungsgegnerInnen
den Rücken stärkt - wegen genetischer Eigenschaften
benachteiligt werden. Das Gendiagnostikgesetz habe jedoch die wesentliche
Schwäche, daß Verstöße gegen das Benachteiligungsverbot nicht mit Sanktionen
belegt sind. Zudem erlaubt es, vorgeburtliche genetische Untersuchungen zu
medizinischen Zwecken vorzunehmen, soweit die Untersuchung auf bestimmte
genetische Eigenschaften des Embryos oder Fötus abzielt, die seine Gesundheit
während der Schwangerschaft oder nach der Geburt beeinträchtigen. Medizinische
Zwecke wiederum werden, darin sei sich die herrschende juristische Meinung und
Rechtssprechung einig, auch mit der Pränataldiagnostik verfolgt, da sie auch
gesundheitliche Risiken betreffen könne, die die Schwangerschaft und Geburt
beeinträchtigen können. Zu den dazu angeführten Symptomkonstellationen gehört
auch Trisomie 21. 

Laut dem Gendiagnostikgesetz dürfen keine genetischen Eigenschaften des Embryos
festgestellt werden, die zu einer Erkrankung oder Behinderung führt, die erst
nach Beendigung des 18. Lebensjahres manifest wird. Auch das stellt angesichts
der nichtvorhandenen Sanktionierung keine hohe Hürde dar. Da bei der zwar
genehemigungspflichtigen, aber meist stattgegebenen Pränataldiagnostik
festgestellt wird, welche Embryonen für die künstliche Befruchtung geeignet
sind, handelt es sich um eine positive Form genetischer Selektion. All das sei
letztlich nur so zu verstehen, daß der Gesetzgeber die Pränataldiagnostik, wie
sie 2009 bereits etabliert war, nicht untersagen wollte.

Der Praenatest, der anfangs 1250 Euro kostete, wird mittlerweile für einen
Bruchteil dieser Summe angeboten und heute schon von den gesetzlichen
Krankenkassen im Rahmen einer freiwilligen Leistung mit Kostenabtretung
übernommen. Anfangs sollte er erst nach der 12. Schwangerschaftswoche eingesetzt
werden, womit ein Abbruch aufgrund des Testergebnisses nach erfolgter Beratung
verhindert worden wäre. Inzwischen kann er nach der 9. Woche durchgeführt
werden. Doch auch nach Ablauf der 12. Woche kann aufgrund der Vorschrift, daß
ein Abbruch aufgrund von Gefahren für die Gesundheit der Schwangeren weiterhin
möglich ist, ein absehbar als behindert geltendes Kind abgetrieben werden. Dies
kann etwa damit begründet werden, daß seine Geburt erhebliche seelische und
psychische Probleme für die Mutter mit sich brächte.

Insgesamt gibt der Referent dem Versuch, innerhalb der herrschenden Gesetzeslage
Mittel und Wege zu finden, die die Anwendung des Praenatestes wirksam
einschränken, wenig Chancen. Die Behinderten-AktivistInnen und KritikerInnen der
humangenetischen Selektion von Menschen verbleibenden Möglichkeiten verlangten
nicht weniger als eine Änderung der geltenden Rechtslage etwa in bezug auf das
Gendiagnostikgesetz, wozu die UN-Behindertenrechtskonvention ein
Anknüpfungspunkt sein könnte. Ansonsten gelte es, Einfluß auf das laufende
Methodenbewertungsverfahren beim G-BA zu nehmen, damit nicht allein nach dem
Wirtschaftlichkeitsgebot des fünften Sozialgesetzbuches entschieden wird.

Ein Medizinprodukt dürfe nicht durch den G-BA quasi automatisch zugelassen
werden. Es gelte, andere Rechtsvorschriften etwa des Gendiagnostikgesetzes oder
des Medizinproduktegesetzes ins Verfahren einzubringen. Man müsse sich darauf
konzentrieren, warum es eine Diskriminierung für Menschen mit Behinderung
darstellt, wenn der Praenatest als Kassenleistung mit dem Ziel, alle Trisomien
21 zu erkennen, eingeführt wird. So wird ein Klima geschaffen, in dem das
Lebensrecht von Menschen mit bestimmten Eigenschaften zur Disposition gestellt
wird, das sich bereits darin zeigt, daß die Eltern von Kindern mit Trisomie 21
mehr oder minder offen bezichtigt werden, die falsche Entscheidung getroffen zu
haben.
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Zeit für weiterführende Fragen 
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Kein Risiko ohne Schuld

Das mit humangenetischen Verfahren ermittelte Risiko stellt seiner statistischen
Erwirtschaftung gemäß keine Diagnose im klassischen Sinne dar, sondern ist eine
auf die Zukunft gerichtete Wahrscheinlichkeitsaussage einer erst durch diese
Technologie prädiktiv gewordenen Medizin. Mit ihr wird die Verantwortung für
eine mögliche Konsequenz an die Patientin delegiert, was als Zuwachs an
Selbstbestimmung ein hohes Maß an gesellschaftlicher Akzeptanz genießt. Dennoch
wird die Anerkennung persönlicher Autonomie im Falle einer Schwangeren, die ihr
möglicherweise mit Down-Syndrom zur Welt kommendes Kind austrägt, mit dem Urteil
angeblicher Unvernunft konterkariert, der immanenten Forderung des postulierten
Risikos, dessen Ursache zu beseitigen, sprich einen Schwangerschaftsabbruch zu
vollziehen, nicht nachgekommen zu sein. 

Wird ein Kind, bevor es zur Welt kommt, zum Risiko erklärt, heißt das nichts
anderes, als daß es unerwünscht ist. Im Unterschied zur völkischen Eugenik des
NS-Regimes wird dies nicht mehr offen ausgesprochen und ihrer eliminatorischen
Konsequenz zugeführt, sondern erscheint angesichts zugleich propagierter
Politiken der Diversität, Inklusion und Nichtdiskriminierung als Ding der
Unmöglichkeit. Sich zu einem Testergebnis zu verhalten oder im ersten Schritt
gar keine PND anzuwenden sei eine ganz und gar individuelle, in aller Freiheit
zu treffende Entscheidung. Vom Ende der gesellschaftlichen Abwertung behinderten
Lebens, das mit erbbiologischen Mitteln hätte vermieden werden können, bestand
diese Freiheit niemals. Menschen, die sich trotz der Feststellung einer Trisomie
beim Embryo dem zu über 90 Prozent vollzogenen Schwangerschaftsabbruch
verweigern, setzen sich dem Druck der Bezichtigung aus, eine falsche, die
Gesellschaft, sie selbst und das Kind belastende Entscheidung getroffen zu
haben. Die reproduktionsmedizinisch erwirkte Bevölkerungspolitik setzt ihren
eugenischen Imperativ anhand der Kategorien eines Nutzens durch, der, jeglicher
rassistischen und sozialchauvinistischen Absichten unverdächtig, einfach nur zum
Besten aller sei.

Worum es sich dabei handelt ist eine Frage, die angesichts des Problems
werdender Eltern, ihren Kinderwunsch einer medizinischen Risikobewertung zu
unterwerfen oder sich dem nagenden Zweifel auszusetzen, vielleicht doch eine
wichtige Kontrolle der Schwangerschaft versäumt zu haben, nur politisch
beantwortet werden kann. Sie führt mitten hinein in die Debatte um die Frage,
wie wir leben wollen angesichts des offenkundigen Versagens der kapitalistischen
Wettbewerbs- und Wachstumsgesellschaft, allen Menschen zu einem auskömmlichen
Leben in körperlich-geistigem Wohlbefinden zu verhelfen. Mit der humangenetisch
formierten Gesellschaft der Starken, Schönen und Erfolgreichen setzt sich ein
sozialdarwinistisches Denken durch, das nichts wissen will von dem
Entwicklungspotential, das all die davon ausgeschlossenen Eigenschaften und
Merkmale menschlicher Existenz enthalten. Demgegenüber fordert eine von Risiken
aller Art umstellte Vergesellschaftung dem zugrundeliegenden kaufmännischen
Kalkül gemäß die totale Verwertung der Marktsubjekte. Die auf ihnen lastende
Schuld, die sie auf diese oder jene Weise zu begleichen haben, wird ihnen mit
der herrschaftstechnisch nützlichen Unterstellung, nicht das Optimum für die
eigene Gesundheit und damit das staatliche Gemeinwesen geleistet zu haben, quasi
in die Wiege gelegt. 

Dieser Fluchtpunkt auch diesseits medizinischer Grenzfragen zu Beginn und Ende
des Lebens herrschender Normalisierungspraxen könnte ein Anknüpfungspunkt dafür
sein, der humangenetischen, mit den erweiterten Möglichkeiten
informationstechnischer Systeme zusätzlich dynamisierten Konditionierung des
Menschen auf Zwecke und Ziele, die nur sehr bedingt oder gar nicht die eigenen
sind, auch außerhalb der Institutionen der Rechtsprechung und
Stellvertreterpolitik entgegenzutreten.
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Bücher zur vertiefenden Lektüre im Foyer
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Fußnote:


[1] Ulrich Bröckling, Susanne Krasmann, Thomas Lemke (Hg.): Glossar der Gegenwart; Frankfurt am Main 2004, S. 194
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EUROPA/1726: EU-China-Gipfel - Die Zeichen stehen auf grün


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juli 2018

EU-China-Gipfel: Die Zeichen stehen auf grün



Zum 20. EU-China-Gipfel erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Trump schweißt zusammen. Nach zwei Jahren scheinen sich EU und China auf eine gemeinsame Abschlusserklärung einigen zu können. Der Versuch des amerikanischen Präsidenten die internationalen Institutionen wie G7, NATO und WTO zu zerstören, führt zu neuen Allianzen. Auch zwischen Europa und China, in gegenseitiger Abhängigkeit.

Die EU und China können von einer engeren Zusammenarbeit profitieren. China wirbt derzeit massiv um die EU. Umgekehrt wollen europäische Firmen vom Gigamarkt China profitieren. China stellt sich jedoch selbst ein Bein. Denn die Ankündigungen zur Marktöffnung werden oft halbherzig oder zu spät umgesetzt. Die Barrieren für erfolgreiche Zusammenarbeit mit China sind immer noch sehr hoch. Fehlende Rechtsstaatlichkeit, erzwungener Technologietransfer sowie der Joint-Venture Zwang sind immer noch substantielle Probleme. Hier muss China eine deutlich schnellere Gangart einlegen. Lippenbekenntnisse reichen nicht aus.

Umgekehrt sollte Europa den Impuls Chinas für massive Investitionen in die Infrastruktur Asiens und Afrikas aufnehmen, anstatt dies nur als Bedrohung wahrzunehmen. Europa muss mehr investieren. So können auch neue Märkte in einer von neuen Grenzen bedrohten Welt erschlossen werden.

In China bleiben die Menschenrechte in unveränderter Dringlichkeit auf der Agenda. Chinas verschärfte Gangart gegen die eigene Bevölkerung, insbesondere die Uiguren, aber auch das neue soziale Kreditsystem geben Anlass zu massiver Sorge. Hier darf die EU nicht klein beigegeben. Hier bleibt die Abschlusserklärung weit hinter dem Anspruch zurück, den Europa haben muss. Menschenrechte sind nicht verhandelbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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EUROPA/1725: Anton Hofreiter zu Bootsflüchtlingen in Italien und Aufnahme-Versprechen der Bundesregierung




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juli 2018

Anton Hofreiter zu Bootsflüchtlingen in Italien und Aufnahme-Versprechen der Bundesregierung

 
Zu aktuellen Berichten, demnach Italien 450 gerettete Bootsflüchtlinge an Land gelassen hat, erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Es ist erfreulich, dass Deutschland sich an der Aufnahme von Geflüchteten beteiligt, doch die Situation im Mittelmeer bleibt inakzeptabel. Der italienische Innenminister Salvini erpresst Europa auf dem Rücken der Geflüchteten und instrumentalisiert sie für seine grausame Politik. Zwar ist es verständlich, dass Grenzstaaten wie Italien oder Malta auf Solidarität der anderen EU-Staaten bei der Aufnahme von Asylsuchenden drängen - was aber insbesondere der italienische Innenminister Salvini in den letzten Wochen betreibt, verletzt die europäischen Grundwerte. Schiffe, die Menschen aus Seenot retten - dies gilt für Frontex genauso wie für Handelsschiffe oder die private Seenotrettung - müssen sich darauf verlassen können, dass Gerettete schnellstmöglich in Europa an Land gehen dürfen und dort sowohl medizinische Versorgung wie auch eine Registrierung beziehungsweise Einleitung des Asylverfahrens bekommen. Eine Verteilung auf andere EU-Staaten kann und muss dann von Land aus erfolgen. Die Rettung, Verteilung und Aufnahme von Asylsuchenden darf nicht von Fall zu Fall und nach Gusto entschieden werden, sondern braucht verlässliche rechtsstaatliche Verfahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2811: JEFTA - Großer Gipfel mit grauem Inhalt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. Juli 2018

JEFTA: Großer Gipfel mit grauem Inhalt!



Zur Unterzeichnung des JEFTA-Abkommens auf dem EU-Japan-Gipfel erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik:

Mit großem Trommelwirbel setzen die EU und Japan morgen ihre Unterschrift unter JEFTA, nachdem die Bundesregierung dem Abkommen vorletzte Woche still und heimlich zugestimmt hat. Der größte Handelsdeal aller Zeiten soll es werden. Doch die bunte Inszenierung ändert nichts am immer gleichen grauen Inhalt der EU-Handelspolitik. Immer nur größer anstatt besser ist ein schlechtes Rezept gegen die Gespenster der 30er Jahre und nationale Abschottung à la Trump.

Gerade Japan wäre ein Partner auf Augenhöhe mit gleichen Werten, mit dem man es endlich besser machen könnte. Starke, einklagbare Standards in Handelsabkommen für Klimaschutz, Menschenrechte, Umwelt und Arbeitnehmer würden ein deutliches Zeichen für eine gerechtere Globalisierung setzen. Diese Chance lassen die Bundesregierung und die EU-Kommission einfach so verstreichen.

Standards sind in JEFTA erneut nur schmückende Prosa. Stattdessen spielt das Abkommen die alte Leier der Deregulierung und setzt die öffentliche Wasserversorgung aufs Spiel. Das Vorsorgeprinzip wird geschwächt. Und Schiedsgerichte warten bereits hinter der nächsten Ecke in einem weiteren Abkommen mit Japan. Das ist ein Fehler.

Wir Grünen fordern einen radikalen Kurswechsel in der Handelspolitik. JEFTA könnte der Neubeginn für ein globales Bündnis für eine gerechtere Weltwirtschaft sein mit Staaten, die bereit sind, internationalen Handel fair und regelbasiert zu gestalten. Die Bundesregierung muss sich für Nachverhandlungen bei JEFTA einsetzen, damit das Abkommen der erste Baustein einer solchen Bündnisstrategie werden kann!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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RECHT/866: Akzeptanz des Weltstrafgerichts stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juli 2018

Akzeptanz des Weltstrafgerichts stärken

20 Jahre Römisches Statut - USA, Russland und China sollten Statut
unterzeichnen



Vor zwanzig Jahren wurde das Römische Statut zur Gründung des
Internationalen Strafgerichtshofs unterzeichnet. Es trat im Jahr 2002
in Kraft, im Folgejahr nahm der Gerichtshof dann seine Arbeit in Den
Haag auf. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe
Menschenrechte und humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Michael Brand:

"Die Akzeptanz des Weltstrafgerichts zu stärken ist das Gebot der
Stunde. Die vielen Konfliktherde unserer Zeit - allen voran der Krieg
in Syrien mit schwersten Menschenrechtsverletzungen - verlangen es,
dass wir im Kampf gegen schwerste Verbrechen nicht nachlassen. Der
Internationale Strafgerichtshof (IStGH) sorgt dafür, dass
Kriegsverbrecher weltweit zur Rechenschaft gezogen werden können. Mit
ihm besteht ein wesentlicher Mechanismus, Urheber von schweren
Verbrechen gegen den Weltfrieden und gegen die universell gültigen
Menschenrechte zur Verantwortung zu ziehen.

Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, schwerste
Kriegsverbrechen und Verbrechen der Aggression bleiben nicht
ungesühnt. Dafür steht und dafür arbeitet der IStGH auf Grundlage des
wichtigsten Dokuments des Völkerstrafrechts, dem Römischen Statut.
Dieses haben bislang 123 Staaten, unter ihnen alle Mitgliedstaaten
der Europäischen Union, anerkannt.

Das zwanzigjährige Jubiläum muss deshalb genutzt werden, die
ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen,
USA, Russland und China, erneut aufzufordern, den IStGH durch
Zeichnung des Römischen Statuts ebenfalls anzuerkennen und dem
Weltrechtsprinzip endlich zur Durchsetzung zu verhelfen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1908: Rentenreform generationengerecht ausgestalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 13. Juli 2018

Rentenreform generationengerecht ausgestalten

Gießkannenprinzip ist nicht geeignet, um Altersarmut zu verhindern



Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat am heutigen Freitag, 13.
Juli, seine Pläne für eine Rentenreform vorgestellt. Dazu erklärt der
Vorsitzende der Jungen Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mark
Hauptmann:

Die Schaffung eines "Demografiefonds" lädt zusätzliche Last auf die
Schultern jüngerer Beitrags- und Steuerzahler. Die Vorschläge des
Arbeitsministers sind zu großen Teilen nicht geeignet, um Altersarmut
wirksam vorzubeugen. Statt tatsächlich Bedürftige zu unterstützen,
sollen die ohnehin knappen Mittel flächendeckend nach dem
Gießkannenprinzip verteilt werden - sowohl bei der Mütterrente II als
auch bei der Festschreibung des gesetzlichen Rentensicherungsniveaus
auf 48 Prozent.

Allein für die Mütterrente II rechnet die Rentenversicherung mit
einer anfänglichen Belastung von 3,7 Milliarden Euro - Geld, das die
junge Generation erwirtschaften und aufwenden muss. Das läuft einer
generationengerechten Politik völlig zuwider. Wichtiger wäre es,
Lösungen zu entwickeln, wie Menschen erwerbsfähig bleiben können,
damit sie auf Dauer in der Lage sind, eigenverantwortlich für ihr
Alter vorzusorgen."

Hintergrund:

Die Junge Gruppe ist ein Zusammenschluss der Bundestagsabgeordneten
von CDU und CSU, die zum Zeitpunkt der Wahl jünger als 35 Jahre alt
waren und tritt für eine nachhaltige, generationengerechte und
zukunftsorientierte Politik für junge Menschen und künftige
Generationen ein.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1801: Arbeitgeber wollen Tarifverträge in der Pflege verhindern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juli 2018

Arbeitgeber wollen Tarifverträge in der Pflege verhindern



"Der Vorstoß von bpa-Cheflobbyist Brüderle ist eine Frechheit. Die private Pflegebranche treibt ein falsches Spiel. Anstatt die Arbeitsbedingungen ihrer Beschäftigten zu verbessern, wird nur an die eigenen Profite gedacht. Das ist inakzeptabel. Die Bundesregierung darf nicht vor der Lobby einknicken. Wir brauchen endlich flächendeckend Tarifverträge in der Pflege. DIE LINKE fordert schon lange: Gute Arbeit und gute Löhne in der Altenpflege müssen Standard werden", erklärt Jutta Krellmann, Sprecherin für Mitbestimmung und Arbeit der Fraktion DIE LINKE. Die private Pflegelobby will flächendeckende Tariflöhne verhindern. Damit stellt sie sich dem Gesundheitsminister entgegen, der sich heute für deutliche Gehaltssteigerungen in der Pflege ausgesprochen hat. Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste (bpa) hat den ehemalige Wirtschaftsminister Rainer Brüderle (FDP) als Cheflobbyisten ins Rennen geschickt. Dieser wirbt in einem Brief an die Bundestagsabgeordneten für sogenannte Arbeitszeitrichtlinien für die Beschäftigten von ca. 10.000 Pflegeeinrichtungen, die der Verband vertritt. "Es handelt sich um eine Mogelpackung, denn dem bpa geht es nicht ernsthaft darum, die Arbeitsbedingungen in der Pflege zu verbessern."

Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion DIE LINKE, ergänzt: "Angesichts des Pflegenotstands in Deutschland ist dieses Vorgehen völlig unverständlich. So findet man keine neuen Pflegekräfte, so vergrault man die letzten, die noch da sind. Pflegekräfte verlassen massenweise ihren Beruf und sollen hier mit Mindestlohn und Mindesturlaub abgespeist werden. Wir fordern ganz entschieden, dass die Arbeitsbedingungen und Gehälter in der Altenpflege anständig verbessert werden. Denn nur so kann der Pflegenotstand gestoppt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Juli 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1761: Gipfel in Helsinki kann Ausstieg aus Eskalation einläuten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juli 2018

Gipfel in Helsinki kann Ausstieg aus Eskalation einläuten



"Dialog ist immer besser als weiterer Druck: Es ist höchste Zeit, dass sich US-Präsident Donald Trump und sein russischer Amtskollege Wladimir Putin zu direkten Gesprächen treffen. Der Gipfel in Helsinki ist ausdrücklich zu begrüßen. Bleibt zu hoffen, dass die bilaterale Begegnung den Auftakt zum Ausstieg aus der Eskalationsspirale einläutet und der Anfang vom Ende der Konfrontation zwischen NATO und Russland wird", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Die Warnung von Bundesaußenminister Heiko Maas vor ,einseitigen Deals' mit Russland auf Kosten der europäischen NATO-Staaten ist peinlich. Gerade erst hat die NATO bei ihrem Gipfel in Brüssel beschlossen, stur am Aufrüstungsprogramm und an der dramatischen Steigerung der Militärausgaben festzuhalten, wohl wissend, dass Russland seine Verteidigungsausgaben weiter reduziert.

Außenminister Maas kann wichtige Impulse für atomare Abrüstung geben. Statt auf eine Verständigung der USA und Russlands zu warten, muss die Bundesregierung einfach den Atomwaffenverbotsvertrag der UNO unterzeichnen und den Abzug aller US-amerikanischen Nuklearwaffen aus Deutschland in die Wege leiten."

 * 
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GESUNDHEIT/1029: Ohne Not - Notaufnahme nur für Reiche?


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Juli 2018

Ohne Not - Notaufnahme nur für Reiche?



"Hier wird das Pferd von hinten aufgezäumt: Ohne Zweifel sind die Notaufnahmen in den Krankenhäusern überlastet, jedoch ist es unverantwortlich, die Patientinnen und Patienten hierfür zur Kasse zu bitten und für die durch politische Fehlentscheidungen im Gesundheitswesen entstandene Misere verantwortlich zu machen", so Achim Kessler, Sprecher für Gesundheitsökonomie der Fraktion DIE LINKE. Kessler weiter:

"Die sozialen Folgen der Ende 2012 abgeschafften Praxisgebühr sind uns noch gut im Gedächtnis geblieben: Besonders einkommensschwache Patienten und Patientinnen vermieden aufgrund der Zusatzkosten den Gang zum Arzt. Eine Gebühr in der Notaufnahme trifft also - genau wie die Praxisgebühr - die Falschen. Es ist nicht das Versäumnis der Patientinnen und Patienten, dass eine bedarfsgerechte flächendeckende Gesundheitsversorgung gerade in ländlichen Regionen oder Ballungszentren nicht gewährleistet ist. Überfüllte Notaufnahmen sind eine direkte Folge davon. Überlastetes Krankenhauspersonal wiederum ist ein Ergebnis der auf Profit ausgerichteten Krankenhauskonzerne und finanziellen Fehlanreize.

Von Menschen in oftmals extrem belastenden Krankheitssituationen zu fordern, sie sollten ohne medizinische Ausbildung erkennen können, wann ein Arztbesuch 'überflüssig' oder 'angemessen' ist, läuft dem medizinischen Versorgungsauftrag zuwider. Eine Entlastung der Notaufnahmen wird nur durch eine Abkehr vom Wettbewerb, die Aufwertung der Krankenhauspflege und eine bessere Versorgung mit und in Hausarztpraxen für gesetzlich Krankenversicherte möglich."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/7373: Heute im Bundestag Nr. 523 - 16.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 523

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 16. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.22 Uhr

1. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

2. Förderung von Sprunginnovationen

3. Potenzial im Bahnverkehr nach Holland

4. Keine spezielle Infrastruktur für Flugtaxis

5. Bahn zu rund 79 Prozent pünktlich

6. Linke fragt nach Feindeslisten



1. Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Das Recht auf Informationszugang nach dem
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) ist in den vergangenen zwei Jahren
verstärkt genutzt worden. Dies geht aus dem als Unterrichtung durch die
Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI),
Andrea Voßhoff, vorliegenden "Tätigkeitsbericht zur Informationsfreiheit
für die Jahre 2016 und 2017" (19/3370) hervor. Danach wurden im Jahr 2016
fast 9.000 und im Jahr 2017 fast 13.000 IFG-Anträge an die Bundesbehörden
gestellt.

Dementsprechend haben sich der Vorlage zufolge auch zahlreiche Bürger mit
der Bitte um Unterstützung ihres Informationsbegehrens an die
Bundesbeauftragte gewandt. Ein "nicht unerheblicher Teil" sei dabei wie
schon bei der Antragstellung bei den Bundesbehörden unter Pseudonym
aufgetreten. Oftmals sei dann ebenfalls unter Pseudonym der IFG-Antrag zu
den bei ihr im Zusammenhang mit diesen Eingaben entstandenen Unterlagen
gefolgt, führt Voßhoff weiter aus. Hier stelle sich "mitunter die Frage, ob
derartige, teils zeitlich und thematisch koordinierte pseudonyme Eingaben
und IFG-Anträge noch der Intention des Informationsfreiheitsgesetzes
entsprechen". Die Belastung bei den "hauptbetroffenen" obersten
Bundesbehörden sei jedenfalls enorm hoch gewesen.

Als erfreulich wertet die Bundesbeauftragte, dass mit dem Open-Data-Gesetz
"ein erster Schritt hin zu einer verstärkten proaktiven Transparenz"
gemacht worden sei. Sie würde sich "jedoch freuen, wenn auch jenseits
solcher neuer gesetzlicher Regelungen über mehr Transparenz auf Seiten der
Behörden nachgedacht werden würde", heißt es in der Vorlage weiter. In
diesem Sinne würde sie die Entwicklung eines staatlichen Portals auf
Bundesebene begrüßen, "das eine Antragstellung auf Grundlage aller
Informationszugangsgesetze des Bundes erlaubt und eine einheitliche, auch
proaktive, Veröffentlichung von Informationen durch die Behörden
ermöglicht".

Zugleich wendet sich die Bundesbeauftragte gegen die Beschränkung ihrer
Ombuds- und Kontrollfunktion auf das Informationsfreiheitsgesetz des
Bundes. Es "wäre ein wichtiger Beitrag zur Fortentwicklung des
Informationsfreiheitsrechtes", diese Funktion auch auf das Umwelt- und
Verbraucherinformationsrecht zu erstrecken, .schreibt Voßhoff und empfiehlt
dem Bundestag, die Ombudsfunktion der BfDI auf das Umweltinformations- und
das Verbraucherinformationsgesetz zu erweitern.

 * 

2. Förderung von Sprunginnovationen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) In Deutschland sind in den vergangenen Jahrzehnten einige
Sprunginnovationen entwickelt worden, die aber oft erst außerhalb
Deutschlands durch anwendungsorientierte Forschungsvorhaben oder
Prototypentwicklungen konkreter Produkte zur Marktreife geführt worden
seien. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3289) auf die
Kleine Anfrage (19/2833) von Bündnis 90/Die Grünen zur Förderung von
Sprunginnovationen.

Beispiele seien der mp3-Standard zur Kompression digital gespeicherter
Audiodaten, Impfungen gegen Gebärmutterhalskrebs oder der
Riesenmagnetowiderstand zur Verwendung in Computerfestplatten. Die
wissenschaftlichen Grundlagen dafür seien durch Hochschulen und
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen in Deutschland gelegt worden. Der
Schwerpunkt vieler deutscher Unternehmen liege jedoch vorrangig auf
schrittweisen Innovationen in reifen Technologiefeldern und etablierten
Branchen, die mit geringem Risiko und mit vergleichsweise gut
vorhersagbarer Rendite in den Markt eingeführt werden können. Aus Sicht
vieler Experten (z. B. der Expertenkommission für Forschung und Innovation)
würden die Potentiale für Sprunginnovationen insbesondere in jungen
Hochtechnologiefeldern, bei Neugründungen und dem Wachstum innovativer
Unternehmen sowie bei der Entwicklung von Geschäftsmodellen zur
Erschließung neuer Märkte trotz der vorhandenen hohen Qualität des
deutschen Forschungs- und Wissenschaftssystems nicht ausreichend mit der im
internationalen Wettbewerb notwendigen Dynamik ausgeschöpft. Die
Bundesregierung werde deshalb auf der einen Seite weiterhin die Forschung,
die Vernetzung und den Transfer an Hochschulen und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen durch maßgeschneiderte Programme und Maßnahmen
stärken. Auf der anderen Seite sei als Antwort auf die oben geschilderte
Herausforderung im Koalitionsvertrag als Ziel die staatliche Förderung von
Sprunginnovationen verankert, um Ideen mit bahnbrechendem
Innovationspotential von der Forschung bis zur Innovation zu fördern und
aktiv zu begleiten.

Die Bundesregierung verfolge zurzeit zwei Ansätze zur Förderung von
Sprunginnovationen. Zum einen werde ein unter Federführung des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) an den in der 
Hightech-Strategie formulierten prioritären Zukunftsaufgaben (digitale Wirtschaft
und Gesellschaft, nachhaltiges Wirtschaften und Energie, innovative
Arbeitswelt, gesundes Leben, intelligente Mobilität, zivile Sicherheit)
orientierter Ansatz mit strategischen, wirtschaftlichen und technologischen
Zielen verfolgt. Zum anderen konzentriere sich der vom Bundesministerium
für Verteidigung (BMVg) und Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat (BMI) gewählte Ansatz zur Einrichtung einer "Agentur für Disruptive
Innovationen in der Cybersicherheit und Schlüsseltechnologien" (ADIC) an
den künftigen Bedarfen für Cybersicherheit im Bereich der inneren und
äußeren Sicherheit und diesbezüglicher Schlüsseltechnologien.

Die beiden Ansätze würden parallel und institutionell getrennt verfolgt,
nutzten aber vergleichbare Instrumente zur Förderung disruptiver
Innovationen. Der Aspekt der Verwertung künftiger Fähigkeiten sei in beiden
Initiativen ein wesentlicher Treiber, dies schließe bei der Ausgestaltung
von ADIC die Verwertung im Bereich innerer und äußerer Sicherheit mit ein.
Unter einer Sprunginnovation oder auch disruptiven Innovation verstehe die
Bundesregierung eine Innovation, die sich durch eine radikale
technologische Neuheit und/oder durch ein hohes Potential für eine
marktverändernde Wirkung auszeichne.

Bei den aktuellen Überlegungen könnten erfolgreiche Ansätze aus
internationalen Agenturen wie der Defense Advanced Research Projects Agency
(DARPA) und der Advanced Research Projects Agency-Energy (ARPA-E) oder dem
japanischen Impulsing Paradigm Change through Disruptive Technologies
Program (ImPACT) aufgenommen werden. Für den zivilen Anwendungsbereich
würden sich das BMBF und das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
(BMWi) bei der Erarbeitung des Konzepts eines eigenständigen Modells für
eine "Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen" abstimmen, das an das
deutsche Innovations- und Wissenschaftssystem angepasst sei.

Die "Agentur für Disruptive Innovationen in der Cybersicherheit und
Schlüsseltechnologien" werde gemeinsam von BMVg und BMI verantwortet und
würde Cybersicherheit aus dem Blickwinkel der inneren und äußeren
Sicherheit betrachten. Die Initiative zur Förderung von Sprunginnovationen
soll grundsätzlich themen-, disziplin- und technologieoffen sein. Sie soll
zur Lösung konkreter Herausforderungen beitragen, ohne den Lösungsweg
vorzugeben. Im nachprüfbaren Erfolgsfall soll zeitnah im Erfolgsfall mit
entsprechender Förderung ein großer gesellschaftlicher Nutzen erzielt
beziehungsweise neue Wertschöpfung in Deutschland ermöglicht werden. Auch
unerwartete Ansätze sollen berücksichtigt und Pfadabhängigkeiten unter
anderem durch zu rigide Themenvorgaben vermieden werden. Zudem sollten die
dazugehörigen Programme durch innovative und kreative Akteure mit
entsprechender Fachkompetenz gesteuert werden.

 * 

3. Potenzial im Bahnverkehr nach Holland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Bahnverkehr zwischen Deutschland und den Niederlanden
birgt offenbar noch Potenzial. Für den Schienenpersonenverkehr zwischen
beiden Ländern ergebe sich nach einer Verkehrsprognose von 2010 bis 2030
eine Steigerung um 50 Prozent, heißt es in der Antwort (19/3253) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2859) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Der Prognose zufolge würden sich die Personenfahrten zwischen Deutschland
und den Niederlanden von rund 4,4 Millionen (2010) auf rund 6,6 Millionen
(2030) erhöhen. Der grenzüberschreitende Schienengüterverkehr könnte sich
demnach von rund 24,8 Millionen Tonnen (2010) auf rund 30,2 Millionen
Tonnen (2030) steigern, ein Zuwachs von 22 Prozent.

Eine Reaktivierung der Bahnstrecke zwischen Kleve (NRW) und Nijmegen
(Niederlande) ist den Angaben zufolge nicht vorgesehen. Die Strecke von
Krefeld nach Kleve diene ausschließlich dem Schienenpersonennahverkehr
(SPNV). Der überregionale Verkehr werde über Emmerich und Kaldenkirchen
geführt. Durch eine Wiederbelebung der Strecke von Kleve nach Nijmegen
würde sich die "verkehrliche Funktion" des Abschnitts nicht ändern.

 * 

4. Keine spezielle Infrastruktur für Flugtaxis

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung begrüßt, dass in Deutschland mehrere
Initiativen die Entwicklung sogenannter Flugtaxis vorantreiben. Eine
spezielle Infrastruktur besteht dafür aber nicht, wie aus der Antwort
(19/3248) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2819) der 
FDP-Fraktion hervorgeht.

Die vorhandenen Flugplätze stünden vielmehr auch für die Nutzung durch
Flugtaxis zur Verfügung. Ausnahmen vom geltenden Flugplatzzwang seien
grundsätzlich möglich. Daher gebe es derzeit keine Pläne zur Einrichtung
einer gesonderten Infrastruktur.

Der Bedarf für ein Testgebiet zur Erprobung zur Flugtaxis sowie für eine
spezifische Förderung dieser Technik werde derzeit geprüft. Die
Erprobungswünsche für Flugtaxis seien bislang regional begrenzt.

Auch jenseits von Flugtaxis eröffne der wachsende Einsatz unbemannter
Luftfahrzeuge viele neue Anwendungsmöglichkeiten. Diese Entwicklung werde
unterstützt, damit die unbemannte Luftfahrt ihr volles Potenzial in
Deutschland sicher und nachhaltig entfalten könne.

 * 

5. Bahn zu rund 79 Prozent pünktlich

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Züge der Deutschen Bahn AG im Personenfernverkehr sind
2017 zu 78,5 Prozent pünktlich gewesen. Das Unternehmen registrierte im
vergangenen Jahr zugleich rund 3,3 Millionen Verspätungsminuten. Hier müsse
jedoch die hohe Verkehrsleistung von mehr als 130 Millionen
Trassenkilometern im Jahr berücksichtigt werden, heißt es in der Antwort
(19/3247) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2605) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Eine Ursache für die schwankende Pünktlichkeit im Fernverkehr seien
sogenannte externe Ereignisse wie etwa Stürme. Im Schienennetz würden zudem
durch Störungen unter Umständen Verspätungen auf nicht direkt betroffene
Züge übertragen. Diese sekundären Verspätungen seien vergleichbar mit einem
Stau auf der Autobahn.

Im Güterverkehr von DB Cargo kamen den Angaben zufolge 2017 rund 3,36
Millionen Verspätungsminuten zusammen. In dem Bereich liege die
Jahresleistung zum Vergleich bei 140 Millionen Trassenkilometern. Gründe
für Verspätungen war auch hier Unwetter sowie Baustellen und
Personalengpässe.

 * 

6. Linke fragt nach Feindeslisten

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Bei Rechtsterroristen, Neonazis und Rechtsextremisten
beschlagnahmte Listen mit Namen und Räumlichkeiten politischer Gegner sind
Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3350). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele
Personen und potenzielle Anschlagsziele auf den Listen verzeichnet waren,
die im Rahmen von Ermittlungen im Zusammenhang mit dem NSU sowie gegen drei
Rechtsextremisten und eine rechte Prepper-Gruppierung beschlagnahmt wurden.
Weiter fragen sie, wie viele solcher "Feindeslisten" seit 2011 insgesamt
gefunden wurden, wie viele Personen darin verzeichnet waren und ob diese
darüber informiert wurden, dass ihre Namen auf diesen Listen auftauchten.
Wie die Fragesteller schreiben, sind die Listen Teil der bereits in den
1990er Jahren in der Neonaziszene aufgekommenen "Anti-Antifa"-Strategie.
Betroffene hätten mehrfach die Sicherheitsbehörden kritisiert, weil diese
sie nur unzureichend informiert und geschützt hätten und außerdem die
Bedrohungslage relativieren würden.

 * 
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BUNDESTAG/7372: Heute im Bundestag Nr. 522 - 16.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 522

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 16. Juli 2018, Redaktionsschluss: 10.08 Uhr

1. Hoheitsrechte der Bundesländer

2. Menschenrechte in der Republik Moldau

3. Beurteilung westlicher Angriffe in Syrien

4. 41,5 Millionen Euro für Ruanda

5. Rücküberweisungen verringern Armut



1. Hoheitsrechte der Bundesländer

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesländer haben bisher keinen Gebrauch von dem
Recht gemacht, ihnen zustehende Hoheitsrechte auf grenznachbarschaftliche
Einrichtungen zu übertragen. Das schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/3218) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2830).
Unberührt davon bleibe die Zusammenarbeit in Grenzregionen unterhalb der
Übertragung von Hoheitsrechten auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen,
von der regelmäßig Gebrauch gemacht werde.

 * 

2. Menschenrechte in der Republik Moldau

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation der Menschenrechte in der Republik
Moldau erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3301).
Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zur Lage des
Justizwesens, der rechtsstaatlichen Strukturen und der
Korruptionsbekämpfung, zu den Zuständen in Haftanstalten, zu den Rechten
von Menschen mit Behinderung sowie zur Menschenrechtslage in der
"unabhängigen aber international nicht anerkannten Region Transnistrien".

 * 

3. Beurteilung westlicher Angriffe in Syrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "völkerrechtliche Beurteilung der Luftangriffe
seitens der USA, Frankreich und Großbritannien auf Syrien am 14. April
2018" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/3319). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, auf welcher
Grundlage sie diesen Militärschlag als "erforderlich und angemessen"
bewertet habe.

 * 

4. 41,5 Millionen Euro für Ruanda

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) hat in den Jahren 2015 bis 2017 insgesamt 41,5
Millionen Euro für die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit mit Ruanda
aufgewendet. Unter anderem sei damit ein Programm zur Wirtschafts- und
Beschäftigungsförderung sowie eines zu Dezentralisierung und guter
Regierungsführung finanziert worden, schreibt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/3212) auf eine Kleine Anfrage (19/2827) der AfD-Fraktion.

Die AfD hatte auch wissen wollen, ob die Bundesregierung Kenntnis über
einen Werbevertrag zwischen Ruanda und dem britischen Fußballverein FC
Arsenal habe. Diese verweist auf eine schriftliche Antwort auf eine Frage
des Abgeordneten Markus Frohnmeier (19/2766). Die Parlamentarische
Staatssekretärin im BMZ, Maria Flachsbarth, schrieb darin am 11. Juni 2018,
die Bundesregierung habe am 25. Mai 2018 durch Presseberichterstattung von
der Entscheidung Ruandas erfahren, eine Kooperation mit dem FC Arsenal
einzugehen. Dadurch sollten die Besucherzahlen und die aus dem Tourismus
generierten Einnahmen gesteigert werden. Die ökonomische Zweckmäßigkeit
dieses Engagements könne die Bundesregierung nicht beurteilen. Vertreter
der ruandischen Regierung hätten betont, dass hierfür keine Geldmittel aus
der Entwicklungszusammenarbeit verwendet worden seien, sondern Einnahmen
aus dem Tourismus.

 * 

5. Rücküberweisungen verringern Armut

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Rücküberweisungen von Migranten in Entwicklungsländer
tragen nach Auffassung der Bundesregierung "primär zur Deckung der
Grundbedürfnisse und somit zur Armutsreduzierung bei". Die Gelder würden
oftmals in Gesundheit und Bildung investiert und könnten Existenzgründungen
erleichtern, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/3186) auf
eine Große Anfrage der AfD-Fraktion (19/1955). So trügen Investitionen aus
der Diaspora in Klein- und Kleinstunternehmen zum Aufbau wirtschaftlicher
Strukturen und der Schaffung von Arbeitsplätzen bei.

Laut Weltbank habe das Gesamtvolumen der Rücküberweisungen im Jahr 2016
20,64 Millionen US-Dollar betragen. Für 2017 lägen bislang nur vorläufige
Daten, für 2018 noch keine Daten vor. Höhere Rücküberweisungen als aus
Deutschland habe es 2016 nur aus den USA, Saudi-Arabien und der Schweiz
gegeben, geht aus der Antwort hervor.

 * 
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BUNDESTAG/7371: Heute im Bundestag Nr. 521 - 16.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 521

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 16. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.26 Uhr

1. Streit über Systemische Therapie

2. Stellenangebote der Jobbörse

3. Rentenzahlungen aus dem Ausland

4. Umsetzung der europäischen Sozialpolitik

5. Eskalation in Kamerun

6. Ächtung letaler autonomer Waffen



1. Streit über Systemische Therapie

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die sogenannte Systemische Therapie als
psychotherapeutisches Verfahren wird von Experten unterschiedlich bewertet.
Wie aus der Antwort (19/3280) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/2812) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht, ist das der Grund
dafür, dass diese Therapieform noch nicht als Leistung der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) anerkannt ist. Die Fachberatungen dauern noch an,
mit einem Abschluss sei im März 2019 zu rechnen.

Der Fokus der Systemischen Therapie liegt den Angaben zufolge auf dem
sozialen Kontext psychischer Störungen. In die Therapie einbezogen würden
Mitglieder des für den Patienten bedeutsamen sozialen Systems.

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) habe im April 2013 das
Bewertungsverfahren für die Systemische Therapie bei Erwachsenen
eingeleitet und den Unterausschuss Methodenbewertung damit beauftragt. Im
August 2014 sei das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) mit der Bewertung des Nutzens und Schadens der
Therapie beauftragt worden.

Das IQWiG habe den Abschlussbericht im Mai 2017 dem G-BA vorgelegt. Seitdem
berate die zuständige Arbeitsgruppe, wobei "dissente Auffassungen zur
fachlichen Bewertung des Nutzens" der Therapie bestünden. Die Empfehlung
des IQWiG werde von den im G-BA vertretenen Organisationen unterschiedlich
wahrgenommen. Nun solle der Streit über die Einbindung einer größeren
Fachöffentlichkeit aufgelöst werden.

 * 

2. Stellenangebote der Jobbörse

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Für Stellensuchende auf der "Jobbörse" der Bundesagentur
für Arbeit besteht grundsätzlich keine Möglichkeit, "betreute" von
"unbetreuten" Stellenangeboten zu unterscheiden. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3292) auf eine Kleine Anfrage
(19/2893) der Fraktion Die Linke zum Sozialdatenschutz auf diesem
Stellenportal.

 * 

3. Rentenzahlungen aus dem Ausland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2016 bezogen rund 112.000 in Deutschland lebende
ausländische Staatsbürger im Alter von 65 Jahren oder älter eine Rente aus
dem Ausland. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3291)
auf eine Kleine Anfrage (19/2857) der AfD-Fraktion. Die Bundesregierung
verweist ferner darauf, dass Renten grundsätzlich auf Grundlage der in
Deutschland gezahlten Versicherungsbeiträge gezahlt werden und daher
unabhängig von im Ausland bestehenden Rentenansprüchen sind.

 * 

4. Umsetzung der europäischen Sozialpolitik

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Arbeitnehmerfreizügigkeit ist aus Sicht der
Bundesregierung ein hohes Gut. Das betont sie in ihrer Antwort (19/3290)
auf eine Kleine Anfrage (19/2834) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Darin
schreibt die Regierung ferner, wer von der Arbeitnehmerfreizügigkeit
Gebrauch mache und unverschuldet arbeitslos werde, handele nicht
missbräuchlich, wenn er zustehende soziale Leistungen in Anspruch nimmt.
Allerdings seien diesen Leistungen auch Grenzen gesetzt, so die Regierung.

 * 

5. Eskalation in Kamerun

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die zunehmende Eskalation der Lage in den anglophonen
Regionen Kameruns stellt nach Einschätzung der Bundesregierung im Wahljahr
2018 die größte innenpolitische Herausforderung dar. "Seit November 2017
wurden nach Angabe der Regierung 44 Angehörige der Sicherheitskräfte bei
Anschlägen mutmaßlicher anglophoner Sezessionsaktivisten getötet", heißt es
in der Antwort (19/2954) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/die Grünen (19/2622). Seit diesen tödlichen Angriffen in den anglophonen
Regionen des Landes gehe die kamerunische Armee mit großer Härte gegen
bewaffnete Gruppierungen im Grenzgebiet zu Nigeria vor. Mehrere hochrangige
Regierungsvertreter seien in den beiden anglophonen Regionen mutmaßlich von
Separatisten entführt worden. "Aufgrund der restriktiven
Informationspolitik der kamerunischen Regierung gibt es keine verlässlichen
Zahlen zu Opfern unter der Zivilbevölkerung; Berichte über hohe Opferzahlen
geben gleichwohl Anlass zu großer Sorge." Nach Zahlen des
Flüchtlingskoordinators der Vereinten Nationen (UNHCR) seien im Mai 2018
insgesamt 21.291 kamerunische Flüchtlinge in Nigeria registriert worden.
Das Amt des Nothilfekoordinators der Vereinten Nationen (OCHA) geht in
einer im Mai 2018 veröffentlichten Statistik von insgesamt 160.000
Binnenvertriebenen in den anglophonen Regionen aus. "Seit Beginn des
Vorwahlkampfes (Mitte 2017) sind in Einzelfällen Eingriffe in die Presse-,
Meinungs- und Versammlungsfreiheit festzustellen. Demonstrationen und
Pressekonferenzen oppositioneller Ausrichtung werden teilweise mit Verweis
auf eine potentielle Gefährdung der öffentlichen Ordnung verboten ",
schreibt die Bundesregierung. In den anglophonen Regionen blieben
Demonstrationen und Versammlungen grundsätzlich untersagt.

 * 

6. Ächtung letaler autonomer Waffen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt sich für die Ächtung letaler
autonomer Waffensysteme ein, die dem Menschen die Entscheidungsgewalt über
Leben und Tod entziehen. "Oberste Leitlinie in allen Fragen des Einsatzes
von Kriegswaffen sind die Vorgaben des internationalen Rechts, insbesondere
des humanitären Völkerrechts, das unter anderem den Einsatz von Waffen
verbietet, wenn nicht zwischen Kämpfern und Zivilisten unterschieden werden
kann und gegen das Gebot zur Verhinderung übermäßiger Leiden verstoßen
wird", heißt es in der Antwort (18/3219) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2816). Insbesondere müsse bei
Entscheidungen über Leben und Tod immer der Mensch die letzte Verantwortung
tragen.

Maßgeblich auf Initiative der Bundesregierung sei 2014 eine informelle
Arbeitsgruppe im Rahmen des Waffenübereinkommens der Vereinten Nationen
(CCW) gebildet worden. "2015 und 2016 führte Deutschland den Vorsitz der
Arbeitsgruppe und konnte in dieser Zeit den inhaltlichen Rahmen der
Diskussion entscheidend mitdefinieren. Die inhaltlichen Fortschritte der
Arbeitsgruppe ermöglichten 2016 eine Einigung über die Erteilung eines
Mandats für eine Gruppe der Regierungsexperten (GGE) innerhalb der CCW mit
dem Auftrag, konkrete Optionen für die Regulierung letaler autonomer
Waffensysteme zu entwickeln."

 * 
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BUNDESTAG/7370: Heute im Bundestag Nr. 520 - 16.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 520

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 16. Juli 2018, Redaktionsschluss: 08.36 Uhr

1. Eurozone soll noch stabiler werden

2. Bund nicht zuständig für Kirchensteuer

3. Verkehrszeichen wird nicht geändert

4. Sieben unterschiedliche Bahnsteighöhen

5. Viele leerstehende Bahn-Immobilien

6. Regierung lehnt Homo-Heilungen ab



1. Eurozone soll noch stabiler werden

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung setzt große Erwartungen in die
Weiterentwicklung des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM). Ob dieser
dann "Europäischer Währungsfonds" heißen werde, sei noch nicht abschließend
geklärt, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/3220) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2813). Die Weiterentwicklung soll in
zwei Schritten erfolgen. Zunächst soll eine Änderung des ESM-Vertrages
umgesetzt werden. In einem zweiten Schritt soll der ESM dann in den
EU-Rechtsrahmen übertragen werden. In diesem Zusammenhang begrüßt die
Regierung die Absicht, mit der Vergabe kurzfristiger Kredite ein neues
Instrument zu schaffen, das "zur weiteren Stabilisierung der Eurozone"
beitragen könne. Dieses Instrument "würde es ermöglichen, Mitgliedstaaten,
die zwar gute wirtschaftliche und fiskalische Daten haben, aber durch
äußere Umstände in Schwierigkeiten geraten, ohne volles Anpassungsprogramm
kurzfristig zu unterstützen", heißt es in der Antwort. Bei der Reform des
ESM stünden die Beteiligungsrechte des Deutschen Bundestages nicht zur
Disposition, wird versichert.

Außerdem setzt sich die Bundesregierung im Bereich des ESM für eine
Verbesserung des bestehenden Rahmens zur Förderung der
Schuldentragfähigkeit ein. Deutschland und Frankreich würden den baldigen
Beginn der Arbeiten zur Einführung von Umschuldungsklauseln in Anleihen der
Mitgliedstaaten der Währungsunion anstreben. Damit wäre bei einer
Schuldenrestrukturierung nur eine Gläubigerabstimmung notwendig.

Ebenfalls große Erwartungen bestehen für den von Deutschland und Frankreich
vorgeschlagenen Haushalt für die Eurozone. Durch Investitionen in
Innovationen und Humankapital sollen Wettbewerbsfähigkeit, Konvergenz und
Stabilisierung in der Eurozone gefördert werden. "Die Finanzmittel würden
aus nationalen Beträgen, zugewiesenen Steuereinnahmen und europäischen
Mitteln stammen", schreibt die Regierung in der Antwort. Auf Fragen nach
der Bankenunion heißt es, es sei zunächst eine Risikoreduktion notwendig,
unter anderem durch den Abbau notleidender Kredite.

 * 

2. Bund nicht zuständig für Kirchensteuer

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Erhebung der Kirchensteuer fällt nicht in die
Zuständigkeit des Bundes. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/3286) auf eine Kleine Anfrage (19/2917) der AfD-Fraktion mit, die sich
nach Nachforderungen der Kirchensteuer von Bürgern der ehemaligen DDR
erkundigt hatte. Die Bundesregierung verweist darauf, dass Fragen der
Kirchensteuer in den jeweiligen Kirchensteuergesetzen der Bundesländer
geregelt seien.

 * 

3. Verkehrszeichen wird nicht geändert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hält die im Zusammenhang mit dem
Straßenschild "Landwirtschaftlicher Verkehr frei" geltenden Regelungen für
sinnvoll und sieht keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Die derzeitige
Regelung ermögliche eine auf den konkreten Einzelfall bezogene Lösung durch
die zuständige Straßenverkehrsbehörde, heißt es in der Antwort (19/3216)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2791) der FDP-Fraktion.

Durch die Möglichkeit, Ausnahmen zu erteilen, stehe der Behörde zusätzlich
ein flexibles Instrument zur Verfügung. In der Antwort wird detailliert
erläutert, für wen das Schild gilt und für wen nicht.

 * 

4. Sieben unterschiedliche Bahnsteighöhen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Deutsche Bahn AG hat bundesweit 9.231 Bahnsteige in
sieben unterschiedlichen Kantenhöhen aktiv in Betrieb. Das geht aus der
Antwort (19/3246) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2814) der
FDP-Fraktion hervor.

Die Bahnsteighöhe variiert dabei von weniger als 38 bis 103 Zentimeter. Die
größte Kategorie bilden Bahnsteige mit einer Höhe von 76 Zentimetern
(2.634), gefolgt von Plattformen mit 55 Zentimeter Höhe (2.328), solchen
mit 38 Zentimeter (1.653) und weniger als 38 Zentimeter (1.846) Höhe.
Ferner sind 704 Bahnsteige 96 Zentimeter hoch, 58 Plattformen kommen auf
103 Zentimeter, acht auf 85 Zentimeter.

Die Züge der Deutschen Bahn sind nach Angaben des Unternehmens
grundsätzlich für mobilitätseingeschränkte Reisende geeignet. Sie hätten
einen ausreichend breiten Einstieg, mehrere Rollstuhlstellplätze und eine
Universaltoilette. Der Zugang zu älteren Zügen werde an vielen Bahnhöfen
über mobile Hublifte ermöglicht. Moderne Züge hätten integrierte Hublifte
oder Rampen und seien unabhängig vom Bahnhof.

 * 

5. Viele leerstehende Bahn-Immobilien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundeseisenbahnvermögen (BEV) verfügt allein in Berlin
über 72 derzeit ungenutzte Wohneinheiten. Insgesamt sind in Berlin 280
Wohneinheiten im Immobilienbesitz der Behörde, wie aus der Antwort
(19/3245) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2291) der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht.

Bundesweit verfügt das BEV in Großstädten über 599 Wohneinheiten, darunter
sind derzeit 83 unbewohnt.

 * 

6. Regierung lehnt Homo-Heilungen ab

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung lehnt sogenannte Konversions- oder
Reparationstherapien zur vorgeblichen Heilung von Homosexualität strikt ab.
Im Einklang mit dem Weltärztebund und der Bundesärztekammer (BÄK) werde die
Auffassung vertreten, dass Homosexualität keine Krankheit sei und daher
auch keiner Behandlung bedürfe, heißt es in der Antwort (19/3279) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2846) der Fraktion Die Linke.

Der Weltärztebund habe in einer Entschließung von 2013 festgestellt, dass
es für Ärzte unethisch sei, sich an solchen Therapieformen zu beteiligen.
Die Bundesregierung wende sich gegen jede Form der Diskriminierung und
wolle einen Beitrag leisten für konkrete Verbesserungen der Lebenssituation
homosexueller und transidenter Frauen und Männer.

 * 

Quelle:
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EUROPA/1550: Wir brauchen ein europäisches Außenwirtschaftsgesetz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Juli 2018

THEURER: Wir brauchen ein europäisches Außenwirtschaftsgesetz



Zum EU-China-Gipfel erklärt
der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Der Gipfel betont den hohen Stellenwert, den China als
Handelspartner Deutschlands und Europas hat. Dennoch gibt es in den
Handelsbeziehungen große Probleme, vor denen wir nicht die Augen
verschließen dürfen: So kaufen chinesische Unternehmen in Deutschland
Schlüsseltechnologien ohne umfassende Transparenz- und
Informationspflichten auf. Daher brauchen wir dringend ein
europäisches Außenwirtschaftsgesetz.

Zudem fehlt es im Handel mit China an Symmetrie: Chinesische
Unternehmen genießen hierzulande vollen Marktzugang und den Schutz
des Rechtsstaats, während deutsche Unternehmen in China
Joint-Venture-Zwang, mangelhaftem Schutz von geistigem Eigentum und
unzureichender Rechtsstaatlichkeit ausgesetzt sind. Nicht zuletzt
muss die EU klar machen, dass die aktuelle Menschenrechtslage in
China inakzeptabel ist. Erst wenn sich die Situation erheblich
verbessert, kann China zu einem echten Partner Europas werden."

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/922: Spahns Ankündigung zur elektronischen Patientenakte ist ambitionslos


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. Juli 2018

ASCHENBERG-DUGNUS: Spahns Ankündigung zur elektronischen Patientenakte ist ambitionslos



Zu den Medienberichten über die elektronische Patientenakte erklärt
die gesundheitspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Christine
Aschenberg-Dugnus:

"Patientendaten digital zugänglich zu machen, ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Spahns Ankündigung ist allerdings reichlich
ambitionslos und der Schritt längst überfällig. Wie sehr der
Bundesgesundheitsminister hinterherhinkt, zeigt sich schon dadurch,
dass Krankenkassen bereits mit eigenen Konzepten gestartet sind. Wir
brauchen dringend einen Rahmen, um den Wettbewerb zwischen den
Krankenkassen zu regeln. Dabei ist es wichtig, dass die Patienten
selbst entscheiden, ob und welche ihrer Daten gespeichert werden
dürfen.

Die elektronische Patientenakte darf nicht nur Stückwerk im
Digitalisierungsprozess sein. Wir brauchen ebenfalls eine
funktionierende Telematikinfrastruktur bei Ärzten, in Krankenhäusern
und in Pflegeeinrichtungen. Daher setzt sich die FDP-Fraktion für ein
E-Health-Gesetz mit Lösungen für das digitale Rezept sowie einer
Vernetzung und Optimierung der sektorenübergreifenden Versorgung
ein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de
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BAYERN/4944: Studie des Umweltbundesamt widerlegt Aussagen der Staatsregierung zu PFOA-Belastung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Juli 2018

Fehlentwicklungen bei Embryonen, Unfruchtbarkeit, Immunschwäche - Studie des Umweltbundesamt widerlegt Aussagen der Staatsregierung zu PFOA-Belastung

SPD-Verbraucherschützer Florian von Brunn sieht mögliches strafrechtlich relevantes Verhalten der Behörden



Fehlentwicklungen bei Embryonen, Unfruchtbarkeit, Immunschwäche, Leberschäden - das sind die Gefahren durch die im Blut von Menschen aus dem Landkreis Altötting gefundenen erhöhten PFOA-Werte. Das Umweltbundesamt hat Studien mit fast 70.000 Patienten ausgewertet und kommt in einer offiziellen Stellungnahme zu dem Schluss, dass eine Überschreitung der Schwellenwerte - wie im Raum Altötting geschehen - erhebliche gesundheitliche Schäden zur Folge haben kann. Das bayerische Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit behauptet dennoch das Gegenteil. Für den SPD-Abgeordneten Florian von Brunn ist dieses Verhalten der Staatsregierung und ihrer Behörden möglicherweise strafrechtlich relevant. "Die Behörden müssen alles tun, um Gefahren für Leib und Leben möglichst abzuwehren. Doch die zuständigen Minister setzen auf Verschleierung. Die betroffenen Menschen haben ein Anrecht auf umfassende und fundierte Informationen und Vorsorgemaßnahmen. Aber den politisch Verantwortlichen der CSU-Staatsregierung geht es nur darum, sich möglichst reinzuwaschen. Ich gehe davon aus, dass die Staatsanwaltschaft dieses fragwürdige Vorgehen überprüft."

Der durchschnittliche PFOA-Gehalt der Altöttinger Bevölkerung liegt bei 20 Mikrogramm pro Liter Blut. Das hat das Landesamt nach einer Untersuchung von 906 Menschen offiziell mitgeteilt. Bereits ab 2 Mikrogramm pro Liter kann laut Umweltbundesamt die weibliche Zyklus-Länge beeinflusst werden, außerdem können Eierstockzysten hervorgerufen werden, welche eine der wichtigsten Ursachen für unerfüllten Kinderwunsch darstellen. Erhöhte Konzentrationen von solchen perfluorierten Substanzen werden auch mit dem Risiko für ein zu niedriges Geburtsgewicht in Verbindung gebracht. Der Schwellenwert liegt hier für PFOA bei 3,9 Mikrogramm pro Liter.

Hinzu kommt, dass neben PFOA zusätzlich auch der verwandte und ebenfalls gefährliche Stoff PFOS im Blut der Anwohner gefunden wurde. Laut Umweltbundesamt summieren sich die Mengen dieser Chemikalien im Körper und steigern damit das Gesundheitsrisiko weiter. So liegt der Schwellenwert für eine Schwangerschaftsvergiftung, die schwere Komplikationen für Mutter und das ungeborene Kind verursachen kann, bei 21,2 Mikrogramm PFOA pro Liter, für PFOS bei 13,6 Mikrogramm pro Liter. Diese Werte wurden durch eine Studie mit über 5000 Schwangeren ermittelt.

Auch der Impfschutz gegen Diphtherie und Tetanus bei fünf- bis siebenjährigen Kindern wird nach wissenschaftlichen Erkenntnissen des Umweltbundesamts durch diese Chemikalien herabgesetzt. Der Schwellenwert liegt für PFOA bei unter 5 Mikrogramm pro Liter, für PFOS bei 1,3 Mikrogramm pro Liter.

Der SPD-Verbraucherschützer von Brunn zeigt sich entsetzt, wie die Staatsregierung und ihre Behörden angesichts dieser Schwellenwerte und unabhängigen Messergebnisse behaupten können, dass die gefundenen Konzentrationen im Blut "nicht mit einer Gesundheitsgefährdung gleichzusetzen" sein sollen. Es bestehe "keine konkrete gesundheitliche Gefährdung", behauptet das Landesamt im Bericht auf seiner Homepage. Von Brunn warnt: "Hier wird die Bevölkerung getäuscht und die Gefahr bewusst heruntergespielt."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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BAYERN/4943: Altersarmut in Bayern stark gestiegen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Juli 2018

Altersarmut in Bayern stark gestiegen

SPD-Anfrage zeigt: 450.000 Menschen über 65 Jahre armutsgefährdet - Fast jede fünfte Frau betroffen - Sozialpolitikerin Doris Rauscher fordert Entlastung bei Alltags- und Wohnkosten und zügige Verbesserungen bei der Rente



Rund 280.000 Frauen und 170.000 Männer über 65 Jahre sind im Freistaat von Armut bedroht. Das geht aus der Antwort der bayerischen Staatsregierung auf eine aktuelle Anfrage (PDF, 78 kB) der SPD-Landtagsfraktion hervor. Die Armutsgefährdungsquote dieser Bevölkerungsgruppe liegt somit bei 17,6 Prozent (Stand 2016). Mit 19,7 Prozent ist sogar fast jede fünfte über 65-jährige Frau betroffen, bei den Männern beläuft sich die Quote auf 15,0 Prozent.

Diese Zahlen bedeuten zugleich einen spürbaren Anstieg der Altersarmut in Bayern: So ist die Armutsgefährdungsquote der älteren Bevölkerung zwischen 2006 und 2016 insgesamt um 3,5 Prozentpunkte gestiegen, die der älteren Frauen um 3,9 Prozentpunkte und die der älteren Männer um 3,1 Prozentpunkte.

Zudem liegt inzwischen in drei der sieben bayerischen Regierungsbezirke die Armutsgefährdung in dieser Altersgruppe bei über 20 Prozent, und zwar in Unterfranken (20,7 Prozent), Niederbayern (20,5 Prozent) und der Oberpfalz (20,2 Prozent).

Zur Erläuterung: Die Zahlen der Staatsregierung zur Armutsgefährdung orientieren sich am bundesweiten Median (Mittelwert) der sogenannten Nettoäquivalenzeinkommen. Als armutsgefährdet gilt demnach, wer weniger als 60 Prozent dieses Medianeinkommens hat. Für Personen über 65 Jahre liegt es aktuell bei etwa 1.400 Euro, die Armutsgefährdungsschwelle folglich bei 840 Euro.

Angesichts dieser Zahlen fordert SPD-Sozialpolitikerin Doris Rauscher, ältere Menschen in Bayern verstärkt bei Alltags- und Lebenshaltungskosten zu entlasten und die im Koalitionsvertrag der Bundesregierung vereinbarten Verbesserungen bei der Rente zügig umzusetzen. "Die geplante Absicherung der gesetzlichen Rente auf heutigem Niveau bis 2025 und die Einführung einer Grundrente tragen entscheidend dazu bei, die Alterssicherung zukunftsfähig zu gestalten. Damit sorgen wir für mehr Sicherheit im Alter und Respekt vor der Lebensleistung älterer Menschen." Deshalb gehe es nun darum, dass sich alle Koalitionspartner auf Bundesebene konstruktiv an der Umsetzung dieser Maßnahmen beteiligen.

Auf Landesebene mahnt Rauscher insbesondere in den Bereichen Wohnen und Mobilität Reaktionen an: "Wohnen wird im Freistaat mehr und mehr zur Armutsfalle. Es kann nicht sein, dass Menschen, die teilweise seit Jahrzehnten in einer Wohnung gelebt haben, dort 'herausrenoviert' werden und ihre Heimat verlassen müssen, weil sie sich ihre Miete nicht mehr leisten können. Der Freistaat muss hier schleunigst entgegensteuern und beispielsweise die Sozialbindung von gefördertem Wohnraum verlängern."

Zur Verbesserung der Mobilität von Seniorinnen und Senioren macht sich Rauscher außerdem für die Einführung eines Bayerischen Seniorentickets stark. Darüber hinaus müsse der Zugang zu Kultur-, Freizeit- und Gesundheitsangeboten sichergestellt und entsprechend staatlich gefördert werden. Ein entsprechender SPD-Antrag (PDF, 214 kB) war diese Woche im Landtag von der CSU-Mehrheitsfraktion abgelehnt worden.

Die Themen Rente, Wohnen und Mobilität stehen auch im Mittelpunkt des Fachgesprächs "Gut leben im Alter", das die SPD-Fraktion am 19. Juli 2018 ab 14:30 Uhr im Konferenzsaal des Bayerischen Landtags veranstaltet.

 * 
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HAMBURG/4437: Hamburg braucht endlich eine neue Strategie für den Hafen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. Juli 2018

Hamburg braucht endlich eine neue Strategie für den Hafen



Die französische Reederei CMA CGM will sich an einem Containerterminal im Hamburger Hafen beteiligen - mit Ausnahme von Hapag-Lloyd gibt es bisher keine derartigen Beteiligungen. "CMA CGM macht so etwas natürlich nicht aus Uneigennützigkeit", erklärt dazu Norbert Hackbusch, hafenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Frühere Erfahrungen zeigen, dass Reedereien einen überproportional kräftigen Anteil am Ertrag ,ihres' Terminals einstreichen. Den Nachteil hat das Terminalunternehmen und damit die Stadt."

An Terminals beteiligte Reedereien sind gegenüber anderen privilegiert - weshalb nun Hapag-Lloyd auch eine Beteiligung an Burchardkai oder Tollerort anstrebt. Den Terminal Altenwerder, an dem die Reederei bereits beteiligt ist, können ihre neuen Containerschiffe wegen der Köhlbrandbrücke nicht anlaufen. "Vor einer Beteiligung von CMA CGM sollten wir daher eine strategische Diskussion über die Weiterentwicklung des Hamburger Hafens führen", fordert Hackbusch. "Das ist auch aufgrund der stagnierenden Umschlagzahlen seit langem überfällig."

 * 
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HAMBURG/4436: Jobcenter wollte 2017 über 1.000 Haushalte zum Umzug zwingen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. Juli 2018

Jobcenter wollte 2017 über 1.000 Haushalte zum Umzug zwingen



1.037 Haushalte wollte das Jobcenter Hamburg im letzten Jahr zum Umzug zwingen - im Schnitt drei pro Tag. Grundlage ist das so genannte Kostensenkungsverfahren, mit dem die Mietkosten von Menschen im SGB II-Bezug gedrückt werden sollen. Das ergibt eine Anfrage (Drs. 21/13584) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Wir alle wissen, dass in Hamburg bezahlbarer Wohnraum krasse Mangelware ist", erklärt dazu Carola Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion. "Um nicht aus der teuren Hansestadt wegziehen zu müssen, sparen sich Betroffene oft die über die vom Jobcenter akzeptierte Miete hinausgehenden Beträge vom Regelsatz ab - bundesweit tun das fast 20 Prozent der Hartz IV-Bezieher_innen. Wer aber bereits verschuldet ist, schafft das nicht." Der Senat bestätigt nun, dass er sich bei den Angemessenheitsgrenzen am unteren Preissegment des Mietenspiegels orientiert. "Das ist weit weg von der Realität", so Ensslen: "Die tatsächlichen Mieten sind viel höher. Die Realität muss Maßstab für die Mietobergrenzen der Jobcenter sein."

"Der Umzugszwang ist in den allermeisten Fällen unmenschlich", ergänzt Cansu Özdemir, sozialpolitische Sprecherin der Fraktion. "Er reißt Menschen aus ihrer vertrauten Umgebung und trägt zur weiteren sozialen Spaltung in Hamburg bei. Oft sind Betroffene von Kostensenkungsverfahren sogar von Wohnungs- oder gar Obdachlosigkeit bedroht. Denn Mietschulden werden in diesen Verfahren nicht übernommen, Ausnahmen macht das Jobcenter nur, wenn es die Kosten der Wohnung für angemessen hält. Diese unsoziale Praxis muss ein Ende haben."
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RECHT/657: Der Internationale Strafgerichtshof muss gestärkt werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Juli 2018

Arbeitsgruppen: Menschenrechte und humanitäre Hilfe, 

Recht und Verbraucherschutz

Der Internationale Strafgerichtshof muss gestärkt werden



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher;

Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:

Die Bundesregierung muss sich darum bemühen, dass weitere Staaten den Internationalen Strafgerichtshof anerkennen. Nur so kann das Gremium auch in den nächsten Jahren glaubwürdig bleiben.

"Am 17. Juli 1998 wurde mit der Verabschiedung des Römischen Statuts der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) gegründet, dem mittlerweile 123 Staaten beigetreten sind. Trotzdem drohen die schweren Menschenrechtsverbrechen der vergangenen Jahre, die im Irak und Syrien begangen wurden, strafrechtlich ungeahndet zu bleiben. Da weder Syrien noch der Irak zu den Vertragsstaaten des Rom-Statuts gehören und diese Staaten die Gerichtsbarkeit des IStGH auch nicht anerkannt haben, kann der IStGH nicht tätig werden. Gegen Menschen, die etwa in syrischen Gefängnissen gefoltert haben, bleibt damit nur ein Verfahren nach dem Völkerstrafrecht. Der Generalbundesanwalt hat bereits Ermittlungen aufgenommen, Zeugen vernommen und wird über die Beantragung internationaler Haftbefehle entscheiden.

Um dem Weltrechtsprinzip mehr Geltung zu verschaffen, soll sich die Bundesregierung für eine Stärkung des Internationalen Strafgerichtshofs einsetzen. Dazu hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung anlässlich des 20-jährigen Bestehens des IStGH in einem interfraktionellen Antrag aufgefordert. Die Glaubwürdigkeit des Gerichts ist davon abhängig, dass möglichst viele Staaten die Gerichtsbarkeit anerkennen. Die ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates China, Russland und USA unterstützen den Strafgerichtshof leider nicht. Ebenso wenig wie Indien, Indonesien, Israel, Saudi-Arabien, die Türkei und eine zunehmende Anzahl afrikanischer Staaten. Die Bundesregierung ist daher aufgefordert, sich auf internationaler und bilateraler Ebene darum zu bemühen, dass sich weitere Staaten dem IStGH anschließen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/056: Uruguay - Interview mit dem "Leuchtturm" der Linken, Pepe Mujica (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Uruguay

Interview mit dem "Leuchtturm" der Linken: Pepe Mujica

Von Nicolás Trotta
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Pepe Mujica

By ProtoplasmaKid [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons



(Fortaleza, 9. Juli 2018, Adital/poonal).- Pepe Mujica
(Ex-Präsident von Uruguay von 2010-15) lebt mit der aktuellen
Vizepräsidentin Lucía Topolansky einfach und genügsam auf einem Hof
außerhalb von Montevideo. Mujica hasst das Wort Austerität. Er sagt,
es werde benutzt, um Rechte zu beschneiden und Menschen die Arbeit
wegzunehmen. "Lebe nach deinen Idealen oder deine Ideale werden sich
danach richten, wie du lebst" (Vive como piensas, o pensarás como
vives), sagt dieser ungewöhnliche Mensch immer wieder, der für die
lateinamerikanische Linke ein Leuchtturm ist.

Zusammen mit Victor Santa María (Generalsekretär der
argentinischen Gewerkschaft SUTHER für Hausmeister*innen und andere
Beschäftigte im Bereich Gebäudeservice) und Alberto Gille (Herausgeber
der uruguayischen Zeitschrift Caras y Caretas) empfing uns Mujica mit
seiner gewohnten Herzlichkeit und wir konnten zwei Stunden des
Gesprächs aufzeichnen. Dieses Material wird Ende August 2018 an zwei
Samstagen in der Sendung "Latinoamérica Piensa" ausgestrahlt.

Während wir uns in ein kleines Wohnzimmer setzten, voll mit
Büchern und Erinnerungsstücken, kochte Lucía Schnitzel fürs
Mittagessen. Als wir uns zum Interview trafen, hatte er Lula (Luiz
Inácio Lula da Silva, Ex-Präsident von Brasilien) gerade einen Besuch
in seiner Gefängniszelle in Curitiba, Brasilien abgestattet. Mujica
sieht Lula als "Friedensstifter" inmitten der brasilianischen
Widersprüche.

Wie ging es Lula bei deinem Besuch?

Er machte einen guten Eindruck, etwas dünner und immer mit seinem
witzigen Temperament, aber er war auch entsetzt darüber, was gerade in
Brasilien passiert; der Ausverkauf des staatlichen Eigentums und die
Änderung der Arbeitsgesetze. Er sieht diese Episode, die auch die
Absetzung Dilmas einschließt, als Teil eines Projektes, das darauf
abzielt, die Bedingungen im Land grundlegend zu verändern: So werden
zukünftigen progressiven Regierungen heute durch internationale und
langfristige Verpflichtungen die Hände gebunden. Das heißt, das
witzige Temperament ist immer noch da, aber verbunden mit ziemlich
tragischen Gedanken. Lula ist der einzige, der Brasilien die
Lebensfreude wiederbringen kann.

Hat der Besuch im Gefängnis auch eigene Erinnerungen an deine
14-jährigen Haftzeit während der Diktatur wachgerufen?

Es ist paradox. Das ist die Fratze, die das Leben zeigt. Dieses
Gefängnis wo Lula ist, ist sehr modern und wurde während seiner
Amtszeit erbaut. Er ist in einer guten Zelle, sie ist groß, es gibt
einen Fernseher und ein normales Bett. Auf keinen Fall luxuriös, aber
anständig. Das kann man mit meiner Zelle nicht vergleichen und ich
hoffe, dass Lula niemals etwas ähnliches passieren wird.

Normalerweise sprichst du dich gegen die Wut aus. Aber wie hast du
das geschafft, nach dem Gefängnisaufenthalt ohne Wut zu leben?

Mich ärgern Hass und Fanatismus. Eine Sache ist die Leidenschaft und
die andere ist Fanatismus. Der Hass ist wie die Liebe - blind. Die
Liebe hat den Vorteil, dass sie schöpferisch und konstruktiv ist. Der
Hass ist destruktiv. Wenn jemand immer zurück schaut und darauf aus
ist, offene Rechnungen aus der Vergangenheit zu begleichen und nicht
nach vorne schaut, ist es so, als ob diese Person sich im Kreis dreht.
Die Natur ist weise. Es wäre super, wenn sie uns ein Auge am
Hinterkopf geschenkt hätte, um uns den Rücken freizuhalten. Aber sie
hat uns zwei nach vorne gerichtete Augen gegeben: Das Leben ist
morgen, ist Zukunft. Ich erinnere mich an Schmerzen und Angstzustände.
Aber man muss für den Morgen danach leben. Das ist vielleicht auch
eine Frage des Temperaments. Ich habe nie daran geglaubt, als
Gefangener zu sterben. Ich habe auch nie geglaubt, dass ich nach dem
Gefängnis aufhören würde, politisch aktiv zu sein. Ich habe auch nicht
gedacht, dass ich mal Präsident sein werde oder dergleichen. Aber ich
war überzeugt, dass ich weiter kämpfen werde.

Was bereust du?

Ufff. Da gibt es viele Dinge. Was ich am meisten bereue, ist, dass ich
nicht schnell genug schießen kann. Denn so haben sie mich geschnappt
und in den Knast gesperrt. Ich hätte ein bisschen schneller laufen
müssen, ein sportliches Versagen. Zurück zu Brasilien, ich muss sagen,
dass Lula ein Mann des Dialogs ist, ein Reformer, der 40 Millionen
Menschen den Ausweg aus der Armut ermöglicht hat. Aber trotz dessen,
dass er ein Mann des Konsens' ist, haben die Wirtschaftseliten es
geschafft, einen Unschuldigen hinter Gitter zu bringen und eine
Präsidentin ohne Grund abzusetzen.

Wie siehst du Argentinien zur Zeit?

Ich bin Uruguayer. Oder besser gesagt, ein Argentinier, den sie
vom Hafen in Buenos Aires weggekickt haben. Das ist die wahre
Geschichte und ich halte nicht viel davon, darüber zu reden, wie ich
Argentinien sehe. Das ist so, als würde ich mich in ein Dorf
einmischen, das mein Dorf ist und gleichzeitig würde es negativ
interpretiert werden.

Wir sind eine Nation, aufgeteilt in zwei Länder.

Zweifellos. Was ich dir aus geschichtlichen Erfahrungen sagen kann,
ist, dass, wenn es Argentinien schlecht geht, es auch hart für uns
wird. Was mich am meisten besorgt, ist die Verschuldung, denn
irgendwann muss dafür bezahlt werden und ich weiß, was dann passiert.
Die Geschichte wiederholt sich. Ich bin auch gelangweilt von den
ständigen Wiederholungen, dass Argentinien total kaputt ist. Das
stimmt nicht. Argentinien ist aufgeschmissen, aber nicht total kaputt.
Denn später wird das Land wieder auf die Beine kommen Es hat den
Nachteil, zu viele natürliche Vorkommen zu haben und neigt zur
Verschwendung, aber es ist mein Land und es schmerzt mich.

Was hätte die Linke unternehmen müssen, um in eine
Auseinandersetzung über die tatsächlichen Machtverhältnisse in
Lateinamerika zu gehen, um so etwas zu vermeiden?

Ich glaube, es ist schwierig, die wahre Geschichte mit dem
zusammenzubringen, wie sie sich uns im einzelnen präsentiert. Das ist
ein Zusammenspiel von Handlungen und Reaktionen und Begrenzungen. An
die Regierung zu kommen, ist weit davon entfernt, an die Macht zu
kommen. Und ich denke, dass wahrscheinlich die große Mehrheit der 40
Millionen Personen, die der Armut entflohen sind, dies ihrer eigenen
Tatkraft zuschreiben oder Gott oder sonst wem. Aber sie sehen nicht
die Politik, die dahinter steckt und deren grundsätzliche Aufgabe
darin besteht, zu schauen, wie man den öffentlichen Reichtum in einer
Gesellschaft verteilt. Dieses Phänomen wird nicht gesehen und so ist
die Zahl der Konsument*innen gestiegen, was nicht mit der Zahl der
Bürger*innen gleichzusetzen ist, die mitkriegen, welches Drama sie
erleben. Deswegen ist es eins der größten Probleme, aber es ist nicht
neu, im Grunde genommen ist es das gleiche Schema, was es auch in
meiner Generation gab.

Was hat es mit diesem Problem genau auf sich?

Wir dachten, dass sich die Welt ändern würde, wenn wir nur die
Produktions- und Verteilungsverhältnisse ändern würden. Indem wir die
Strukturen änderten, würden wir einen anderen oder besseren Menschen
schaffen. Und wir haben nicht bemerkt, dass ein System gleichzeitig
auch eine Kultur erschafft, die ihm langfristig dient; so
interpretiere ich das. Genau so wie der Verzicht im Mittelalter die
Funktion hatte, es als Tal der Tränen zu sehen an dessen Ende das
Paradies auf einen wartete. Der jetzige Abschnitt der
hyper-konsumistischen Gesellschaft, wo wir alle mit dabei sind, ist
funktional für das Gewinnstreben und zielt darauf ab, uns alle zu
Konsument*innen zu machen. Wir haben die alten Religionen durch eine
neue ersetzt, den Markt. Und der ist stärker als jede Armee, weil es
eine stillschweigende und unterschwellige Kultur ist, die in jedem
Zuhause eine Rolle spielt. Es gibt also 40 Millionen, die aus der
Armut herausgekommen sind und sie wollen immer mehr, sie sind
überheblich, potentielle Konsument*innen. Und wir glauben, dass dies
mit Glück gleichzusetzen ist.

Was kannn die Bevölkerung tun, um eine kulturelle und
werteorientierte Reform anzustoßen, wenn man bedenkt, dass der Prozess
in Lateinamerika sich vor allem auf die Ausweitung von Konsum-Rechten
bezogen hat?

Vorsicht mit plumpen Analysen. Es geht nicht darum, dass man nicht
danach streben sollte, die Güter einer Gesellschaft zu vervielfachen.
Das ist eine andere Geschichte. Was hier passiert ist, dass diese
Kultur auf der einen Seite zu Verschwendung von Ressourcen für
Überflüssiges führt und auf der anderen Seite lebensnotwendige
Bedürfnisse nicht erfüllt werden, über die ein wesentlicher Teil der
Bevölkerung verfügt. Wenn man überall in Afrika wie ein europäischer
Hund essen könnte, würden sie nicht mit dem Tod ringen oder im
Mittelmeer ertrinken. Und hier stellt sich eine tiefgreifende ethische
Frage. Sind die Leute glücklicher? Setzen wir uns damit auseinander
oder kümmern wir uns nur um die Entwicklung? Die Politik tut viel
dafür, diese elementaren Fragen zu umgehen und macht sich damit selbst
zu einem Anhängsel der Ökonometrie. Es ist sehr fraglich, ob es uns
besser geht, weil das BIP gestiegen ist. Ist die japanische
Gesellschaft glücklicher als die wenigen Ureinwohner im Amazonas? Da
habe ich echte Zweifel dran. Und alle rennen wir dem gleichen
hinterher. Und wir haben nur einen einzigen Reichtum und das ist das
Wunder, am Leben zu sein, aber das Leben ist endlich und es gibt
keinen Supermarkt, der uns Lebenszeit verkauft. Wenn wir etwas kaufen,
kaufen wir das nicht mit Geld, sondern mit unserer Lebenszeit. Wenn
unser ganzes Leben drauf geht, um Rechnungen bezahlen zu können ...
Die Welt hat niemals zuvor soviel produziert wie heute, aber die
Ungleichheit ist auch gestiegen wie nie zuvor.

Was ist die Alternative?

Es ist schwierig sich vorzustellen, wie man eine Wechselbeziehung der
Kräfte gestalten kann, für die es notwendig ist, viele erlernte Dinge,
die Teil des gesellschaftlichen Konsens sind, zur Seite zu legen und
ein Paradigma aufzubauen, das ein Gleichgewicht zwischen dem Ich und
dem Wir sucht. Die aktuelle Kultur braucht uns als Individuen.
Anthropologisch gesehen sind wir Herdentiere, wir brauchen die
Gesellschaft. Der menschliche Fortschritt ist Ergebnis unseres
anthropologischen Instinktes, uns in Gruppen zusammen zu tun und als
Gesellschaft zu funktionieren. Was aus der Zivilisation hervorgegangen
ist, ist der Aufbau von und das Leben in Gesellschaften. Und der ganze
Fortschritt, der uns umgibt, ist die Folge dieser Konstruktion. Die
Zivilisation ist die intergenerationale Solidarität. Aber wir sind
Individuen.

Und das heißt?

Es gibt einen gesunden Schuss Egoismus in jedem Menschen, wie alle
Lebewesen ihn haben, weil wir darauf programmiert sind, für das
Überleben zu kämpfen. Dieser Egoismus muss mit der Existenz und der
Notwenigkeit, in Gesellschaft zu leben. in Einklang gebracht werden.
Das ist die Aufgabe der Politik. Die Politik ist dafür da, die
Konflikte, die die Individuen haben, wenn sie in Gesellschaft leben,
aufzufangen. Das ist ein großes Diskussionsthema. Aber gut, ich kann
die Welt nicht ändern. Was ich kann, ist, die Leute zu bilden, damit
sie nicht ganz so beschränkt sind. Ich muss an verschiedenen Fronten
kämpfen.

Welche Fronten sind das?

Kämpfen für das Verständnis, dass das Leben wunderbar ist und dass man
in diesem Leben dafür streiten muss, dass einen diese Kultur, die
einen zum Bezahler von Rechnungen macht, nicht vereinnahmt. Freiheit
zu haben bedeutet, Zeit zu haben, um Dinge zu tun, die man gerne
macht.

Hast du dir vorstellen können, dass Lateinamerika in eine Periode
des Rückschritts eintreten würde, wie es gerade der Fall ist?

Das habe ich immer bezweifelt. Ich sehe in der menschlichen Geschichte
die Wechselhaftigkeit. Erst seit der Teilung während der Französischen
Revolution spricht man von der Linken. Aber in der ganzen
Menschheitsgeschichte gibt es einen konstanten Wechsel zwischen
konservativeren und humanistischeren Vorstellungen, mal in die eine,
mal in die andere Richtung. Historisch gesehen fühle ich mich
Epaminondas (griech. Staatsmann, Anm.d.Ü.) verwandt, den Gracos
(altrömische Familie, Anm.d.Ü.) und Ashoka aus Indien (Herrscher der
Dynastie der Maurya, Anm.d.Ü.). Die Sensibilität für das Leiden der
verletzlichsten Personen ist nicht modern. Sie ist so alt wie die
Menschheit in ihrem permanenten Kampf. Aber diese reaktionäre Welle
wird scheitern, weil unsere auch nicht in jedem Fall siegen wird. Es
gibt keine Niederlage, weil es auch keinen endgültigen Sieg gibt. Der
Kampf besteht darin, Errungenschaften für die menschliche Zivilisation
Stück für Stück zusammen zu tragen. Wir dachten, wir würden für die
Macht kämpfen. Aber eigentlich kämpfen wir, um das Erbe, das wir
Zivilisation nennen, zu verbessern.

Kannst du dir vorstellen, noch einmal Präsident von Uruguay zu
werden?

Nein, das ist sehr verwegen. Weißt du, wie die Kräuter sich vermehren?
Sie sind wunderbar. Sie produzieren Samen um Samen. Weißt du, was es
heißt, eine Wiese zu domestizieren und zu erreichen, daß Samen
produziert werden, um diese ernten zu können? Das heißt domestizieren.
Die natürlichen Gräser produzieren Samen über einen langen Zeitraum
und verteilen diese. Warum? Weil sie für das Leben kämpfen. Der Samen
kann in einem Moment auf die Erde fallen, in dem die Bedingungen für
die Keimung nicht gegeben sind. Deswegen gibt es einen langen
Zeitraum, in dem Samen für Samen losfliegt. Und ich befinde mich in
einem Lebensabschnitt, um zu säen. Um Ideen zu säen. Um die manchmal
etwas gewöhnungsbedürftigen Ideen losfliegen zu lassen. Damit andere
sie aufnehmen, sie kritisieren, aber bitte, ohne dass die immer
gleichen Schemata wie vor 70 Jahren wiederholt werden.

Hast du die Hoffnung, dass diese Samen keimen werden?

Ja, die hatte ich immer.


Das Interview führte Nicolás Trotta, Direktor der argentinischen
Universität UMET.
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STANDPUNKT/786: "Nicht genug!" (Uri Avnery)


"Nicht genug!"

von Uri Avnery, 14. Juli 2018



DER STAAT ISRAEL hat keine Ölquellen. Er hat keine Goldminen. Was hat
er bekommen? Er ist Besitzer der Erinnerung an den Holocaust.

Dies ist eine Menge wert. Jeder, der sich selbst von den Blutflecken
reinigen möchte, braucht eine Unbedenklichkeitserklärung vom Staat
Israel. Solch ein Dokument ist sehr viel wert. Und je größer die
Schuld des Antragsstellers ist, umso größer ist der Preis der
Dispensation.

Woran erinnert dies?



WÄHREND VIELER Jahrhunderte verkaufte die katholische Kirche
"Absolutionen". Das waren Dokumente, die vom Papst und den Kardinälen
ausgegeben wurden und es ihnen erlaubte, religiöse Pflichten zu
erteilen oder von der Kirche verbotene Dinge zu tun.

Der berüchtigtste Fall ist der von Heinrich VIII., des Königs von
England. Der Papst gab ihm eine Absolution, die ihm erlaubte, eine
spanische Prinzessin zu heiraten, obwohl sie eine ferne
Familienverbindung mit ihm hatte, im Gegensatz zu einem Kirchengesetz.
Aber als er sich von ihr trennen wollte, um die Tochter eines
englischen Edelmannes zu heiraten, verweigerte der Papst ihm die
nötige Absolution. Die Folge war die Trennung (Englands) von der
katholischen Kirche und die Entstehung der unabhängigen Kirche von
England, in der der König (oder die Königin) als eine Art Papst
agiert.

Das Problem war, dass in jener Zeit das Vergeben von Absolutionen ein
erstklassiges Geschäft war, von dem der Papst und Priester reich
wurden. Diese Situation veranlasste die Rebellion Martin Luthers und
die anderer Reformatoren, die unabhängige neue Kirchen gründeten.



DIE FÜHRER Israels, geführt von Benjamin Netanjahu, handeln jetzt wie
der Papst in früheren Zeiten. Sie verkaufen Holocaust-Absolutionen.

Netanjahu erfand das Geschäft nicht. Er erbte es von seinen
Vorgängern. Es begann mit David Ben-Gurion bald nach dem Ende des
Zweiten Weltkrieges, als er mit dem deutschen Kanzler Konrad Adenauer
ein Geschäft machte. Ben-Gurion erklärte, dass es ein "neues
Deutschland" gibt, das total koscher ist, und genau dafür zahlten die
Deutschen dem Staat Israel drei Milliarden DM als Wiedergutmachung
sowie individuelle Pensionen an Holocaust-Überlebende.

Auch ich erhielt eine kleine Summe für "Bildungsverlust" und meine
Eltern erhielten eine monatliche Pension, die den Rest ihres Lebens
erträglich machte.

In den Augen von Ben-Gurion war dies eine rein wirtschaftliche Sache.
Der neue Staat Israel war bankrott. Die deutschen
Wiedergutmachungsgelder halfen ihm in den ersten Jahren zu überleben.

Aber hinter dem Geschäft gab es eine andere verborgene Entscheidung.
Israel ist - weithin bekannt - ein "Jüdischer Staat". Die Regierung
Israels trägt zwei Kronen: Es ist die Regierung eines souveränen
Staates und sie ist der Führer einer weltweiten jüdischen Diaspora.
Die ideologische Annahme ist, dass diese zwei Aufgaben ein und
dieselbe sind.

Doch dies ist eine Fiktion. Von Zeit zu Zeit gibt es eine Sache, bei
der eine Divergenz zwischen den Interessen Israels und jenen der
Diaspora auftritt. Bei all diesen Gelegenheiten werden die Interessen
Israels bevorzugt.




SOLCH EINE Situation hat sich jetzt ergeben.

Benjamin Netanjahu, König von England und Kaiser des jüdischen Volkes,
hat ein gemeinsames Statement mit der polnischen Regierung
unterschrieben, das tatsächlich das polnische Volk von aller
Verantwortung für den Holocaust freispricht. Es verurteilt mit
demselben Atemzug den Antisemitismus und den Anti-Polenismus.

Das Dokument ließ einen Sturm aufkommen, vor allem um zwei Fragen:
1. Stimmt es? Und 2. Warum unterzeichnete Netanjahu dies?

Die zweite Frage ist leichter zu beantworten: Netanjahu fühlt eine
tiefe Verwandtschaft mit den Regimen in Osteuropa, die einen neuen
Block bilden, der von Polen geleitet wird, und der auch Ungarn, die
Tschechische Republik und die Slowakei einschließt.

Alle diese Regime sind extrem rechts, fast totalitär, und gegen
Flüchtlinge. Man könnte sie beinahe Faschisten nennen.

Im gegenwärtigen Europa sind sie alle in Opposition zur Führung von
Kanzlerin Angela Merkel und ihren Verbündeten, die mehr oder weniger
liberal sind, Flüchtlinge willkommen heißen und die israelische
Besatzung der palästinensischen Gebiete und die israelischen
Siedlungen verurteilen. Netanjahu glaubt, dass seine Verbindung mit
der europäischen Opposition die Merkelanhänger abschreckt.

Die jüdischen Institutionen in der ganzen Welt sehen dies in einem
vollständig anderen Licht. Sie erinnern sich, dass diese extrem
rechten Parteien die Nachkommen der Pro-Nazi-Parteien der
Hitler-Periode sind. Für sie ist Netanjahus Zynismus ein Verrat an den
jüdischen Opfern des Holocausts.



EINE WEIT wichtigere Frage ist: Ist das gemeinsame Statement wahr?

Auch in Israel wird Netanjahus pro-polnisches Statement weithin
verurteilt. Der Hass auf Polen sitzt viel tiefer als der Hass auf
Deutschland. Es ist eine lange und komplizierte Geschichte.

Vor dem Holocaust war Polen die Heimat für die größte jüdische
Gemeinde in der Welt. Nur wenige Juden fragten sich jemals: Warum? Wie
kommt das?

Die einfache (vergessene) Wahrheit ist, dass jahrhundertelang Polen
das progressivste Land Europas war. Während Juden in den meisten
anderen Ländern - einschließlich England, Frankreich und Deutschland -
verfolgt, getötet und vertrieben wurden, wurden sie vom polnischen
König Kasimir im 14. Jahrhundert mit offenen Armen willkommen
geheißen. Ein König hatte eine jüdische Geliebte, edle Landbesitzer
beschäftigten Juden als Manager ihres Besitzes; Juden fühlten sich
beschützt.

Im Laufe der Zeit änderte sich dies vollständig. Die Polen ärgerten
sich über die große Minderheit in ihrer Mitte, die anders aussah und
sich anders kleidete, eine andere Sprache sprach (Jiddisch) und eine
andere Religion hatte. Sie ärgerten sich auch über die wirtschaftliche
Konkurrenz. Während langer Zeiten der Vorherrschaft und Unterdrückung
durch Russland und andere Nachbarn wurden Polen extrem nationalistisch
und dieser Nationalismus schloss die Juden aus. Der Antisemitismus
wurde eine starke Kraft.

Die jüdische Antwort war ein tief sitzender Hass gegenüber Polen und
alles Polnische.

Der Überfall der Nazis auf Polen schuf eine sehr komplizierte
Situation. Für die meisten Juden war klar, dass die Polen mit den
Nazis bei der Vernichtung der Juden zusammengearbeitet haben. Es war
normal, über die polnischen Vernichtungslager zu sprechen.

Dies machte die Polen wütend. Sie erließen ein neues Gesetz, dass die
Anwendung dieser und ähnlicher Ausdrücke zu einer Straftat macht.

Als Netanjahu ein Statement unterzeichnete, das Polen von jeder
Verantwortung für die Vernichtung der Juden in Polen freispricht,
verursachte dies in Israel und in der ganzen jüdischen Welt einen
Sturm der Entrüstung.

Vor einem Dutzend Jahren besuchte ich das erste Mal Polen. Es war ein
Teil meiner Nachforschung für mein hebräisches Buch "Lenin lebt nicht
mehr hier", das die Situation in Russland und mehreren anderen Ländern
unmittelbar nach dem Fall des Kommunismus beschrieb.

Kein Land überraschte mich so wie Polen. Ich erfuhr, dass es während
der Nazi-Besatzung nicht nur eine, sondern zwei
Untergrund-Organisationen gab, die gegen die Nazis kämpften. Neben den
Juden wurden auch Millionen christliche Polen von den Nazis
exekutiert.

(Als wir nach Israel zurückkehrten, hörte meine Frau Rachel, die mich
auf der Reise begleitete, eine Ladenbesitzerin in Tel Aviv polnisch
sprechen. "Wusstest Du, dass die Deutschen auch drei Millionen Polen
getötet haben?" unterbrach sie sie, noch immer unter dem Einfluss von
dem stehend, was sie in Polen gehört hatte. "Nicht genug!" erwiderte
die Ladenbesitzerin.)

Während des Holocausts kam die erste verlässliche Information über die
Vernichtungslager, die die westlichen Verbündeten und die jüdische
Institution erreichten, von der polnischen Exil-Regierung in London.
Tausende Polen wurden in Israel dafür ausgezeichnet, dass sie Juden zu
überleben halfen, wobei sie oft ihr eigenes Leben und das ihrer
Familie riskierten.

Es stimmt, dass viele andere Polen den Deutschen halfen, Juden zu
töten, wie es auch Menschen in allen Ländern unter Nazi-Herrschaft
getan haben. Auch gab es unmittelbar nach dem Ende der Nazi-Besatzung
in Polen mindestens ein Pogrom, aber es gab keine polnischen
"Quislinge". Verglichen mit den anderen besetzten Völkern kamen die
Polen ziemlich gut weg.

Warum waren die Konzentrationslager in Polen? Weil dort der Großteil
der Juden lebte und weil es so leicht war, die Juden aus anderen
Ländern dorthin zu bringen. Aber es gab keine "polnischen KZs".

Es gibt in Netanjahus Polen-Statement einige Übertreibungen. Zum
Beispiel die Erwähnung von Antisemitismus und Anti-Polenismus - was
immer dies bedeutet - in einem Satz. Aber sicherlich verdient dies
nicht den Sturm, den es in Israel auslöste.



VOR EINIGEN Jahren las ich eine kurze Geschichte eines israelischen
Schriftstellers. Er beschrieb die Invasion eines mongolischen Volkes
in den Nahen Osten. Es hatte einen zwanghaften Hass auf Araber. Die
Besatzer baten die Juden darum, ihnen beim Vernichten der Araber zu
helfen und versprachen ihnen alle Arten von Vorteilen.

Wie viele taten dies? Was würdest DU getan haben?
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AFRIKA/2172: Schwarzer Kontinent - die ewige Beute ... (SB)




Die deutsche Kolonialpolitik nimmt neuen Anlauf, um in eine
intensivere Phase der Rohstoffsicherung in Afrika einzutreten.
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) hat in einem Interview
mit der "Rheinischen Post" (Montag) die Ernennung eines EU-Kommissars
für Afrika und die Einrichtung eines ständigen EU-Afrika-Rats
vorgeschlagen. Die Europäische Union müsse sich mehr um Afrika
"kümmern", forderte er. Im Unterschied zur EU investierten China und
Rußland dort "massiv" und sicherten sich knappe Rohstoffe wie Coltan
und Lithium für die Digital- und Elektroindustrie. Europa sei gerade
dabei, Afrika als "Jahrhundertchance" zu verpassen.

China und Rußland im europäischen Hinterhof, da sei Müller vor!
Nachdem "Kolonialwaren" und andere Bezeichnungen, die das Plündern
des schwarzen Kontinents durch die europäischen Kolonialmächte wenig
verschleiert haben, aus dem Sprachgebrauch verbannt wurden, hat man
im Windschatten einer neuen Terminologie die ewig gleichen Absichten
ungestört weiterverfolgt. Schon vor geraumer Zeit wurde die
"Entwicklungshilfe" in "Entwicklungszusammenarbeit" umetikettiert.

Um den Anschein der Partnerschaft auf Augenhöhe zu wahren, wurde im
vergangenen Jahr unter deutschem G20-Vorsitz das paternalistische
"für" Afrika aus dem Duktus der Entwicklungszusammenarbeit gestrichen
und eine Partnerschaft "mit" Afrika (Compact with Africa) ins Leben
gerufen. Jetzt endlich begegnet man den Ländern des afrikanischen
Kontinents auf Augenhöhe, nachdem man offenbar jahrzehntelang nur so
getan hat, als sei es darum gegangen, den Menschen dort ein
selbstbestimmtes Leben in Versorgungssicherheit und relativer
Notlosigkeit zu verschaffen.

Die jüngsten Mahnungen und Vorschläge von Entwicklungsminister Müller
zeigen, daß Deutschland mit der Initiative "Partnerschaft mit Afrika"
die gleichen Raubinteressen verfolgt wie alle anderen auch. Zur
Rohstoffsicherung kommt noch die Flüchtlingsabwehr und die Sicherung
von Absatzmärkten für hierzulande weiterverarbeitete Produkte vom
oberen Ende der Wertschöpfungskette hinzu. Diese Kette nimmt in
afrikanischen Ländern ihren Anfang. Ausgerechnet da, wo die
körperlich beschwerlichste und am stärksten verschleißträchtige
physische Anstrengung geleistet wird, fällt die Entlohnung am
geringsten aus. Sklaverei gilt als abgeschafft, und doch fesselt jene
Wertschöpfungskette die Menschen in afrikanischen Bergwerken und auf
Plantagen auf subtile Weise mehr, als gemeinhin zugestanden wird.

Rohstoffsicherung rückt mehr und mehr in den Fokus der
vorherrschenden politischen Absichten in der heutigen Welt
schwindender oder für den geplanten Ausbau der Industrie 4.0 zu
knapper Rohstoffsourcen. Müllers Vorschlag kommt in einer Zeit
wachsender Spannungen zwischen den Global Playern USA, China, Rußland
und EU sowie Ländern wie Japan, Indien, Saudi-Arabien und Iran, die
hegemoniale Interessen verfolgen. Auch im Vereinigten Königreich
träumen manche Zeitgenossen noch von einem Wiedererstarken des
British Empires, sobald der Brexit vollzogen ist.

Während die USA bekannt dafür sind, ihre Absichten unverhohlen mit
militärischen Mitteln zu verfolgen, eine Einstellung, der im Oktober
2007 mit der Gründung des Regionalkommandos Africom (United States
Africa Command) Rechnung getragen wurde, zeichnet sich Chinas
Einflußnahme durch gewaltige Investitionen in den Ausbau der
Infrastrukturen in zahlreichen afrikanischen Ländern aus. Die
Europäische Union wiederum versucht in Fortsetzung ihrer
"historischen Verbindungen" - sprich: der kolonialzeitlichen
Unterdrückung und Ausbeutung - die eigenen Interessen über die
Gewaltmittel Handel und Recht durchzusetzen.

Mit einem permanenten EU-Afrika-Rat und einem EU-Kommissar für Afrika
würde Deutschland versuchen, erstens die innereuropäische Konkurrenz
auszuschalten, zweitens durch die Einbindung anderer EU-Länder der
eigenen Rohstoffsicherung mehr Schlagkraft zu verleihen, um sich
gegenüber der Globalkonkurrenz zu behaupten, drittens Stimmungen und
Tendenzen in der afrikanischen Rohstoffbranche zu wittern, um
viertens möglichst frühzeitig Einfluß darauf zu nehmen, wer welche
Geschäfte tätigt.

16. Juli 2018
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GEWERKSCHAFT/1684: Streik am verkaufsträchtigen Schnäppchentag bei Amazon (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. Juli 2018

Streik am verkaufsträchtigen Schnäppchentag bei Amazon:

Beschäftigte werfen Konzern vor, an ihrer Gesundheit zu sparen 



Berlin - Am Dienstag streiken die Beschäftigten von Amazon. Am
traditionellen Schnäppchentag des Konzernriesen, an dem bis um Mitternacht
Preise millionenfach gesenkt werden und die Gewinne sprudeln, wollen die
Beschäftigten die Arbeit niederlegen und für einen
Gesundheitstarifvertrag demonstrieren. "Die Botschaft ist klar:
Während der Onlineriese sich bereichert, wird an der Gesundheit der
Beschäftigten gespart", sagte Stefanie Nutzenberger, für den Handel
zuständiges Bundesvorstandsmitglied der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). Nicht anders sei zu verstehen,
warum Amazon sich einem Tarifvertrag verweigere.

Die Amazon-Beschäftigten kämpfen seit Jahren mit gesundheitlichen
Belastungen. Lange Schichten, kilometerlange Wege, monotones Arbeiten
und schwere körperliche und psychische Belastung sorgen für etliche
gesundheitliche Probleme. Deswegen fordern die Beschäftigten
vertraglich geregelte Maßnahmen zur Entlastung.

Dagegen bietet der Konzern als gesundheitsfördernde Maßnahme Obsttage
an. Ein Hohn, findet Nutzenberger: "Der Arbeitgeber hat die
Verantwortung, für das körperliche und das psychische Wohl seiner
Beschäftigten zu sorgen. Diese Verantwortung vernachlässigt Amazon
seit Jahren und verweigert seinen Leuten das Recht auf
festgeschriebene Regeln - in einem Tarifvertrag. Das wollen sich die
Beschäftigten nicht länger bieten lassen und nutzen den
verkaufsträchtigen Schnäppchentag - auch Amazon Prime Day genannt -
für Streiks.

Bislang verweigert Amazon jede Verhandlung mit der Gewerkschaft
ver.di. Und doch ist in den vergangenen Jahren durch die vielen
Streikaktionen einiges geschehen: So musste Amazon die Luftzufuhr und
die Lichtverhältnisse in den Lagerstandorten verbessern. Auch steigen
seitdem Löhne und Gehälter regelmäßig. Eine Vereinbarung und
Planungssicherheit für die Beschäftigten mittels Tarifvertrag lehnt
Amazon jedoch kategorisch ab.

Dagegen finden die Streiks am Dienstag in Bad Hersfeld, Leipzig,
Graben (Bayern), Rheinberg, Werne und Koblenz statt. Auch in Spanien
und Polen finden Aktionen der Beschäftigten statt, um auf ihre
Arbeitsbedingungen hinzuweisen. In Polen finden am Dienstag Safe
Package Aktionen (Dienst nach Vorschrift-Aktionen) statt, in denen
besonders auf ordnungs- und sachgemäße Behandlung der Pakete geachtet
wird. In Spanien rufen die Gewerkschaften zum Streik bis Mittwoch
auf.

 * 
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MELDUNG/814: Wachstum trotz Handelsstreits robust, Rezessionsrisiko nahezu unverändert (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 13.07.2018

IMK-Indikator: Wachstum trotz Handelsstreits robust, Rezessionsrisiko
nahezu unverändert

Nach Anstieg bei den Auftragseingängen



Die deutsche Wirtschaft setzt ihren Aufschwung fort. Keine
Hochkonjunktur, aber solides Wachstum. Dementsprechend bleibt das Risiko
konjunktureller Turbulenzen in den nächsten drei Monaten moderat und hat
sich zuletzt kaum verändert. Das signalisiert der Konjunkturindikator des
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der
Hans-Böckler-Stiftung.

Für den Zeitraum von Juli bis Ende September weist das Frühwarninstrument,
das die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt,
eine mittlere Rezessionswahrscheinlichkeit von 18,3 Prozent aus. Im Juni
hatte das Rezessionsrisiko bei 16,5 Prozent gelegen. Der nach dem
Ampelsystem arbeitende Indikator liegt damit weiter sicher im "grünen
Bereich" (Rezessionswahrscheinlichkeit unter 30 Prozent).

Den geringfügigen Anstieg beim Rezessionsrisiko erklärt das IMK in erster
Linie mit der fortdauernden Eintrübung des ifo-Geschäftsklimaindex', hinzu
kommen leicht nachgebende Aktienkurse. Positiv wirken dagegen die zuletzt
deutlichen Zuwächse bei Industrieproduktion und Auftragseingängen sowie
das weiterhin sehr günstige Finanzierungsumfeld für deutsche Unternehmen.

"Trotz der anhaltenden geopolitischen Unsicherheitsfaktoren erweist sich
die deutsche Konjunktur nach wie vor als robust", erklärt
IMK-Konjunkturexperte Peter Hohlfeld. "Offensichtlich haben die immer wieder
aufflackernden protektionistischen Tendenzen bislang nur begrenzten
Einfluss auf die Realwirtschaft." Das Düsseldorfer Institut geht von einem
anhaltenden moderaten Aufschwung aus, der im Kern von der Binnenwirtschaft
getragen wird. Für 2018 und 2019 rechnen die Forscher in ihrer aktuellen
Prognose jeweils mit 2,1 Prozent Wirtschaftswachstum. Die weiterhin gute
Beschäftigungsentwicklung und spürbar steigende Löhne sind wichtige
Faktoren dafür, so das IMK.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt dabei die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Weitere Informationen unter:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- IMK-Konjunkturindikator

https://www.boeckler.de/14_114670.htm

- aktuelle IMK-Konjunkturprognose

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 13.07.2018
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MELDUNG/813: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Juli 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 13. Juli 2018

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im Juli 2018




	Die deutsche Wirtschaft nimmt im Mai Fahrt auf. Der Aufschwung setzt sich leicht beschleunigt fort. Die außenwirtschaftlichen Risiken und die Verunsicherung der Wirtschaft bleiben jedoch hoch.

	Das Produzierende Gewerbe hat seine Erzeugung im Mai kräftig ausgeweitet. Bei den industriellen Auftragseingängen gibt es Entspannung, aber noch keine Entwarnung. Das Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

	Die Einkommen steigen und die Konsumnachfrage der privaten Haushalte bleibt rege. Auch der Handel zeigt sich weiter zuversichtlich.

	Die hohe Nachfrage nach Arbeitskräften in weiten Teilen der Wirtschaft lässt die Erwerbstätigkeit weiter zunehmen. Die Beschäftigung in strukturschwachen Gebieten und die Langzeitarbeitslosigkeit bleiben gleichzeitig Herausforderungen.



Die deutsche Konjunktur hat sich im Mai beschleunigt. [1] Bis dahin
hat die Wirtschaftsleistung im laufenden Jahr nur vergleichsweise
verhalten zugenommen. Das Bruttoinlandsprodukt erhöhte sich im ersten
Quartal vor dem Hintergrund einer geringen Dynamik von wichtigen
deutschen Absatzmärkten und aufgrund vorübergehender nationaler
Sondereffekte lediglich um 0,3 %. Auch im April konnte die
Industrieproduktion noch nicht Tritt fassen. Erst im Mai kam es zur
erwarteten Belebung. Vielleicht brauchte die Wirtschaft diese Zeit, um
die neue außen- und handelspolitische Tonlage einzuschätzen und ihre
erste, abwartende Reaktion zu überwinden. Trotz dieser Störungen ist
die deutsche Wirtschaft unverändert in guter Verfassung. Die
Baukonjunktur ist ausgezeichnet und in den DienstIeistungsbereichen
werden weiterhin Arbeitskräfte gesucht und eingestellt. Insgesamt
deuten die aktuellen Konjunkturindikatoren darauf hin, dass die
deutsche Wirtschaftsleistung nunmehr wieder etwas stärker zunimmt als
im Vorquartal. Abgesehen von dem Damoklesschwert der internationalen
Handelspolitik sind die Perspektiven daher durchaus positiv. Diese
Gemengelage spiegelt auch das weiterhin positive ifo Geschäftsklima
für die Gesamtwirtschaft wider: Hier stehen geerdete Erwartungen
weiterhin hervorragend guten Lagebeurteilungen gegenüber.

Der Aufschwung der Weltwirtschaft verlor im ersten Quartal
vorübergehend etwas an Schwung. Hierauf weisen Indikatoren für den
globalen Handel und die Industrieproduktion hin. Bei unterschiedlicher
Entwicklung in den Schwellenländern beruht die verlangsamte Dynamik
der globalen Wirtschaft vor allem auf einem geringeren Wachstum in den
entwickelten Volkswirtschaften. Während der IHS Markit Global
Composite PMI seit April wieder anstieg, verschlechterte sich der ifo
Index zum Weltwirtschaftsklima für das zweite Quartal 2018. Auch der
OECD Composite Leading Indicator für die OECD-Staaten, der
insbesondere Wendepunkte anzeigen soll, setzte im Mai seinen seit Ende
letzten Jahres anhaltenden Abwärtstrend fort. Während er für den
Euroraum, unter anderem auch für Deutschland, ein geringeres
konjunkturelles Momentum signalisiert, zeichnet sich für die USA eine
Stärkung ab. Die OECD rechnet in ihrer jüngsten Prognose mit einem
Anstieg des Welt-BIP um 3,8 % im Jahr 2018 und um 3,9 % im Jahr 2019.

Die deutschen Ausfuhren von Waren und Dienstleistungen haben zu
Jahresbeginn unter dem weniger dynamischen außenwirtschaftlichen
Umfeld gelitten. Im April und Mai haben sie aber wieder zugenommen.
Sie stiegen im Mai saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen um 1,4 %
nach 0,8 % im April. Allerdings zogen auch die Ausfuhrpreise an. Die
ifo Exporterwartungen im Verarbeitenden Gewerbe sind im Juni - im Zuge
der aktuellen Zolldebatte - den siebten Monat in Folge gefallen. Die
nominalen Importe von Waren und Dienstleistungen nahmen im Mai mit
einem saisonbereinigten Plus von 0,8 % weniger stark zu. Sie dürften
jedoch angesichts der steigenden Binnennachfrage auch im weiteren
Jahresverlauf aufwärtsgerichtet bleiben.

Nach einer unsteten und schwachen Industrieproduktion in den letzten
Monaten kam es im Mai zu kräftigen Produktionssteigerungen. Die
Erzeugung in der Industrie nahm um 2,7 % zu. Allerdings wurde dies
durch die Konstellation von Feier- und Brückentagen etwas unterstützt.
Aber auch im Zweimonatsvergleich April/Mai gegenüber Februar/März
stieg die Industrieproduktion um 0,5 % an. Die Produktion im
Baugewerbe wurde mit +3,1 % im Mai abermals erheblich ausgeweitet.
Auch bei den Auftragseingängen im Verarbeitenden Gewerbe konnte die
viermonatige Negativserie durch ein kräftiges Plus von 2,6 % im Mai
gestoppt werden. Dabei war der Anteil an Großaufträge sogar
unterdurchschnittlich. Im Zweimonatsvergleich Februar/März gegenüber
April/Mai ergab sich gleichwohl noch ein Auftragsminus von 0,8 %.
Während sich die Bestelltätigkeit aus dem Nicht-Euroraum im gleichen
Zeitraum um 3,6 % erhöhte, gingen die Bestellungen aus dem Inland um
1,5 % und vor allem die aus dem Euroraum um 6,0 % zurück. Nach wie vor
verfügt das Verarbeitende Gewerbe in Deutschland aber über ein sehr
gutes Auftragspolster; im April lag die Reichweite bei 5,6 Monaten.
Das Geschäftsklima des Verarbeitenden Gewerbes hat sich laut ifo
Konjunkturtest etwas eingetrübt, liegt aber weiterhin über dem
langjährigen Durchschnitt. Die Industriekonjunktur dürfte daher in den
kommenden Monaten moderat aufwärtsgerichtet bleiben. Die Risiken
insbesondere durch eine mögliche Eskalation der Handelskonflikte
bleiben aber gegenwärtig.

Die privaten Konsumausgaben expandierten nach einer kleinen
Durststrecke im ersten Quartal 2018 mit einem Wachstum von 0,4 %
wieder stärker. Die Nettolöhne und -gehälter stiegen saisonbereinigt
um 1,7 % und damit so stark wie seit drei Jahren nicht mehr. Auch am
aktuellen Rand setzt sich das Lohnwachstum fort, im Juni lagen die
Tariflöhne 2,4 % über ihrem Vorjahreswert. Zusammen mit der anhaltend
guten Beschäftigungsentwicklung dürften die privaten Konsumausgaben
daher auch im zweiten Quartal ein Konjunkturtreiber bleiben. Weitere
Indikatoren für den privaten Konsum senden allerdings lediglich
gemischte Signale. Die Umsätze im Einzelhandel gingen im Mai um 2,1 %
zurück, die Zahl der Neuzulassungen von Kraftfahrzeugen, insbesondere
bei den privaten Haltergruppen, ist deutlich höher als vor einem Jahr.
Während sich das ifo Geschäftsklima für den Handel im Juni wieder
etwas eingetrübt hat, stabilisiert sich das Konsumklima im Juli auf
hohem Niveau.

Die insgesamt positiven Entwicklungen am Arbeitsmarkt halten an. Die
Frühindikatoren signalisieren eine starke Nachfrage der Unternehmen
nach Arbeitskräften. Im Mai nahm die Erwerbstätigkeit saisonbereinigt
um 37.000 Personen zu; auf Jahressicht lag der Beschäftigungszuwachs
weiter bei 1,3 %. Im April war der Anstieg bei der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, nach den dämpfenden
Sonderfaktoren im Vormonat, wie erwartet wieder kräftiger (+60.000
Personen). Die Zahl der Arbeitslosen sank im Juni saisonbereinigt
etwas stärker als in den beiden Vormonaten um 15.000 Personen und lag
nach den Ursprungszahlen unter der Marke von 2,3 Mio. Personen. Die
schrittweise Verringerung der Arbeitslosigkeit dürfte sich fortsetzen.
Die Eindämmung der Langzeitarbeitslosigkeit und die Stärkung der
Beschäftigung in strukturschwachen Gebieten bleiben langfristig
Herausforderungen.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der August-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich in der 31. Kalenderwoche 2018 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 12. Juli
2018 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.
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Grundsteuerreform: Bodenwertsteuer sinnvolle Alternative, aber
Probleme im Detail

von Stefan Bach und Claus Michelsen(1)



Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Grundsteuer-Urteil im
April 2018 den Spuk der uralten Einheitswerte endlich beendet. Bis
Ende 2019 muss die Grundsteuer reformiert werden und die neuen
Besteuerungsgrundlagen müssen bis spätestens Ende 2024 eingeführt
sein. Trotz des engen Zeitplans gibt es bisher keine politischen
Aktivitäten, da erst einmal die Landtagswahl in Bayern im Oktober
abgewartet werden muss.

Das Urteil war nicht überraschend. Eine laufende Besteuerung von
Vermögenswerten ergibt nur Sinn, wenn ihre Werte regelmäßig
aktualisiert werden. Das hat beim Grundvermögen nie funktioniert. Das
Bewertungsgesetz schreibt zwar seit 1931 vor, alle sechs Jahre neue
Einheitswerte festzustellen (sic!). Geklappt hat es seitdem aber nur
zweimal: 1935 und 1964. Unter den Nazis, die seinerzeit das
Steuersystem für Aufrüstung und Eroberungspolitik konsolidierten und
ausbauten, standen fiskalische Gesichtspunkte im Vordergrund - da nahm
man es mit der Bewertungsqualität nicht so genau. Beim letzten Mal
dauerte es zehn Jahre, bis die neuen Werte erhoben und eingeführt
wurden - da waren sie bereits veraltet. Die Bewertungen waren
aufwändig und kompliziert, taugten aber trotzdem nicht viel - es gab
viele Einsprüche und Proteste. Der Frust bei Steuerpflichtigen und
Finanzverwaltung war beträchtlich.

Nach diesem Debakel ignorierten alle folgenden Regierungen die
notwendige Neubewertung und führten die 64er Einheitswerte einfach
fort. In den neuen Bundesländern griff man auf die Einheitswerte von
1935 zurück, die mit höheren Steuermesszahlen grob auf die 1964er
Wertverhältnisse angepasst wurden. Die Bewertungsstellen der
Finanzämter wurden ausgedünnt - und galten mitunter als "Archipel
Gulag" für Unbotmäßige.

Das war nicht dramatisch, weil das Grundsteuer-Aufkommen recht niedrig
ist. Das durchschnittliche Steueraufkommen je Objekt liegt derzeit bei
410 Euro im Jahr. Bei Wohnungen sind es im Durchschnitt 200 Euro. Da
lohnen sich keine aufwändigen Bewertungsverfahren, die man regelmäßig
aktualisieren muss. Denn um die maßgeblichen Wertverhältnisse des
Einzelfalls zu berücksichtigen - also örtliche Belegenheit und
Zuschnitt des Grundstücks sowie Qualität, Ausstattung und
Erhaltungszustand des Gebäudes - braucht man professionelle
Wertgutachten durch Architekten oder Bauingenieure, die sich die
Objekte anschauen. Das kostet für ein Eigenheim oder eine
Eigentumswohnung leicht 1500 Euro und mehr, also ein Vielfaches des
jährlichen Steueraufkommens, und bei spezielleren Objekten kann es
noch deutlich kostspieliger werden. Und selbst dann gilt: Zwei
Gutachter, drei Meinungen - die Bewertungsergebnisse können weit
auseinander liegen, so das Streit programmiert ist. Dabei ist ein
"Dummensteuereffekt" kaum zu vermeiden: Sachkundige oder gut beratene
Steuerpflichtige können das Bewertungsergebnis in ihrem Sinne
beeinflussen, während Unbedarfte und schlechter Beratene
Überbewertungen hinnehmen müssen.

In vielen Ländern betragen die Grundsteuerbelastungen ein Mehrfaches
des deutschen Niveaus, vor allem in England, Kanada, den USA und
anderen angelsächsischen Ländern, wo man für Eigenheime schnell 2000
Euro und mehr im Jahr zahlen kann. In diesen Ländern werden mit der
Grundsteuer häufig auch öffentliche Leistungen wie Wasserversorgung,
Abwasser- und Abfallentsorgung oder Schulen finanziert. Dagegen zahlen
wir in Deutschland allein für Wasser, Abwasser und Abfall häufig mehr
als das Doppelte wie für die Grundsteuer.

Die weitaus größere fiskalische Bedeutung in vielen Ländern
unterstreicht, dass die Grundsteuer eine wichtige und sinnvolle Steuer
für die Kommunen ist. Daher sollte sie unbedingt erhalten werden. Sie
könnte künftig eine größere Rolle im Steuersystem und bei der
Gemeindebesteuerung spielen. Die neue Bemessungsgrundlage muss die
legitimen Interessen der Gemeinden berücksichtigen, aber auch von den
Bürgerinnen und Bürgern akzeptiert werden. Sie darf nicht die Fehler
der bisherigen Regelung wiederholen, bei der mit großem Aufwand wenig
sachgerechte Werte ermittelt wurden.

In diesem Spannungsfeld wurde die Grundsteuer-Reform seit Jahrzehnten
auf die lange Bank geschoben. Schließlich müssen rund 35 Millionen
Grundsteuer-Objekte neu bewertet werden. Seit langem wird über
einfachere und pauschalierende Verfahren nachgedacht. Diese haben aber
naturgemäß den Nachteil, dass sie weniger einzelfallgerecht sind. So
wurden sich die Länder nie über ein pragmatisches Neubewertungskonzept
einig.

Einheitsbewertung light oder flächenbezogenes Grundsteuermodell?


Die meisten Länder wollen die Grundstückswerte mit vereinfachten
Verfahren verkehrswertnah ermitteln - sozusagen eine aktualisierte
Einheitsbewertung light. Das lehnen reiche Bundesländer ab, allen
voran Bayern, früher auch Baden-Württemberg und Hessen, inzwischen
auch Hamburg. Sie fürchten deutlich steigende Belastungen guter Lagen
und höhere Zahlungen im Bund-Länder-Finanzausgleich und präferieren
eine einfache Besteuerung von Grundstücks- und Gebäudeflächen ohne
Wertkomponente. Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts sorgt jetzt
für den notwendigen Einigungsdruck.

Die meisten Bundesländer haben sich auf das "Kostenwert-Modell"
verständigt, bereits seit 2016 gibt es einen entsprechenden
Gesetzentwurf. Dabei wird der Bodenwert mit den Bodenrichtwerten
angesetzt, die grundsätzlich bundesweit verfügbar sind. Für die
Gebäude sollen pauschale Baukosten je Quadratmeter Brutto-Grundfläche
angesetzt werden, die grob nach den wesentlichen Gebäudearten
differenziert werden. Zusätzlich gibt es eine Alterswertminderung von
maximal 70 Prozent.

Das ist zwar schon deutlich einfacher als die recht nervigen und
techniklastigen "Sachwertverfahren" der alten Einheitsbewertung oder
der Erbschaftsteuer, die ohne Fachleute kaum zu bewältigen sind. Aber
auch hier steckt, wie häufig im Leben, der Teufel im Detail. Vor allem
müssen die Gebäude-Daten erhoben werden, denn in der Finanzverwaltung
oder bei anderen Behörden liegen die erforderlichen Informationen
nicht vollständig vor. Das mag für die meisten Fälle nahezu trivial
erscheinen, ist aber für die personell ausgedünnten und IT-technisch
schlecht aufgestellten Finanzverwaltungen ein Problem angesichts von
35 Millionen Steuerfällen, für die eine Datenbank neu aufgebaut werden
muss. Und fachlich zufriedenstellend ist das stark pauschalierende
Bewertungskonzept auch nicht: Modernisierte Altbauten profitieren von
der hohen Alterswertminderung, ohne dass der Erhaltungs- und
Modernisierungsaufwand werterhöhend berücksichtigt würde. Neubauten
werden entsprechend relativ belastet, wenn man das Ganze
aufkommensneutral einführt. Das wird heftige Proteste der
Benachteiligten auslösen.

Das Gegenmodell ist ein rein flächenbezogenes Grundsteuermodell, das
von Bayern und Hamburg unterstützt wird. Dieses bezieht sich allein
auf Grundstücks- und Gebäudeflächen, ohne deren Wert zu
berücksichtigen. Zwar ist die Erhebung recht einfach - aber eine
gleichmäßige Besteuerung von guten und schlechten Lagen sowie
hochwertigen und einfachen Immobilien nur nach der Fläche dürften
viele als ungerecht empfinden.

Vor allem berücksichtigt ein derart simpel gestricktes Modell nicht,
dass Kommunen mit ihren Leistungen maßgeblich den Wert der Immobilien
mitbestimmen. Öffentliche Infrastruktur, kulturelle Einrichtungen oder
Angebote für Unternehmen bestimmen die Standortqualität und damit auch
den Wert des Grund und Bodens. Ohne die Bodenwertkomponente
partizipieren die Kommunen nicht an den Immobilienwertsteigerungen
durch öffentliche Leistungen. Das wäre steuer- und
wirtschaftspolitisch nachteilig, denn die Bodenrente kann man
abschöpfen, ohne dass man die Leistungsanreize groß verringert.
Internationale Organisationen wie die OECD oder der IWF empfehlen
Deutschland seit Jahren, die hohen Steuer- und Abgabenbelastungen der
Erwerbseinkommen zu reduzieren und "leistungslose" Vermögenseinkommen
stärker zu belasten.

Alternative: Bodenwertsteuer

Apropos Bodenrente: Eine sinnvolle Alternative ist die
Bodenwertsteuer. Sie ließe sich auf Grundlage der flächendeckend
vorliegenden Bodenrichtwerte relativ leicht umsetzen. Diese werden
regelmäßig durch die kommunalen Gutachterausschüsse auf Grundlage
tatsächlicher Immobilientransaktionen ermittelt. Zwar gibt es in
vielen Lagen nur wenige Verkäufe von baufreien Grundstücken. Aber dazu
gibt es etablierte Methoden, um die Bodenpreise auf Grundlage der
Daten aus umliegenden Regionen oder von bebauten Grundstücken zu
schätzen. Allerdings müssten die Verfahren transparenter gemacht und
die Differenzierung nach örtlicher Lage erhöht werden.

Die Bodenwertsteuer bietet einige Vorteile. Sie wird von
Mieterorganisationen, Stadt- und Landesplanern, Umweltverbänden sowie
einzelnen Kommunalpolitikern, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden
unterstützt. Sie gewährleistet "fiskalische Äquivalenz" hinsichtlich
der öffentlichen Leistungen, beteiligt sich an den Wertsteigerungen
oder -verlusten der Immobilienbesitzer und "belohnt" oder "bestraft"
gute oder schlechte Wirtschaftspolitik der Kommunen. Nicht zuletzt
unterstützt sie siedlungs- und umweltpolitische Ziele. Unbebaute
Grundstücke werden relativ zu den bebauten Grundstücken deutlich
stärker belastet, und damit auch das bewusste, häufig spekulative
Brachliegenlassen oder Unternutzung von Bauflächen. In den letzten
Jahren steigen gerade in den Ballungsräumen die Bodenpreise rasant,
nicht selten deutlich schneller als die Werte von Gebäuden. Eigentümer
gut gelegener Bauflächen werden über Nacht immer reicher, ohne dass
sie etwas dafür geleistet haben. Investitionen in Bebauung,
Umnutzungen und Nachverdichtungen werden dagegen nicht belastet, da
Investitionen in die Bebauung der Grundstücke keine höhere
Grundsteuerbelastung auslösen. Bei vermieteten Grundstücken verringert
die Fokussierung der Grundsteuer auf den Bodenwert die Überwälzung auf
die Mieter. Werden zusätzliche Wohnungen auf bestehenden Grundstücken
errichtet, sinkt die durchschnittliche Grundsteuerbelastung je
Haushalt. Dies ist wohnungs- und sozialpolitisch durchaus erwünscht,
da viele Mieter geringe Einkommen haben. In der Diskussion um
bezahlbaren Wohnraum und fehlende Bauflächen sind diese Punkte nicht
zu unterschätzen.

Die Anreize ließen sich weiter erhöhen, wenn der kommunale
Grundsteuerhebesatz nach der Bebauungsdichte differenziert werden
könnte. Im Koalitionsvertrag wurde ein ähnliches Ansinnen mit der
Wiedereinführung einer Baulandsteuer als Grundsteuer C angelegt. Dies
würde siedlungs- und umweltpolitische Ziele noch stärker
berücksichtigen. Es entstünde ein stärkerer Anreiz, Grundstücke
dichter zu bebauen und damit den Flächenverbrauch zu reduzieren.

Härten der Reform mildern

Gleichzeitig könnte ein räumlich differenziertes Hebesatzrecht auch in
die andere Richtung genutzt werden, um Härten der Grundsteuerreform
bei sehr teuren Lagen zu mildern. Denn bei der Bodenwertsteuer sind
die Belastungsverschiebungen ausgeprägter im Vergleich zum
"Kostenwert-Modell". Bürgerinnen und Bürger in attraktiven Lagen und
mit hohem Grundstücksanteil an den Wohnflächen werden kräftig
draufzahlen. Der Klassiker ist die Beamtenwitwe in Berlin-Dahlem,
Köln-Lindental oder München-Bogenhausen, die im abgewohnten 60er-Jahre
Familien-Eigenheim auf einem großen Grundstück wohnt. Aber auch
linksliberale Bionade-Bürger in attraktiven Innenstadtvierteln können
angesichts der exzessiven Immobilienpreise auch in Geschossbauten
gesalzene Grundsteuererhöhungen erwarten.

Die Superreichen in Deutschland sind dagegen kaum von der Reform
betroffen, da sie häufig in Umlandgemeinden oder ländlichen Regionen
leben, wo die Grundsteuerbelastungen niedrig sind. In den
einschlägigen Gemeinden an oberbayrischen Seen sind nahezu alle
Grundstücke ein Vermögen wert, da ändert sich nicht viel, wenn die
Gemeinde die Grundsteuerreform aufkommensneutral umsetzt - und die
Belastung gleich noch senkt, da sie ohnehin im Geld schwimmt. Von der
mitunter anzutreffenden Illusion, mit der Grundsteuerreform könne man
etwas gegen die wachsende Ungleichheit und die davoneilenden
Riesenvermögen ausrichten, sollte man sich von vornherein
verabschieden.

Vor allem die Bodenwertsteuer stößt auf den heftigen Widerstand von
Immobilienwirtschaft und Grundbesitzern. Diese haben erheblichen
Einfluss auf die Politik - nicht nur auf FDP und Union, sondern auch
auf die SPD, siehe Hamburg. Die Grundsteuerreform bietet ihnen die
Chance, die Wertkomponente der Grundsteuer ganz wegzubekommen, daher
geht ihr Lobbying klar in Richtung des Südländer-Modells. Aber auch
angesichts des geringeren Verwaltungs- und Befolgungsaufwandes hat das
flächenbezogene Konzept durchaus Chancen, sich bei der
Reformdiskussion durchzusetzen, zumal wenn der Zeitplan eng wird.

Rückenwind erfährt das einfache flächenbezogene Modell auch deshalb,
weil die Grundsteuer einen Teil der umlagefähigen Nebenkosten
darstellt. Für bestehende Mietverhältnisse könnte dies bedeuten, dass
Mieterinnen und Mieter über Nacht einer deutlich höheren
Wohnkostenbelastung ausgesetzt werden, wenn die heutige Bewertung des
Bodens deutlich anders ausfällt als vor über fünfzig Jahren. Diese
könnten sich kaum dagegen wehren, haben sie doch ihre Mietverträge mit
einer bestimmten Kaltmiete geschlossen. Die Gesamtbelastung wird dann
qua Gesetz nach oben verschoben.

Nur bei neu geschlossenen Verträgen könnten Mieterinnen und Mieter
diese Entwicklung berücksichtigen und entsprechend auf eine geringere
Kaltmiete pochen. Allerdings wechselt nur ein kleiner Teil der
Haushalte seinen Wohnort, im Durchschnitt jährlich knapp zehn Prozent.
In den Stadtstaaten Berlin, Hamburg oder Bremen, wo der Anteil der
Mieterhaushalte besonders groß ist, liegt die Umzugsquote noch
niedriger. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass eine räumliche
Veränderung mit erheblichen Kosten verbunden ist. Diese umfassen nicht
nur den Umzug als solchen - auch die sozialen Kosten, beispielsweise
das Suchen eines neuen Kindergartenplatzes oder einer neuen Schule,
sind erheblich. Vermieterinnen und Vermieter müssten daher kaum
befürchten, dass ihnen die Vertragspartner abspenstig werden.

Dem könnte mit einer Reform der umlagefähigen Kosten begegnet werden.
Beispielsweise könnte die Mehrbelastung zu gleichen Teilen von
Vermieterinnen und Mietern getragen werden. Ansonsten würde auch der
positive Effekt einer bodenwertbezogenen Grundsteuer für eine
effiziente Bodennutzung nur sehr allmählich in den Markt sickern - die
gewollten finanziellen Lasten einer Grundsteuerreform wären nämlich
nur ganz allmählich vom Vermieter mit zu tragen.


Stefan Bach ist Steuerexperte am DIW Berlin und Autor des
Sachbuchs "Unsere Steuern: Wer zahlt? Wie viel? Wofür?". 

Claus Michelsen ist Immobilien- und Wohnungsmarktexperte am DIW
Berlin. 
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UNTERNEHMEN/2728: Was neugegründete Unternehmen in den ersten 4 Jahren auszeichnet (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 13.07.2018

Was neugegründete Unternehmen in den ersten 4 Jahren auszeichnet



Bei der Untersuchung von 238 Neugründungen zeigte sich, dass fast drei
Viertel der neugegründeten Unternehmen auch vier Jahre nach dem
Gründungsvollzug noch am Markt aktiv sind. Die Mehrheit der Aufgaben
findet bereits im Verlauf des ersten Jahres statt. Insgesamt scheint das
erste Jahr somit für neugegründete Unternehmen eine entscheidende Rolle
für das Bestehen am Markt zu spielen. Aber auch das Erreichen von
bestimmten Meilensteinen - wie beipielsweise die Deckung des eigenen
Lebensunterhaltes und/oder die Beschäftigung von Mitarbeitern - trägt dazu
bei, dass eine Neugründung im weiteren Verlauf deutlich seltener
aufgegeben wird.

Im Zeitverlauf nimmt der Anteil derer, die im Rahmen ihrer Neugründung
vollständig ihren Lebensunterhalt decken können, stetig zu. Jedoch kann
etwas mehr als jeder zweite Gründer auch nach vier Jahren den eigenen
Lebensunter-halt nicht aus dem Unternehmereinkommen bestreiten. Diese
Gründer sind signifikant älter als Gründer, die von ihrer
Selbstständigkeit leben können.

Unternehmerische Tätigkeit nicht immer Haupteinkommensquelle

Eine deutliche Mehrheit der Neugründungen beschäftigt zum Zeitpunkt der
Gründung keine Mitarbeiter und auch im weiteren Zeitverlauf werden in den
wenigsten Fällen Arbeitsplätze geschaffen. Ein Großteil dieser
Soloselbstständigen kann auch vier Jahre danach nicht (vollständig) von
der Selbstständigkeit leben. Diese Gründer, die weder Arbeitgeber sind
noch ihren Lebensunterhalt decken können, gehen häufiger einer weiteren
Erwerbstätigkeit nach bzw. verfügen häufiger über ein weiteres
Haushaltseinkommen, das zur Deckung des Lebensunterhaltes beiträgt.

Subjektive Kriterien als weitere Erfolgsdimension

Eine deutliche Mehrheit der Gründer fühlt sich in ihrer Selbstständigkeit
selbstbestimmter als in ihrer vorherigen Tätigkeit - unabhängig davon, wie
erfolgreich die Gründung nach ökonomischen Maßstäben einzuschätzen ist.
Ein Vergleich von Gründern, die Mitarbeiter beschäftigen bzw. von ihrer
Selbstständigkeit leben können, mit Gründern, auf die das nicht zutrifft,
zeigt, dass Erstere sich weniger selbstbestimmt, jedoch flexibler in ihrer
Arbeitszeit fühlen als Letztere. Folglich sollten bei der Betrachtung des
Erfolges von Neugründungen neben ökonomischen Erfolgsindikatoren wie
Überleben, Deckung des Lebensunterhaltes oder das Schaffen von
Arbeitsplätzen auch subjektive Indikatoren Beachtung finden.

Gründungsfreundliche Rahmenbedingungen helfen am meisten

Die IfM-Studie "Neugegründete Unternehmen und ihre Entwicklung" zeigt,
dass der Erfolg von Neugründungen viele Dimensionen hat. Neben objektiven
Kriterien spielt auch die subjektive Einschätzung des Gründers selbst
bezüglich des eigenen Erfolges eine wichtige Rolle. Der
Entwicklungsverlauf einer Neugründung ist jedoch zum Zeitpunkt der
Gründung schwer bis gar nicht prognostizierbar, so dass eine gezielte
Ansprache verschiedener Teilgruppen durch die Wirtschaftspolitik nahezu
unmöglich ist. Wirtschaftspolitische Bemühungen sollten sich stattdessen
darauf konzentrieren, ein gründungsfreundliches Umfeld zu schaffen.


Originalpublikation:
Brink, S.; Ivens, S.; Nielen, S.; Schlömer-Laufen, N. (2018):

Neugegründete Unternehmen und ihre Entwicklung: Eine empirische Analyse
anhand verschiedener Erfolgsdimensionen,

IfM Bonn: IfM-Materialien Nr. 271, Bonn.


Weitere Informationen unter:

https://www.ifm-bonn.org//uploads/tx_ifmstudies/IfM-Materialien-271_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn, 13.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/06627: Als ob das Leben daran hängt (SB)


Der Roman "Die Lüneburg-Variante" von Paolo Maurensig ist allen
Schachfreunden zu empfehlen. Man liest und verschwindet in der
Erzählung mit allen Fasern, wie ein Zuckerwürfel in heißem Tee, taucht
dann wieder empor und fühlt sich verwandt und verstanden mit dem
Stoffe, weiß, daß hier jemand etwas zu Papier gebracht hat, das auch
die verborgenen Wünsche, Träume und Vorstellungen eines jeden
Schachspielers berührt. So erteilte der Schachlehrer Tabori darin
seinem Schützling eine grundlegende Lektion über das Wesen des
Königlichen Spiels und dessen Ernsthaftigkeit: "'Deine Schwäche ist
die Unaufmerksamkeit!' rief er und sprach dabei das letzte Wort wie
eine Verurteilung aus. 'Und nicht nur deine. Sie ist der größte Fehler
jedes Spielers. Und wenn ich von Unaufmerksamkeit spreche, dann meine
ich etwas viel Größeres, als man im allgemeinen darunter versteht. Die
Priester der Maya maßen sich bei ihren heiligen Festen in einem Spiel,
das dem modernen Pelota ähnlich war, aber beim Fangen und Werfen des
Balls war ihnen bewußt, daß ein Fehler bei einem von ihnen genügt
hätte, und die Sonne wäre in den Abgrund gestürzt. Das ist die
Aufmerksamkeit, von der ich spreche! Als ob der Spieleinsatz dein
Leben ist, oder, besser gesagt - denn du könntest ein potentieller
Selbstmörder sein -, auch das Leben der dir nahestehenden Menschen.'"
Tauchen nicht unweigerlich nach dem Lesen dieser Worte Hunderte von
Fragen auf bezüglich der hier geschilderten geschärften, ja
existentiellen Aufmerksamkeit? Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte es
der Nachziehende an diesem Ernst freilich missen lassen, als er
zuletzt 1...Sf6-h5? zog. Denn nur der kleine, ach so egoistische
Vorteil, nach 2.Sf4xh5 Tf8xf3 3.Dd2-g5 Tf3-f7 den weißen d-Bauern
gewinnen zu können, hatte ihn zu dieser Unaufmerksamkeit verleitet,
Wanderer.
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Seitz - Huber

Bundesliga 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Und dies war das Gesetz des Weißen, daß nämlich 1.Dd4xa7! Tf8xf3
2.Da7xb7+ Kd7-d6 - 2...Kd7-e8 3.Db7xc6+ Ke8-f7 4.c4xd5 - 3.Tf1-e1! e6-
e5 - 3...Sg6-h4 4.c4-c5+! - 4.b2-b3! Tf3-d3 5.Lc1-a3+ c6-c5 6.La3xc5+!
Kd6xc5 - 6...Kd6-e6 7.c4xd5+ Td3xd5 8.Db7xc6+ Le7-d6 9.Ta1-d1 Sg6-f4
10.g2-g3 Sf4-e2+ 11.Kg1-g2 Se2-d4 12.Te1xe5+! oder 10...Sf4-d3
11.Lc5xd6 Td5xd6 12.Dc6-c4+ - 7.Ta1-c1! d5xc4 - 7...d5-d4 8.Db7-c7+
Kc5-b4 9.Dc7-b6+ Kb4-a3 10.Db6-a5+ - 8.Tc1xc4+ alle erschwindelten
schwarzen Blendwerke zunichte machte.



Erstveröffentlichung am 19. Juli 2005

16. Juli 2018
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FREILICHTBÜHNE/046: Berlin - "Der Tod des Empedokles" und Abschlussfest, Freilichtbühne Weißensee 01.09.


Freilichtbühne Weißensee 

Theatervorstellung: "Der Tod des Empedokles"

1. September 2018, 18:00

gespielt von Peter Trabner und Baum

VVK: 12, AK: 14

Saison-Abschlussfest "Down by Law"

1. September 2018, 20:00

USA 1986, 107 min, Jim Jarmusch



"Empedokles, der griechische Denker und Magier, lebt auf Sizilien,
stürzt sich dort in den Ätna und steigt als Silberwolke in den Himmel
und "verteilt" sich sozusagen in homöopathischer Dosis global.
Empedokles ist nun also in allem und überall enthalten, wie das
Plastik in unseren Weltmeeren und die Abgase in unsrer Luft. 1797
greift Friedrich Hölderlin zur Feder und scheitert grandios am selbst
auferlegten Dramenprojekt.

Der Schauspieler Peter Trabner probt immer wieder und wieder mit dem
Baum das Hölderlin-Stück und landet schließlich, wie Onkel Hölderlin
selber, in der Psychiatrie. Schließlich, als geheilt entlassen probt
Trabner weiter mit seinem einzig verbliebenen Freund, dem Baum, dem
Repräsentanten der gesamten Natur. Der Tod des Empedokles ist
mitreißend, irrwitzig und zuweilen so klarsichtig wie das Quellwasser
aus der Plastik-Flaschen-Wasser-Abfüllanlage des global agierenden
Lebensmittelkonzerns, dass die Vogelmutti die sich so rührend um die
lieben kleinen Küken kümmert, als Firmenlogo nutzt."

Monika Thees. Lektorin und Mitglied des NABU Berlin

Vita Peter Trabner

"Peter Trabner alias Empedokles lebt mit seiner Frau und seinen beiden
Töchtern in Berlin. Er arbeitet als Schauspieler in den Bereichen
Film, Fernsehen, Performance, Theater und Theater im öffentlichen
Raum. Als Dozent lehrt er an diversen Schauspielschulen "freie
Improvisation".

Peter hat in div. Kinospielfilmen mitgewirkt. Unter anderem in den
Filmen: DICKE MÄDCHEN, REUBER, SILVI, ALKI ALKI, FAMILIENFIEBER und
LUCKY LOSER hat er Hauptrollen gespielt. Als Gerichtsmediziner des
Tatort Dresden, Dr. Falko Lammert, bekam Peter im Jahr 2017 eine
"eigene" Spin-off-Mini-Webserie unter der Regie vom Autor Ralf Husmann
mit dem Titel LAMMERTS LEICHEN."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 12.07.2018

Freunde der Freilichtbühne Weißensee e.V.

Naugarder Str. 45 I, 10409 Berlin

Telefon: +49 171 709 33 20

E-Mail: info@freilichtbuehne-weissensee.de

Internet: http://freilichtbuehne-weissensee.de
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LUFT/605: Sommerwinde in der Stadt (idw)


Technische Universität Berlin - 13.07.2018

TU Berlin: Sommerwinde in der Stadt

Mitte Juli startet die vierte und letzte Intensivmesskampagne des
Projekts "Stadtklima im Wandel"- Erstmalig ist eine Cessna im Einsatz



Ab Mitte Juli starten wieder Gleiter, Multikopter, Ballons, Sonden und
diesmal sogar eine Cessna im Auftrag der Wissenschaft zum Einsatz über
der Stadt. Sie werden über bewohnten wie unbewohnten Gebieten kreisen.
Dort sammeln sie meteorologische und lufthygienische Daten in Höhen
bis zu 300 Metern bei der vierten und letzten Intensivmesskampagne,
die im Rahmen des 13-Millionen-Euro BMBF-Vorhabens "Stadtklima im
Wandel [UC]²" ("Urban Climate Under Change") in Berlin stattfindet.
Diese Daten werden später mit denen verglichen, die bei den
vorhergehenden Messkampagnen Anfang 2018 und 2017 auch in Bodennähe
bereits gesammelt wurden. Ziel ist die Entwicklung eines innovativen
Stadtklimamodells

"Das gesamte Stadtklimamodell wird in rund 30 Teilprojekten
entwickelt. Beteiligt sind universitäre und außeruniversitäre
Partner", erklärt Dr. Ute Fehrenbach, Wissenschaftlerin im
TU-Fachgebiet Klimatologie, das unter Leitung von Prof. Dr. Dieter
Scherer das umfangreiche Vorhaben "Stadtklima im Wandel [UC]²"
koordiniert. "Anhand der Messdaten und der Daten aus einem Windkanal
soll das Modell schließlich überprüft werden. Der Windkanal steht in
Hamburg. Dort wurde ein innerstädtischer Bereich, der Ernst
Reuter-Platz und seine Umgebung, im Maßstab 1:500 nachgebaut, um
Windströmungen und damit den Eintrag, die Konzentration und
Verbreitung von gasförmigen und festen Stoffen in der Stadt zu
simulieren, die durch die Bebauung und die Verkehrslage völlig andere
sind als in ländlichen Umgebungen. Bisherige Klimamodelle sind zu
grobmaschig, um Phänomene wie beispielsweise die windabschwächende
Wirkung von einzelnen Gebäuden und Straßenbäumen in der Stadt bislang
nicht nachvollziehen.

Die Messungen finden zwischen 16.7. und 27.7.2018 statt. Alle Partner
messen gleichzeitig an drei aufeinanderfolgenden Tagen.

Erstmalig beteiligt ist das Deutsche Institut für Luft- und Raumfahrt
(DLR), das Messflüge mit einer Cessna verantwortet. Als Start- und
Landeplatz ist Schönhagen/Trebbin vorgesehen. Geplant sind mehrere
Messflüge über Berlin. "Diese Messkampagnen sind sehr aufwendig, weil
viele Partner beteiligt sind und das Wetter uns allen die Planung
durchkreuzen kann. Viele Messungen müssen gleichzeitig stattfinden, um
verwertbare Ergebnisse zu erzielen", so Ute Fehrenbach. "Es sollte, um
gute Ergebnisse zu erzielen, besonders bei den Flügen, kein
Niederschlag und kein Nebel vorhanden sein. Auch eine hohe
Wolkenuntergrenze ist Voraussetzung."

Die einmotorige Cessna, die zum Einsatz kommt, besitzt ein robustes
Design, das ihr große Wendigkeit und eine geringe Geschwindigkeit von
rund 50 bis 100 Metern pro Sekunde erlaubt. So ist sie ideal
einsetzbar für die Erkundung kleinräumiger Phänomene. Ihre minimale
Flughöhe beträgt ca. 150 Meter, über bewohntem Gebiet wird sie ca. 300
Meter betragen. Ihr Auftrag: Messungen der Luftqualität
(Kohlenmonoxid, Kohlendioxid, Ethan, Methan, Distickstoffoxid, auch
als Lachgas bekannt, Stickstoffdioxid und Ozon). Einige dieser Gase
entstehen insbesondere bei der Verbrennung fossiler Energieträger und
sind als Treibhausgase bekannt. Außerdem werden Lufttemperatur,
Luftfeuchte sowie horizontale und vertikale Winde gemessen.

Beteiligt ist dieses Mal auch das OSZ in der Charlottenburger
Schillerstraße. Dort finden im Innenhof Messungen zum Bioklima sowie
Windmessungen statt. Auch in der Rothenburgstraße in Steglitz, wo sich
das Institut für Ökologie der TU Berlin befindet, werden mithilfe
eines 40 Meter hohen stabilen Mastes meteorologische Parameter
erfasst. Unter anderem wird das Windfeld dreidimensional vermessen und
ausgewertet.




www.klima.tu-berlin.de

uc2-3do.org

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news699402

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 13.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MASSNAHMEN/247: Überwachung der Umweltradioaktivität in Deutschland auf hohem Niveau (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit der Senatsverwaltung für Umwelt,
Verkehr und Klimaschutz Berlin - Berlin, 16. Juli 2018

Untersuchungen der EU-Kommission in Berlin bestätigen: Überwachung
der Umweltradioaktivität in Deutschland weiterhin umfassend und auf
hohem Niveau



Die Überwachung der Radioaktivität in der Umwelt in Deutschland
erfüllt die Anforderungen aus Artikel 35 des Euratom-Vertrages
umfassend und auf hohem Niveau. Das ist das Ergebnis einer
Überprüfung, die ein Team der Europäischen Kommission zur Überwachung
der Umweltradioaktivität im Land Berlin vorgenommen hat

Nach Artikel 35 des Euratom-Vertrages muss jeder Mitgliedstaat die
notwendigen Einrichtungen schaffen, die den Radioaktivitätsgehalt der
Luft, des Wassers und des Bodens ständig überwachen und die Einhaltung
der europäischen Strahlenschutzgrundnormen sicherstellen. Ob diese
Vorgabe eingehalten wird, überprüft die Europäische Kommission in der
Regel alle drei bis fünf Jahre in ausgewählten Regionen des jeweiligen
Mitgliedsstaates. Die letzte Überprüfung in Deutschland fand im Jahr
2012 im Raum Freiburg statt.

Vom 2. bis zum 4. Mai 2017 hatte ein Team von Inspektoren der
Europäischen Kommission die Einrichtungen zur ständigen Überwachung
des Radioaktivitätsgehalts am Beispiel des Ballungsraums Berlin
überprüft.

Im Rahmen der Inspektion wurde das Zusammenspiel der Messsysteme
verifiziert, die von verschiedenen Einrichtungen des Landes und des
Bundes betrieben werden und die gemeinsam die Überwachung der
Umweltradioaktivität sicherstellen. Gegenstand der Prüfungen waren
zudem vertiefte Fragen zum Betrieb von Messnetzen, zu Überwachung und
Probenahme, zu Analyseverfahren, Qualitätskontrolle und
Qualitätssicherung, Datenübermittlung und Archivierung. Betrachtet
wurden auch Teile der Umgebungsüberwachung des Forschungsreaktors BER
II in Berlin-Wannsee.

Die Inspektion hat bestätigt, dass die in Berlin vorhandenen
Einrichtungen und Regelungen zur Überwachung der Radioaktivität in
Luft, Wasser und Boden die hohen Anforderungen uneingeschränkt
erfüllen, ständig verfügbar sind und effizient umgesetzt werden. Ein
weiterer Schwerpunkt der Überprüfung lag auf den
Überwachungsregelungen in einer radiologischen Notfallsituation.

Der Bericht zur Inspektion wurde von der Europäischen Kommission an
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
übersandt und steht im Internet zur Verfügung:

https://ec.europa.eu/energy/en/verifications-radiation-monitoring-eu-countries

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 155/18, 16.07.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MELDUNG/373: Umweltministerium und Chemieverband beim Human-Biomonitoring auf der Zielgeraden (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:


Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Verband der Chemischen Industrie
e.V. (VCI) - Berlin, 16. Juli 2018

Bundesumweltministerium und Chemieverband beim Human-Biomonitoring
auf der Zielgeraden Entwicklung neuer Messmethoden für 50 Stoffe im
menschlichen Körper



Das Bundesumweltministerium (BMU) und der Verband der Chemischen
Industrie e.V. (VCI) arbeiten konsequent an der Realisierung ihres
gemeinsamen Human-Biomonitoring-Projekts. Es läuft seit 2010 und soll
neue Methoden hervorbringen, mit denen mehr Chemikalien als bisher im
menschlichen Organismus gemessen werden können. Bis 2020 soll für
fünfzig relevante Stoffe mit der Entwicklung von neuen
Nachweismethoden begonnen werden. Einschließlich der Stoffe aus diesem
Jahr sind schon 43 Stoffe für das Projekt ausgewählt worden. Für 17
dieser Stoffe ist die Entwicklung neuer Nachweismethoden bereits
abgeschlossen. An 22 weiteren Methoden wird derzeit gearbeitet. Für
ein paar wenige ausgewählte Stoffe konnte die Methodenentwicklung
aufgrund von analytischen Schwierigkeiten nicht erfolgreich
abgeschlossen werden.

2018 wird mit der Methodenentwicklung für die beiden
Konservierungsmittel 2-Phenoxyethanol und Bronopol begonnen, die unter
anderem in Kosmetika, in Reinigungsmitteln und Farben zum Einsatz
kommen. Außerdem sollen Methoden für Homosalat, das in Kosmetika zum
Schutz vor UV-Strahlen eingesetzt wird, und den Riechstoff Rosenoxid,
der als Duftkomponente in Parfümölen, zum Beispiel für Wasch- und
Reinigungsmittel, zum Einsatz kommt, erarbeitet werden. Im Fokus der
Kooperation von BMU und VCI stehen Stoffe, für die es bisher keine
geeignete Messmethode gibt, denen die Bevölkerung aber potentiell
vermehrt ausgesetzt ist oder die eine besondere Gesundheitsrelevanz
haben können. Unterstützt wird das Projekt durch einen hochrangig
besetzten Expertenkreis aus Forschung, Industrie und einschlägigen
Fachbehörden. Auf Vorschlag der Expertinnen und Experten werden jedes
Jahr bis zu 5 Stoffe ausgewählt, für die erstmals eine Nachweismethode
entwickelt werden soll.

Für die Entwicklung der Nachweisverfahren hat der VCI die
Verantwortung übernommen. Für die Anwendung der Methoden in geeigneten
Untersuchungen liegt die Verantwortung beim BMU, das hier eng mit dem
Umweltbundesamt zusammenarbeitet. Geeignete Untersuchungen finden zum
Beispiel im Rahmen der Deutschen Umweltstudien zur Gesundheit/GerES
und in der Umweltprobenbank des Bundes statt. Durch Publikation in
geeigneten Fachjournalen werden die Methoden weltweit verfügbar
gemacht. Die Ergebnisse der Untersuchungen zur Anwendung der neuen
Verfahren werden ebenfalls veröffentlicht.

Die Entwicklung von Analysemethoden ist ein aufwändiger und
kostenintensiver Prozess. Gleiches gilt für ihre Anwendung, weil
belastbare Studien und die Qualitätssicherung ihrer Ergebnisse teuer
und zeitaufwendig sind. Gelingt es aber in den kommenden Jahren, durch
die neuen Methoden das Instrumentarium des Human-Biomonitoring zu
erweitern, sind damit erhebliche Erkenntnisgewinne verbunden, wie die
reale Belastung der Bevölkerung mit wichtigen Industriechemikalien
aussieht. Bisher muss allzu oft auf modellhafte Abschätzungen
zurückgegriffen werden, mit denen gesundheitliche Risiken leicht über-
oder unterschätzt werden.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 154/18, 16.07.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044
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Atomwirtschaft

Nichts gelernt

Das Nuklearprogramm Russlands

von Thomas Dersee



Am 26. April 1986, ereignete sich im Atomkraftwerk Tschernobyl eine
der größten Atomkatastrophen in der Geschichte der Atomenergie. Der
Block 4 im sowjetischen Atomkraftwerk Tschernobyl wurde zerstört. Mehr
als 330.000 Menschen wurden aus dem unmittelbaren Umkreis des
havarierten Reaktors evakuiert.

Aus dieser Atomkatastrophe haben die Verantwortlichen der Sowjetunion
und des heutigen Russlands wenig gelernt. Sie setzen weiterhin auf den
Ausbau der Atomenergie und haben ein umfangreiches Nuklearprogramm
aufgelegt. Darauf wiesen die NaturFreunde Berlin und Anti-Atom-Berlin
in einer Informationsveranstaltung am 26. April 2018 hin.

Der staatliche russische Atomreaktorbauer Rosatom bietet ausländischen
Regierungen integrierte Pakete an: Reaktoren inklusive Finanzierung
plus langfristige Uranlieferungen. Im Gegenzug müssen die Regierungen
staatlich garantierte Mindestpreise und Abnahmegarantien von bis zu 60
Jahren für den produzierten Atomstrom vertraglich zusagen. Diese
Vertragsform wurde beim geplanten türkischen Atommeiler in Akkuyu
erstmalig vertraglich fixiert. Allein in Afrika verhandelt Russland
heute mit mehr als 10 Staaten über den Bau von Atomkraftwerken.

Der staatliche Atomenergiekonzern Rosatom schreibt auf seiner
Internetseite: "ROSATOM versammelt unter seinem Dach Firmen, die an
der Arbeit jedes einzelnen Gliedes der Technologiekette beteiligt
sind, einschließlich der Urangewinnung und -anreicherung,
Nuklearbrennstoffproduktion, Ausrüstungsherstellung und Engineering,
Kraftwerkbetrieb und Technologien für Lagerung des abgebrannten
Kernbrennstoffes und Nuklearabfallentsorgung. (...) Zum gegenwärtigen
Zeitpunkt schließt die "ROSATOM" Holding über 300 Firmen und
Organisationen ein, in denen etwa 250.000 Mitarbeiter tätig sind."

Weiter weist Rosatom auf seiner Internetseite darauf hin: "Rosatom
gehört zu den Hauptakteuren auf dem weltweiten Markt für
Nukleartechnik: Platz 1 weltweit hinsichtlich der Portfoliogröße der
ausländischen Projekte (34 Energieblöcke in 12 Ländern); Nr. 1
weltweit im Bereich der Urananreicherung (36% des Weltmarktes); Nr. 2
weltweit bei Uranvorräten und Nr. 4 in Bezug auf das
Uranfördervolumen; 17% des Weltmarktes für Kernbrennstoffe; 35
Energieblöcke werden in 10 russischen Kernkraftwerken betrieben;
Belieferung von 45 Ländern weltweit."

Rosatom hat im Jahr 2016 sein Auftragsvolumen im Ausland um 20,9
Prozent auf 133,4 Milliarden Dollar steigern können. 36 Atomreaktoren
sollen von Rosatom im Ausland gebaut werden. Russland verhandelt unter
anderem mit Saudi-Arabien, Ungarn, Finnland, der Republik Südafrika,
Ghana, Nigeria, Laos, Vietnam, Myanmar, Indonesien und China über den
Bau neuer Atomreaktoren. Auch ist der Rosatom-Konzern strategischer
Partner für den geplanten Bau des neuen ungarischen AKW in Paks.



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


www.strahlentelex.de/Stx_18_754-755_S11.pdf
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Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 13.07.2018

Erderwärmung doppelt so hoch wie vorhergesagt



Die neue Studie eines internationalen Forscherteams, unter anderen der
University of New South Wales in Sydney, kommt anhand der
Untersuchung vergangener Wärmeperioden zu dem Ergebnis, dass die
Erderwärmung unter Umständen doppelt so hoch sein wird, wie bisher
vorhergesagt. Die Wissenschaftler kritisieren, dass in aktuellen
Klimamodellen die Langzeitfolgen für unseren Planeten nicht
ausreichend betrachtet werden. Sofortiges Handeln ist unerläßlich, um
tiefgreifende Veränderungen unserer Welt zu verhindern.

Die bisherigen Klimamodelle haben die Erderwärmung nicht korrekt
vorhergesagt. Die Klimaerwärmung könnte laut einem Forscherteam aus
siebzehn Ländern, darunter aus Australien, doppelt so hoch ausfallen,
und der Anstieg des Meeresspiegels könnte sechs Meter oder sogar noch
mehr betragen, selbst wenn das 2°C-Ziel erreicht wird.

Die Erkenntnisse wurden vergangene Woche in Nature Geoscience
veröffentlicht und basieren auf Beobachtungen von drei Wärmeperioden
in den vergangenen 3,5 Millionen Jahren. Zu der Zeit war es auf der
Welt 0,5°C - 2°C wärmer, als während der präindustriellen Temperaturen
des 19. Jahrhunderts. Die Forschungsergebnisse enthüllen ausserdem,
dass große Teile der polaren Eiskappen kollabieren und signifikante
Veränderungen des Ökosystems auftreten können: Die Sahara könnte
plötzlich grün und die tropischen Regenwälder zu Savannen werden.

"Beobachtungen der vergangenen Wärmeperioden legen nahe, dass es
einige verstärkende Mechanismen gibt, die in den Klimamodellen nur
unzureichend dargestellt werden. Diese Mechanismen erhöhen die
langfristige Klimaerwärmung mehr, als aktuelle Klimamodelle
vorhersagen," so der leitende Autor Prof Hubertus Fischer von der
Universität Bern. "Das legt nahe, dass die CO2-Billanz noch deutlich
geringer sein muss, als bisher vorhergesagt. Es bedeutet auch, dass es
nur einen geringen Spielraum für Fehler geben kann, um die Pariser
Ziele zu erreichen."

Um ihre Forschungsergebnisse zu gewinnen, verglichen die
Wissenschaftler die drei am besten dokumentierten Wärmeperioden: das
holozäne Wärmemaximum (vor 5000-9000 Jahren), die letzte
Zwischeneiszeit (vor 129000 - 116000 Jahren) und die mittlere pilozäne
Wärmeperiode (vor 3,3-3 Millionen Jahren). Die Erwärmung der ersten
beiden Wärmeperioden ergab sich aus vorhersehbaren Veränderungen in
der Erdumlaufbahn. Die mittlere pilozäne Wärmeperiode entstand jedoch,
da die atmosphärische Kohlenstoffdioxidkonzentration bei 340-450ppm
lag - in etwa so wie heute.

Durch die Kombination einer Vielzahl von Messungen von Eiskernen,
Sedimentschichten und Fossilberichten, durch die Datierung anhand von
Atomisotopen und durch eine große Bandbreite anderer bewährter
Paläoklima-Methoden konnten die Wissenschaftler das Puzzle des
Einflusses der Klimaveränderungen zusammensetzen. Kombiniert
betrachtet, geben die vergangenen Perioden einen nachweislichen
Hinweis darauf, wie eine wärmere Erde aussehen wird, sobald sich das
Klima wieder stabilisiert hat. Im Gegensatz dazu, erwärmt sich jedoch
unser Planet heute sehr viel schneller, als in einer der vorherigen
Perioden.

Schuld daran ist der vom Mensch verursachte CO2-Austoß, der stetig
zunimmt. Selbst wenn wir unsere Emissionen von heute an stoppen
würden, würde es Jahrhunderte bis Jahrtausende benötigen, um wieder
ins Gleichgewicht zu kommen. Die Veränderungen, die die Erde unter den
vergangenen Bedingungen erfahren hat, waren tiefgreifend - die
antarktische und die grönländische Eisplatte haben sich substanziell
zurückgezogen, und als Konsequenz ist der Meeresspiegel um mindestens
sechs Meter angestiegen; Meeresplankton-Bereiche haben sich verlagert
und damit ganze Marineökosysteme zur Neuordnung gezwungen; Die Sahara -
 wie auch die Tundra - wurde grüner und ganze Wälder sind 200km in die
Richtung der Pole gewandert; Höhenarten sind zurückgegangen, gemäßigte
tropische Regenwälder wurden reduziert und in mediterranen Arealen hat
die Feuer-überstehende Pflanzenwelt dominiert.

"Selbst mit nur 2°C Erwärmung - und wahrscheinlich sogar mit nur 1,5°C
-sind die signifikanten Einflüsse auf das Erdsystem tiefgreifend," so
Co-Autor Prof Alan Mix von der Oregon State University. "Wir können
davon ausgehen, dass der Anstieg des Meeresspiegels für Jahrtausende
unaufhaltsam wird. Das wirkt sich auf einen Großteil der
Weltpopulation, die Infrastruktur und auf die wirtschaftliche
Aktivität aus."

Bis heute sind diese signifikanten beobachteten Veränderungen
weitestgehend unterschätzt in Klimamodellvorhersagen, die sich nur mit
der nahen Zukunft beschäftigen. Verglichen mit den Beobachtungen der
Vergangenheit, scheinen Klimamodelle die Langzeitauswirkungen der
Erderwärmung und die Verstärkung der Wärme in den Polarregionen zu
unterschätzen.

"Klimamodelle sind zuverlässig, was die kleineren Veränderungen, wie
beispielsweise für geringe Emissionsszenarien, und über einen kurzen
Zeitraum, wie etwa in den nächsten Jahrzehnten bis 2100, angeht. Aber
da die Veränderungen größer und hartnäckiger werden, entweder wegen
der steigenden Emissionen, wie beispielsweise im
Business-as-usual-Szenario, oder weil wir daran glauben, mit etwas
geringeren Emissionen die Welt retten zu können, werden die
Klimaveränderungen unterschätzt," so Co-Autor Prof Katrin Meissner,
Direktorin am University of New South Wales Climate Change Research
Centre.

"Diese Forschungsergebnisse liefern einen wichtigen Aufruf zur
sofortigen Handlung. Sie sagen uns, dass, wenn heutige
Staatsoberhäupter sich nicht um unsere Emissionen kümmern, die
Erderwärmung tiefgreifende Veränderungen für unseren Planeten und die
Art und Weise, wie wir leben, bringen wird. Das gilt nicht nur für
dieses Jahrhundert, sondern weit darüber hinaus."

Paper: Fischer, H., Meissner, K.J., Mix, A.C., et al.: Palaeoclimate
constraints on the impact of 2 °C anthropogenic warming and beyond.
Nature Geoscience, 25 June 2018 (in press).

https://doi.org/10.1038/s41561-018-0146-0
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Paraguay

Soja-Anbaufläche wird deutlich ausgeweitet



Asunción, 4. Juli 2018, base-is).- Der Soja-Anbau ist in Lateinamerika
weiter auf dem Vormarsch. In Paraguay soll die Fläche in den kommenden
Jahren um 5.000 Quadratkilometer wachsen. Dies ist dem Bericht
"Perspectivas Agrícolas 2018 - 2027" [1] zu entnehmen, der von der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung"
(OECD) sowie der FAO, der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen, erstellt wurde.

In Lateinamerika dürften von der bis 2027 neu hinzukommenden
landwirtschaftlichen Nutzfläche 62 Prozent allein auf den Soja-Anbau
entfallen. Die insgesamt zusätzlichen 110.000 Quadratkilometer
entsprechen der Größe Guatemalas. Der Bericht geht davon aus, dass
auch in Zukunft rund die Hälfte des in Lateinamerika angebauten Soja
in den Export gehen wird, und zwar unverarbeitet. Schätzungsweise 56
bis 59 Prozent des weltweiten Soja-Handels konzentrierten sich dann
auf Lateinamerika.


Mehr Soja-Anbau bedeutet mehr Einsatz von Agrargiften

Der Cono Sur, der südliche Teil Südamerikas, vereinige auf der Welt
die größte Anbaufläche für transgenes Soja - rund 570.000
Quadratkilometer. Zahlreiche Nichtregierungsorganisationen und andere
soziale Organisationen bekämpfen die Besprühung der Soja-Felder mit
Millionen Litern des umstrittenen Glyphosats, das Studien zufolge
Krebs hervorrufen kann. Auch andere verwendete Pflanzenschutzmittel,
Insektizide und Fungizide haben Kritiker*innen zufolge schwerwiegende
Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen und Tieren sowie auf die
Umwelt insgesamt.

Konflikte auf dem Land in Paraguay spitzen sich zu

Nach Schätzung des Berichts wird Paraguay im Jahr 2027 etwa 12.000
Tonnen Soja erzeugen. Der Einsatz von Agrargiften werde deutlich
zunehmen. Absehbar sei, dass die Agrar-Multis auf den Anbau weiterer
transgener Produkte drängten. Der Vormarsch des transgenen Sojas
bedeute für Campesino-Familien und Kleinproduzent*innen den Verlust
weiterer Landflächen. Gerade sie aber seien es, die Lebensmittel für
den Verbrauch in ihren eigenen Ländern herstellten. Diese Anbaufläche
sei in den vergangenen 15 Jahren um 50 Prozent geschrumpft. Seit
Einsetzen des Soja-Booms zu Beginn des neuen Jahrtausends haben in
Paraguay die sozialen und Umwelt-Probleme auf dem Land deutlich
zugenommen. Zahlreiche Campesino-Familien wurden vertrieben und massiv
Wälder abgeholzt. Das Land konzentriert sich immer stärker in den
Händen weniger.


Anmerkung:

[1] http://www.fao.org/americas/noticias/ver/es/c/1143494/
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'Vielen Landwirten fehlt es an Ressourcen, um für das Wohl der Tiere
zu sorgen oder Umweltschäden zu vermeiden.' (Prof. Albert Sundrum)

Foto: 2017 by Welttierschutzgesellschaft, (mit freundlicher Erlaubnis zur Nutzung in Medien)



Die Nutztierhaltung in Deutschland steht nicht erst seit
jüngster Zeit in der Kritik. Nach einer Phase der Entspannung läßt
sich heute kaum noch verschleiern, daß an den Grundkonflikten nichts
geändert wurde. Die 50 Jahre zurückliegende Debatte zwischen
Tiernutzern und -schützern scheint sich zu wiederholen. Neue Probleme
kommen dazu.




[image: Abgepackte Schweineschnitzel in der Kühltruhe eines Supermarktes - Foto: 2018 by FASTILY [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons]

"Aus deutschen Landen frisch auf den Tisch"? 

Die Leistung des Landwirts für das Tierwohl läßt sich nicht am Produkt erkennen. 

Foto: 2018 by FASTILY [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons



Laut einer Befragung im Rahmen des Ernährungsreports 2018, der zu
Beginn des Jahres vom Agrarministerium vorgestellt wurde, wollen immer
mehr Menschen, daß Ihr Fleisch im Einklang mit Tierwohl, Klima und
Umwelt hergestellt wird. [1] Danach ißt jeder Dritte regelmäßig
Fleisch und Wurst. Etwa 60 Prozent gaben an, auf die Qualität der
Produkte zu achten, fast ebenso viele legten Wert auf die faire
Bezahlung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, jeder Zweite auf
umweltschonende Produktionsmethoden. Drei Viertel halten die Pflege
ländlicher Räume und mehr als ein Drittel die Transparenz eines
Betriebes für sehr wichtig. Immerhin 40 Prozent der Befragten hielten
höhere Standards bei der Tierhaltung für das wichtigste
Qualitätskriterium. 90 Prozent davon würden für bessere
Haltungsbedingungen auch einen entsprechenden Aufpreis zahlen, aber
nur ein Viertel würde bei einem Grundpreis von zehn Euro für ein Kilo
Fleisch noch 5 bis 10 Euro mehr für gerechtfertigt halten. [2]
Das Kaufverhalten der meisten Konsumenten zeigt, daß immer noch den
billigsten Angeboten der Vorzug gegeben wird. Möglicherweise deshalb,
weil 66 Prozent der Käufer davon ausgehen, daß Nutztiere in
Deutschland entsprechend der Formulierung des Tierschutzgesetzes von
1972 artgerecht gehalten werden und weil deutsche Lebensmittel
allgemein einen guten Ruf haben, der dem Verbraucher seit Kindesbeinen
von Marketing und Werbung eingeimpft wurde: "Aus deutschen Landen
frisch auf den Tisch".

Allerdings lassen sich die Tatsachen der abschreckenden Zustände in
den Tiermastanlagen kaum noch übersehen. Dafür bedarf es nicht einmal
Bilder von kranken Tieren und federlosen Hühnchen, die Tierschützer
zur Aufklärung ins Netz setzen. Schon ein einfaches Rechenexempel
zeigt, daß Nutztierbetriebe an der Lebensqualität von Tieren sparen,
um wettbewerbsfähig zu bleiben. Laut einem Beispiel des Online
Magazins Telepolis [2] gab es 2015 in Niedersachsen rund 8,8 Millionen
Schweine. Die Mast eines Ferkels kostete 60 Euro, im Verkauf brachte
es etwa die Hälfte ein. Solche Defizite trieben Landwirte in den Ruin,
entsprechend ging die Zahl der Betriebe auf rund 2200 zurück (1992
waren es noch 45.000). Gleichzeitig nehmen Verletzungen und Todesfälle
durch zu hohen Besatz, aber auch krankhafte Veränderungen an inneren
Organen und Gelenken durch schlechte Haltungsbedingungen,
Nährstoffmangel, Medikamentennebenwirkungen u. dgl. zu.
Abhilfe will das deutsche Agrarministerium jetzt durch ein neues
Tierwohl-Label schaffen. Doch laut Tiermediziner Prof. Dr. Albert
Sundrum greift dieses Projekt der sich selbst als "Lebensministerin"
bezeichnenden Julia Klöckner viel zu kurz.

Prof. Sundrum leitet seit Oktober 1999 das Fachgebiet Tierernährung
und Tiergesundheit am Fachbereich für Ökologische Agrarwissenschaften
an der Universität Kassel. Nach Studium der Veterinärmedizin wandte er
sich der Ökologischen Landwirtschaft zu, um herauszufinden, ob mit
diesem Ansatz die Erzeugung von Produkt- und Prozeßqualitäten in der
Nutztierhaltung verbessert werden kann. Von 2003 bis 2012 war er
Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat Agrarpolitik des
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz. Durch seine umfangreiche Beteiligung an EU
Forschungsvorhaben und ihrer Koordination ist er mit nationalen und
internationalen Ansätzen der ökologischen und konventionellen
Nutztierhaltung in Politik und Wissenschaft vertraut.

Auf der vierten Podiumsdiskussion des diesjährigen Zukunftsdialogs
Agrar- und Ernährung in Berlin sprach er sich für ein stärkeres
Engagement in der kontroversen Auseinandersetzung mit den zentralen
Problemen aus, die - wie er befürchtet - mit
der Einführung des geplanten Labels und dessen Kriterien weiter
ignoriert und generell tabuisiert werden könnten. Im Anschluß an die
Diskussion erläuterte er dem Schattenblick, was seines Erachtens im
derzeitigen Diskurs nicht ausreichend berücksichtigt wird.




[image: Auf dem Podium des 5. Zukunftsdialogs Agrar & Ernährung 2018 - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Plädiert für mehr Engagement der Akteure aus Agrarwirtschaft, Politik
und Wissenschaft im Diskurs um die Kernprobleme der Nutztierhaltung. 

Prof. Dr. Albert Sundrum 

Foto: © 2018 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Herr Professor Sundrum, Sie waren mit dem Verlauf
der Diskussion "Herausforderung Tierhaltung", in der innovative
Ansätze für eine zukünftige Nutztierhaltung vorgestellt werden
sollten, nicht zufrieden. Sagen Sie uns warum?

Prof. Dr. Albert Sundrum (AS): Ich bin enttäuscht darüber, dass die
Kernprobleme der Nutztierhaltung nicht adressiert wurden. Aus meiner
Perspektive, die meinem fachlichen Hintergrund geschuldet ist, hätte
man die betriebliche Situation, das heißt die Primärerzeugung, ins
Zentrum der Erörterungen bringen und sich mit den dort vorherrschenden
Zielkonflikten auseinandersetzen müssen. Doch das wurde nur am Rande
kurz angerissen.

SB: Sie erwähnten vorhin, dass in einigen anderen Ländern ein
engagierterer Diskurs über die Möglichkeiten der Verbesserungen auf
den Betrieben geführt wird. Können Sie uns aus eigener Anschauung
näher erläutern, wie andere Länder mit der Problematik umgehen?

AS: Die Verantwortlichen in einigen anderen europäischen Ländern,
hierzu gehören insbesondere die skandinavischen Länder, haben schon
länger begriffen, dass eine Wertschöpfung auf Dauer nicht nur über
eine Kostenführerschaft funktioniert, sondern dass eine
Qualitätsführerschaft immer wichtiger wird. Qualität bedarf allerdings
des Nachweises und der Kontrolle durch eine unabhängige Institution
anhand geeigneter Kriterien und Beurteilungskonzepte. Die Kriterien,
die wir in Deutschland verwenden, reichen weder für eine angemessene
Beurteilung der Produktqualitäten noch für eine Bewertung der
Prozessqualitäten 'Umweltverträglichkeit' und 'Tierschutz'. In anderen
Ländern gibt es Konzepte, die besser geeignet sind, sich einen
Überblick über die qualitativen Leistungen eines landwirtschaftlichen
Betriebes zu verschaffen.

Zum Beispiel werden in den Niederlanden die Betriebe hinsichtlich
ihrer Stickstoff- und Phosphorein- und -austräge bilanziert, und zwar
unter Einbeziehung der Stoffflüsse innerhalb des Betriebes. Dies
ermöglicht eine realistischere Einschätzung der
Umweltschutzleistungen. Die Betriebe werden hinsichtlich dieser
Leistungen skaliert, das heißt mittels Benchmarking differenziert.
Dies ist eine wesentliche Voraussetzung, um hinsichtlich der Beratung
auf die Betriebe fokussieren zu können, die im unteren Segment
angesiedelt sind, und ihnen dabei zu helfen, die
Umweltschutzleistungen zu verbessern. Das Benchmarking ließe sich auch
im Marketing einsetzen, so dass sowohl durch die Bindung der
Direktzahlungen an Leistungen für das Gemeinwohl als auch über
Marktmechanismen Impulse für eine Qualitätserzeugung gesetzt werden
können.

In Deutschland stehen die gegenwärtigen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen dem Anliegen der Qualitätserzeugung diametral
entgegen: Die Exportorientierung und das Streben nach
Kostenführerschaft nötigt die Betriebe, weiterhin Kosten zu senken, um
irgendwie existenzfähig zu bleiben. Das anhaltende "Höfesterben"
zeigt, dass es viele Betriebe trotz jahrzehntelanger Bemühungen um
Senkung der Produktionskosten nicht schaffen, als Betrieb zu
überdauern. In einer solchen Konstellation kann den Nutztieren häufig
nicht mehr das zur Verfügung gestellt werden, was diese an
hochwertigen Futtermitteln, an Betreuung, an Hygiene und Schutz
bräuchten. Viele Landwirte haben gar keine Wahl; sie stehen mit dem
Rücken zur Wand. Ihnen fehlt es schlicht an Ressourcen, um für das
Wohl der Tiere zu sorgen oder Umweltschäden zu vermeiden.

SB: Die Bundesministerin Julia Klöckner hat in Ihrer Ansprache den
Verbraucher in die Pflicht genommen, der Ihrer Ansicht nach eine
Qualitätsbewertung und somit auch eine Qualitätssteuerung mit seinem
Kaufverhalten vornehmen könne. Verbraucher- oder Bürgerinitiativen
appellieren spätestens seit der BSE-Krise dafür, nur zertifizierte
Fleischerzeugnisse zu kaufen. Eine entsprechende Forderung kommt von
Tierschützern, die mit Sicherheit andere Schwerpunkte legen. Welche
Rolle spielt der Konsument Ihrer Meinung nach bei der
Qualitätsbewertung? Und könnte umgekehrt eine konsequente Nachfrage
nach zertifizierter Ware von den Betrieben bedient werden?

AS: Bei zertifizierter Ware stellt sich zunächst die Frage, was wird
zertifiziert und welche qualitativen Aussagen sind damit verbunden.
Bisher wird nur die Einhaltung von gesetzlichen Mindestanforderungen
oder - wie in der ökologischen Landwirtschaft - die Einhaltung
erhöhter Mindestanforderungen zertifiziert. Die Einhaltung von
Mindeststandards erlaubt jedoch keine Aussage über die Qualität der
Erzeugung oder der Produkte, die unter diesen Bedingungen erzeugt
werden. Mindeststandards sind Input-Größen; Qualität kann jedoch nur
anhand von Output-Größen, das heißt am Ergebnis der vielfältigen
Prozesse beurteilt werden.

Ich persönlich halte nichts davon, die Verbraucher damit zu
beauftragen, den Produkten und den Erzeugungsprozessen einen Wert
beizumessen. Mit dieser Aufgabe sind sie schlichtweg überfordert und
deshalb in dieser Hinsicht auch nicht hinreichend mündig. Der "mündige
Verbraucher" ist ein vorgeschobenes Trugbild, um ungestört wie bisher
weitermachen zu können und die Verantwortung bei den Konsumenten
abzuladen. Zwar müssen sie entscheiden, welches Produkt sie
aus dem unerschöpflichen Angebot letztlich kaufen. Was ihnen jedoch
fehlt, ist die belastbare Information, welches Produkt mit welchem
Grad an Tierschutz- oder Umweltschutzleistung erzeugt wurde.
Das eindeutige Entscheidungskriterium, das Käufer derzeit haben,
ist der Preis. Also entscheiden sie sich sehr häufig für den
geringsten Preis in der Hoffnung, gleichzeitig ein Produkt mit einer
hinreichenden Qualität zu erwerben, so wie ihnen die Werbung dies auch
immer wieder suggeriert. Viele wissenschaftliche Studien legen nahe,
dass die Kaufentscheidung der Verbraucher im Wesentlichen auf ihrer
subjektiven Einschätzung des Verhältnisses von Preis und Leistung
beruht. Der Preis ist bekannt, die Leistung in der Regel nicht.

Erst wenn eine unabhängige Beurteilung der qualitativen Leistung und
eine entsprechende Kennzeichnung vorliegt, können Verbraucher
entscheiden, welchen Preis sie für den dargelegten qualitativen Wert
der Ware im Hinblick auf Tier- und Umweltschutz oder auch bei der
Produktqualität zu zahlen bereit sind, d.h. was ihnen persönlich der
ermittelte Wert einer Ware wert ist. Erst dann ist eine
marktwirtschaftliche Situation gegeben, die den Verbrauchern eine
mündige Entscheidung ermöglicht. Aber solange sie gar nicht
wissen, welche qualitative Leistung sie für einen bestimmten Preis
erwerben, glauben sie sich auf der sicheren Seite, wenn sie
Schnäppchen einkaufen. Dabei können sie kaum etwas falsch machen,
preiswerter geht es schließlich nicht. Verbraucher haben derzeit kaum
eine Chance, sich den qualitativen Sektor und qualitative Unterschiede
im Detail zu erschließen. Von interessengeleiteter Seite wird so
getan, als hätten wir bereits ein besonders hohes Qualitätsniveau.
Wenn man sich aber in der Welt oder in Europa ein wenig umsieht, dann
realisiert man, dass woanders Qualitätsware erworben werden kann, die
in Deutschland gar nicht auf dem Markt angeboten wird.

SB: Wie ließe sich ein solches System durchsetzen, damit es den
Tierhaltungsbetrieben den notwendigen Impuls gibt, ihr Qualitätsniveau
im Tier- und Umweltschutz aufzustocken? Müssten vielleicht zunächst
die Menschen geschult werden, worauf sie achten müssen?

AS: Nein, die Verbraucher brauchen keine Schulung. Diese brauchen sie
ja auch nicht, wenn sie sich mechanische oder elektronische Geräte
anschaffen, oder ein Auto kaufen. Sie brauchen eine zuverlässige
Beurteilung von Qualitätsware durch Experten und aufgrund der großen
Schwankungsbreite zwischen den Qualitätsniveaus eine Skalierung. Der
Verbraucher kennt dies von elektrischen Geräten, wie Kühlschränken.
Die sind beispielsweise mit A, B, C gekennzeichnet. Daran kann er die
Klimarelevanz des Geräts abschätzen.

SB: Also eine Art Abgasplakette für Tierhaltungsbetriebe wie es sie
beim TÜV gibt?

AS: Nein, dies würde wieder der Einhaltung von Mindeststandards
entsprechen, die ich zuvor als völlig ungeeignet für die
Qualitätsbeurteilung verworfen habe. Es bedürfte einer Art Ranking,
eines Kategorisierungssystems von Betrieben nach ihren jeweiligen
Umwelt- und Tierschutzleistungen. Es in die Tat umzusetzen, wäre
natürlich eine hoheitliche und damit staatliche Aufgabe, die man nicht
Privatinteressen überlassen darf. Des Weiteren gehört es zu den
Aufgaben des Staates, den Wettbewerb fair zu gestalten. Dies gilt
insbesondere für den Tier- und Umweltschutz. Beide Bereiche sind als
durch den Staat zu schützende Güter im Grundgesetz verankert. Dieser
nimmt aber die Verantwortung in viel zu geringem Maße wahr.
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Stallhaltung erleichtert die Kontrolle von klimarelevanten Emissionen.

Doch wer kontrolliert die Milch- und Fleischindustrie, von der die
fünf größten Konzerne allein einen größeren Treibhausaustoß als der
weltgrößte Erdölkonzern Exxon haben? [3]
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Eigentlich müsste die Landwirtschaft dringend in die Klimadebatte
einbezogen werden. Der frühere Landwirtschaftsminister Schmidt, der
Vorgänger von Frau Klöckner, hat sich damit gebrüstet es geschafft zu
haben, die Landwirtschaft aus den Klimadebatten herauszuhalten. Eine
solche Haltung können wir uns nicht mehr leisten, weil die
Landwirtschaft ein maßgeblicher Emittent von Stickstoffverbindungen,
von klimarelevanten Gasen oder auch von Feinstaub ist. Die
landwirtschaftlichen Produktionsprozesse auszuklammern, ist auch
gegenüber anderen Wirtschaftszweigen, die ins Kreuzfeuer der Kritik
geraten, nicht fair. Über das Verkehrswesen wird intensiv diskutiert
und es werden Regulierungen implementiert. Nur die Landwirtschaft
entzieht sich bisher dieser Regulation. Das kann ich als Staatsbürger
nicht akzeptieren.

Gleichzeitig werden bei der Betrachtung der für die Klimadebatte
relevanten Nährstoffflüsse innerhalb und aus der Landwirtschaft
Wettbewerbsverzerrungen deutlich, die den verantwortungsvollen Umgang
mit Nährstoffen nicht belohnt: Ein Landwirt, der externalisiert, das
heißt, der intensiv wirtschaftet und sich gleichzeitig nicht darum
kümmert, wieviel Nährstoffe aus dem Betrieb entweichen und damit die
Umwelt belasten, ohne dass es ihn etwas kostet, der hat einen
Wettbewerbsvorteil gegenüber den Betrieben, die versuchen,
verantwortungsvoller mit ihren Nährstoffen zu wirtschaften. Das sind
zutiefst unfaire Wettbewerbsbedingungen. Diese Ungerechtigkeit
einzudämmen, wäre eigentlich Aufgabe der Politik, sowohl der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) als auch der nationalen Politik. Beide
weigern sich allerdings, dies überhaupt zur Kenntnis zu nehmen,
geschweige denn über Lösungen zu diskutieren.

SB: Würden Ihres Erachtens die Kriterien, die vorhin genannt wurden:
Input, Output, und schließlich Umweltbelastung oder Emission in die
Atmosphäre schon für die Validierung eines Betriebes ausreichen?

AS: Eine Stickstoff- und Phosphorbilanz in der Art und Weise, wie sie
bereits in den Niederlanden praktiziert wird, würde für die
Beurteilung der Umweltschutzleistungen eines Betriebes schon eine
praktikable und veritable Einschätzung liefern. Für die
Tierschutzleistungen eines Betriebes kann die Erfassung der Rate an
Todesfällen und Produktionskrankheiten über den Jahresverlauf in
Relation zu den erzeugten Produktmengen eine sehr aussagefähige
Beurteilung liefern. Diese Daten liegen auf sehr vielen Betrieben
bereits vor, das heißt, man müsste nicht einen großen zusätzlichen
Aufwand betreiben. Es liegt auf der Hand, dass kranke Tiere in ihrem
Wohlbefinden erheblich beeinträchtigt sind. Betriebe mit einer
geringen Rate an Produktionskrankheiten sind hinsichtlich der
Tierschutzleistungen deutlich besser einzustufen, als Betriebe mit
hohen Raten an Produktionskrankheiten. Das Management muss den Tieren
mehr Aufmerksamkeit widmen und mehr Ressourcen in Form einer
verbesserten Fütterung, Hygiene und Pflege zuteilen, damit diese in
der Lage sind, sich ohne Störungen der Gesundheit anpassen zu können.
Wir verfügen bereits über hinreichendes Wissen, können aber unser
Know-how und die vielfältigen Beratungsempfehlungen in der Praxis gar nicht
zur Anwendung bringen, weil die Landwirte kein Geld haben, um das zu
realisieren bzw. weil sich die damit verbundene Investition nicht
amortisiert. Die Landwirte haben keinen wirtschaftlichen Spielraum
dafür.

SB: Gibt es keine kleineren Veränderungen, die ein Landwirt ohne
weitere Kosten mit wenigen Handstrichen oder etwas mehr Mühe zum
Tierwohl und damit zur Verhinderung von Produktionserkrankungen
beitragen kann?

AS: Das ist zu einfach gedacht. Die Tiergesundheit ist das
Gesamtergebnis, das heißt der Output der komplexen Interaktionen
zwischen sehr vielen Faktoren innerhalb des Betriebssystems. Diese
Interaktionen und das daraus resultierende Ausmaß an
Produktionskrankheiten sind betriebsspezifisch. Man kann nicht von
einzelnen Faktoren auf die damit hervorgerufene Wirkung bei der
Gesamtheit der Betriebe schließen. Dies ist ein sogenannter induktiver
Fehlschluss. Erkrankungen kommen zustande, weil tier- und
betriebsindividuelle Wechselwirkungen nicht miteinander kompatibel
sind, so dass Störungen auftreten. Folglich muss erst die betriebliche
Gesamtsituation in den Blick genommen werden. In einem diagnostischen
Prozedere gilt es herausfinden, was die Schwachstellen eines Betriebes
sind, wie viele und welche Produktionskrankheiten vorliegen und welche
Tiere besonders betroffen sind. Nur so kann die Aufmerksamkeit sowie
die zeitlichen und finanziellen Ressourcen auf die Bereiche fokussiert
werden, welche betriebsspezifisch für die Störungen relevant sind.
Erst aus der Identifizierung von Schwachstellen, erst aus der Diagnose
ergeben sich Lösungs- bzw. Behandlungsansätze. Diese lassen sich aber
nicht auf andere Betriebe übertragen. Dort liegen andere Probleme und
andere Wechselwirkungen vor, die auf eine an den Betrieb angepasste
Strategie behoben werden müssen.
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Streßfaktor Freilauf. 

'Die Tiergesundheit ist das Gesamtergebnis, das heißt der Output der
komplexen Interaktionen zwischen sehr vielen Faktoren innerhalb des
Betriebssystems.' 

Foto: by Roger Kidd / Yes, they are Free Range! Claverley, Shropshire



Die induktive Vorgehensweise, generelle oder technikbasierte Ansätze
zu entwickeln und sie dann auf alle Betriebe zu übertragen, ist
wissenschaftlich nicht belastbar. Sie funktioniert bei einigen
quantitativen Parametern aber bei qualitativen Zielgrößen kommen Sie
damit nicht weiter. Die Tatsache, dass die Agrarwissenschaften dennoch
vorrangig auf technische und züchterische und damit induktive
Lösungsansätzen setzt, macht sie nicht nur zum Teil einer Lösung,
sondern auch zum Teil des Problems. Es wird in den Agrarwissenschaften
viel zu wenig darüber reflektiert und gestritten, ob die bisherigen
Ansätze wirklich in der Lage sind, die offensichtlichen und schon seit
geraumen Zeiträumen existierenden Probleme einer Lösung zuzuführen.
Bezogen auf die Tierschutz- und Umweltschutzleistungen kann ich
jedenfalls nicht erkennen, dass uns die enormen
Forschungsanstrengungen der Vergangenheit dazu befähigt haben, die
unvermindert anhaltenden und sich eher verschärfenden Probleme in der
Zukunft zu lösen. Meine vorläufige Einschätzung ist, dass wir unter
dem Diktat der Kostenminimierung unsere Kenntnisse schlicht nicht zur
Anwendung bringen können, weil sie kostensteigernd sind und von den
Landwirten als solche eingestuft werden.

SB: Verringern sich die Probleme durch den Rückgang der
Nutztierhaltung oder durch das eingangs erwähnte Höfesterben?

AS: Das ist so nicht zu erwarten. Die Anzahl der Betriebe geht zwar
drastisch zurück. Die Tierzahl ist jedoch gleich geblieben bzw. hat
bei einigen Spezies sogar zugenommen. Es gibt nach wie vor sehr viele
Tiere, die auch sehr viele Nährstoffe brauchen, die importiert werden
müssen. Auf der anderen Seite exportieren wir viele Produkte - im
Bereich Schweinefleisch und Milch sind es über 40 Prozent der im Land
erzeugten Produkte. Die Exkremente der Tiere bleiben im Lande, nicht
gleichmäßig über das Land verteilt, sondern in bestimmten Regionen
hochgradig konzentriert. Zusätzlich werden noch große Mengen an
Exkrementen von holländischen Betrieben importiert, weil sie den
aufnehmenden Betrieben in Deutschland zusätzliche Einnahmen auf Kosten
des Gemeinwohles bescheren. Manche Regionen sind quasi, wenn ich das
mal sehr überspitzt formulieren darf, die Latrine von holländischen
Betrieben. Gleichzeitig werden die Probleme mit den im Land
anfallenden Exkrementen nicht gelöst. Auch dies wurde auf dem heutigen
Panel nicht thematisiert.

Auf der anderen Seite, auch das wurde hier in den vorangegangenen
Diskussionsbeiträgen nicht erwähnt, werden etwa 40 Prozent der
Ackerflächen in Ostdeutschland nicht mit organischem Dünger versorgt,
weil sie von den Zentren der Tierhaltung zu weit entfernt sind. Sie
müssen zur Freude von BASF & Co mit mineralischen Düngemitteln
versorgt werden. Was die heute diskutierte Kreislaufwirtschaft
betrifft, haben wir hier eine Situation, die weder ausbalanciert noch
auf Effizienz getrimmt ist. Dafür müsste die Tierhaltung in die
Regionen mit geringem Viehbesatz verlagert werden.
Darüber hinaus bräuchte es eine entsprechende Abstimmung zwischen
Tierhaltung und Pflanzenbau, damit die Ressourcen effizienter genutzt
werden können und möglichst wenig davon in die Umwelt entweicht. Die
Strategien dafür sind vorhanden. Nur passen die politischen und
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht dazu. Diese Kernproblematik
wurde heute nicht thematisiert und reflektiert.

SB: Müsste ein neuer Berufsstand, wie der eines Beraters oder eines
Mediators der Landwirtschaft geschaffen werden, der diese vielen
unterschiedlichen Bereiche und die Politik zusammenbringt?

AS: Es gibt durchaus schon Berater, die über entsprechende Kompetenzen
verfügen und bei der Lösung oder Minderung von Zielkonflikten helfen
könnten. Solange jedoch nur die Maßnahmen ins Auge gefasst werden, die
eine Senkung der Produktionskosten erwarten lassen, werden die
Landwirte auch keine Beratung anfordern oder gar bezahlen wollen,
welche kostensteigernd wirken könnte. Auch die Wissenschaft steckt
hier in einer Falle. Sie versucht immer wieder neue Optionen zu
erforschen, bekommt davon aber nur sehr wenig in die Anwendung
transferiert, weil dafür kein hinreichender Markt vorhanden ist. Weil
von der Praxis in erster Linie nur das realisiert wird, was
verspricht, die Kosten zu senken, findet eine externe Validierung der
von der Wissenschaft entwickelten methodischen Ansätze nur selten
statt.

Andererseits gibt es durchaus Spielräume für ein Sowohl-als-auch, das
heißt sowohl für die Realisierung einer hohen Produktivität als auch
hoher qualitativer Leistungen. Um diesen auf Synergieeffekten
basierenden Schatz zu heben, bedürfte es allerdings einer systemischen
Herangehensweise. Diese hat in den Agrarwissenschaften trotz
gegenteiliger Bekundungen bislang kaum Eingang gefunden.

SB: Die sogenannte Landwirtschaft 4.0 bewirbt ebenfalls zahlreiche
neue und vermutlich auch kostspielige Techniken. Sind diese
Technologien ausreichend evaluiert? Und werden sie halten, was sie
versprechen?

AS: Die heute feil gebotenen digitalen Ansätze lassen nur in
Teilbereichen einen Lösungsbeitrag erwarten; sie adressieren jedoch
nicht die Kernprobleme. Mit neuer - wie bereits in der Vergangenheit
mit der bisherigen Technik werden Erwartungen verknüpft, ohne dass
bisher der Nachweis einer umfassenden Wirkung, der über einen
begrenzten Teilaspekt hinausgeht, unter sehr heterogenen betrieblichen
Bedingungen über eine externe Validierung erbracht wurde. Was wir
eigentlich bräuchten wäre ein Wettbewerb um die effektivsten und
effizientesten Lösungen für die jeweiligen betriebsspezifischen
Konstellationen, das heißt einen Wettbewerb zwischen den Betrieben
hinsichtlich der Erbringung von Tierschutz- und
Umweltschutzleistungen, das heißt Leistungen für das Gemeinwohl.

SB: Wenn die Digitalisierung im Stall darauf hinausläuft, dass man
durch ein Monitoring den Bedarf der Tiere an Aminosäuren und
Nährstoffen ermitteln und entsprechend elektronisch die Futterausgabe
regulieren kann, lassen sich Futtermenge, Schadstoffemissionen und
sogar der Wasserbedarf erheblich reduzieren. Das scheint ökologisch
sinnvoll und wirtschaftlich effizient. Stört es Sie als Tierarzt, wenn
Tiere in Stallhaltung als eine Art biochemische oder organische Fabrik
betrachtet werden, reduziert auf Ausgangsstoffe und Endprodukte wie
Fleisch, Milch oder Eier?
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In Geflügelställen ist Kannibalismus "normal". Diese Haltungsverfahren
verursachen im Verbund mit mangelhafter Tierbetreuung eine Vielzahl
von vermeidbaren Erkrankungen und Todesfällen bei den Tieren - das
gilt für alle Haltungsverfahren, ob bio oder konventionell. 
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AS: Damit habe ich kein grundsätzliches Problem. Maßgeblich ist für
mich, inwiefern die Technik dazu beiträgt, eine Verbesserung des
Tierschutzes und des Umweltschutzes zu leisten. Diesen Nachweis
fordere ich ein. Wie auch immer das durch Technik gelöst wird - es
gibt genug Optionen, die sich vor allem zum Wohl des Tieres umsetzen
lassen -, entscheidend ist, dass man sie nur als Mittel zum Zweck und
nicht als Selbstzweck betrachtet. Das wäre falsch. Das gleiche gilt
für Futtermittel wie Soja, technische Hilfsmittel oder Arzneimittel,
die daraufhin geprüft werden müssen, ob das zuvor definierte Ziel
damit tatsächlich erreicht wird. Dies ist nicht nur von den jeweiligen
Mitteln, sondern vor allem vom Kontext und von der Verwendung der zum
Kontext passenden Mittel abhängig. Und dann gilt es zusätzlich zu
prüfen, ob das Ziel mit den Mitteln auch kostengünstig erreicht werden
kann. Kurz gesagt: Das Ziel muss klar sein und nachweislich erbracht
werden; mit welchen Mitteln es erreicht wird, bleibt weitgehend den
einzelnen Betrieben überlassen.
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'Es gibt genug Optionen, die sich vor allem zum Wohl des Tieres
umsetzen lassen.'

Foto: by RoyBuri CC0 via Pixabay



Doch wie ich bereits eingangs sagte, so lange die qualitativen
Leistungen nicht valide beurteilt werden, und der Landwirt für eine
höhere Leistung keine zusätzliche Honorierung erfährt, fehlt der
Anreiz, also unterlässt er es. Er bleibt bei der weit verbreiteten
Strategie - die sich längst für viele Betriebe als trügerische
Hoffnung und damit als Fehleinschätzung erwiesen hat - zu überdauern,
indem man weiter versucht, die Kosten zu minimieren. Dies führt meines
Erachtens immer tiefer in die Sackgasse.

SB: Vielen Dank, Herr Professor Sundrum für die deutlichen Worte.


Anmerkungen:


[1]
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Ernaehrungsreport2018.html;nn=310868

[2]Quelle: Januar 2018, Telepolis, Susanne Aigner: 

"Massentierhaltung: Ist ein Ende der Qualen absehbar?"

https://www.heise.de/tp/features/Massentierhaltung-Ist-ein-Ende-der-Qualen-absehbar-3952551.html?seite=all

[3] mehr zum Thema: 

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brri0156.html
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AKTION/1430: Münster - Führung "Zwinger bei Lampenlicht" am 19. Juli 2018


Führung: Zwinger bei Lampenlicht



Münster (SMS) In besonderer Atmosphäre lässt sich der Zwinger am
Donnerstag, 19. Juli, erleben. Bei einer Abendführung erkunden
Besucherinnen und Besucher im Schein der Taschenlampen das fast 500
Jahre alte Gemäuer und kommen der wechselvollen Geschichte des
ehemaligen Bollwerks und heutigen Baudenkmals auf die Spur. Treffpunkt
ist um 20 Uhr am Zwinger an der Promenade (3 / 2 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSUS/1183: Bielefeld - Kleidungsstücke nähen, 3 Termine vom 20. bis 22. Juli 2018


Nähen in der Sommer-VHS



Bielefeld (bi). Fehlt noch Kleidung für den Urlaub? Mit Beginn der
Sommerferien bietet die Volkshochschule dazu einen dreitägigen Nähkurs
an. Unter der Leitung von Lola Birlo können von Freitag, 20., bis
Sonntag, 22. Juli, in der Ravensberger Spinnerei Kleidungsstücke
fertig gestellt werden. Grundkenntnisse im Nähen mit der Nähmaschine
sind erforderlich. Schnittmuster, Stoff, Schere, Nähgarn und
Stecknadeln sind mitzubringen. Weitere Infos und Anmeldung unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7266: Mönchengladbach - Mit Ross und Planwagen durch die Innenstadt am 22. Juli 2018


Am 22. Juli: Stadtrundfahrt "Mit Ross und Planwagen durch die
Innenstadt"



Wer schon immer einmal mit der Kutsche oder dem Planwagen durch die
Mönchengladbacher Innenstadt fahren wollte, ist bei dieser
Stadtrundfahrt genau richtig. Bei gemütlichen sechs Kilometern pro
Stunde erfährt man, wie der Bunte Garten ursprünglich einmal heißen
sollte, wo in Mönchengladbach Lappland zu finden ist, wie die
Hindenburgstraße vom Planwagen aus empfunden wird und vieles mehr. Die
Tour startet am Sonntag, dem 22. Juli. Treffpunkt ist um 11 Uhr am
Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren".

Sie dauert etwa 120 Minuten und kostet für Erwachsene 25 Euro, für
Kinder (bis 14 Jahre) 18 Euro (zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20
Euro pro Buchung.

Für diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7265: Leer - Schloss Evenburg-Theaterführung "Zeitreise mit 'Graf Carl Georg von Wedel'", 20.7.


Zeitreise mit "Graf Carl Georg von Wedel"

Theaterführung im Schloss Evenburg am 20. Juli um 16 Uhr



Wenn Geschichte lebendig wird: Am Freitag, 20. Juli, gibt es im
Schloss Evenburg eine besondere Theaterführung von 16 bis 17 Uhr mit
"Graf Carl Georg von Wedel".

"Willkommen auf meinem Schloss!" Mit diesen Worten empfängt Graf Carl
Georg die Besucher der Theaterführung und geleitet sie durch die
repräsentativen Räume der Evenburg.

Stolz präsentiert der Haus- und Majoratsherr seinen Gästen sein
land- und forstwirtschaftliches Unternehmen. Authentisch berichtet er
von den großen Veränderungen des 19. Jahrhunderts, gesellschaftlichen
Anlässen z. B. dem Besuch des Königspaares von Hannover und seiner
großen Errungenschaft von der Weltausstellung in Paris. Und je nach
Laune gibt er vielleicht auch das eine oder andere Familiengeheimnis
preis...

Mindestteilnehmerzahl zehn Personen, Anmeldung im Schloss unter
Telefon 0491 99756000 erforderlich. Kosten zehn Euro. Treffpunkt ist
im Foyer der Evenburg.

Schloss Evenburg

 Zentrum für Gartenkultur

 Am Schlosspark 25

 26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

 info@schloss-evenburg.de

 www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

 Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 13. Juli 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7264: Unna - Sommertouren mit dem Fahrrad


Sommertouren mit dem Fahrrad



Kreisstadt Unna. Sommerzeit = Ferienzeit - und was unternehmen? Mit
dem Fahrrad die eigene Umgebung erkunden und dabei die Stadt ganz neu
entdecken.

Neben den überregionalen Routen wie z.B. dem Alleenradweg, der Route
Industriekultur und den Kreisradwegen gibt es auch in der Nähe den
Ruhrtal-Radweg bzw. die Römer-Lippe-Route oder das umfassende
Knotenpunktsystem des RVR. Aber auch in der Stadt Unna findet man
schöne Wege, die zu einer Entdeckertour einladen. Jede Woche wird eine
Route vorgestellt. Und sollte kein eigenes Fahrrad vorhanden sein -
oder Neugierige möchten eine der etwas längeren Touren mit einem
Pedelec genießen: An der Radstation Unna lassen sich verschiedene
Räder online buchen und ausleihen - so z.b. ein Pedelec ab 75ct pro
Stunde. (www.die-radstationen.de).

Den Start macht die Spielplatzroute - speziell für Familien
entwickelt:

Radeln Sie gemeinsam mit der ganzen Familie durch Parks, vorbei an
Tieren und durch eine schöne und abwechslungsreiche Landschaft.

Insgesamt ist die Strecke knapp 10 km lang und eignet sich als
Rundtour für einen Tagesausflug oder auch - abschnittsweise - für
einen kleinen Ausflug nebenbei! Entdecken Sie die fünf attraktivsten
und größten Spielplätze in Innenstadtnähe.

Verschiedene Bistros und Eisdielen entlang der Strecke laden zum
Verweilen ein - oder machen Sie einfach ein Picknick am Spielplatz.

Die Routenführung ist kinderfreundlich und führt größtenteils über
Radwege bzw. eigene Fahrwege. Die Wege und Querungen sind sicher und
attraktiv ausgebaut, beschildert und auch mit Anhängern gut zu
befahren.

Noch ein kleiner Hinweis: Kinder bis acht Jahren müssen auf dem Gehweg
fahren, zwischen acht und zehn dürfen sie es und ab zehn Jahren fahren
sie ganz normal auf den entsprechend vorhandenen Wegen.

Die GPS-Daten der Tour und auch weitere Infos zu den Spielplätzen
erhalten Sie hier: https://www.kijub-unna.de/spielplaetze.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. Juli 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TOUR/7263: Kassel - Seniorentour "Besichtigung Kurbad Jungborn" am 14.8.2018


Besichtigung Kurbad Jungborn für Senioren



Zu einer Besichtigung des Kurbads Jungborn lädt das städtische Referat
für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogrammes ein. Die Besichtigung
findet statt am Dienstag, 14. August, 14.30 Uhr. Um Anmeldung ab
Montag, 23. Juli, montags und freitags 9.30 bis 12 Uhr unter der
Telefonnummer 0561/787-5100, sonstige Zeiten unter 0561/787-5071 oder
online unter www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel, wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 16. Juli 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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